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Einleitung 


Vorbemerkung 


Die vorliegende Arbeit ist ein berufssoziologischer Grenzgang. Sie nimmt sich 
zum Ziel, Unterschiede beruflicher Arbeitsweisen vergleichend gegenüber zu stel- 
len und berufliche Besonderheiten im Rahmen rekonstruktiver Analysemethoden 
zugänglich zu machen. Dieses Ziel bleibt mit der Aufforderung verbunden, Be- 
rufsgrenzen, die nachweislich für Berufsangehörige identitätsstiftend wirken, zu- 
gunsten einer Vergleichsabsicht zu überwinden. Für die hier angesprochenen Be- 
rufsgruppen der Polizei, Medizin und Sozialen Arbeit kann demnach nicht von 
einem disziplinären Standpunkt der Untersuchung ausgegangen werden, von dem 
aus sich fremde Berufswelten erschließen lassen. Vielmehr wird die Studie von 
der Einsicht getragen, dass erst interdisziplinäre Analyseansätze einen Bezugsrah- 
men bereitstellen, innerhalb dessen eine Vergleichsstudie sinnvoll vollzogen wer- 
den kann. Jene beruflich-neutrale Perspektive ermöglicht es, sich nicht in Loyali- 
tätskonflikte der untersuchten Berufsfelder zu verstricken bzw. fremde Berufskul- 
turen durch den Standpunkt disziplinärer Argumentation zugänglich zu machen. 
Welche Perspektive kann außerhalb von Berufszugehörigkeiten und innerhalb in- 
terdisziplinärer Forschungsausrichtung jedoch eingenommen werden? 

Aus Sicht einer berufssoziologischen Annäherung an das Untersuchungsfeld 
Kinderschutz zeigt sich schnell, dass hier zentrale Argumentationen professions- 
theoretischer Reflexionen auf dem Prüfstand stehen und auch generell bisher nur 
angedeutete oder theoretisch reflektierte berufliche Quervergleiche über die 
Chiffre Kindeswohl analytisch zugänglich werden. Professionssoziologisch zeigt 
sich der Kinderschutz als interdisziplinär verfasstes Handlungsfeld, das neue Her- 
ausforderungen an beteiligte Fachkräfte stellt. Interdisziplinarität und berufliche 
Diversifizierung sind demnach keine theoretischen Figuren oder konzeptionelle 
Zuschreibungen, sondern in erster Linie feldimmanente Rahmenbedingungen der 
konkreten Berufsausübung. Nicht nur der Soziologe avanciert daher in den unter- 
suchten Berufsfeldern zum Grenzgänger disziplinärer Perspektiven, auch für Be- 
rufsvertreter, die hier ausgewählt und systematisch gegenübergestellt wurden, sind 
Kinderschutzaufgaben neue berufliche Herausforderungen, bei deren Bewältigung 
sie zu Grenzgängern von Berufswelten werden. 


© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2017 
T. Franzheld, Verdachtsarbeit im Kinderschutz, Kasseler 
Edition Soziale Arbeit 7, DOI 10.1007/978-3-658-18047-8_1 
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Ausgangsüberlegung und Fragestellung 
„How people work is one ofthe best kept secrets“ (Suchman 1995: 56). 


Nimmt man die Einschätzung von Lucy Suchman im vorausgeschickten Zitat zum 
Grandmesser der vorliegenden Forschungsabsichten, stehen die nachfolgenden 
Überlegungen und Analyseabsichten vor großen Herausforderungen: Sie zielen 
darauf ab, Arbeit aus Sicht von Berufsangehörigen sichtbar zu machen und dabei 
den Geheimnissen gleich mehrerer Berufsgruppen analytisch auf den Grund zu 
gehen. Gemessen an Suchmans Einschätzung einer weitgehenden Unsichtbarkeit 
der Berufsarbeit, sind das nicht nur ambitionierte, sondern schier aussichtslose Be- 
mühungen. 

In den folgenden Ausgangsüberlegungen sollen drei Rahmensetzungen der 
diagnostizierten Unsichtbarkeit der Berufsarbeit entgegengehalten werden, die an- 
schließend auch dem Berufsvergleich ein tragfähiges Fundament geben. 

Die erste Setzung bezieht sich auf theoretische Vorüberlegungen zum For- 
schungsgegenstand, an dem sich der Vergleich strukturieren soll. Ausgehend von 
der Überlegung, dass Berufsvergleiche einen gemeinsamen Gegenstand voraus- 
setzen, müssen auch die zu analysierenden beruflichen Tätigkeiten thematisch ein- 
gegrenzt werden. Ohne Gegenstandsbezug besteht insbesondere in der Professi- 
onsfrage nicht selten Anlass und Gefahr für Reformulierungen standespolitischer 
Überzeugungen ohne empirische Absicherung. Der Kinderschutz bzw. die kon- 
krete Bearbeitung von Fällen von Kindeswohlgefährdungen stellen ein geeignetes 
Untersuchungsfeld dar, einen Berufsvergleich im Hinblick auf einen gemeinsa- 
men beruflichen Gegenstand anzustreben. Mit einer interaktionistischen Argu- 
mentationsfigur sind kinderschutzbezogene Tätigkeiten gemeinsame »Unterneh- 
mungen« (Hughes 1993) angrenzender Berufsgruppen, die berufliches Handelns 
unter thematischen Aufgabenstellungen zusammenführen. Kinderschutzaufgaben 
erzeugen zwischenberufliche Überschneidungen aber auch Trennlinien zu anderen 
Arbeitsformen. 

Für interaktionistisch ausgerichtete Forschungsbemühungen benötigen ge- 
meinsame Arbeitsprojekte geeignete »Grenzobjekte« (Star und Giesemer 1989); 
also tätigkeitsbezogene Gegenstände, die hinreichend diffus im Alltagsverständnis 
verankert sind, sodass sie in beruflichen Kontexten das Fundament grenzüber- 
schreitender Interkationen bilden können, gleichwohl aber konkret genug sind, um 
sich in spezifisch beruflichen Tätigkeiten zu konsolidieren. Insbesondere der in 
praktische Handlungszusammenhänge eingelassene Begriff »Kindeswohlgefähr- 
dung« scheint in dieser Hinsicht geeignet, ein gemeinsames Handlungsfeld trotz 
heterogener beruflicher Referenzsysteme zu etablieren. Folgt man den aktuellen 
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Argumentationen, verankert der Terminus »Kindeswohlgefährdung« die Kinder- 
schutzdebatte nicht nur in einem rechtlichen Deutungsrahmen, sondern dient dar- 
über hinaus auch als Orientierungspunkt fachlicher Auseinandersetzungen und 
kritischer Reflexionen. Weil er einen diffusen Begriffshorizont eröffne, sei er hin- 
sichtlich des konkreten Gebrauchs eine „mystifizierende Leerformel, ja eine jedes 
Motiv deckende Generalklausel“ (Zitelmann 2001: 119), eine »Pauschalfloskel« 
(Keiser 1998), »Worthülse« (Ell 1990), »Mogelpackung« (Goldstein u.a. 1991) 
oder »definitorische Katastrophe« (Dettenborn 2001). 

Im Hinblick auf »gemeinsame Unternehmungen« und grenzüberschreitende 
Argumentationen lässt sich der Begriff aber auch positiv würdigen. Auch wenn 
zunächst unklar erscheinen mag, welche Auslegungen und semantische Differen- 
zierungen »Kindeswohlgefährdungen« im beruflichen Alltag provozieren können, 
eignen sie sich als begriffliche Übersetzungsmedien abstrakter Kinderschutzmoti- 
vationen in unterschiedliche berufliche Handlungszusammenhänge. Weil Begriffe 
und Einschätzungen von Kindeswohl und Kindeswohlgefährdung dabei berufli- 
chen Konstruktionen unterliegen (vgl. Honig 1986; Kinderschutz-Zentrum 2009), 
bilden sie auch für berufliche Vergleichsabsichten einen „Musterfall interdiszipli- 
närer Reflexionen“ (Simitis 1988: 193). 

Einige Forschungsbemühungen richten sich gegenwärtig auf die Aufklärung 
dieser beruflichen Kinderschutzpraktiken, dennoch bleiben insbesondere die Po- 
tenziale professionssoziologischer Vergleichsansätze dabei zumeist unangespro- 
chen. Aus der Perspektive professionstheoretischer Fragestellungen eröffnet das 
Feld des Kinderschutzes die seltene Gelegenheit zur empirischen Inblicknahme 
multipler und disparater Berufswirklichkeiten durch das Brennglas Kindeswohl. 

Klassische Professionsansätze würden bei einem so angedachten Berufsver- 
gleich reflexartig Statusunterschiede in Rechnung stellen, die sich beispielsweise 
hinter Begriffen wie »klassische«, »bescheidene« oder »neue« Profession verber- 
gen. Dieser berufsbezogenen Einordnung sollen in der vorgelegten Studie gegen- 
standsbezogene empirisch-analytische Aufklärungen entgegengehalten werden. 
Dieser Wechsel der Analyseperspektive in der Professionsfrage ist forschungsme- 
thodisch motiviert und führt zurück auf Überlegungen interaktionistischer 
Grundsätze. Hughes — mit dem sich dieser Perspektivenwechsel namentlich ver- 
bindet - betont in dieser Auseinandersetzung: „I passed from the false question ‘is 
this occupation a profession?' to the more fundamental one, "what are the circum- 
stances in which the people in an occupation attempt to turn it into a profession, 
and themselves into professional people?'” (Hughes 1993: 340). 

Mit seinem Ansatz verbindet sich auch eine gewisse »Respektlosigkeit« ge- 
genüber dem Konzept der Profession, weil hierin normative Vorstellungen höher- 
wertiger Tätigkeiten auf Distanz gebracht bzw. theoretisch aufgegeben werden 
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müssen. Hughes überlässt es der Praxis bzw. ihrer Praktiker, ob sie sich als Pro- 
fessionelle verstehen und unter welchen Umständen und mit welchen Folgen sie 
ihrer Berufstätigkeit »professionell« nachgehen. Andererseits eröffnet diese »The- 
orieblindheit« eine empirisch-vergleichende Analyseperspektive, die es erlaubt, 
statt vorgelagerter normativer Professionskriterien berufliche Arbeit und Arbeits- 
organisation anhand berufs- und handlungsfeldimmanenter Kontrastierungen zu 
qualifizieren. Die folgende Studie versteht sich, im Sinne dieser konzeptionellen 
Überzeugung, als gegenstandbezogene Berufsfeldforschung. 

Im Hinblick auf die Generierung eines theoretisch abgesicherten Professions- 
konzepts bleiben die nachfolgenden Ausführungen daher bescheiden. Sie betrach- 
ten konträr dazu das Verstehen von Differenzen beruflicher Tätigkeiten am Ge- 
genstand Kinderschutz als den zentralen Forschungsauftrag. Der Feldbegriff in der 
Bezeichnung »Berufsfeldforschung« signalisiert hierbei, dass das Kindeswohl in 
einem semantisch offenen Deutungshorizont steht, und die Forschungsarbeit ent- 
lang beruflich verwalteter Begriffsinventare einen grundsätzlich erkundenden 
Charakter trägt. 

Die zweite Setzung zielt auf eine empirische Fokussierung. Die materialen 
Analysen beschränken sich auf die Rekonstruktion eines Arbeitstypus, der die be- 
ruflichen Herausforderungen im Arbeitsfeld Kinderschutz handlungsförmig nach- 
zuzeichnen versucht. »Verdachtsarbeit« stellt nicht nur eine Arbeitsform dar, die 
die Komplexität des Vergleichs reduziert, sondern auch ein Konzept, das die Be- 
sonderheiten des gemeinsamen Handlungsfeldes für die beteiligten Berufsvertre- 
ter angemessen reflektiert. Im Hinblick auf den angestrebten beruflichen Querver- 
gleich bildet der Handlungstyp ein analytisches Brückenprinzip, das auf berufliche 
Auffälligkeiten im Kinderschutz abzielt. 

Während sich theoretische Vorüberlegungen als Richtungsentscheidungen 
vor dem Feldeintritt verstehen, wurde die Arbeitsform »Verdachtsarbeit« in Aus- 
einandersetzung mit dem Forschungsmaterial gewonnen und bildet eine Klammer 
zwischen theoretischen Bezügen und empirischen Analysen. Die Besonderheit der 
Studie liegt letztlich darin, dass sie einem Arbeitstypus nachspürt, der professions- 
soziologische Reflexionen, feldspezifische Rahmenbedingungen und berufliche 
Aneignungen zueinander in Beziehung stellt. 

Für professionssoziologische Reflexionen stellt der Arbeitstypus »Ver- 
dachtsarbeit« ein integrales Konzept dar, das Elemente des Professionsbegriffs 
aufgreift und gegenstandsbezogen kombiniert. Damit verbindet sich die Hoffnung, 
den in der Theorieentwicklung identifizierten Ausschließlichkeitsanspruch theo- 
retisch abgesicherter Professionsbegriffe forschungsbezogen zu überdenken. Für 
das Handlungsfeld Kinderschutz ist der Typus »V erdachtsarbeit« insofern instruk- 
tiv, als er die Arbeitsbedingungen der Berufstätigkeit in der Auseinandersetzung 
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mit neuen beruflichen Herausforderungen hervorhebt. Im Hinblick auf den Ver- 
gleich benachbarter Berufsgruppen ist er indes geeignet, berufliche Anpassungen 
und disziplinäre Grenzziehungen zu markieren und so den angedachten Berufs- 
vergleich adäquat zu dimensionieren. 

Die vorliegende Studie setzt sich daher das Ziel, das Konzept »Verdachtsar- 
beit« dem Leser näher zu bringen. Weil dieser Arbeitstyp als Schlüsselkategorie 
in einem zunächst offenen und wenig strukturierten Forschungsprozess identifi- 
ziert sowie in sich stetig verdichtenden Analyseschritten modelliert wurde, trägt 
er kreative Spuren abduktiver Schlussfolgerungen. Damit soll aber nicht behauptet 
werden, dass sich durch konzeptionelle Überlegungen sämtliche Verstrickungen 
der Praxis durchdringen und all ihre Widersprüche abstreifen lassen und Formen 
der Verdachtsarbeit hermetisch geschlossene und widerspruchfreie Tätigkeiten re- 
präsentieren. Für die Analyse von Berufswirklichkeiten stellen sie und die darin 
verwobenen Kontrastdimensionen nicht das Ziel der Forschung dar, sondern nur 
ein heuristisches Mittel zu ihrer Aufschließung, um sich den komplexen Struktu- 
ren der Berufspraxis in einem konkreten Handlungsfeld theoretisch informiert, 
methodisch sensibilisiert und empirisch fokussiert anzunähern. 

Die dritte Setzung zur Inblicknahme beruflicher Tätigkeiten bezieht sich auf 
methodische Vorüberlegungen. Weil sich Berufswelten — wie Suchman betont — 
oftmals empirischen Einblicken verschließen, beschränken sich die Analysen auf 
Sprachregelungen bzw. den »professional talk« im Umgang mit Kindeswohlge- 
fährdung. Diese methodische Überlegung geht von der Annahme aus, dass nicht 
nur formale Mitgliedschaften Berufszugehörigkeiten regeln, sondern berufliche 
Formen des Sprechens und ein implizites wechselseitiges Verstehen Mitglied- 
schaften praktisch erzeugen. Ob und inwiefern der Kinderschutz bzw. thematische 
Verweisungen zu Kinderschutzfragen einen relevanten Tätigkeitsbereich im Be- 
rufsalltag markieren, zeigt sich in sprachlichen Artikulationen und beruflichen 
Auslegungen von Kindeswohlsemantiken. Insbesondere im Kinderschutz gelte 
zudem, so eine allgemeine Einschätzung, dass die Sicherstellung des Kindeswohls 
erst durch eine kritische Reflexion des je spezifischen Sprachgebrauchs beteiligter 
Berufssysteme gewährleistet werden kann. Die teilweise sozialpolitisch geforderte 
»gemeinsame Sprache« im Kinderschutz bzw. der Wunsch nach einer berufsüber- 
greifenden allgemeingültigen Definition des Kindeswohls führt notwendiger 
Weise zur Analyse von Sprachregelungen kindeswohlbezogener Ausdrucksfor- 
men. Kindeswohlsemantiken liefern darüber hinaus Hinweise auf Arbeitskonzepte 
und berufliche Orientierungen, die in den Sprachpraktiken zum Ausdruck kom- 
men. 

Diese drei Ausgangsüberlegungen, die theoretische, methodische und empi- 
rische Argumente zusammenführen, lassen Einblicke in berufliche Arbeitszusam- 
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menhänge wahrscheinlicher werden. Aber auch sie können Zugänge zum Ar- 
beitsalltag von Berufspraktikern nicht garantieren oder erzwingen. Die vorlie- 
gende Forschungsarbeit hat daher auch zu reflektieren, welche Tiefe ihre gewon- 
nenen empirischen Einsichten aufweisen bzw. welche Grenzbarrieren auch mit 
dieser Analysehaltung nicht überwunden werden können. Um den erkundenden 
Charakter der Studie zu unterstreichen und den Argumentationsgang dennoch 
grundlegend zu strukturieren, verfolgt die Studie insgesamt folgende zentrale Fra- 
gen- und Themenkomplexe: 

[Intraprofessioneller Fragekomplex]: Wie werden Kindeswohlgefährdungen 
in angrenzenden beruflichen Feldern thematisiert, welcher beruflich organisierte 
Bedeutungshorizont wird dabei von Berufsvertretern aktiviert und wie wird der 
Kinderschutz damit zu ihrem Berufsalltag relationiert? 

[Interprofessioneller Fragekomplex]: Welche Gemeinsamkeiten und Unter- 
schiede lassen sich bei der Bewältigung von Kindeswohlgefährdungen als Heraus- 
forderung für berufliches Handeln identifizieren und welche Bedeutung besitzen 
diese Bewältigungsstrategien für den Ausweis professioneller Handlungsanstren- 
gungen? 


Aufbau der Arbeit 


Kapitel 1 beschäftigt sich mit professionssoziologischen Rahmungen der Ver- 
gleichsstudie. Zunächst wird der soziologische Professionsbegriff rekapituliert 
und im Hinblick auf den Gegenstand Kinderschutz strukturiert und neu dimensio- 
niert. Die Argumentation zielt darauf ab, den theoretischen Ausschließlichkeits- 
anspruch des Begriffs in aktuellen Professionsdebatten mithilfe der Leitunter- 
scheidung »vertikaler Klientenbeziehung« und »horizontaler Berufsbeziehung« 
kenntlich zu machen. Aus einer empirisch orientierten, handlungsbezogenen Sicht 
überkreuzen sich bei professionellen Tätigkeiten im Kinderschutz beide Bezie- 
hungsebenen im Rahmen von Gesamthandlungsplänen, was im gegenwärtigen 
Professionsdiskurs nicht hinreichend Berücksichtigung findet. 

Limitieren strukturtheoretische Argumentationen Professionen auf Heraus- 
forderungen der unmittelbaren Beziehung zu Klienten, konzentrieren sich macht- 
analytische Zugänge schwerpunktmäßig auf berufliche Dominanzansprüche und 
empirisch vorfindbare Grenzkonflikte zu benachbarten Berufsgruppen. Der Pro- 
fessionsbegriff hätte in einem integrativen Sinne dann sowohl die Arbeitsbezie- 
hungen zu Klienten als auch zu Berufsangehörigen anderer Provenienzen zusam- 
menzuführen und erst in der Verschränkung und Dimensionierung beider Bezie- 
hungsebenen Auskünfte über »Professionalität« zu geben. Weil mit der Gegen- 
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überstellung kontaktintensiver Beziehungsarbeit mit Betroffenen und institutio- 
neller Konkurrenz- und Dominanzbeziehungen ganzer Berufsgruppen auch Diffe- 
renzen zwischen strukturell abgeleiteter und interaktiv hergestellter Professionali- 
tät virulent werden, ergänzen im Anschluss Bourdieus Feldbegriff und Goffmans 
Rahmenkonzept diese theoretische Auseinandersetzung. Beide Ansätze stehen für 
Vermittlungskonzepte und Integrationsversuche theoretischer Professionsabsiche- 
rungen. 

Mit dem Feldkonzept von Bourdieu lässt sich entgegen dem strukturtheore- 
tisch angenommenen, funktional fest gefügten harmonischen Nebeneinander der 
Berufe auch der dynamische Ordnungsbildungsprozess zwischen ihnen analytisch 
in den Blick nehmen. Für Bourdieu sind Felder und Feldpositionen »reproduzierte 
Produkte« von Beziehungsrelationen um feldrelevante Gegenstände, Inhalte und 
Einstellungen. Auch im Kinderschutz dokumentiert sich die Stellung von Berufs- 
gruppen innerhalb eines gemeinsamen Handlungsfeldes in der »Brechungsstärke 
externer Arbeitsaufträge« in feldimmanente Handlungs- und Arbeitsaufträge. Au- 
tonomie und Felddominanz schlagen sich daher in der Fähigkeit nieder, Arbeits- 
themen aufzugreifen, in berufliche Tätigkeiten zu überführen und damit eine ei- 
gene Sicht auf feldrelevante Dinge, hier das Schutzbedürfnis von Kindern und Ju- 
gendlichen, zu etablieren. 

Goffmans Rahmenbegriff vermittelt zwischen normativen Erwartungen und 
individuellen Ermessensspielräumen stärker auf Handlungs- und Interaktionsebe- 
nen. Er öffnet den Blick sowohl für Interkationen zwischen Adressaten und Pro- 
fessionellen bei der Klärung von Hilfeanfragen und Schutzmaßnahmen als auch 
für Interaktionen, die Berufsangehörige im Rahmen grenzüberschreitender Ar- 
beitsaufträge mit benachbarten Berufsgruppen eingehen. Er verweist dabei nicht 
nur auf die aktive Bewältigung von Krisen- und Konfliktsituationen, sondern auch 
auf kreative Deutungs- und Handlungsspielräume im Umgang mit Kindeswohlge- 
fährdungen. 

In Kapitel 2 soll näher auf das Handlungsfeld Kinderschutz eingegangen wer- 
den. Dabei wird ein Rahmen abgesteckt, der den Schluss zulässt, dass Kinder- 
schutzaktivitäten bzw. der Umgang mit Fällen von Kinderwohlgefährdung zuneh- 
mend interdisziplinären Organisationsprinzipien unterliegen. Zunächst informie- 
ren rechtliche Verankerungen über die die Kinderschutztätigkeit flankierenden 
strukturellen Rahmenbedingungen. Zudem lassen sich bereits in den gesetzlichen 
Bestimmungen Zuständigkeitsmarkierungen und berufliche Leitorientierungen 
identifizieren. Anschließend gehe ich dem Forschungsstand zum Thema Kinder- 
schutz nach. Bereits in den theoretischen Argumentationen und den hier präsen- 
tierten Forschungsergebnissen lässt sich der Eindruck gewinnen, dass beruflich 
organisierte bzw. zu organisierende Verdächtigungen und Verdachtsabklärungen 
angrenzende Berufsgruppen zunehmend zusammenführen. Am Ende des Kapitels 
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steht eine Heuristik, die Elemente des Professionsbegriffs aufgreift und mit An- 
forderungen des Handlungsfeldes in Beziehung stellt. 

Die Erörterung der methodischen Ausrichtung erfolgt anschließend in Kapi- 
tel 3. Über die dort ausgewiesenen sozialtheoretischen Fundierungen soll der Ver- 
such unternommen werden, die Studie an interaktionistische Forschungsansätze 
anzuschließen, was sich insbesondere am verwendeten Arbeitsbegriff nieder- 
schlägt. Dabei stehen auch Überlegungen zum Sampling bzw. Begründungen zur 
Auswahl der kontrastierten Berufsgruppen im Mittelpunkt. Weil der Kinderschutz 
ein semantisch unabgeschlossenes Handlungsfeld darstellt, konzentrieren sich die 
Folgeüberlegungen auf eine Reflexion von Feldbegrenzungen sowie die von den 
Akteuren im Feld eingenommenen Feldpositionen. Zuletzt werden die konkreten 
Erhebungs- und Analysemethoden angesprochen. Eine Aktenanalyse von »Mel- 
debögen bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung« und ethnografische Interviews 
mit Berufsangehörigen aus Polizei, Medizin und Sozialer Arbeit bilden den Da- 
tenkorpus der Untersuchung und die Grundlage einer semantischen Feld- und Be- 
griffsanalyse in kontrastierenden beruflichen Kulturen. Die Ethnografische Sem- 
antik, die ethnografische und sprachanalytische Analyseschritte forschungsmetho- 
disch kombiniert, eignet sich hierbei als eigenständiger Methodenhintergrund. Sie 
zielt darauf ab, die in einer Berufskultur verwobene Orientierung an konkreten 
Gegenständen und Formen des Sprechens als »kulturelle Themen« zu identifizie- 
ren. 

Kapitel 4 bis 7 präsentieren empirische Konzepte und Analysen. Dargestellt 
werden zuerst fokussierte Betrachtungen der Berufswelten Polizei, Medizin und 
Sozialen Arbeit. Für die Präsentation der je spezifischen beruflichen Arbeitswei- 
sen wurde eine Darstellungsform gewählt, die auch dem Interventionsmodell pro- 
fessioneller Tätigkeiten nahe steht. Der Interventionsprozess von Kinderschutzfäl- 
len lässt sich idealtypisch als Prozess von Verdachtsbildungen, Verdachtsartiku- 
lation und Verdachtsabklärung betrachten. Verdachtsbildungsprozesse fragen 
handlungslogisch nach Zugängen zu Gefährdungsinformationen, der Aufmerk- 
samkeitsstruktur für Gefährdungsfälle und der dabei wirksamen Affektlogik be- 
teiligter Fachkräfte. Während diese Prozesse die Seite der Informationsgewinnung 
hervorheben, stehen anschließende Verdachtsartikulationen für beruflich gesteu- 
erte kognitive Einordnungen von Gefährdungsinformationen. Berufliche Erfah- 
rungsbildung, Problemnormierung und kognitive Schlussfolgerung bilden dafür 
entsprechende Kontrastdimensionen. Verdachtsabklärungen verweisen anschlie- 
Bend auf berufliche Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten, einen Gefähr- 
dungsverdacht in Auseinandersetzung mit der beruflichen Umwelt zu prozessie- 
ren. Sie stellen die interaktiv-prozessuale Seite verdachtsbezogener Arbeitsformen 
dar und informieren in den sich bildenden Aushandlungsordnungen über Zustän- 
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digkeitsauffassung, Verantwortungszuschreibung und Arbeitsteilung. Diese kon- 
zeptionelle Zusammenführung öffnet Kontrastierungsdimensionen, die sich zu 
kognitiven Orientierungen der einzelnen Berufsgruppen verdichten lassen. 

Kapitel 8 und die Schlussbetrachtung dienen der abschließenden Ergebnissi- 
cherung. Zunächst erfolgt eine professionstheoretische Reflexion verdachtsbezo- 
gener Arbeitsformen auf der Basis disziplinärer Argumentationen. Die Schlussbe- 
trachtung zielt hingegen auf eine empirische und theoretische Rückversicherung 
der Verdachtsarbeit als neuer Form beruflicher Herausforderungen. 





1 Die Beziehungsarbeit aus Sicht der 
Professionssoziologie 


Für die angestrebte Berufsfeldanalyse wird zunächst ein Professionsbegriff expli- 
ziert, der unterschiedliche Berufsfelder theoretisch einschließt und anschlussfähig 
für die anvisierte Vergleichsstudie ist. Im Fachdiskurs lassen sich dazu vielfältige 
Systematisierungsvorschläge von Profession, Professionalisierung und Professio- 
nalität finden, auf deren Vorstellung und innere Plausibilitätsprüfung an dieser 
Stelle verzichtet werden kann (vgl. dazu Dewe u.a. 1992; Combe und Helsper 
1996; Mieg 2003; kritisch zu Mieg Schmeiser 2006; für empirische Analysen vgl. 
auch Pfadenhauer 2003; Nadai u.a. 2005; Thieme 2013). Um nicht den bekannten 
Theorien der Professionssoziologie ohne Bezug zum eigenen Forschungsgegen- 
stand zu folgen, fasse ich den Begriff Profession idealtypisch! über zwei Bezie- 
hungsdimensionen zusammen: »Klientenbeziehung« und »Berufsbeziehung« bil- 
den für die folgende Durchsicht den äußeren Rahmen eines integrativen Professi- 
onsbegriffs. Damit werden weder bekannte Merkmalslisten der Professionsde- 
batte? rekapituliert, die Professionen historisch und über Berufskriterien zu erfas- 
sen versuchen, noch wird damit ein theoretisch geschlossenes Professionsver- 
ständnis anvisiert. Insofern sich meine Forschungsarbeit für konkrete Handlungs- 
zusammenhänge und berufliche Orientierungen interessiert, ignoriert sie jene Pro- 
fessionskriterien, die der beruflichen Tätigkeit äußerlich bleiben und für empiri- 
sche Rekonstruktionen unsichtbar sind. 

Im konkreten Handeln Berufsangehöriger lassen sich zwei elementare Bezie- 
hungsebenen gegenüberstellen. Auf der Ebene vertikaler Klientenbeziehungen 
steht der Fallbezug im sowohl theoretischen wie praktischen Mittelpunkt der Pro- 
fessionskonzeption. Die Besonderheiten professioneller Tätigkeiten lägen in 
asymmetrischen und antinomischen Grundstrukturen zwischen Klienten und Pro- 
fessionellen begründet. Auf der Ebene horizontaler Berufsbeziehungen reflektiert 





1 Diese Gegenüberstellung versteht sich als eine idealtypische Kontrastierung und Zuspitzung, bei 
der es darum geht „nicht das Gattungsmäßige, sondern umgekehrt die Eigenart von Kulturerschei- 
nungen scharf zum Bewusstsein zu bringen“ (Weber [1922]1988: 202; Herv. im Orig.). In der 
Realität besteht daher notwendigerweise eine Diskrepanz zwischen Idealtypen und Realtypen. 

2 Für eine Darstellung merkmalsorientierter Professionskonzepte siehe Pfadenhauer 2003; 
Wilensky 1964; Goode 1972; Rüschemeyer 1972. 


© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2017 
T. Franzheld, Verdachtsarbeit im Kinderschutz, Kasseler 
Edition Soziale Arbeit 7, DOI 10.1007/978-3-658-18047-8_2 


20 1 Die Beziehungsarbeit aus Sicht der Professionssoziologie 





der Begriff hingegen beruflich organisierte Außenbeziehungen, mit denen sich 
Professionen im Institutionengeflecht angrenzender Organisationen und ihrer ge- 
sellschaftlichen Umwelten behaupten. Die berufliche Sonderstellung von Profes- 
sionen ist dabei auf ihre Widerstandsfähigkeit und Durchsetzungsstärke innerhalb 
dieser Berufsbeziehungen zurückzuführen. Mit der Differenzierung vertikaler o- 
der horizontaler Berufsbeziehungen geht kein normatives, sondern lediglich ein 
konzeptionelles Verständnis professioneller Tätigkeiten einher’, das von der Über- 
legung ausgeht, theoretische Positionen als sinnaufschließende Heuristiken für 
empirische Forschungsabsichten zu verwenden. 

Für eine komparative Berufsanalyse im Handlungsfeld Kinderschutz ist diese 
theoretische Öffnung des Professionsbegriffs wie auch die Differenzierung in Kli- 
enten- und Berufsbeziehungen insofern notwendig, als Fallbearbeitungen von Ge- 
fährdungen sowohl die kontaktintensive Beziehungsarbeit mit Klienten und Fami- 
liensystemen als auch interdisziplinäre Beziehungen mit angrenzenden Berufen 
berühren und das berufliche Handeln zunehmend in der Spannung dieser beiden 
Beziehungsebenen halten. Die beruflichen Herausforderungen im Kinderschutz, 
so die grundlegende Vermutung, laufen quer durch die hier ausgewiesenen theo- 
retischen Positionen und Beziehungsdimensionen und verlangen keine theoreti- 
sche Engführung, sondern eine integrative Betrachtung. Die nachfolgende Durch- 
sicht zu Positionen der Professionssoziologie und ihre theoretischen Erläuterun- 
gen werden daher in Zwischenbetrachtungen auf das Thema Kinderschutz und auf 
diese Beziehungsrelationen übertragen. 


1.1 Professionen und Klientenbezug 


Vergewissert man sich im strukturtheoretischen Denken der Konzeption Profes- 
sion, spricht einiges dafür, den Klientenbezug zum Kern der beruflichen Sonder- 
rolle professionalisierter Berufsgruppen zu erheben - ganz gleich, ob im engeren 
Sinn funktionalistisch, system- oder handlungstheoretisch argumentiert wird. Für 
strukturtheoretische Argumentationen ist der Begriff Profession klinisch im Sinne 
therapeutischer Fallarbeit definiert und wird dabei von einem engen Verständnis 
»therapeutischer Funktionen« geleitet: „Traditionell liegt der Hauptakzent auf der 
‚Behandlung‘, der ‚Therapie‘ von Fällen, deren Zustand bereits pathologische For- 
men angenommen hat, mit dem Ziel, [...] den Normalzustand wieder herzustellen 
[-..]. Wir beschränken uns aber auf die Probleme der eigentlichen therapeutischen 
Funktion“ (Parsons 1958: 10). Unterscheiden lassen sich die hierunter rubrizierten 





3 Andere Überlegungen zur Systematisierung des Professionsbegriffs, die nicht nur auf theoretische 
Positionen hinweisen, finden sich beispielsweise bei Schmeiser 2006; Nittel 2000 oder Heiner 
2004. 
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Ansätze allerdings danach, ob sie der Tendenz nach die Asymmetrie, Komplemen- 
tarität, ihre Bündnis- oder affektive Grundstruktur dieser Beziehung betonen. 

Im klassisch strukturtheoretischen Denken eröffnet der Kontakt zu Klienten 
einen Handlungsrahmen, um gleichsam individuelle Integrität und gesellschaftli- 
che Mitgliedschaft her- oder im Krisenfall institutionelle Schutzräume zur Bear- 
beitung gesellschaftlicher Desintegration zur Verfügung zu stellen. Professionen 
organisieren diesen Her- oder Wiederherstellungsprozess gesellschaftlicher Mit- 
gliedschaftsrollen und wachen an relevanten Statuspassagen: „Entweder sie hel- 
fen, wie der Lehrberuf, die jungen Menschen zu sozialisieren, sie in Einklang mit 
den Erwartungen zu bringen, die an ein Vollmitglied der Gesellschaft gestellt wer- 
den, oder sie führen, wie der Arztberuf, sie wieder zurück, wenn sie gesellschaft- 
liche Außenseiter geworden sind. Der juristische Beruf bewirkt beides [...]“ (Par- 
sons 1967: 130). 

Weil Professionen gesellschaftliche Integrationsprozesse moderieren, stehen 
sie als Vermittlungsinstanz zwischen gesellschaftlichen Erwartungshaltungen und 
individuellen Bedürfnislagen. Um Notlagen der Klienten nicht auszunutzen und 
im Hinblick auf gesellschaftliche Integration bearbeitbar zu halten, bilden gesell- 
schaftliche Zentralwerte (wie beispielsweise Gerechtigkeit und Gesundheit) not- 
wendige Vermittlungseinheiten. Sowohl der berufliche Sonderstatus als auch die 
Entstehung von Professionen lässt sich trotz grundsätzlich modernisierungstheo- 
retischer Annahmen auf die Strukturlogik der Beziehung zwischen Professionel- 
len und Klienten zurückführen.? Das in strukturtheoretischen Ansätzen dominante 
Erklärungsmodell der treuhänderischen Verwaltung zentraler Werte stützt sich auf 
die strukturell angelegte Kompetenz- und Wissensasymmetrie zwischen Professi- 
onellen und Klienten (vgl. Parsons 1978: 45). Gerade in der asymmetrischen 
Grundstruktur liegt das Fundament professioneller Selbstkontrollen und der auto- 
nomen Verwaltung gesellschaftlicher Zentralwerte begründet.° 





4 Maiwald (2004) fasst diesen Strukturkomplex, der das Entstehen von Professionen notwendig 
macht, folgendermaßen zusammen: Einerseits verwalten Professionen Sonderwissensbestände, 
die in der Regel von ihren Klienten nicht kontrolliert werden können. Da professionelle Dienst- 
leistungen aber andererseits auch zentrale gesellschaftliche Werte berühren, ist eine Kontrolle pro- 
fessioneller Tätigkeiten letztlich unentbehrlich. Kontrollen müssen daher kollegial organisiert und 
als professionelle Selbstkontrollen institutionalisiert werden: „Darin ist die funktionale Basis für 
die gesellschaftlich gewährte professionelle Autonomie zu sehen. Die professionelle Autonomie 
mit der kehrseitigen Selbstkontrolle wird durch eine starke berufsständige Assoziation, die für 
Standards der Ausbildung, der professionellen Praxis, der professionellen Ethik zuständig ist, re- 
präsentiert und gesichert“ (ebd.: 31). 

5  Parsons (1978) schreibt dazu: „the professional relation is by its nature asymmetrical [...]. In one 
essential aspect, the primary axis ofasymmetry lies in the superior competence ofthe professional” 
(ebd.: 45). Das »competence gap« kann überbrückt werden durch eine Orientierung an „higher- 
order common interest“ (ebd.) (gesellschaftliche Zentralwerte). Die strukturelle Asymmetrie der 
Beziehung und die Bedeutung der beruflichen Tätigkeiten für das Gemeinwohl haben aber auch 
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Weil insbesondere im strukturtheoretischen Denken berufliche Handlungssi- 
tuationen generalisierten Verhaltensanforderungen unterliegen, sind sowohl Kli- 
enten als auch Professionelle an besondere normative Verhaltensskripte gebunden. 
Gelten für Professionelle Fachlichkeit und Kollektivitätsorientierung als norma- 
tive Leitkategorien, verpflichten sich Klienten auf ein emotionales Engagement 
bzw. auf eine generelle Hilfebedürftigkeit, um Beziehungen zu Professionellen 
einzugehen (vgl. Parsons 1958: 55). 

Aus der Asymmetrie dieser Beziehung leitet sich nach funktionalistischer 
Überzeugung sowohl der Sonderstatus von Professionen im modernen Berufssys- 
tem ab, der sich in einer relativ autonomen Form der Berufsausübung nieder- 
schlägt als auch ihre Vermittlungsposition zwischen Individuum und Gesellschaft, 
die der Zentralwertbezug konzeptionell zusammenführt. Ihre gesellschaftliche 
Ordnungsfunktion macht sie in dieser Relation zum „Hüter der zentralen kogniti- 
ven Ressourcen der Gesellschaft‘ (Parsons und Platt 1990: 338). 

Im systemtheoretischen Denken erweitert sich diese Argumentationsfigur im 
Hinblick auf modernisierungstheoretische Überlegungen. Statt allerdings weiter- 
hin die asymmetrische Beziehung zu Klienten zu betonen, wird jetzt die Komple- 
mentarität der Beziehungskonstellation zum Ausgangspunkt beruflicher Struktur- 
bildung genommen. 

Komplementarität bedeutet dabei, dass im Prozess der Professionalisierung 
Rollenformate entstehen, die auch die Arbeitsbeziehung zwischen Professionellen 
und Klienten nachhaltig verändern. Mandant, Patient und Klient sind Chiffren für 
Komplementärrollen, die den beruflichen Leistungsrollen der Professionellen ge- 
genüberstehen (vgl. Stichweh (1992, 1996). Deswegen spricht Stichweh erst dann 
von Professionalisierung, wenn „die Komplementärrolle in einen Klientenstatus 
transformiert wird“ (Stichweh 1996: 42). Dieser Betroffenheitsstatus verklammert 
die im Modernisierungsprozess entstehenden Leistungs- und Komplementärrol- 
len. Und gerade innerhalb dieser Beziehungsrelation vollzieht sich in Interaktions- 
systemen die besondere professionelle Leistung. Im System wird eine Dynamik in 
Gang gehalten, die auf dem Hintergrund einer binären Codierung (krank-gesund, 
recht-unrecht usw.) darauf abzielt, Personen auf den positiven Wert hin zu verän- 
dern (vgl. Kurtz 2000: 170). Stichweh beschreibt die Herstellung des positiven 
Zustands des im Handlungssystem dominanten Kommunikationscodes als Perso- 
nenveränderung (»people processing«°). 





im Hinblick auf den Autonomiespielraum einer Berufsgruppe erhebliche Auswirkungen. Klienten 
oder andere Berufsgruppen können nur schwer einschätzen, ob Berufsangehörige Behandlungen 
nach den »Regeln der Kunst« ausführen. An die Stelle von Fremdkontrollen treten kollegiale 
Selbstkontrollen und fachliche Selbstbeschränkungen. 

6  Stichweh übernimmt den Begriff „people processing“ von Everett C. Hughes (1993) — also auch 
von einem stärker interaktionistisch geprägten Professionsansatz. Insbesondere bei Stichweh 
(1996) fallen darüber hinaus viele Parallelen und Bezüge zu Abbott (1981) ins Auge, was die Frage 
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Auf zwei wesentlichen Strukturprinzipien baut die Komplementarität des In- 
teraktionssystems dabei auf: dem »Technologiedefizit« und der »Insuffizienz wis- 
senschaftlichen Wissens«. Das Technologiedefizit trägt dem Handlungscharakter 
professioneller Interventionen Rechnung und verdeutlicht, dass einer techniküber- 
tragenden Anwendung von Programmen und Maßnahmen die Eigenlogik des Ein- 
zelfalls entgegensteht (vgl. Luhmann und Schorr 1999: 236). Die Insuffizienz wis- 
senschaftlichen Wissens deutet ganz ähnlich dazu auf die „Überkomplexität der 
Situation im Verhältnis zum verfügbaren Wissen“ (Stichweh 1996: 296; Herv. im 
Orig.) hin. Professionelle Tätigkeiten erschöpfen sich nicht in der reinen Wissens- 
anwendung und der Exekution von Verwaltungshandeln, sondern sind durch Of- 
fenheit und Ungewissheit geprägt. Daher verlangt auch die Komplementärbezie- 
hung nach subjektiven „Komponenten wie Intuition, Urteilfähigkeit, Risikofreu- 
digkeit und Verantwortungsübernahme“ (ebd.). 

Bildet die asymmetrische Grundstruktur für Parsons den strukturellen Aus- 
gangspunkt für die Existenz und Entstehung von Professionen, betont der system- 
theoretische Ansatz die Komplementarität der Beziehung als Grundlage einer 
übergreifenden Professionsordnung. Das Interaktionssystem, so wie es Stichweh 
beschreibt, setzt nicht nur die Normeinhaltung der Rollenformate von Professio- 
nellen und Klienten voraus, wie es noch der klassisch funktionalistische Ansatz 
betont, sondern zieht auch die innere Spannung sowie die Eigenlogik der Arbeits- 
beziehung mit ins analytische Kalkül. 

Oevermanns Konzeption einer Professionalisierung als »stellvertretende Kri- 
senbewältigung« nimmt das Motiv der Spannung zwischen Klient und Professio- 
nellen ebenfalls auf. Die widersprüchlichen Beziehungselemente erzeugen nicht 
stillstellbare Arbeitsanforderungen, die sich zu einer professionalisierungsbedürf- 
tigen Handlungspraxis verdichten. Seine professionstheoretischen Überlegungen 
zielen dabei nicht nur auf eine Revision des asymmetrisch angelegten und auf Rol- 
lenzuschreibungen aufbauenden Beziehungskonzepts Parsons, sondern auch auf 
eine am Krisenbegriff des Pragmatismus’ orientierte handlungstheoretische Er- 
weiterung der Professionskonzeption.® 





nach der Sinnhaftigkeit der theoretischen Abgrenzung zwischen systemtheoretischen und macht- 
analytischen Konzepten aufwirft. Auch weil der berufliche Bearbeitungsprozess sich auf existen- 
zielle Krisen der Klienten und gesellschaftliche Bedrohungen bezieht, organisieren professionelle 
Berufssysteme diese Personenänderung in Interaktionssystemen (und beispielsweise nicht als Ver- 
waltungshandeln). Stichweh greift dazu die von Luhmann geprägte dreistufige Unterscheidung 
sozialer Systeme auf. Kommunikation findet auf den Ebenen Interaktion, Organisation und Ge- 
sellschaft statt (vgl. Luhmann 1984). 

7 _Oevermann (1996) orientiert sich dabei am Krisenbegriff des Pragmatismus von Charles S. Peirce 
und George H. Mead. 

8  Professionen werden dort hervorgebracht, wo sich Probleme der Klienten nicht mit der Exekution 
beruflicher Standardprogramme bearbeiten lassen, sondern die Krisenbewältigung diffuse und 


24 1 Die Beziehungsarbeit aus Sicht der Professionssoziologie 





Im Zentrum der sog. revidierten Professionstheorie (vgl. Oevermann 1991, 
1996, 2003, 2009) steht einerseits die Frage nach dem Zustandekommen der Be- 
ziehung zwischen Klienten und Professionellen und andererseits das sich inner- 
halb dieser Beziehungen aufdrängende Handlungsproblem einer »stellvertreten- 
den Krisenbewältigung«. Konzeptioneller Ausgangspunkt seiner Überlegung bil- 
det die Vorstellung einer »autonomen Lebenspraxis«, die sich als »widersprüchli- 
che Einheit« von »Krisen und Routine« und »Entscheidungszwang und Begrün- 
dungsverpflichtung« aufseiten der Klienten vollzieht. Während konstitutionstheo- 
retisch die Bildungsprozesse des Subjekts mit krisenhaften Ereignissen einherge- 
hen und den Ort der Entstehung des Neuen hervorheben, ist die Lebenspraxis all- 
tagspraktisch von Routinen durchzogen (vgl. Oevermann 1991). Wenn jedoch 
eine Lebenspraxis in eine Krise gerät, die sie nicht im Stande ist, selbstständig zu 
lösen, übernehmen Professionelle eine stellvertretende Krisenbewältigung. Sie 
zielt darauf ab, die Wiederherstellung der partiell beschädigten Lebenspraxis be- 
ruflich zu moderieren. Die Krisenbewältigung realisiert sich an einem dafür ge- 
eigneten Ort: dem Arbeitsbündnis. Dieses einzugehen setzt aufseiten der Klienten 
Leidensdruck und Freiwilligkeit immanent voraus. 

Die innere Spannung des Arbeitsbündnisses gründet auf widersprüchlichen 
Verhaltenserwartungen, die sich in entgegenstehenden Beziehungsformaten ma- 
nifestieren. Diffuse und spezifische Beziehungen stehen nicht nur für die Diffe- 
renz persönlicher und fachlicher Anteilnahme an der Krisenbewältigung, sondern 
auch für die Beziehungsdynamik therapeutischen Handelns? insgesamt (vgl. 
Oevermann 2009). Sowohl als Vorbedingung eines an sich bedingungslosen per- 
sönlichen Engagements als auch aufgrund der Störanfälligkeit der Beziehung in- 
nerhalb des Therapieprozesses selbst, stellt das Arbeitsbündnis einen von gesell- 
schaftlichen Erwartungen abgrenzbaren Schutzraum dar. 

Die professionelle Tätigkeit, die eigentliche Krisenbewältigung, gründet an- 
schließend auf hermeneutischen Kompetenzen. Sie setzt die Rekonstruktion der 
Fallgesetzlichkeit in ihrer historischen Eigenart und Eigenlogik voraus, die an- 
schließend in fallangemessene Diagnosen übersetzt werden muss und fallspezifi- 
sche Interventionen nach sich ziehen (vgl. Oevermann 2003: 28ff.). Charakteris- 





spezifische Beziehungselemente in grundsätzlich nicht-standardisierbaren Arbeitskontexten ver- 
eint. Erst dann ist eine Handlungspraxis auch entsprechend professionalisierungsbedürftig (vgl. 
Oevermann 1996). Während spezifische Sozialbeziehungen relativ deutlichen Verhaltenserwar- 
tungen unterliegen, die sich beispielsweise in der Expertise der Berufsrolle begründen, sind diffuse 
Sozialbeziehungen Beziehungen zwischen „ganzen Personen“, die keine thematische Grenze ken- 
nen. 

9 _Oevermann verwendet die Begriffe „diffus“ und „spezifisch“ in Abgrenzung zu Parsons. Dabei 
betont er, dass im Gegensatz zu Parsons diffuse Beziehungen nicht rollenförmig organisiert sein 
können. 
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tisch für die Problembearbeitung ist daher auch ein therapeutisch organisierter Be- 
wältigungsprozess, in dem das Erarbeiten alternativer Handlungs- und Deutungs- 
möglichkeiten im Mittelpunkt steht (Welter-Enderlin und Hildenbrand 2006: 27). 
Auch weil professionelle Entscheidungen unsicher sind, müssen sie zumindest 
nachträglich fachlich abgesichert werden (vgl. Gildemeister 1992: 215). Für 
Oevermann ist daher nicht nur die Fähigkeit, auch bei unsicherer Informationslage 
und unter Handlungsdruck Entscheidungen treffen zu können, wesentlicher Be- 
standteil professionellen Handelns, sondern ebenso das Aushalten des Wider- 
spruchs zwischen manifesten Entscheidungszwängen und einer zeitlich versetzten 
nachträglichen Begründungsverpflichtung. Die in der Beziehung zwischen Pro- 
fessionellen und Klienten sich abspielenden Widersprüche bilden für ihn das Fun- 
dament professioneller Handlungsanforderungen. 

Insbesondere in der Fallarbeit mit Klienten zeigt sich daher die Berufspraxis 
als „Kunstlehre des Fallverstehens“ (Oevermann 1996: 123). Das Verstehen der 
Problemlagen von Klienten unterscheidet Professionen grundsätzlich auch von je- 
nen Berufssystemen, die ihr Wissen subsumtionslogisch zur Anwendung bringen 
und Einzelfälle allgemeinen Gesetzmäßigkeiten unterordnen. Erst die am Einzel- 
fall zur Geltung gebrachte rekonstruktive Form der Wissensanwendung lässt Pro- 
fessionen handlungstheoretisch hervortreten bzw. notwendig werden (vgl. Oever- 
mann 2003: 25).'° 

Das »Arbeitsbündnis«, in dem sich Fachkräfte und Klienten engagieren, un- 
terstreicht bereits auf semantischer Ebene die wechselseitige Abhängigkeit dieser 
Beziehungskonstellation. Allerdings steht Oevermanns Professionskonzept hier 
auch für eine Idealversion beruflichen Handelns. Nur die freie Berufsausübung 
würde die authentische Kontaktschließung zwischen Professionellen und Klienten 
im Modus einer stellvertretenden Krisenbewältigung garantieren. Organisations- 
strukturen und andere Formen beruflicher Einflussnahmen würden hingegen Ar- 
beitsbündnisse strukturell verunmöglichen und zusammenbrechen lassen. 

In einem stärker therapeutisch ausgerichteten Professionsverständnis zeigt 
sich noch deutlicher die affektive Grundstruktur dieser Beziehungsgestaltung. 
Welter-Enderlin und Hildenbrand (1998, 2006) sprechen bei der Begegnung zwi- 





10 Dieser Hinweis verdeutlicht auch, warum Oevermann die Wissenschaft zum Kreis der Professio- 
nen zählt (Oevermann 1996, 2003, 2009). Für Oevermann greift die typische Gegenüberstellung 
von Profession (Praxis) und Disziplin (Wissenschaft) zu kurz. Er typisiert professionalisierungs- 
bedürftige Berufe hinsichtlich der Differenz unmittelbarer oder mittelbarer Klientenbeziehungen. 
Die Wissenschaft habe hiernach einen mittelbaren Bezug zu Klienten, nämlich dann, wenn be- 
währte professionelle Krisenlösungen in der Praxis scheitern und anschließend zu einer explizit 
wissenschaftlich organisierten Überprüfung der Geltungsansprüche auffordern. Ihre Aufgabe be- 
steht im Einüben professioneller Problemlösungen, in der Reflexion ihres Scheiterns und in der 
systematischen Erzeugung des Neuen. 
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schen Fachkraft und Klient von affektiver Rahmung bzw. affektlogischen Rah- 
mungsprozessen: „Jedes Fallverstehen in der Begegnung setzt adäquate, das heißt 
fall- und kontextbezogene Rahmungsprozesse voraus, die die Transformation von 
Alltag in therapeutische Situationen leisten“ (ebd.: 52). Darüber hinaus sind sie 
der Überzeugung, „dass affektive Rahmungsprozesse sehr spezifisch auf das Be- 
finden und die Lebenspraxis von Klienten einwirken, wenn sie „maßgeschneidert“ 
bzw. am Einzelfall orientiert werden“ (ebd.; Herv. im Orig.). In Abgrenzung zu 
einem einseitig kognitivistischen Professionsbegriff, der sich ausschließlich auf 
die Kompetenz- und Wissensebene bezieht, legen sie ihren Schwerpunkt auf die 
Begegnung zwischen Fachkraft und Klient einschließlich der dort wirksamen af- 
fektiven Beziehungsdynamiken. Im Rückgriff auf Ciompi (1982), der die Affekt- 
logik im therapeutischen Prozess besonders hervorhebt, heißt es: „Die Entwick- 
lung systemischer Therapiekonzepte hat während Jahrzehnten auf Kognition fo- 
kussiert und die Bedeutung von Affekten bzw. Emotionen ignoriert“ (Welter- 
Enderlin und Hildenbrand 2006: 56). Im anschließend formulierten Konzept »Fall- 
verstehen in der Begegnung« geht es einerseits „um ein kohärentes Konzept für 
affektive und kognitive Rahmungsprozesse“ (ebd.: 54), gleichwohl aber auch um 
den Entwurf eines Professionsbegriffs, der die »Wissensebene« und die »Bezie- 
hungsebene« im Konzept »Fallverstehen in der Begegnung« zusammenführt. 

Die Begegnungsachse organisiert sich um die spezifische Lebenssituation 
von Klienten und Professionellen. Nicht nur die Klienten bringen ihre Lebens- und 
Leidensgeschichte in therapeutische Beziehungen ein, auch Therapeuten begeg- 
nen Klienten in sozialen Kontexten. Dazu gehört: „die Organisationen, in der sie 
arbeiten, die Berufsgruppe, der sie angehören [...] sowie die eigene berufliche und 
private Geschichte“ (ebd.: 26). Der Begegnung ist die »Wissensachse« zur Seite 
gestellt, die von theoretischen Grundlagen bis hin zu affirmativ angeeignetem 
Tauglichkeitswissen der Praxis reichen kann. Beide Achsen konstituieren nicht 
nur die Fallarbeit, sie stehen darüber hinaus in einem dynamischen Verhältnis von 
Nähe und Distanzierung. Während die Wissensdimension häufig in problemati- 
schen Grenzsituationen hervortritt, also in Situationen, in denen bewährte berufli- 
che Handlungsroutinen an Grenzen stoßen, bilden Begegnung die Kernstruktur 
professioneller Tätigkeiten: „Weil das vorrangige Bemühen professionellen Han- 
delns auf Fallverstehen in der Begegnung mit dem Ziel des Wandels gerichtet ist, 
wird die Begegnungsachse üblicherweise im Vordergrund stehen“ (ebd.: 25). Die 
Verschränkung zwischen Wissen und Begegnung am Fall konstituiert nach Lesart 
einer enggefassten therapeutischen Professionskonzeption nicht nur professionelle 
Tätigkeiten, sondern auch den Ort der Vermittlung von Theorie- und Praxisan- 
sprüchen (vgl. Oevermann 1996: 79). Fallarbeit ist daher Begegnungs- und Ver- 
mittlungsort konkreter Fall- und disziplinärer Wissensstrukturen. 
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In den hier skizzierten Argumentationen steht der Professionsbegriff in einer 
engen Verbindung zur Beziehung zu Klienten bzw. in Relation zu den in dieser 
Beziehung stattfindenden Dynamiken. Kompetenzbezogene strukturelle Asym- 
metrien, komplementäre Arbeitsbeziehung, Arbeitsbündnisse oder affektive Rah- 
mungen versuchen diesen Beziehungstyp zu spezifizieren und als Ausgangsüber- 
legung für professionelles Handeln zu konzipieren.!! Gemeinsam ist diesen im 
Kern strukturtheoretischen Argumentationen ein therapeutischer Analysezugang, 
der Professionen auf Arbeitsbeziehungen zu Klienten und klinische Fallarbeit zu- 
rückführt. 

Überträgt man dieses enge Professionsverständnis auf die Ebene einer berufs- 
bezogenen Vergleichsstudie im Kinderschutz, ergeben sich grundsätzliche Fragen 
hinsichtlich der Struktur und dem Modus der Kontaktschließung zwischen Berufs- 
angehörigen und Klienten, der Kompetenz- und Wissensasymmetrien der Interak- 
tionsordnung, der Wissensorganisation und Unsicherheitsreduktion in der Fallbe- 
arbeitung sowie hinsichtlich der Bedeutung affektiver Rahmungsprozesse in der 
Begegnung mit Klienten bei der Übernahme von Kinderschutzverantwortung. 
Jene Professionselemente stehen im Zusammenhang konkreter Fallbezüge und 
praktisch zu bewältigender immanenter beziehungsförmiger Strukturkonflikte. 


1.2 Zwischenbetrachtung: Klientenbezug kontra Berufsbeziehung? 


Versuchen strukturtheoretische Ableitungen der Binnenstruktur der Beziehung zu 
Klienten analytisch nachzugehen, zeigen sich ihre analytischen Schwächen in der 
theoretischen Fassung zwischenprofessioneller Arbeitsbeziehungen und ihrer be- 
ruflichen Herausforderungen. Aus Sicht strukturtheoretischer Betrachtungen etab- 
liert die moderne, funktional differenzierte Gesellschaft klar abgegrenzte berufli- 
che Zuständigkeiten. Die Außenbeziehung zwischen den Professionen regelt die 
System-Umwelt-Differenz, ihre Innenbeziehung die funktionale Spezifität, also 
die unterschiedlichen Kompetenzdomänen und Wertbezüge professioneller Tätig- 
keiten. Zwar würden Professionen ein gemeinsames Interesse am Allgemeinwohl 
(vgl. Parsons 1958: 55) betonen und daher auch als „professional complex“ (Par- 
sons 1978) zusammenfinden. Unterhalb dieses Brückenprinzips widmet sich jede 
Profession aber eigenständig der praktischen Realisierung eines gesellschaftlichen 
Zentralwerts (wie Recht, Gesundheit, Hilfe usw.). Faktische Berührungspunkte 





11 Diese begriffliche Differenzierung soll lediglich die Spezifik der unterschiedlichen Ansätze unter- 
streichen und nicht ihre gesamte Theoriearchitektur umschreiben. 
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zwischen den professionellen Systemen würden sich daher nur durch die Möglich- 
keit einer Übersetzung bzw. Transformation von Problemstellungen in die system- 
eigenen Wertbezüge und Arbeitsabläufe ergeben. 

Weitgehend unbeantwortet bleibt hingegen die Frage, wie die Arbeit an den Pro- 
fessionsgrenzen organisiert ist. Auf die Beantwortung dieser Frage haben sich 
machttheoretische und interaktionistische (vgl. Freidson 1975; Abbott 1988; Hug- 
hes 1993; Strauss 1985; Bucher und Strauss 1972) Ansätze spezialisiert. Für sie 
besteht ein besonderes analytisches Interesse an der dynamischen Bewegung von 
Professionalisierung und Deprofessionalisierung!?, an der Wandlungsfähigkeit 
von Professionen, aber auch an der inneren Differenzierung von Berufen, mit der 
auch strukturtheoretische Homogenitäts- und Einheitsvorstellungen grundsätzlich 
in Zweifel gezogen werden können. Bucher und Strauss (1972) plädieren daher 
für eine vorurteilsfreie Betrachtung von Professionen, für eine Entmystifizierung 
ihrer Einheitsvorstellung sowie für die Relativierung ihrer Harmoniestruktur. Pro- 
fessionen lassen sich eher in Analogie zu sozialen Bewegungen konzipieren, die 
mithilfe der Herausbildung spezialisierter Professionssegmente (bspw. Diagnostik 
oder besonderer Fachgebiete) auf gesellschaftliche Entwicklungen reagieren, ein 
spezifisches Sendungsbewusstsein ausstrahlen und damit zur Formierung einer 
gesamten Berufsgruppe beitragen. Der Bewährungsdruck von Professionen ergibt 
sich nicht aus dem Kontakt zu Klienten, sondern liegt in der Regulation beruflicher 
Grenzdynamiken und Außengrenzen begründet (vgl. Döhler 1997). 

Zur begrifflichen Systematisierung von Professionskonzepten, die sich auf 
horizontale Berufsbeziehungsdynamiken konzentrieren, werden im Anschluss 
drei zentrale Ordnungsprinzipien aufgegriffen. Historisch betrachtet lassen sich 
Berufsbeziehungen mit Blick auf Zuständigkeitsregelungen als zwischenprofessi- 
onelle Konkurrenzbeziehungen; unter Statusgesichtspunkten als Dominanz- und 
Abhängigkeitsbeziehungen und auf der Basis von Verantwortungszuschreibungen 
unter dem Blickwinkel beruflicher Arbeitsteilung beschreiben. 


1.3 Professionen und Berufsbeziehungen 


Abbotts (1988) Professionsbegriff liegt die historische Annahme der Formierung 
und Durchsetzung professioneller Zuständigkeiten zugrunde. Berufe können erst 
dann und auf Dauer bestehen, wenn es ihnen gelingt, gesellschaftliche Problemla- 
gen zu identifizieren, eine adäquate Problembearbeitung zu reklamieren und ihre 





12 Rabe-Kleberg (1996: 289) fasst diesen dynamischen Professionsbegriff folgendermaßen zusam- 
men: „Professionen bilden sich und wachsen an, sie teilen sich und vereinigen sich wieder, passen 
sich an oder sterben ab, höhere Professionen saugen weniger qualifizierte auf, unterschiedliche 
aber ähnliche konkurrieren durchaus über längere Zeit“. 
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Problembearbeitungskompetenz auch in Auseinandersetzung mit angrenzenden 
Berufsgruppen zu konservieren. Zur Durchsetzung professioneller Zuständigkeit 
gehört daher einerseits der Anspruch aber auch die Kontrolle ihrer Zuständigkeit 
in einem grundsätzlich offenen System der Professionen: „Professions are never 
seen alone, but they are also not replaced by a single encompassing category of 
‚the professions‘. They exist in a system‘ (ebd.: 33). 

Erst das Expertenwissen einer Profession würde den Zuständigkeitsanspruch 
dabei auch entsprechend absichern und zur legitimen Definitionsmacht führen: 
„But only a knowledge system governed by abstractions can redefine its problems 
and tasks, defend them from interloopers, and seize new problems — as medicine 
has recently seized alcoholism, mental illness, hyperactivity in children, obesity 
[-..]” (ebd.: 9). Auseinandersetzungen um Zuständigkeiten finden auf der Basis 
von Wissens- und Kompetenzansprüchen in drei zentralen Arenen’ statt. In Be- 
reichen (1) des Staates, als Auseinandersetzungsarena politischer Eliten, (2) im 
Bereich der Öffentlichkeit, als Reaktionsort gesellschaftlicher Wandlungsprozesse 
und (3) im Bereich des Arbeitsplatzes. Abbott spricht von einer Verbindung zwi- 
schen Arbeit und »jurisdiction«, daher muss sich auch jede gesellschaftlich aner- 
kannte Problemlösung am Arbeitsplatz bewähren (vgl. Abbott 1995). 

Der professionelle Handlungsvollzug am Arbeitsplatz wird idealtypisch von 
drei aufeinanderfolgenden Handlungsschritten oder Phasen des Vorgehens gelei- 
tet: Diagnose, Inferenz (Schlussfolgerung) und Behandlung bilden nicht nur den 
Rahmen eines interventionsbezogenen Handlungsschemas, sondern auch Arenen 
fallbezogener beruflicher Auseinandersetzungen (vgl. Abbott 1988: 40ff.). 

(Erste Phase) Bereits in der selektiven Problemwahrnehmung - der Diagnose 
— dokumentiert sich die professionelle Zuständigkeitsstruktur: „A classification 
system is a profession’s own mapping of jurisdiction, an internal dictionary em- 
bodying the professional dimensions of classification“ (ebd.: 41). Mit Bezug auf 
die Konkurrenzsituation zwischen den Professionen ist dieser Handlungsschritt 
insofern von großer Bedeutung, als bei fehlenden diagnostischen Kompetenzen 
einer Profession und uneindeutigen Handlungssituationen Möglichkeiten beste- 
hen, dass auch andere Professionen einen Zuständigkeitsanspruch erheben. Abbott 
spricht dann von „interprofessional poaching‘“ (ebd.: 44) — also zwischenprofessi- 
oneller Wilderei.!* 





13 Der von Abbott genutzte Arenabegriff steht dem von Strauss und Clarke nahe. In Arenen begegnen 
sich Akteure als Repräsentanten ihrer sozialen Welt und verhandeln die von ihrem Standpunkt aus 
gültige Ordnung und Wirklichkeitsdefinition: „Various issues are debated, negotiated, fought out, 
forced and manipulated by representatives of the participating worlds and subworlds” (Strauss 
1978:124, zitiert in Clarke 1991: 133). 

14 Die Unterordnung eines Problems unter berufliche Diagnosekategorien führt nicht selten zu ab- 
kürzenden Fallauslegungen. Cremer-Schäfer (2003) findet für diesen diagnostischen Zuordnungs- 
prozess kritische Worte: „Als soziale Logik bedeutet Subsumtion nicht nur „Einordnung“, sondern 
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(Zweite Phase) Insbesondere bei Interventionen, bei denen nicht auf unmit- 
telbar hilfreiche Routinepraktiken zurückgegriffen werden kann, bedarf es eines 
Akts der Inferenz oder des professionellen Schlussfolgerns, der die Weichen für 
die geeigneten und notwendigen Maßnahmen in der dritten Phase der Behandlung 
stellt. Dabei unterscheidet Abbott eine Inferenz mittels Konstruktion oder mittels 
Exklusion (vgl. ebd.: 49). Bei einer Schlussfolgerung qua Exklusion kann der Weg 
zwischen Diagnose und Behandlung mehrmals beschritten werden. Professionelle 
können auf dem Wege eines Ausschlussverfahrens testen, wie „treffsicher“ eine 
Diagnose im Hinblick auf ihren Behandlungserfolg bzw. -misserfolg ist. In Kri- 
sen- oder Notfallsituationen bedürfe es hingegen einer Inferenz mittels Konstruk- 
tion. Denn hier hängt der Erfolg des Interventionsprozesses im Wesentlichen von 
einer singulären und schnell zu fällenden Diagnose ab, die eine passende Interven- 
tion im Vorgriff konstruiert. Dies besagt, dass aufgrund erfahrungsgesättigter In- 
tuition und beruflicher Selbstwirksamkeitsüberzeugung in actu eine angemessene 
Intervention entworfen werden kann. Aber auch die „Dosierung“ von Inferenzen 
trägt wesentlich zur Legitimität der Expertise bei. Während „zu wenig“ Inferenz 
die Tätigkeiten in den Sog von Routinisierung und Standardisierung zieht, produ- 
ziert „zu viel“ Inferenz esoterische Strukturen: „Too little makes their work seem 
not worth professionalizing. Too much makes their work impossible to legitimate. 
In either case, their juristdiction is weakend“ (vgl. ebd.: 52). 

(Dritte Phase) Die Behandlung weist für Abbott ähnliche Grundlagen wie die 
Diagnose auf. Nur tritt an die Stelle des Erhebens und Zusammenfügens von Daten 
„hier die Weitergabe von Informationen in Form von Behandlungsvorschriften. 
[...] Eine mangelnde Effektivität der Behandlungen schwächt den Anspruch einer 
Profession auf exklusive Problembearbeitungen. Das gilt auch für den Fall, dass 
die Wirkungen von Behandlungen schwer messbar sind“ (Klatetzki 2005: 266). 
Bei Behandlungen auf der Basis von Inferenzen mittels Exklusion steigt zudem 
die Wahrscheinlichkeit, dass es zu langen Handlungs- bzw. Interventionsketten 
kommt. Dies und ein schwacher Anspruch auf die eigentliche Problembearbeitung 
eröffnet auch in der Behandlungsphase die Möglichkeit für zwischenprofessio- 
nelle Konkurrenz. 

Die Handlungsschritte Diagnose, Inferenz und Behandlung führen bei erfolg- 
reich verlaufenen Professionalisierungsprozessen zu einer Regression! professio- 





„Zurichtung“, „Reduzierung“ [...]. Diagnostizieren bedeutet Anwendung eines Kategorien- und 
Klassifikationssystems; Anwendung zu einem bestimmten Zweck, einer Intervention, [...] die Per- 
sonen normalisiert oder sie symbolisch und faktisch „nach draußen stellt“ (ebd.: 56). 

15 Gerade diese Regressionen führen zu zwischenprofessionellen Konflikten und einem Wettbewerb 
unter den Berufsgruppen: „As regression occurs, new professions and old rivals are waiting to take 
over the charismatic dirty work and earn its status. The interprofessional consequences of regres- 
sion is conflict and competition‘ (Abbott 1981: 831). 
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neller Tätigkeiten auf Kernarbeitsinhalte, die statussichernd im Hinblick auf be- 
rufliche Zuständigkeiten wirken. Abbott (1981) nutzt dafür und in Anlehnung an 
eine kulturanthropologische Betrachtung den von Douglas entlehnten Begriff der 
professionellen Reinheit: 


„By professional purity I mean the abitility to exclude nonprofessional issues or irre- 
levant professional issues from practice. Within a given profession, the highest status 
professionals are those who deal with issues predigested and predefined by a number 
of colleagues. [...] Conversly, the lowest status professionals are those who deal with 
problems from which the human complexities are not or cannot be removed“ (ebd.: 
824). 


Kontrastiv zur Homogenität und Harmonie strukturtheoretischer Professionsfas- 
sungen beschreibt Abbott langfristig angelegte Professionalisierungsprojekte zwi- 
schen Berufsgruppen, die aber ebenso im konkreten Fallhandeln ihren Nieder- 
schlag finden. Formale Zuständigkeiten, die beispielsweise in Gesetzesvorschrif- 
ten festgeschrieben sind, bilden daher immer nur eine Seite der Professionalisie- 
rungsmedaille. Die Zuständigkeit muss sich ebenso in fallbezogenen Arbeitskon- 
texten bewähren und steht insbesondere in der praktischen Tätigkeit als Hand- 
lungszusammenhang von Diagnose, Schlussfolgerung und Behandlung unter ei- 
nem zwischenprofessionellen Legitimationsdruck und Repräsentationszwang. 
Verweisen die von Abbott analysierten Konkurrenzbeziehungen auf histo- 
risch gewachsene berufliche Verflechtungen und in deren Folge auf zwischenpro- 
fessionelle Zuständigkeitskonflikte, beschreibt Freidson (1975, 1997) Berufsbe- 
ziehungen als »soziale Struktur« von Dominanzbeziehungen. Insbesondere die or- 
ganisierte Zusammenarbeit dokumentiere, so Freidson, Über- und Unterordnungs- 
verhältnisse konkurrierender Berufswelten. Die Herrschaft der Professionen 
würde sich in der „Hierarchie institutionalisierten Expertentums“ (Freidson 1975: 
97) niederschlagen. Die Einsichten seines »Dominanzmodells« sind im Wesentli- 
chen aus der sozialstrukturellen Durchleuchtung der organisierten Medizin ge- 
wonnen. Insbesondere die medizinische Versorgung ist im Zuge gesellschaftlicher 
Modernisierung auf Organisationen (insbesondere das Krankenhaus) angewiesen, 
die auch angrenzende Berufsgruppen zunehmend zusammenführen. Im Kranken- 
haus treffen Mediziner auf Schwestern und Pfleger (vgl. Stein u.a. 1990), auf So- 
zialarbeiter (vgl. Schaeffer 1989) sowie auf Regulierungsinstanzen von Ökonomie 
und Verwaltung (vgl. Freidson 2001). Das Krankenhaus fungiere somit als Arena 
beruflicher Ansprüche. Die zentrale Botschaft im Dominanzmodell lautet daher: 
„physicians wrote the rules and also served as referees“ (Light 1988: 217). Die 
Dominanz der Ärzte führt nach Freidson zu einem Monopolisierungsprozess von 
Expertise und Domänenbildung. Jene Tätigkeiten, die außerhalb der professionel- 
len Kernarbeit stehen, lassen sich anschließend unter ärztlicher Aufsicht auch an 
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untergeordnete Berufsgruppen delegieren. Das Schicksal nichtärztlicher Berufe 
liegt dann in ihrer Subordination unter die medizinische Profession: „Ich werde 
Arbeitsteilung als soziale Organisation von aufeinander bezogenen Berufsgruppen 
behandeln, welche auf geordnete Weise einen Komplex von Tätigkeiten auf die 
einzelnen Gruppen verteilt. Arbeitsteilung ist also für mich ein Fall von organi- 
sierter sozialer Struktur“ (Freidson 1975: 91). Der Anspruch auf autonome Be- 
rufsausübung würde auch die Arbeitsbeziehungen zu mitarbeitenden Berufsgrup- 
pen wesentlich prägen. Weisungsbefugnisse und Entscheidungskompetenzen sind 
im Dominanzmodell dabei zentrale berufliche Steuerungselemente.'® 

In der von Freidson analysierten Sozialstruktur der Berufe ist auch eine ge- 
sellschaftlich legitimierte Moralvorstellung und Normierungsperspektive einge- 
schlossen, die sich als »Professionalismus« zusammenfassen lassen. Legitimität 
und Wirksamkeit ihrer Normierung sind dort besonders hoch, wo dem Anspruch 
auf moralische Beurteilung auch praktische Tätigkeiten korrespondieren; die Be- 
wertung der Professionellen sich mit der konkreten Berufstätigkeit zusammen- 
schließen kann: „Jene idealistischen professionellen Werte können jedoch im Pro- 
fessionalismus nicht alleine stehen. Es handelt sich um an sich abstrakte Werte, 
die nur dann sich realisieren lassen, wenn sie mit einem zweiten Wertekomplex 
des Professionalismus verknüpft sind: Bindung an die Berufstätigkeit, die sich sel- 
ber definiert und selber die Arbeit organisiert“ (Freidson 1975: 108 f). 

Berufliche Dominanzbeziehungen würden nicht nur die Abhängigkeit zwi- 
schen Berufsgruppen hervorheben, sondern auch soziale Ordnungsvorstellungen 
und gesellschaftliche Normierungspraktiken zum Ausdruck bringen. Dominante 
Berufe geben nicht nur die Bedingungen der Zusammenarbeit mit angrenzenden 
Berufsgruppen vor, sondern definieren auch Normverhalten und individuelle Ab- 
weichung. Professionen sind daher auch in der modernen Berufswelt soziale Kon- 
trollagenturen — »moralische Entrepreneurs«, wie Becker (1963) es beschreibt. 

Hughes (1993) Konzeption von Professionen setzt ähnlich dazu an der Ar- 
beitsteilung von Berufsgruppen an. Sein Interesse gilt allerdings nicht der sozialen 





16 Freidson verweist damit nicht nur auf die technischen und fachlichen Gründe zur Arbeitsteilung, 
sondern auch auf ihre soziale Bedeutung. Die Analogie zu Durkheims Modernisierungsthese, der- 
nach gesellschaftliche Differenzierungsprozesse zu einer fortschreitenden Arbeitsteilung führen, 
ist dabei auch unausgesprochen greifbar. Denn auch für Durkheim (1999) wird im Zuge gesell- 
schaftlicher Modernisierung die traditionelle Moral brüchig und arbeitsteilig umorganisiert. Die 
Berufsmoral ist dabei nicht nur Ersatz einer gesamtgesellschaftlichen Moralvorstellung, sondern 
auch der Ort gesellschaftlicher Normierung: „So zeigt sich hier noch deutlicher als zuvor der par- 
tikulare Charakter der Berufsmoral, bedeutet sie doch in der Tat eine Dezentralisierung des mora- 
lischen Lebens. Während die Meinung, auf der die allgemeine Moral basiert, diffus über die ganze 
Gesellschaft verteilt ist, ohne dass man sagen könnte, sie sei eher hier als dort lokalisiert, ist die 
Berufsmoral in einem beschränkten Bereich angesiedelt. Auf diese Weise bilden sich verschie- 
dene, wenngleich solidarische Horte des moralischen Lebens und der funktionalen Differenzie- 
rung entspricht eine Art moralischer Polymorphismus“ (ebd.: 18). 
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Struktur, sondern den empirisch vorfindbaren Arbeitsleistungen. Insbesondere für 
eine handlungstheoretische Professionsforschung ist der Berufsalltag nicht nur 
von normativen Erwartungen und Strukturen, sondern auch von Fehlern und Un- 
sicherheiten durchzogen. Am Ausgangspunkt seiner Betrachtung stehen daher 
»mistakes at work« und das dazugehörige berufliche »work drama«!”. 

Die Unsicherheiten der professionellen Berufsausübung führen letztlich 
dazu, dass Professionelle gegenüber ihren Adressaten plausibel nachweisen müs- 
sen, warum man ihnen erlauben soll, das Risiko für anstehende Entscheidungen 
zu tragen. Mit der Erteilung eines Auftrags — der Mandatierung - an Experten wird 
daher nicht nur die Expertise aus Sicht der Laienwelt ratifiziert, sondern auch eine 
berufliche Struktur der Risikoverteilung etabliert: „In dealing with such matters 
we delegate the relative way of thinking to another, who becomes our agent. He 
runs our risks for us. We like to believe him endowed with charisma“ (ebd.: 318). 
Der Fokus auf zwischenberufliche Risikoverteilungen eröffnet analytisch ganz 
verschiedene berufliche Vergleichsfelder: 


„Ihese rationales and defenses contain a logic that is somewhat like that of insurance, 
in that they tend to spread the risk psychologically (by saying that it might happen to 
anyone), morally, and financially. A study of these risk-spreading devices is an essen- 
tial part of comparative study of occupations” (Hughes 1993: 318). 


Die Bearbeitung von Risiken kann in beruflichen Beziehungen aber auch Kon- 
flikte erzeugen, die dahin tendieren, gesellschaftliche Gruppen zu polarisieren und 
Arbeitsbeziehungen immer wieder neu zu arrangieren (vgl. Giegel 1998: 129). Die 
aus einem Dissens zur Bewältigung gesellschaftlicher Risiken resultierenden Po- 
larisierungslinien finden sich gehäuft, wenn unterschiedliche (neue) Expertensys- 
teme zueinander in Konkurrenz um eine adäquate Risikodefinition stehen: Von 
der Durchsetzung der Risikodefinition im Konkurrenzsystem hängt entscheidend 
ab, „welche Disziplinen sich für die Folgenabschätzung, Dauerbeobachtung oder 
Berichterstattung legitimerweise zuständig fühlen können. Öffentliche Risikodis- 
kurse beeinflussen so die Kompetenzbereiche [...] und die Definitionsmacht von 
Expertengemeinschaften“ (Lau 1989: 429). 

Berufskulturen lassen sich daher mit Blick auf den Umgang mit Risiken un- 
terscheiden. Generell würden auch professionelle Entscheidungen unter dem 
Druck gesellschaftlicher Unsicherheiten und Ungewissheiten stehen, die sich mit 
Solfsky (2005) als latente Alarmstimmung beschreiben lassen: „Sie zeichnen sich 
durch den vollständigen Mangel an gesicherten Informationen aus. Die Ursache 





17 Hier steht nicht länger die systematische Trennung von Berufen und Professionen im Vordergrund 
(vgl. bspw. Hartmann 1972), sondern eine Vergleichsperspektive, die jegliche Form beruflicher 
Tätigkeiten in die Analysen einbeziehen kann (vgl. auch Wilensky 1964). 
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des möglichen Schadens ist nicht nachweisbar, seine Wahrscheinlichkeit nicht be- 
rechenbar und sein Ausmaß nicht abschätzbar. Obwohl nicht einmal zu ermitteln 
ist, ob überhaupt ein Risiko besteht, ist die Aufregung groß. Denn nichts scheint 
bedrohlicher als Ungewissheit“ (ebd.: 34). Er vermutet daher eine neue »Kultur 
der Ängstlichkeit«, die sich durch eine Haltung des Abwartens und Absicherns 
auszeichnet. Münkler (2010) hingegen stellt dieser auf Sicherheit abzielenden 
Ängstlichkeit neue »Kulturen des Risikos« gegenüber. Während »Welten der Si- 
cherheit« den Versuch unternehmen, Gefahren systematisch auszugrenzen und zu 
einer nach innen gerichteten Barrierebildung tendieren, zeichnen sich »Kulturen 
des Risikos« durch ihre Verantwortungsübernahmen und ihren Anspruch auf Ge- 
staltung aus: „Sie setzen im Unterschied zu den Welten der Sicherheit nicht auf 
die Aussperrung von Gefahren und Bedrohungen, sondern organisieren auf der 
Basis ihrer Transformation in Risiken Handlungskonstellationen, bei denen die 
Beteiligten davon ausgehen, dass in der Endabrechnung mehr gewonnen als ver- 
loren wird“ (ebd.: 12). 

Für Hughes findet die gesellschaftliche Risikoverteilung ihren Niederschlag 
in der erfolgreichen Lizenzierung professioneller Problembearbeitungen. Berufli- 
che »Mandate« und »Lizenzen« bilden nicht nur das Gerüst gesellschaftlicher Ar- 
beitsteilung, sondern auch eine Architektur beruflicher Verantwortungszuschrei- 
bungen. Die Struktur der Arbeitsteilung dokumentiert somit nicht nur das Anrecht 
auf legitime Berufsausübung, sondern verdeutlicht auch die Differenz »stolzer« 
oder »bescheidener« Professionen!®. Hughes spricht daher erst an der Stelle von 
Professionen, wenn berufliche Lizenzen vorliegen, mit denen Berufsangehörige in 
die Lebenswelt der Klienten eindringen können und dabei „Spezialwirklichkeiten“ 
erzeugen.'? Implizit verbirgt sich hinter dieser Argumentationsfigur eine Sphä- 
rendifferenz öffentlicher und privater Arbeitsfelder. Lediglich Professionen bleibt 
es vorbehalten, in die Privatsphäre ihrer Klienten „abzutauchen“; sie wissen um 
die dabei entstehenden sozialen Beschädigungen misslungener Interventionen und 
um die potenziell fatalen Konsequenzen ihrer Eingriffshandlungen. Aber erst diese 
Grenzarbeit zur Privatsphäre schafft die Voraussetzung zur Akkumulation beson- 





18 Auch wenn der Begriff »bescheidene Profession« im deutschsprachigen Raum unmittelbar mit 
Fritz Schütze (1992) und der Professionalisierungsdebatte der Sozialen Arbeit in Verbindung steht, 
stammt er ursprünglich von Hughes (1993) aus dem Kapitel „the humble and the proud“. 

19 Hughes selbst schreibt dazu: „Most occupations — especially those considered as Professions and 
those of the underworld — include as part of their being a license to deviate in some measure from 
some common modes of behavior. Professions, perhaps more than other kinds of occupation, also 
claim a broad legal, moral, and intellectual mandate [...]. Such licenses and mandates are the prime 
manifestations of the moral divisions of labor - that is, of the processes by which differing moral 
functions are distributed among the members of society, as individuals and as categories of indi- 
viduals” (Hughes 1993: 287 £.). 
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derer Wissensformationen. Das bei Hughes (1993) mit diesen Einblicken gewon- 
nene „guilty knowlegde“ (ebd.: 449) markiere daher Differenzen zwischen Beru- 
fen und professionellen Berufsgruppen, weil nur Professionen die Grenzen zur 
Privatsphäre auf spezifische Weise durchbrechen können und auch mit der Ver- 
antwortung weitreichender bzw. gescheiterter Interventionen leben müssen. ?® 

Während mit dieser konzeptionellen Darstellung die Interventionsseite, also 
die Eingriffslizenzen von Professionen hervorgehoben werden, unterstreichen die 
Mandate den Anspruch einer Berufsgruppe auf legitime Problembearbeitung, die, 
so Hughes, wesentlich zur Berufsidentität und Selbstwirksamkeitsüberzeugung in- 
nerhalb einer Berufsgruppe beitragen. Gelegentlich können aber auch zugeschrie- 
bene Eingriffslizenzen und berufliche Ansprüche (Mandate) auseinanderdriften. 
Die Konzeptionen von Lizenz und Mandat bilden darüber hinaus einen geeigneten 
Analyserahmen für Vergleichsstudien. Hughes hat regelmäßig darauf hingewie- 
sen, dass es bei der Betrachtung von Professionen nicht um einen normativen Pro- 
fessionsbegriffs gehen kann, sondern konträr dazu die Besonderheiten der jewei- 
ligen Berufsgruppen in das analytische Aufmerksamkeitszentrum treten sollen. Li- 
zenzen und Mandate helfen hier, die unterschiedlichen beruflichen Zugänge zur 
Lebenswelt der Klienten unter einer Vergleichsperspektive analytisch zu fixieren, 
oder wie Nittel zusammenfassend schreibt: „Den Ausführungen über Mandat und 
Lizenz haftet kaum ein normativer Beigeschmack an, vielmehr bieten sie einen 
formalen Rahmen für die Analyse prinzipiell aller Berufe und Professionen“ (Nit- 
tel: 2000: 28). 

Die unter dem Stichwort »horizontale Berufsbeziehungen« skizzierten Posi- 
tionen der Professionssoziologie deuten insgesamt auf relativ konfliktreiche Be- 
ziehungen zwischen Berufsgruppen hin, die sich entweder in offenen Systemen 
als Konkurrenten um Zuständigkeiten, in der organisierten Versorgung in Domi- 
nanz- und Abhängigkeitsstrukturen oder aber als arbeitsteilig organisierte Verant- 
wortungsinstanzen der Risikobearbeitung gegenüberstehen. 

Für das Thema Kinderschutz und die angestrebte Vergleichsstudie sind die 
skizzierten Positionen insofern von Bedeutung, als sie darauf hinweisen, mit wel- 
chen Herausforderungen Beziehungen zu angrenzenden Berufsfeldern in Verbin- 
dung stehen können. Im Hinblick auf die Zuständigkeit im Kinderschutz können 
Berufsgruppen auch außerhalb formaler Arbeitsaufträge Konkurrenten der Fallbe- 
arbeitung sein, sich in Über- und Unterordnungsverhältnissen begegnen und hin- 
sichtlich der Risikobearbeitung unterschiedliche Verantwortungsbereiche zu- 
schreiben. Ohne dass bereits an dieser Stelle eine Aussage über die Berufswirk- 





20 Hier steht nicht länger die systematische Trennung von Berufen und Professionen im Vordergrund 
(vgl. bspw. Hartmann 1972), sondern eine Vergleichsperspektive, die jegliche Form beruflicher 
Arbeit integriert (vgl. auch Wilensky 1964). 


36 1 Die Beziehungsarbeit aus Sicht der Professionssoziologie 





lichkeit getroffen werden kann, stehen die ausgewiesenen Professionskonzeptio- 
nen für eine heuristische Rahmung des Professionsbegriffs und der Vergleichsstu- 
die. Für einen Rahmen, der sich einerseits für die Professionswirklichkeit unter- 
schiedlicher Berufsfelder interessiert und andererseits den empirischen For- 
schungsprozess hilfestellend flankiert. 

Die bisher vollzogene selektive Durchsicht etablierter professionssoziologi- 
scher Konzeptionen erhebt einerseits den Anspruch, zentrale theoretische Positio- 
nen der Professionsdebatte schlagwortartig zu rekapitulieren, aber auch den An- 
spruch, eine eigenständige Perspektive auf den Professionsbegriff freizulegen. 
Vertikale Klienten- und horizontale Berufsbeziehungen markieren nicht nur Eck- 
positionen professionssoziologischer Reflexionen, sondern auch eine theoretisch 
begründete Ausschließlichkeit in der Professionsdiskussion. In der gesamten Pro- 
fessionsdebatte lässt sich ein durchaus theoretisch begründetes Desinteresse an der 
jeweils anderen Seite professioneller Beziehungsarbeit konstatieren. Auch mit 
dem Ziel, diesen Beziehungsbias aufzubrechen, werden im Folgenden theoretische 
Positionen in die Debatte einbezogen, die als vermittelnde Analyseansätze zwi- 
schen diesen Beziehungsformaten gelten können. 

Mit der Feldtheorie Bourdieus lassen sich theoretische Verzerrungen dieser 
Beziehungsebenen als Konflikte zwischen Struktur und Handeln konzipieren. Ge- 
hen strukturtheoretische Betrachtungen von einer fest gefügten und fallbezogenen 
Beziehungsstruktur professionellen Handelns aus, die als Ableitungsbasis für Pro- 
fessionen fungiert und darüber hinaus auch die beruflichen Systeme als eigenlo- 
gisch abgegrenzte fachliche Autoritäten konzipiert, versuchen machtanalytische 
und interaktionistische Ansätze, Berufsbeziehungen als unabgeschlossene Kon- 
fliktfelder näher zu bestimmen und die Existenz von Profession auf ihre gesell- 
schaftliche Durchsetzungsstärke und Definitionsmacht zurückzuführen. Im ersten 
Fall bilden lediglich klinische Berufswelten Einsatzorte professioneller Interven- 
tionen. Im zweiten Fall können sich grundsätzlich jene Expertenberufe professio- 
nalisieren, die sich mit strategischen Mitteln gegen angrenzende Berufe behaupten 
können. 


1.4 Feldbeziehungen und Berufsrahmen 


Bourdieus Feldtheorie nimmt hingegen für sich in Anspruch, Struktur- und Hand- 
lungstheorien praxistheoretisch zusammenzuführen (vgl. Krais und Gebauer 
2010). Mit Feld bezeichnet Bourdieu (1998: 18) „ein Universum, dass all jene 
Akteure und Institutionen umfasst, die Kunst, Literatur oder Wissenschaft erzeu- 
gen und verbreiten. Dieses Universum ist eine soziale Welt wie andere auch, ge- 
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horcht aber mehr oder weniger spezifischen sozialen Gesetzen“. Auch wenn Bour- 
dieus (1988, 2000, 2001) Feldanalysen nicht explizit professionstheoretische Fra- 
gestellungen aufgreifen, lassen sich insbesondere die Begriffe Feld und Habitus 
auch im Kontext professionssoziologischer Fragestellungen diskutieren (vgl. Pfa- 
denhauer und Scheffer 2009°'). 

Mit der Theorie sozialer Felder ergänzt Bourdieu das Habituskonzept?? mit 
Prinzipien der Arbeitsteilung moderner Gesellschaften. Soziale Felder entspre- 
chen dem Organisationsgrad gesellschaftlicher Differenzierungen und vermitteln 
zwischen gesellschaftlichen Strukturen, kulturellen Praktiken sowie zwischen be- 
teiligten Akteuren. Die Dynamik sozialer Felder beschreibt Bourdieu als Kräfte- 
verhältnis, das sich in durchlässigen Feldbegrenzungen und Positionswechseln im 
Feld dokumentiert. Felder sind daher ein „Spiel-Raum mit dynamischen Grenzen“ 
(Bourdieu und Wacquant 2006: 135), in dem soziale Positionierungen (Über- und 
Unterordnungen) vorgenommen werden. Die Struktur des Feldes bemisst sich so- 
mit an den Positionen und Beziehungen der Mitspieler, die auch um besondere 
Ressourcen im Feld konkurrieren: „Es ist der Umfang dieses Kapitals, der den 
Akteuren ihre eigentümliche Stellung im Feld zuweist, und sie bestimmen dabei 
die Struktur des Feldes im Verhältnis dieses ihres besonderen Gewichts, ein Ge- 
wicht, das von dem aller anderen Akteure, also von seiner Verteilung im gesamten 
Raum abhängt“ (Bourdieu 1998: 21). 

Sowohl die Zwänge des Feldes, aber auch Handlungsoptionen innerhalb von 
Feldbegrenzungen sind in dieser Konzeption aufgehoben. Berufsfelder gelten da- 
her als dispositionale Kräfteverhältnisse fernab rein zweckrationaler Kalküle, auch 
wenn die Beziehungskonstellationen im Feld zum Status- und Prestigegewinn bei- 
tragen. Dispositionen also in der Art eines gesellschaftlich gebildeten Instinkts, 
der bewirkt, dass erwartbare Handlungsfolgen einer Berufskultur als unvermeid- 
liche Pflichtnotwendigkeit erlebt werden (vgl. Bourdieu 1987: 287). 

Das Engagement in Feldern entspricht einem »Spiel« um Macht und Einfluss. 
(vgl. Krais und Gebauer 2010: 56). Der von Bourdieu dafür eingeführte Begriff 
»illusio« soll diese innere Überzeugung und ideelle Bindung an konkrete Felder 
hervorheben. Als Ergebnis der Spielerfahrung „[...] sorgt der Sinn für das Spiel 
dafür, dass dieses für die Spieler subjektiven Sinn, d.h. Bedeutung und Daseins- 
grund, aber auch Richtung, Orientierung, Zukunft bekommt“ (Bourdieu 1987: 





21 Die Verbindung zu Bourdieu liegt nicht zuletzt auch deswegen nahe, weil sich auch in der Profes- 
sionssoziologie die Herausbildung und berufliche Formierung des professionellen Habitus als For- 
schungsschwerpunkt etabliert hat (vgl. u.a. Thole und Cloos 2006, Ackermann und Seeck 1999, 
Nagel 1997, Gildemeister 1983, Witte 2009). 

22 Aufeine explizite Vorstellung des Habituskonzepts wird an dieser Stelle verzichtet. Das Habitus- 
konzept (vgl. Bourdieu 1987) geht allerdings dem Feldbegriff konzeptionell und werkimmanent 
voraus (vgl. Krais und Gebauer 2010). 
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122)”. Bourdieu geht auch im Feldkonzept von einer Homologie zwischen Feld- 
positionen und inhaltlicher Positionierung aus. „Es ist die Struktur der objektiven 
Beziehungen zwischen den Akteuren, die festlegt, was sie tun können und was 
nicht. Oder, genauer gesagt, ist es die Stellung in dieser Struktur, die, zumindest 
indem sie Möglichkeiten ausschließt, ihre Stellungnahmen bedingt“ (Bourdieu 
1998: 20f.). 

Mit Bourdieu lassen sich Berufsfelder als Ausdruck einer Struktur von Dis- 
positionen und Positionierungen konzipieren, die sich um zentrale Gegenstände 
und Praktiken organisieren. Darüber hinaus wird mit dem Feldkonzept der relative 
Grad beruflicher Autonomie innerhalb der Felder und Feldpositionen analytisch 
sichtbar: „Der entscheidende Hinweis auf den Grad der Autonomie eines Feldes 
ist also seine Brechungsstärke, seine Übersetzungsmacht. Umgekehrt zeigt sich 
die Heteronomie eines Feldes wesentlich durch die Tatsache, dass dort äußere Fra- 
gestellungen [...] halbwegs ungebrochen zum Ausdruck kommen“ (Bourdieu 
1998: 19). Für berufliche Felder bzw. den Autonomieanspruch von Professionen 
ist die Beziehung zwischen Brechung und Feldposition besonders instruktiv. Be- 
rufliche Autonomie kann dort hervortreten, wo gemeinsame Feldgegenstände in 
eigene berufliche Frage- und Themenstellungen übersetzt werden können. Hete- 
ronom organisiert ist ein Berufsfeld hingegen dann, wenn Berufsgrenzen durch- 
lässig werden und der Einfluss benachbarter Berufsgruppen auch inhaltlich auf 
konkrete Arbeitsvollzüge zunimmt. Daher stehen sich in gemeinsamen Feldern 
unterschiedliche Auffassungen und konkurrierende Perspektiven gegenüber, „die 
mit allen Mitteln der Durchsetzung ihres Urteils ausgestattet‘ sind und „mit dem 
gesamten, kollektiv angehäuften Arsenal von Methoden, Instrumenten, Techni- 
ken“ (ebd.: 30) argumentieren. 

Gemessen am strukturtheoretisch fest gefügten Professionsverhältnis dyna- 
misiert der Feldbegriff die Vorstellung historisch formierter Professionen inso- 
fern, als sich professionelle Berufssysteme nicht nur auf ihre funktionale Eigenlo- 
gik und Abgrenzung gegenüber benachbarten Berufsgruppen verlassen können. 
Statusdifferenzen sowie Über- und Unterordnungsverhältnisse sind nicht nur 
strukturgebunden, sondern das Ergebnis beruflicher Stellungnahmen und Aus- 
druck des Wunsches nach dispositional vorgeprägten Einflussnahmen. 





23 An anderer Stelle beschreibt Bourdieu (1997: 73) die Feldgenese und den Glauben ans Spiel fol- 
gendermaßen: „Die soziale Genese eines Feldes zu erfassen und zu begreifen, was die spezifische 
Notwendigkeit des dieses stützenden Glaubens, des in ihm geübten Sprachspiels und der materi- 
ellen und symbolischen Einsätze, um die es ihm geht, ausmacht, bedeutet, die Aktionen der Pro- 
duzenten und die Werke, die sie schaffen, zu erklären, zu zeigen, warum sie so und nicht anders 
sind, und sie damit der Absurdität des Willkürlichen und Unmotivierten zu entreißen [...]“. Damit 
ist nicht nur die selektive Wahrnehmung der Akteure im Feld angesprochen, sondern auch die 
Bedeutungszuschreibung, die mit der jeweiligen Feldposition auf die Gegenstände im Feld einher- 
geht. 
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Für den beruflich zu organisierenden Kinderschutz bedeuten diese feldtheo- 
retischen Annäherungen, dass sich diverse berufliche Akteure mit unterschiedli- 
chen Ressourcen und Perspektiven in einem gemeinsamen Handlungsfeld begeg- 
nen und innerhalb des Feldes Kräfteverhältnisse zwischen ihnen wirksam werden, 
die auch ihre soziale Position bzw. ihre Über- und Unterordnungsverhältnisse im 
Feld dokumentieren und reproduzieren. Berufliche Einstellungen zum Kinder- 
schutz deuten darüber hinaus nicht nur an, von welchen habituellen Dispositionen 
die Bearbeitung von Kindeswohlgefährdungen geleitet werden, sondern verwei- 
sen auch auf berufsgebundene Fähigkeiten, feldrelevante Themen- und Aufgaben- 
stellungen in eigenständige, autonome Handlungsvollzüge zu überführen und 
eine, wie Bourdieu es formuliert, Brechung des Kinderschutzthemas an Berufs- 
grenzen herbeizuführen. Sowohl berufliche Dispositionen kämen dabei bspw. als 
berufliche Selbstwirksamkeitsüberzeugungen zur Geltung wie auch die Möglich- 
keit, Kinderschutzfragen handlungsförmig aufzugreifen und gegenüber Außensei- 
tern durch entsprechende Strategien abzuschirmen. 

Der Rahmenbegriff von Goffman ist ebenfalls geeignet, zwischen beiden Be- 
ziehungsdimensionen zu vermitteln. Auf handlungstheoretischer Ebene verdeut- 
licht er, wie die bei Bourdieu ausgewiesenen feldspezifischen Aneignungspro- 
zesse sich praktisch vollziehen können. 

Zunächst besteht in jeder beruflichen Interaktion, gleich ob sie auf Klienten 
oder andere Berufsangehörige bezogen ist, die Möglichkeit, unterschiedliche so- 
ziale Rahmen anzuwenden. In der Anwendung eines Rahmens dokumentiert sich 
einerseits die berufliche Fähigkeit der thematischen Aneignung externer Arbeits- 
aufträgen und formaler Vorgaben, andererseits verweisen die dabei wirksamen 
Sinnmodulationen auch auf kreative Handlungsspielräume und Möglichkeiten zur 
beruflichen Autonomiesteigerung. 

Der Rahmenbegriff betont in diesen Aneignungsprozessen, und das stärker 
als der Feldbegriff, die aktive Beteiligung von Akteuren innerhalb der untersuch- 
ten Interaktionsordnung. Weil der Rahmenbegriff damit in enger Beziehung zum 
Autonomiemotiv beruflicher Tätigkeiten steht, hat er auch im Kontext professi- 
onssoziologischer Reflexionen bereits wiederholt Beachtung gefunden (vgl. Gla- 
ser und Strauss 1965, Pfadenhauer 2003, Vogd 2004, Hildenbrand 1999). 

Goffman (1980) beschreibt Rahmen grundlegend als die »Organisation von 
Alltagserfahrung«, die Handlungs- und Interpretationsanweisungen für Situations- 
deutungen geben (vgl. ebd.: 16). Sie versorgen uns mit hilfreichen Hintergrundan- 
nahmen, um auch uneindeutige Handlungssituationen in sinnvolle Handlungsop- 
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tionen aufzulösen. Dabei verengen sie offene Deutungshorizonte in problemati- 
sche, d.h. handlungsrelevante Planungshorizonte (vgl. Schütz 1971: 91)°*. In einer 
grundlegenden Differenzierung trennt Goffman »primäre Rahmen« in »natürli- 
che« und »soziale Rahmen«. Primäre Rahmen lassen sich wiederum grundsätzlich 
nach ihrem Abstraktionsgrad unterscheiden (vgl. Goffman 1980: 31). Nur im na- 
türlichen Rahmen werden Ereignisse und Handlungen als »rein physikalische« 
Problemstellungen verstanden und auf »natürliche Ursachen« zurückgeführt. 
Deutlich differenzierter fällt die Beschreibung sozialer Rahmen aus, die im Ge- 
gensatz zu naturwissenschaftlichen Erklärungen handlungspraktische Verständi- 
gungshintergründe immanent voraussetzen. 

Den Kernbegriff der Rahmen-Analyse bilden aber die »Modulationen«. Gof- 
fman betont damit die Um- und Nachbildung eines Materials (bzw. eines Ereig- 
nisses) in andere sekundäre Rahmen, die anschließend auch mit anderen Geltungs- 
hintergründen operieren können. Er versteht unter Modulation das „System von 
Konventionen, wodurch eine bestimmte Tätigkeit, die bereits im Rahmen eines 
primären Rahmens sinnvoll ist, in etwas transformiert wird, das dieser Tätigkeit 
nachgebildet ist, von den Beteiligten aber als etwas ganz anderes gesehen wird“ 
(ebd.: 55). Nicht das Material oder das Substrat der Interpretation verändert sich, 
sondern das Deutungsschema, dies aber mit wesentliche Konsequenzen für die Si- 
tuationsdefinition und Handlungsplanung. Es handelt sich dann zwar nur um ge- 
ringfügige Veränderungen, aber um entscheidende (vgl. ebd.: 57). 

Modulationen können unterschiedlich organisiert sein. Goffman nennt dazu 
fünf Praktiken typischer Sinntransformationen. »So-tun-Als-ob«, »Wettkampf«, 
»Zeremonie«, »Sonderaufführungen« und »In-anderen-Zusammenhang-Stellen«. 
Insbesondere die Täuschung als Fiktion einer »als-ob« Betrachtung markiert Mög- 
lichkeiten und Grenzen von Sinntransformationen, die in beruflichen Kontexten 
zur Anwendung kommen können. Besonders die Aufklärungsarbeit und Informa- 
tionsweitergaben stehen häufig im Generalverdacht derartiger Täuschungsmanö- 
ver. In der Medizin herrsche beispielsweise „die klassische Gewohnheit, schlechte 
Nachrichten einem Patienten vorzuenthalten“ (ebd.: 117) und sich dafür auch ent- 
sprechender Modulationen zu bedienen??. Auch ein simultaner Gebrauch verschie- 
dener Rahmen kann Handlungsspielräume (er-Jöffnen, aber auch zu entsprechen- 





24 Die handlungstheoretischen Bezüge zu der von Schütz hervorgehobenen Unterscheidung »offener 
und problematischer« Handlungsmöglichkeiten stammen aus der Phänomenologie von Edmund 
Husserl 1939. 

25 Vogd (2004) ergänzt dazu in einer aktuellen medizinsoziologischen Untersuchung, dass unter den 
gegenwärtigen Bedingungen der ärztlichen Berufsausübung Modulationen auch genutzt werden, 
um Freiheitsspielräume ärztlichen Handelns zu vergrößern. Hierzu gehört dann aber auch eine 
entsprechende Inszenierungspraxis in der Anwendung unterschiedlicher Rahmen und ihrer Modu- 
lation (vgl. ebd.: 98). 
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den Trennungsproblemen der Fallbearbeitung führen: „Je vielschichtiger eine Si- 
tuation ist und je mehr Handlungsstränge nebeneinander herlaufen, desto deutli- 
cher muss die Rahmensetzung vorgenommen werden“ (Brücher 2005: 171). Bei 
konkurrierenden Deutungen können Grenzzeichen diese Widersprüchlichkeiten 
auflösen. Fehlen diese Zeichen in der Interaktion, so ist auch keine spezifische 
Deutungsrichtung erkennbar. „Die für die Handlungssituation zwingende relative 
Deutungs- und Koordinierungssicherheit wäre durchlöchert, das Aktions- und Re- 
aktionsgefüge in Dauerreflexionen über Deutungsmöglichkeiten aufgelöst“ (Soef- 
fner 1989: 149). 

Der Rahmenbegriff beschreibt nicht nur die Möglichkeit simultaner Wirk- 
lichkeitskonstruktionen und die generelle Chance der Transformation eines Mate- 
rials in andere Sinnzusammenhänge, sondern auch die damit einhergehende Inter- 
pretations- und Inszenierungsleistung beteiligter Akteure. Weil auch berufliches 
Handeln unter einem besonderen Repräsentationszwang steht, benötigt es neben 
dem sachlichen Verstehen auch eine Darstellung von Handlungs- und Deutungs- 
kompetenzen. Das Repräsentationsproblem professioneller Tätigkeiten verschärft 
sich insbesondere in überlappenden Arbeitskontexten (vgl. Maeder 2000: 687). 
Pfadenhauer (2003) betont dazu, im Wesentlichen unter Rückgriff auf das Rah- 
menkonzept, dass zunehmend erst die erfolgreiche Kompetenzdarstellung zu An- 
erkennung und legitimer Expertise in und zwischen Berufswelten führe (vgl. ebd.: 
116). 

Goffmans Rahmenkonzept beschreibt Beziehungsarbeit als perspektivisches 
Verstehen, das den aktiven wie kreativen Gebrauch von Rahmen sowie die Her- 
stellung und Organisation beruflicher Interpretationen in der Handlungssituation 
hervorhebt. Für berufliche Arbeitsbeziehungen ergeben sich aus der hier einge- 
nommen Analyseperspektive Anschlussfragen hinsichtlich berufsbezogener Mo- 
dulationen bei der Übernahme kinderschutzbezogener Arbeitsleistungen. 

Während Bourdieus Feldbegriff auf die soziale aber gleichwohl dynamische 
Situierung beruflicher Positionierungen gerichtet ist, liegt Goffmans Rahmenbe- 
griff die handlungstheoretische Überzeugung zugrunde, Beziehungen als perspek- 
tivisches Verstehen und als Notwendigkeit von Sinntransformationen zu konzipie- 
ren. Ob und wie das Kinderschutzthema in Handlungszusammenhängen berufli- 
cher Akteure verfügbar wird, hängt nicht zuletzt davon ab, welche Rahmen dabei 
zur Anwendung kommen und wie sie den Sinn von Kinderschutzaufgaben modu- 
lieren können. Mit dem Rahmenkonzept lässt sich nicht nur die aktive berufliche 
Tätigkeit analytisch in den Blick nehmen, Kinderschutzaufgaben praktisch zu be- 
wältigen, sondern auch der kreative Umgang mit Gefährdungssituationen an den 
Grenzen der Berufswelten hervorheben. 
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1.5 Fazit: Eine Verhältnisbestimmung beruflicher Beziehungen 


Zielten die ersten Überlegungen dieses Kapitels darauf ab, »Klientenbezug« und 
»Berufsbeziehungen« als analytische Ausgangspunkte eines integrativen Profes- 
sionsbegriffs zu konzipieren und die anschließende Argumentation darauf, mit 
Feld- und Rahmenbegriff theoretische Ergänzungen einzuführen, sollen abschlie- 
ßend diese Überlegungen im Hinblick auf das vorliegende Forschungsthema zu- 
sammengeführt werden. 

Die bisherige Professionsforschung geht zu stark von einseitigen Bezie- 
hungskonstellationen aus, die sich im skizzierten wechselseitigen analytischen wie 
theoretischen Desinteresse an der jeweils anderen Seite beruflicher Beziehungsar- 
beit niederschlagen. Die Präferenz und Zuspitzung des Professionsbegriffs aufthe- 
oretische Grundsatzpositionen verpflichtet dann auch in empirischen Auseinan- 
dersetzungen auf einseitige Auslegungen. Dieses Entweder-oder-Verhältnis von 
Klientenbezug und Berufsbeziehung, von strukturell abgeleiteter oder interaktiv 
hergestellter Professionalität, von empirischer Erkundung oder theoretischer Ab- 
leitung soll im Rahmen meiner Untersuchung zugunsten einer Verhältnisbestim- 
mung aufgebrochen werden. 

Insbesondere für eine adäquate professionstheoretische Rahmung des Kin- 
derschutzthemas besteht eine auch forschungspraktische Notwendigkeit, solche 
theoretischen „Verzerrungen“ des Professionsbegriffs zugunsten einer integrati- 
ven Betrachtung aufzugeben. Der Kinderschutz bzw. der Umgang mit Fällen von 
Kindeswohlgefährdungen berührt sowohl die Ebene vertikaler Beziehungen zu 
Klienten wie auch horizontale Beziehungen zu angrenzenden Berufsgruppen. Im 
Rahmen dieser Beziehungskonstellationen vermute ich eine Figuration der ausge- 
wiesenen Beziehungsdimensionen. Die Arbeit mit Klienten würde demnach 
ebenso die Arbeit mit angrenzenden Berufen beeinflussen, wie sich auch kehrsei- 
tig Berufsbeziehungen zu benachbarten Berufsgruppen auf die Beziehungsarbeit 
mit Klienten auswirken können. In welchem Verhältnis und mit welchen Folgen 
sich beide Dimensionen berühren und wechselseitig durchdringen, bleibt den ma- 
terialen Rekonstruktionen vorbehalten und im Kern eine empirische Fragestel- 
lung. Bezogen auf beide Beziehungsebenen zielt die Forschungsarbeit auf eine 
Verhältnisbestimmung beider Beziehungsdimensionen in kontrastierenden beruf- 
lichen Feldern. 

Soziologische Grundsatzpositionen bilden hierfür lediglich Annäherungen an 
dynamische Feldkonstellationen und ihre empirische Erschließung. Für berufsbe- 
zogene Beziehungen zu angrenzenden Berufswelten stehen für die Übernahme 
von Kinderschutzaufgaben Fragen beruflicher Selbstverständnisse im Hinblick 
auf Zuständigkeiten, Abhängigkeiten und Verantwortungsübernahmen im Mittel- 
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punkt. Auf der Ebene der Beziehung zu Klienten hingegen Fragen nach Kontakt- 
schließung, der Organisation der Arbeitsbeziehung und die Bedeutung affektiver 
Rahmungen (vgl. zusammenfassend Abbildung 1). 


Struktur und |/ „horizontale Berufsbeziehungen« 


Modus der i j . 
Kontakt- Wie organisieren die analysierten Berufgruppen 


schließung zwischenprofessionelle Arbeitsbeziehungen? 


Organisation 

der Arbeits- 

beziehungen Beanspruchen und 
Verteidigen von 
Zuständigkeiten 


Organisation 
beruflicher 
Verantwortungs- 
übernahmen 


Arbeitsteilung und 
wechselseitige 
Abhängigkeiten 


Bedeutung 
der affektiven 
Rahmung 


»vertikale Klientenbeziehung« 
Wie organisieren die analysierten Berufsgruppen ihre Arbeit mit Klienten? 





Abb. 1: Berufliche Beziehungsebenen im Kinderschutz 





2 Kinderschutz als Handlungsfeld und berufliche 
Herausforderung 


Während mit der theoretischen Rahmung im ersten Kapitel die Suche nach einem 
für den Berufsvergleich geeigneten Professionsbegriff im Zentrum stand und in 
diesem Zusammenhang eine theoretische Verortung der vorliegenden Arbeit vor- 
genommen werden konnte, konzentriert sich das folgende Kapitel darauf, das 
Handlungsfeld Kinderschutz näher zu bestimmen. Bisher habe ich schlichtweg be- 
hauptet, dass der Kinderschutz und die Bearbeitung von Fällen einer Kindeswohl- 
gefährdung zu einer verstärkten Zusammenarbeit zwischen benachbarten Berufs- 
gruppen tendiere, ohne dafür die nötigen Nachweise zu liefern. Die Behauptung, 
dass der Kinderschutz ein berufliches Querschnittthema darstellt, gilt es im Fol- 
genden sowohl begriffssystematisch als auch mit Blick auf theoretische Argumen- 
tationen sowie unter Heranziehung aktueller Forschungsarbeiten zu untermauern. 
Wenn es stimmt, dass lediglich die Bearbeitung gemeinsamer Themen berufsbe- 
zogene Vergleiche ermöglicht, so muss das Thema der Zusammenarbeit für das 
Feld des Kinderschutzes eingegrenzt adäquat konzeptionell dimensioniert werden. 

Im anschließenden Kapitel gehe ich zunächst der Frage nach, welche struk- 
turellen Rahmenbedingungen die Zusammenarbeit im Kinderschutz flankieren 
und welche begrifflichen Konzeptionen des Kinderschutzes damit in Verbindung 
stehen. Anschließend werden theoretische und empirische Argumentationen auf- 
gegriffen, die das Handlungsfeld Kinderschutz als interdisziplinäres Forschungs- 
feld ausweisen und auf die im Handlungsfeld zu bewältigenden beruflichen Her- 
ausforderungen hinweisen. Diesen konkreten Fragen übergeordnet ist die Überle- 
gung, dass eine empirisch-vergleichende Berufsforschung ihren Gegenstand zu 
konkretisieren hat, um den sich gemeinsame Tätigkeiten organisieren. Bisherigen 
professionssoziologischen Quervergleichen fehlt zumeist eine solche Gegen- 
standsangemessenheit, sie argumentieren regelmäßig auf der Grundlage theoreti- 
scher Überzeugungen und teilweise ohne Kenntnisnahme empirischer Analysen.” 





26 Für einen „fehlenden“ Gegenstandbezug siehe bspw. der Vergleich von Langer und Manzeschke 
2009, für die Dominanz theoretischer Überzeugungen bei Berufsvergleichen grundsätzlich Oever- 
mann 1996, 2009. 
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2.1 Kinderschutz: eine begriffliche Orientierung 


Zunächst zu einer begrifflichen Orientierung im Handlungsfeld Kinderschutz und 
Kindeswohlgefährdung. Der Begriff Kinderschutz sowie angrenzende Semantiken 
wie Kindeswohl oder in seiner negativen Entsprechung der der Kindeswohlgefähr- 
dung, aber auch Konzeptionen präventiver Hilfen sind relativ vage und unspezi- 
fisch in ihrer Verwendung. Sucht man nach entsprechenden begrifflichen Zugän- 
gen, lassen sich grundsätzlich zwei semantische Felder unterscheiden: Im Kinder- 
schutz stehen sich gefährdungsreaktive und gefährdungspräventive Semantiken 
gegenüber.?’ 

Geht es im Kontext gefährdungsreaktiver Logiken um die konkrete fallbezo- 
gene Wahrnehmung und Bearbeitung von Gefährdungsfällen, zeichnen sich ge- 
fährdungspräventive Begriffsverwendungen durch die Überlegung strukturell zu 
verhindernder Gefährdungslagen aus. Beide begrifflichen Zugänge bilden sich in 
der die Kinder- und Jugendhilfe wesentlich flankierenden Gesetzgebung auch 
dementsprechend ab. Während mit der Gesetzesnovellierung zum SGB VIH von 
2005 und dem dort eingefügten Passus zur Konkretisierung des Schutzauftrags 
Kinderschutzaufgaben im Sinne einer Interventionsnormierung gesetzlich gere- 
gelt werden ($ 8a SGB VIII), lassen sich spätestens mit dem 2012 verabschiedeten 
Bundeskinderschutzgesetz (BKischG) auch präventive Programmatiken gesetzge- 
berisch nachweisen. Insofern dokumentieren die Gesetzesänderungen bzw. Neu- 
formulierungen konzeptionelle Schwerpunktsetzungen kinderschutzbezogener 
Handlungsanforderungen. Mit der jeweils dominanten Kinderschutzkonzeption 
verändern sich auch die Vorstellungen und der Modus der von den Fachkräften zu 
leistenden Arbeitsorganisation. Prävention und Intervention bilden so gesehen Re- 
flexionsrahmen des Handlungsfeldes und der darin sich konstituierenden Koope- 
rationsanstrengungen. 





27 Die begriffssystematische Unterscheidung zwischen Prävention und Intervention geht auf ein um- 
fassendes Literaturstudium sowie auf eine aufmerksame Beobachtung fachöffentlicher Themati- 
sierungen im Kinderschutz zurück. Auf die Einführung von $ 8a SGB VII folgte eine umfangrei- 
che Fachdebatte zum Thema der Einschätzung von Gefährdungen (vgl. Kindler u.a. 2006, Meysen 
und Schindler 2004, Deegener und Körner 2005). Weil sich diese Veröffentlichungen oftmals auf 
eine systematische Darstellung von Gefährdungsformen und -typen konzentriert, lässt sich allge- 
mein eine Interventionszentriertheit ableiten. Mit der Einführung des Bundeskinderschutzgesetzes 
wird hingegen der präventive Kinderschutz gestärkt (vgl. Goldberg und Schorn 2011, Wohlge- 
muth 2009). 


2.1 Kinderschutz: eine begriffliche Orientierung 47 





Auch wenn der Kinderschutz ein berufliches Querschnittsthema bildet, wird 
er mit der Konkretisierung des „Schutzauftrags der Jugendämter“ 2005 auch recht- 
lich der Kinder- und Jugendhilfe zugewiesen (vgl. Meysen 2009: 106).°® Gleich- 
wohl stellt die „Konkretisierung des Schutzauftrags“ auch einen fachpolitischen 
Reflex auf öffentlich skandalisierte Kinderschutzfälle dar.?” Das fehlende Senso- 
rıum für die Schutzbedürftigkeit der Jugendämter ließ hier den Vorwurf einer „or- 
ganisierten Verantwortungslosigkeit“ (Ritscher 2007) aufkommen. Die anschlie- 
ßenden medialen Thematisierungen haben zum einen die sozialpolitische Auf- 
merksamkeit auf die Qualität des sozialen Hilfesystems mit seinen organisationa- 
len und methodischen Fehlhandlungen insgesamt gelenkt (vgl. Biesel 2011). Zum 
anderen wurden in dieser Kritik auch die strafrechtlichen Konsequenzen für die 
im Einzelfall verantwortlichen Fachkräfte regelmäßig hervorgehoben (siehe auch 
Hildenbrand 2014a). In der Jugendhilfepraxis sind in der Folge zunehmend orga- 
nisationale und fachfremde Überregulierungen, personelle Verängstigung und 
rechtliche Absicherungsbemühungen anzutreffen (vgl. Biesel 2009). Der gesetz- 
lich sich dokumentierende Bedeutungszuwachs des Kinderschutzes spiegelt sich 
auch in der Entwicklung der Fallzahlen vorläufiger Schutzmaßnahmen (Inobhut- 
nahmen) für Kinder und Jugendliche wider. Die Interventionshäufigkeiten des Ju- 
gendamts im Gefährdungsfall steigen seit 2005 auch in Folge prominenter Kin- 
derschutzfälle kontinuierlich an (siehe Abbildung 2). 
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Abb. 2: Kinder- und Jugendhilfestatistik — Vorläufige Schutzmaßnahmen 2013; 
Quelle: Statistisches Bundesamt 





28 An dieser Stelle wird lediglich eine begriffssystematische Differenzierung vorgenommen, jedoch 
keine historische Betrachtung angestrebt. Nachzulesen ist die historische Entwicklung bspw. bei 
Fegert u.a. 2010. 

29 Zur Aufarbeitung prominenter Kinderschutzfälle vgl. Biesel und Wolff 2014; Fegert u.a. 2010. 
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2.1.1 Kinderschutz als Interventionsarbeit 


Für ein grundlegendes Verständnis der rechtlichen Rahmenbedingungen ein kur- 
zer Überblick zu den wesentlichen Neuregelungen nach 2005 und den damit in 
Verbindung stehenden institutionellen Veränderungen im Kinderschutz. Der kon- 
kretisierte Schutzauftrag von 2005 verpflichtet die Jugendämter auf verbindliche 
Verfahrensschritte bei Verdachtsfällen von Kindeswohlgefährdung, wie er gene- 
rell auch berufliche Zuständigkeiten der Kinder- und Jugendhilfe für Kinder- 
schutzaufgaben formal fixiert. 

Zunächst konkretisierte der Gesetzgeber damit die Gesamtverantwortung der 
Jugendämter für die Wahrnehmung ihres Schutzauftrages für Kinder und Jugend- 
liche.?° Das Abschätzen des Gefährdungsrisikos soll sich dabei laut Gesetz auf 
„gewichtige Anhaltspunkte“ beziehen und müsse daher nicht nur formalen Hand- 
lungsschritten folgen. Zudem verlangt das Gesetz jetzt eine adäquate Dokumenta- 
tion der „wahrgenommenen Anhaltspunkte einer Gefährdung“ und durch das Ju- 
gendamt eine erste fachliche Einschätzung über die Notwendigkeit und Geeignet- 
heit sozialpädagogischer Maßnahmen. Die im $ 8a SGB VII (1) angesprochene 
Gefährdungswahrnehmung der Jugendämter wird im Wesentlichen durch proble- 
matische Informationszugänge der Fachkräfte zu Gefährdungen erschwert. Häufig 
reagieren Jugendämter bei der Klärung von Gefährdungssituationen auf eingegan- 
gene Gefährdungsmeldungen. Neben der ersten Situationsklärung verpflichtet das 
Gesetz das Fachteam auf eine zusätzliche „Abschätzung des Gefährdungsrisikos“. 
Gemeinsame Fallberatung sollen als Form kollegialer Reflexionen dem fachlichen 
Austausch dienen. 2012 wurde der $ 8a SGB VIII dahingehend überarbeitet, dass 
jetzt Fachkräfte im Jugendamt aufgefordert werden, sich auch einen persönlichen 
Eindruck von der Gefährdungssituation zu verschaffen, was üblicher Weise einen 
Hausbesuch bei gemeldeten Familien nach sich zieht. Die Rechtsnorm endet al- 
lerdings dort, wo durch Hausbesuche Gefährdungslagen erzeugt oder verschärft 
werden (vgl. Hildenbrand 2014) bzw. mit anderen Grundrechten kollidiert (bspw. 
Art. 13 GG - Unverletzlichkeit der Wohnung), was für den Kinderschutz „das 
Problem verschlossener Türen“ (Czerner 2012: 73) nach sich ziehen kann. 

In wissenschaftlichen Auseinandersetzungen zur rechtlichen Handlungsnor- 
mierung der Gefährdungswahrnehmung weist Jordan bereits 2007 darauf hin, dass 
die wesentlichen Schwierigkeiten in der Bewertung von Gefährdungsinformatio- 
nen liegen: „Wichtig ist, das Gefährdungsrisiko in zeitlicher und sachlicher Hin- 
sicht einzuschätzen. Die zeitliche Einschätzung bezieht sich vor allem auf die Not- 





30 Beider folgenden Darstellung zu den rechtlichen Rahmenbedingungen verzichte ich aufeine wort- 
getreue Wiedergabe des Gesetzestextes. Siehe dazu insbesondere den Gesetzeskommentar von 
Meysen 2009. 
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wendigkeit unverzüglichen Handelns — bei unmittelbarer Gefahr für Leib und Le- 
ben des Kindes [...].“ (ebd.: 29). Insofern ginge es bereits in Meldesituationen um 
Sicherheitseinschätzungen, die über die Unverzüglichkeit des Handelns der Ju- 
gendämter mitentscheiden. Der ersten Einschätzung folgt laut Jordan eine zweite 
Risikoeinschätzung, die Hypothesen für die zukünftige Entwicklung einer Gefähr- 
dung zum Inhalt hat, also eine Prognose über Fallverläufe einschließen muss: Be- 
reits der juristisch gebrauchte Begriff des „Gefährdungsrisikos“, der die Wahrneh- 
mung und Bewertung einer Gefährdung strukturieren soll, verweist hier auf die 
die Problematik beruflicher Verantwortung wie auch auf eine prospektive Fallklä- 
rung. Auch wenn das Gesetz damit das Erkennen und Abwehren von Gefähr- 
dungssituationen formal organisiert, bleiben unterhalb der Ebene rechtlicher 
Handlungsnormierungen den Fachkräften dafür erhebliche Gestaltungsspiel- 
räume. Sowohl bei Verfahren der Risikoeinschätzung als auch bei der Gestaltung 
ihrer Meldebeziehungen bestehen umfassende Möglichkeiten persönlicher und or- 
ganisationaler Anpassungen (vgl. Gissel-Palkovich 2011: 104). 





Meldungen auf Kindeswohlgefährdungen nach meldenden 
Institutionen und Personen in Deutschland 2012 


Polizei/Staatsanwaltschaft 18 360 
Bekannte/Nachbarn | 15 120 
Anonym 11806 
Schule | 9727 
Hebamme/Arzt/Klinik/ärztl. Dienste | 797 
Eltern(-teil)/Personensorgeberechtigte/r ] ’ = 
Verwandte | 6 707 
Sozialer Dienst/Jugendamt | 6.085 


Kindertageseinrichtung/-pflegeperson 4079 
andere/-r Einrichtung der Erziehungshilfe ze708 
Einrichtung der Jugendarbeit 3159 
Minderjährige/r selbst 2432 

Beratungsstelle 1212 


Sonstige | 7332 


























Abb. 3: Gefährdungseinschätzungen nach $ 8a Absatz 1 SGB VII. Quelle: Sta- 
tistisches Bundesamt: Statistik der Kinder- und Jugendhilfe Teil 1 


Diese Gestaltungsspielräume lassen sich mit der amtlichen Statistik näher veran- 
schaulichen. Für das Jahr 2012 weist die Kinder- und Jugendhilfestatistik erstmals 
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Häufigkeiten und Reaktionsmuster der Jugendämter bei der »Gefährdungsein- 
schätzung nach $ 8a Absatz 1 SGB VIIl« aus. Wurden den Jugendämtern deutsch- 
landweit 106.623 Fälle von Kindeswohlgefährdung gemeldet, schätzten die zu- 
ständigen Kinderschutzbehörden in ca. 1/3 (33.884) der Fälle ein, dass keine Kin- 
deswohlgefährdung, wohl aber ein Hilfebedarf vorlag. Ein weiteres Drittel 
(34.456) entfiel auf Fälle, bei denen sowohl keine Gefährdung und auch kein Hil- 
febedarf festgestellt werden konnte. Lediglich in ca. 36 % der gemeldeten Fälle 
erfolgte überhaupt eine institutionelle Reaktion im Sinne des Kinderschutzpara- 
grafen (siehe Abbildung 3). 

Diese Häufigkeiten deuten an, dass Gefährdungseinschätzungen eigenen Re- 
levanzen folgen und keinen unmittelbaren Reflex auf Meldungen darstellen müs- 
sen. Darüber hinaus unterstreicht auch die in Abbildung 3 dargestellte Komplexi- 
tät meldender Institutionen eine grundsätzliche Offenheit des Kinderschutzsys- 
tems sowie die Gestaltungsspielräume in den lokalen Jugendhilfestrukturen. Die 
sich bereits in den Fallzahlen dokumentierende Abklärungsarbeit nach Eingang 
von Gefährdungsmeldungen wird dabei zunehmend zum eigenständigen Schwer- 
punkt sozialpädagogischer Fachlichkeit. Gissel-Palkovich (2011) spricht hier tref- 
fend von einer „»Aufdeckungsarbeit« im Sinne des Recherchierens, der Informa- 
tionseinholung und des Überprüfens der Lebensverhältnisse, -situationen und Be- 
ziehungsgeflechte der Familien mit Kindern“ (ebd.: 124). Eine formalisierte Ab- 
klärungspraxis mittels Checklisten und Merkmalskatalogen, die zeitgleich mit 
dem $ 8a SGB VII in die Jugendämter Einzug hielt, lässt sich daher auch unter 
fachlichen Gesichtspunkten kritisieren. Meysen (2009) betont bereits im Geset- 
zeskommentar, dass sie sich häufig an allgemeinen Risikofaktoren und nicht an 
konkreten Gefährdungssituationen orientierten: Da es sich bei der Rechtsvor- 
schrift um eine Anweisung zum formalen Verfahren handelt, bestünde zudem die 
Gefahr, dass sich Gefährdungseinschätzungen an der bürokratischen Normeinhal- 
tung orientieren, statt sich fachlichen Begründungen anzuschließen. 

Auch wenn die primären Ziele jugendamtlichen Handelns dem Gesetz nach 
in der (Wieder-)Herstellung von Erziehungskompetenzen und der Beteiligung der 
Eltern(-teile) an Hilfeprozessen liegen, lässt sich der Umgang mit Kindeswohlge- 
fährdung insbesondere in der Beziehungsanbahnung durch Unfreiwilligkeit cha- 
rakterisieren (vgl. Wigger 2009). Darüber hinaus können im Kinderschutz Zuwi- 
derhandlungen der Eltern bzw. der Personensorgeberechtigten im Hinblick auf das 
Kindeswohl oder ihre mangelnde Beteiligung an der Gefahrenabwehr mit juristi- 
schen Sanktionen in Verbindung stehen. Der enge Fokus der Jugendämter auf 
Schutzmaßnahmen für Kinder und Jugendliche markiert insofern auch den Über- 
gang von der Dienstleistungsorientierung der Erziehungshilfen, für die Begriffe 
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wie »Betroffenenbeteiligung« und »Hilfeplanung«°' (vgl. Institut für soziale Ar- 
beit 1994) paradigmatische Bedeutung besaßen, hin zu einer Intensivierung ju- 
gendamtlicher Kontrollhandlungen (vgl. Bohler und Franzheld 2010). Somit tritt 
insbesondere im Kinderschutz auch das Spannungsfeld von Hilfe und Kontrolle 
deutlich hervor, das die Fachkräfte zu einem sensiblen und reflexiven Umgang in 
der Fallbearbeitung auffordert. Aufgrund der strukturellen Vorgaben und Zwänge 
wird es aber zunehmend schwieriger, grundsätzlich verständigungs- und ressour- 
cenorientiert, kontext- und situationssensibel zu agieren und damit auch eine pro- 
fessionelle Verantwortungsübernahme sichtbar gegenüber Familien zu kommuni- 
zieren. 

Auf die bereits angesprochene juristische Fall- und Gefährdungsüberprüfung 
weist $ 8a Satz 3 SGB VIH hin. Nur wenn die Mitwirkung der Personensorgebe- 
rechtigten an der Gefährdungseinschätzung und am Hilfeprozess nicht sicherge- 
stellt werden kann und dadurch eine weitere oder zukünftige Gefährdung oder 
Schädigung der Kinder riskiert wird, ist eine Anrufung der Familiengerichte zu- 
lässig. Auf der Beziehungsebene zu Klienten und Familien sei, so Meysen (2009), 
die Anrufung der Familiengerichte daher mit erheblichen Störpotenzialen verbun- 
den. Zwar ist es Sache der Gerichte, über Eingriffe in Sorge- und Erziehungsrechte 
zu entscheiden, dennoch handelt es sich beim Begriff der Kindeswohlgefährdung 
dem Grundgesetz nach um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der fallbezogen un- 
ter Hinzuziehung fachlichen Wissens ausgelegt werden muss. Die juristische Klä- 
rung verlangt daher ebenso nach einer inhaltlichen Konkretisierung auf der Grund- 
lage sozialwissenschaftlicher Expertisen. 

Explizit auf Kooperationserfordernisse im Zusammenhang mit Kindeswohl- 
gefährdungen wird in $ 8a Satz 4 SGB VIII hingewiesen. Mit dem Ziel der Ein- 
dämmung oder Behandlung von Gefahren werden Gesundheitshilfe und Polizei 
hier als Institutionen der akuten Gefahrenabwehr angesprochen. Das Gesetz ver- 
sucht aber auch, die formalen Zuständigkeitsgrenzen zwischen Polizei, Medizin 
und Sozialer Arbeit zu differenzieren: „Medizinische Versorgung, die Gewährung 
von Hilfen durch andere Sozialleistungsträger [...], oder ein Einschreiten der Po- 
lizei als Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehörde, gehören nicht zu den 





31 Es kann nicht bestritten werden, dass Hilfeplanung und Betroffenenbeteiligung auch weiterhin 
zentrale Elemente jugendamtlichen Handelns darstellen (vgl. dazu Messmer 2004, Hitzler 2012). 
Hier soll lediglich ein Schlaglicht auf die thematischen Konjunkturen in den Erziehungshilfen ge- 
worfen werden. Die Hilfeplanung galt insbesondere nach der Einführung des KJHG 1990/91 als 
Kernstück einer neuen Fachlichkeit im Allgemeinen Sozialen Dienst. Nach 2005 wurde die „Hil- 
feeuphorie‘“ von der Kinderschutzdebatte und den damit verbundenen jugendamtlichen Kontroll- 
maßnahmen abgelöst. War nach 1990 die Umsetzung des $ 36 KJHG (Hilfeplanung) Gegenstand 
fachlicher Auseinandersetzungen, bildete nach 2005 der $ 8a SGB VIII den zentralen Reflexions- 
gegenstand von Fachlichkeit in den Jugendämtern (vgl. auch Hildenbrand 2004, Hildenbrand u.a. 
2012). 
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Aufgaben von Jugendamt und Familiengericht“ (Meysen 2009: 113). Andererseits 
unterschätzt der Gesetzgeber aber auch die inhaltliche Einflussnahme beteiligter 
Berufsgruppen auf die Fallarbeit der Jugendämter. Die Fragen, inwiefern bei- 
spielsweise die Jugendhilfe auch die medizinische Diagnostik zur Abklärung und 
Einschätzung von Gefährdungssituationen nutzt, oder inwieweit Fachkräfte der 
Jugendhilfe ordnungsrechtliche oder schuldbasierte Perspektiven auf das Kindes- 
wohl übernehmen, sind dabei nicht nur Gedankenspiele. 

Insbesondere ein Blick in die medizinische Gefährdungsdiagnostik (Herr- 
mann u.a. 2010, Gitter 2012) verdeutlicht die berufliche Entgrenzung des Kinder- 
schutzes und der fachlichen Verantwortung. Mit der Zunahme öffentlicher The- 
matisierungen und kritischer Verantwortungszuschreibungen findet auch eine ent- 
sprechende Medikalisierung des Kinderschutzes statt. Waren es zunächst vor al- 
lem Rechtsmediziner, die Fälle von Misshandlung und Missbrauch aufzuklären 
hatten, wandelt sich die aktuelle medizinische Gefährdungsdiagnostik zunehmend 
in Richtung sozial indizierter Gefährdungseinschätzungen. Die medizinische Di- 
agnostik wirkt auch aufgrund ihrer technischen Apparatur und wissensbasierten 
Verfahren im Vergleich zu verstehensbasierten Sinnkonstruktionen als objektiv 
und unbestechlich. Zunehmend findet daher auch im Kinderschutz eine „Auswei- 
tung medizinischer Diagnostik“ (Wehling u.a. 2007) auf soziale Problemlagen 
statt (vgl. auch Fegert u.a. 2010). Misshandlungsdiagnosen wie das »battered- 
child« oder »Shaken-Baby-Syndrom« verweisen noch explizit auf die Expertise 
der Gerätemedizin. Diagnosen wie »Münchhausen-by-proxy-Syndrom«, »Ge- 
deihstörung« oder »emotionale Vernachlässigung« sind hingegen weitaus unspe- 
zifischer in ihrer Verwendung.” Hünersdorf (2011) schätzt dazu ein, dass medizi- 
nische Entwicklungsorientierungen zunehmend auch die Jugendhilfe zu regulieren 
versuchen (vgl. ebd.: 214). Generell öffnet die im Gesetzestext angemahnte Zu- 
sammenarbeit daher immer auch die Möglichkeit zur fallbezogenen Absicherung, 
Überweisung und Verantwortungsdelegation (vgl. van Santen und Seckinger 
2003). 

Kinderschutzbezogene Interventionen lassen entlang der Handlungsfolge von 
Meldung — Gefährdungseinschätzung — und Behandlung neue berufliche Koope- 





32 Das „Battered-Child-Syndrom“ bezeichnet Formen von Misshandlungen an verletzungsuntypi- 
schen Körperregionen. Mit „Shaken-Baby-Syndrom“ wird ein Schütteltrauma bezeichnet, das 
durch heftiges Schütteln des Kinderkopfes entsteht. Bei einem „Münchhausen-by-proxy-Syn- 
drom“ verletzen Eltern Kinder wiederholt, oder täuschen eine solche Verletzung vor, die zu häu- 
figen ärztlichen Vorstellungen führen. „Gedeihstörungen“ und „emotionale Vernachlässigungen“ 
sind hingegen in der medizinischen Differenzialdiagnostik noch nicht in gleicher Weise etabliert, 
werden aber regelmäßig im Kontext des medizinischen Kinderschutzes thematisiert. Für eine aus- 
führliche Beschreibung der »Krankheitsbilder« siehe Herrmann u.a. 2010; Herrmann 2011; Gitter 
2012. 
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rationskontexte entstehen. Bereits die Offenheit der Meldesituation etabliert Ar- 
beitszusammenhänge, die über die Institutionen von Jugendamt und Allgemeinen 
Sozialen Dienst hinausweisen. Problematische Zugänge zu Klienten und Gefähr- 
dungsinformationen lassen offene Meldekooperationen entstehen. Aber auch im 
Hinblick auf die Einschätzung einer Gefährdung steigt der interprofessionelle Ko- 
operationsdruck erheblich an. Urteile und Bewertungen von Gefährdungslagen er- 
fordern eine fachliche Grundlage, die gesellschaftlich soweit anerkannt ist, dass 
sie die Basis legitimer Interventionen bilden kann. Offen bleibt an dieser Stelle die 
Problematik der Verwertbarkeit und Übertragbarkeit unterschiedlicher Diagnose- 
urteile in berufsübergreifenden diagnostischen Kooperationen. Kooperationser- 
fordernisse bei Behandlungsmaßnahmen entstehen zumeist dann, wenn berufsei- 
gene Handlungsmöglichkeiten nicht (mehr) ausreichen, eine Kindeswohlgefähr- 
dung abschließend zu bearbeiten bzw. der Schutz von Kindern und Jugendlichen 
nur durch das Hinzuziehen weiterer Berufsgruppen sichergestellt werden kann. 
Mit Blick auf die gesetzlich eingerahmte Zusammenarbeit im Interventionsfall 
lässt sich grundsätzlich von einer Abfolge von Melde-, Diagnose- und Behand- 
lungskooperationen sprechen (vgl. auch Bohler und Franzheld 2013). 


2.1.2 Die Präventionsarbeit im Kinderschutz 


Das 2012 eingeführte Bundeskinderschutzgesetz (BKischG) hebt sich von dieser 
interventionsbezogenen Programmatik insofern ab, als es deutlicher die vorgela- 
gerte präventive Kinderschutzarbeit strukturiert. Der Kinderschutz soll zuneh- 
mend durch die Verhinderung und Vorbeugung von Gefährdungen und mit Mit- 
teln einer langfristigen Zusammenarbeit verschiedenen Berufsgruppen sicherge- 
stellt werden. 

Insbesondere die Gesetzesneuregelung zur „Kooperation und Information im 
Kinderschutz“ (KKG) versucht die zwischenprofessionelle Zusammenarbeit neu 
zu regeln. $ 1 Satz 4 verpflichtet die Kinder- und Jugendhilfe nun zur Vorhaltung 
eines multiprofessionellen Angebots, das entsprechende Beratung und Hilfen zur 
Unterstützung der elterlichen Erziehungsverantwortung anbieten kann. Die hier- 
bei angesprochenen Angebote »Früher Hilfen«°? richten sich in besonderem Maße 
an Mütter und Väter mit Kindern in den ersten Lebensjahren. Bastian (2010) fasst 
nach einer Durchsicht aktueller Konzeptionen und Modellierungen Früher Hilfen 
deren Schwerpunkte auf zentrale Punkte zusammen. Frühe Hilfen verstehen sich 





33 Abgrenzungen zu anderen Begriffen wie bspw. „Frühwarnsysteme“ bleiben schwierig. Siehe dazu 
auch Bastian 2010: 55ff. 
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als niedrigschwellige Angebote, die vor den Erziehungshilfen oder stärker invasi- 
veren Kontrolleingriffen ansetzen sollen. Ihre Leistungserbringer arbeiten darüber 
hinaus auf der Grundlage einer strukturell angelegten Vernetzung ihrer Hilfe- und 
Beratungsangebote, die sich verschiedenen Hilfesystemen und Professionen zu- 
ordnen lassen (vgl. ebd.: 58).°* 

Die Umsetzung Früher Hilfen lässt aber auch Schnittstellen- bzw. Andock- 
probleme zwischen Präventionsangeboten und Interventionsstrukturen entstehen. 
Denn auch präventive Angebote müssen die Frage beantworten, wo ihre Grenzen 
liegen und wie sie den Übergang zur Intervention personell und strukturell orga- 
nisieren wollen. Der Korridor Früher Hilfen wird insbesondere dort verlassen, wo 
schützende Hilfekonzeptionen durch den Kontrollauftrag des staatlichen Wächter- 
amts abgelöst werden. Eine Grenzverwischung zwischen Intervention und Präven- 
tion lässt sich daher insbesondere dort nachweisen, wo Frühe Hilfen den Schutz- 
auftrag der Jugendämter bereits einschließen. Damit wird der eigenständige Cha- 
rakter Früher Hilfen desavouiert und zur vorgelagerten »Kontrollhilfe« (Becker- 
Lenz 2005: 100) umorganisiert.” 

Frühe Hilfen beziehen sich aber nicht allein auf besondere Angebotsstruktu- 
ren und Interventionszeitpunkte, sondern richten sich auch schwerpunktmäßig an 
eine spezifische Altersgruppe. Ihr Fokus gilt den Kindern im Alter zwischen 0 bis 
3 Jahren. Das gesunde Aufwachsen soll durch einen Beitrag zur (Früh-)Förderung 
der Kinder sowie durch Unterstützung der Erziehungskompetenzen der Eltern o- 
der Elternteile geschützt werden (vgl. Definition Frühe Hilfen vom NZFH 2009). 
Daher richtet sich auch der Vernetzungs- und Kooperationsauftrag an jene Kin- 
derschutzakteure, deren Leistungen sich auf die ausgewiesene Personengruppe 





34 Die Vernetzung soll grundsätzlich die Folgeprobleme der Zersplitterung sozialer Dienste reduzie- 
ren oder eindämmen, indem sie sich als „Reaktion auf die Pluralisierung von Hilfsangeboten, auf 
die große Unübersichtlichkeit und auf die oftmals große Lebensweltferne einzelner Spezial- 
dienste“ (van Santen und Seckinger 2003: 13) versteht. Oftmals unterschlagen werden in derarti- 
gen Netzwerkansätzen aber sowohl die Eigenlogik beruflicher Handlungssysteme, zwischenpro- 
fessionelle Schnittstellenproblematiken sowie interinstitutionelle Informations- und Machtasym- 
metrien. Netzwerkkonzepte orientieren sich meist einseitig an der Vorstellung gleichberechtigter 
Partnerschaft, die sich um ein gemeinsames Anliegen organisiert (vgl. Bohler und Franzheld 2013: 
373). Dennoch wird Vernetzung insbesondere im Kinderschutz zunehmend zu einer „strukturell 
eigenständigen konzeptionellen, fachlichen und organisatorischen Aufgabe“ (von Kardorff 1998: 
211). 

35 Der Bedeutungshorizont des Wächteramts würde dann auch auf die gesamte Palette vorgelagerter 
Hilfemaßnahmen ausstrahlen, was sich beispielsweise in Kunkels (2006) Präventionsverständnis 
dokumentiert: „Es empfiehlt sich daher, den Sach- und Normbereich des staatlichen Wächteramts 
unterhalb der ‚Eingriffsschwelle des Staates‘ als Präventionsbereich des staatlichen Wächteramts 
zu charakterisieren. Durch diese Begrifflichkeit wird klargestellt, worum es ausschließlich geht: 
um Prävention etwa im Wege von HzE gemäß $$ 27f£.“ (ebd.: 119). Mit dieser Klarstellung steht 
auch im Bereich Früher Hilfen nicht die Anspruchsberechtigung auf Hilfeleistungen im Vorder- 
grund, sondern die präventive Abwendung oder Verhinderung zukünftiger Gefährdungen. 
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und Alterspanne beziehen: „In das Netzwerk sollen insbesondere Einrichtungen 
und Dienste der öffentlichen und freien Jugendhilfe, [...] Gesundheitsämter, So- 
zialämter, Gemeinsame Servicestellen, Schulen, Polizei- und Ordnungsbehörden, 
Agenturen für Arbeit, Krankenhäuser, Sozialpädiatrische Zentren, Frühförderstel- 
len, Beratungsstellen für soziale Problemlagen, Beratungsstellen [...] Familienbil- 
dungsstätten, Familiengerichte und Angehörige der Heilberufe einbezogen wer- 
den“ ($ 3 Satz 2 KGG). Die hier genannten Kinderschutzakteure verpflichten sich 
laut Gesetzgeber auf eine verbindliche, strukturell abgesicherte Form der Zusam- 
menarbeit, die über das Angebots- und Aufgabespektrum der Leistungserbringer 
informiert und die Ressourcen und Verfahren im Kinderschutz auf lokaler Ebene 
koordiniert. Insbesondere die Zusammenarbeit mit Diensten und Einrichtungen 
der Gesundheitshilfe sollen der Kinder- und Jugendhilfe Hilfezugänge zu Kindern 
und Familienangehörigen sichern. Mit dieser Zusammenarbeit verbindet sich nicht 
nur die Hoffnung, gefährdete Kinder früh, bestmöglich bereits mit der Geburt, zu 
identifizieren, sondern auch „den Informationsfluss zwischen Gesundheitssektor 
und Kinder- und Jugendhilfe zu verbessern“ (BMSFSJ 2006; zitiert in Wohlge- 
muth 2009: 101). 

Die Forderung nach interdisziplinärer Zusammenarbeit findet auch im An- 
recht auf Datenübermittlung und Beratung in dieser Rechtsvorschrift ihren Nie- 
derschlag. Die Balance zwischen Datenweitergabe und Vertrauensschutz ist im 
Kinderschutz eindeutig in Richtung der Intensivierung des Informationsaus- 
tauschs der Leistungserbringer verschoben (vgl. Meysen 2009).?° Nach $ 4 KGG 
sind die oben bereits benannten Kinderschutzpartner befugt und aufgefordert, das 
Jugendamt über eine Gefährdung entsprechend zu informieren und den Fachkräf- 
ten erforderliche personenbezogene Daten zur Verfügung zu stellen. Eine Herab- 
senkung der Hürden zur Informationsweitergabe findet sich insbesondere im neu 
geschaffenen »Recht auf anonyme Fallberatung« seitens der oben ausgewiesenen 
Netzwerkpartner. Sie besitzen mit dem Kinderschutzgesetz die Möglichkeit und 
einen Rechtsanspruch, mit einer „insoweit erfahrenen Fachkraft‘ des Jugendamts 
anonyme Fallberatungen durchzuführen: „Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser 
Person die dafür erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer Übermittlung der 
Daten sind diese zu pseudonymisieren“ (Fegert u.a. 2015: 259). Auch wenn Fall- 
beratungen anonym erfolgen, steigt mit dieser Beratungspraxis der Koordinie- 
rungsbedarf der Jugendämter weiter an. Die Stellung potenzieller Melder wird 





36 Die rechtlichen Regelungen im Kinderschutz ziehen in der Fachdiskussion seit 2005 einigen Klä- 
rungsbedarf nach sich. Insbesondere Thomas Meysen (2006, 2008, 2009) hat sich früh und durch- 
gängig mit den Problemstellungen des Kinderschutzes aus rechtlicher Sicht auseinandergesetzt. 
Die generellen gesetzlichen Konfliktlinien im Kinderschutz verlaufen auf den Ebenen. (1) Eltern- 
recht und Kindeswohl, (2) Datenschutz und Kinderschutz, (3) dem rechtlichen „Graubereich‘“ zwi- 
schenprofessioneller Zusammenarbeit (4) und der offenen rechtlichen Definition einer Kindes- 
wohlgefährdung einschließlich legitimer Sanktionierung. 
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vom Gesetzgeber durch Informationsbereitstellungen und Beratungsmöglichkei- 
ten weiter aufgewertet, sodass insbesondere mit Blick auf die Ressourcenausstat- 
tung der Jugendämter Melder zunehmend einen eigenständigen Klientenkreis der 
Kinder- und Jugendhilfe bilden. Czerner (2012) fasst die Neuregelungen im Bun- 
deskinderschutzgesetz in einer positiven Würdigung auf zwei wesentliche Punkte 
zusammen. Einerseits werden mit dem Bundeskinderschutzgesetz die Rahmenbe- 
dingungen für verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz kodifiziert und 
zum anderen schafft das Gesetz eine Befugnisnorm zur „Durchbrechung der ge- 
nuinen Schweigepflicht nach $ 203 StGB“ (ebd.: 72). 

Welche Veränderungen ergeben sich in Bezug auf das Handlungsfeld Kin- 
derschutz im Zuge dieser Präventionsabsichten? Zwei zentrale Punkte lassen sich 
hier herausstellen. (1) Zunächst verpflichtet der Gesetzgeber Fachkräfte zu einer 
strukturell angelegten Vernetzung lokaler Kinderschutzakteure. Der Koordinie- 
rungsauftrag richtet sich auf lokale Angebotsstrukturen der Jugend- und Gesund- 
heitshilfe sowie anderer Leistungserbringer, die früh mit Familien und Kindern in 
Kontakt treten. Diesen Präventionsstrukturen liegt die Vorstellung einer dienst- 
leistungsbezogenen Arbeits- und Aufgabenteilung zugrunde, bei der vernetzte An- 
gebote ineinandergreifen sollen. Insbesondere der Vernetzungsgedanke versucht, 
berufliche Arbeitsbeziehungen auf eine gleichberechtigte Grundlage zu stellen. (2) 
Präventive Hilfen sollen darüber hinaus dazu beitragen, das Zugangsproblem zu 
Kindern und Familien durch entsprechende Angebotsstrukturen zu beheben. Sie 
sollen Hilfezugänge sichern wie auch vorgelagerte Beobachtungssettings der Be- 
darfsfeststellung etablieren. Im Gegensatz zur Interventionsarbeit steigt mit der 
Prävention die Notwendigkeit der Festlegung externer beruflicher Gefährdungsin- 
dikatoren im Hinblick auf die Sicherung des Kindeswohls. An die Stelle einer zwi- 
schen Fachkräften und Klienten gemeinsam hergestellten Gefährdungsdeutung 
und ihrer verständigungsorientierten inter-personellen Verankerung, treten bei 
entsprechenden Präventionsprogrammatiken einseitig beruflich distanzierte For- 
men der Gefährdungseinschätzung. 

Geht man den Weg vom $ 8a SGB VII zum Bundeskinderschutzgesetz be- 
griffssystematisch, deutet sich nicht nur ein Wechsel von interventionszentrierten 
Maßnahmen zur präventiven Kinderschutzarbeit an, sondern auch damit zusam- 
menhängende veränderte Formen der beruflichen Zusammenarbeit. Schnurr 
(2012) bringt die Formen der Zusammenarbeit im Kinderschutz auf die Gegen- 
überstellung von »Kooperation« und »Vernetzung«. Während sich Kooperationen 
auf eine zeitlich begrenzte Bearbeitung eines konkreten Gefährdungsfalls bezie- 
hen und eine klare Aufgaben- und Rollenverteilung zwischen den Beteiligten er- 
fordern, zielt Vernetzung auf strukturelle Beteiligungen, die den generellen Infor- 
mationsaustausch und die gegenseitige Unterstützung akzentuieren (vgl. ebd.: 
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254). Die abschließende Tabelle 1 greift diese Überlegung auf und fasst das Kapi- 
tel zusammen. 


Kinderschutzsemantiken 











Orientierung Intervention Prävention 
Zeitliche Bearbeitung von Verhinderung von 
Bearbeitung Gefährdungen Gefährdungen 
Gefährdungsreaktiv im 


Gefährdungspräventiv im 








Modus der Modus von Meldung — ; 
; 2 Rn Modus zugangssichernder 
Bearbeitung Einschätzung — : ; 
Br distanzierter Beobachtung 
Abklärung 
Rechtlicher ; 
Hintergrund $ 8a SGB VIII (2005) BKischG (2012) 
Form der Fallbezogene 
Zusammenarbeit Kooperation SEUKRLSIE Veriezuns 








Tab. 1: Kinderschutzsemantiken und Formen der Zusammenarbeit, eigene Dar- 
stellung 


2.2 Stand der Forschung im Kinderschutz 


Noch vor einigen Jahren galt der Kinderschutz im sozialwissenschaftlichen Kon- 
text für den deutschsprachigen?’ Raum als relativ randständiges Thema. 2010 
kommen Fegert u.a. nach einer kritischen Sichtung von öffentlich bekannt gewor- 
denen Gefährdungsfällen zur Einschätzung, dass „im Gegensatz zur medialen und 
öffentlichen Debatte um Kinderschutzthemen [...] in Deutschland ein eklatanter 
Mangel an wissenschaftlicher Auseinandersetzung und Förderung in diesem Be- 
reich festgestellt werden [kann, T.F.]. Die Grundlagenforschung und die ange- 
wandte universitäre Forschung befassen sich kaum mit wissenschaftlichen Fragen 
des Kinderschutzes“ (ebd.: 352). Und auch die Kommission des 13. Kinder- und 
Jugendberichts forderte noch 2009 die Bundesregierung zu einer stärkeren auch 
fachübergreifenden Grundlagen- und Praxisforschung auf (vgl. BMfFSF]: 41). 





37 Auf eine Aufarbeitung der internationalen Forschung wird an dieser Stelle verzichtet. Diese Be- 
schränkung ergibt sich im Wesentlichen aus der Spezifik des bundesdeutschen Kinderschutzsys- 
tems und dem lokalen Untersuchungsdesign meiner Studie (vgl. aber auch White 2002; White u.a. 
2008; Hall u.a. 2010). 
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Für Fegert u.a. (2010) umfasst das Forschungsdefizit im Kinderschutz sowohl die 
wissenschaftstheoretische Fundierung aber auch eine praxissensible Erschließung, 
letztlich beziehe sich das Forschungsdefizit auf das gesamte Spektrum des Theo- 
rie-Praxis-Austauschs”®. Für die wissenschaftliche Auseinandersetzung fordern 
sie eine Wissenschaftstheorie und eine Ethik des Kinderschutzes, eine Reflexion 
über Normativität in Diagnostik und Fallkonstitution sowie eine Rekonstruktion 
etablierter Praxisstrukturen (vgl. ebd.: 353). Und für die zwischenprofessionelle 
Arbeitsorganisation folgern sie, dass ein zentrales Defizit im Kinderschutz in den 
unterschiedlichen professionsspezifischen Falldefinitionen liegt, die in der Praxis 
zu erheblichen Abstimmungsschwierigkeiten führen können (vgl. ebd.: 354). 

Noch gravierender fiel das Fazit von Kindler und Lillig (2007) zum For- 
schungsdefizit im Kinderschutz aus. Sie kritisieren, dass der Kinderschutz nicht 
einseitig durch gesetzgeberische und fachpolitische Maßnahmen sichergestellt 
werden kann. Das Kinderschutzsystem befände sich ohne adäquate wissenschaft- 
liche Reflexion in einer Art Blindflug: „Dies scheint in Deutschland der Fall zu 
sein und es ist daher äußerst schwierig zu entscheiden, welche Maßnahmen den 
Kinderschutz tatsächlich verbessern, zumindest soweit nicht nur klar erkennbaren 
Fehlhandlungen vorgebeugt werden soll“ (ebd.: 86). 

In einer weiteren Expertise von 2008 schätzt Kindler im Rahmen eines inter- 
nationalen Vergleichs ein, „dass in der Bundesrepublik kaum internationalen Stan- 
dards entsprechende Forschung zur Häufigkeit von Kindeswohlgefährdung und 
zur Qualität der Arbeit des Kinderschutzsystems vorliegt. Weiterhin werden der 
Praxis bislang auch kaum tragfähige Informationen zur Weiterentwicklung von 
Interventionen nach Kindeswohlgefährdung, zur Prävention von Kindeswohlge- 
fährdung und zur Diagnostik bei Kindeswohlgefährdung zur Verfügung gestellt. 
[-..] (ebd.: 13). 

Schrapper (2008) sieht hingegen in der Gefährdungsdiagnostik und im Er- 
kennen von Kindeswohlgefährdung den zentralen Forschungsbedarf. Das Diagno- 
sedefizit umfasst dabei zwei gegenläufige Phasen. Zunächst muss eine Komplexi- 
tätssteigerung bei einer potenziellen Gefährdungssituation einsetzen, die sicher- 
stellt, dass auch alle Einzelheiten der Gefährdung wahrgenommen werden. Die 
Schwierigkeit liegt aber darin, dass der »erste Eindruck« oft eine reduzierte Wahr- 
nehmungspraxis nahelegt: „Methodisch geht es also darum, Vorwissen und Vor- 
annahmen explizit zu machen, damit sie für eine gezielte Suche genutzt und nicht 
als »Vor-Urteil< den Blick verengen und verfälschen, sondern diese irritierenden 
Wahrnehmungen erst ermöglichen“ (ebd.: 75). Neben der Herausforderung eines 
»öffnenden Blicks« für Gefährdungen, liegt der Schwerpunkt in der zweiten Phase 





38 Für die Dominanz einseitig rechtlicher Reflexionen siehe bspw. das Praxishandbuch von Kindler 
u.a. 2006, das auch auf die Rechtsunsicherheit der Fachkräfte im Zuge der einsetzenden Kinder- 
schutzdebatte aufmerksam macht. 
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auf einer Konzentrationssteigerung, die aus der Vielfalt von Wahrnehmungen Zu- 
sammenhänge und Strukturen erkennt, also zu einer notwendigen Komplexitäts- 
reduktion führen kann. Diese paradoxe Struktur einschließlich der beschriebenen 
Verzerrungen verschärft sich noch in akuten Gefährdungs- oder Krisensituationen. 
Denn hier fallen Deuten und Handeln zeitlich enger zusammen. Zur Reflexion des 
eigenen Handelns bietet sich für Fachkräfte der Jugendhilfe an, sich an der Vor- 
gehensweise anderer Berufe zu orientieren. Zwei Aspekte stehen für ihn im Mit- 
telpunkt: (1) Die Potenziale und Grenzen der eigenen Handlungsmöglichkeiten 
müssen im Kinderschutz hinreichend markiert werden. Denn wer Verantwortung 
in akuten Gefährdungssituationen übernimmt, legt generell großen Wert auf eine 
präzise Kennzeichnung und Abgrenzung beruflicher Zuständigkeit. (2) Der Kin- 
derschutz verlangt einen krisenfesten beruflichen Habitus, der sensibel auf poten- 
ziell eskalierende Situationen reagiert, Arbeitsroutinen auch bei drohender Gefahr 
etabliert, nach möglichen Erstintervention die Intensität des Eingriffs nachregu- 
liert und auch Kriseneinsätze nachträglich evaluiert (vgl. ebd.: 86ff.). 

Neben diesen fachlichen Aspekten im Kinderschutz, die sich in der Wahr- 
nehmungs- und Bewertungspraxis von Gefährdungssituationen niederschlagen, 
sind es für Merchel (2008) insbesondere die Kombination aus fachlicher und or- 
ganisationaler Effektivität, die einen umfassenden Kinderschutz garantieren. Ne- 
ben der individuellen Verantwortungsübernahme der Fachkräfte sind es in erster 
Linie organisationale Vorkehrungen, die zur Sicherung des Kindeswohls beitra- 
gen. Eine reflexive Organisationskultur zeichne sich dadurch aus, „dass verbind- 
liche Verfahrensregeln für den Umgang mit Risikosituationen erarbeitet und ent- 
sprechend organisational eingeführt und umgesetzt werden“ (ebd.: 128). Auch 
Biesel (2011) betont aus einer stärker anwendungsbezogenen Analyseperspektive 
zur Qualitätssicherung in den Jugendämtern die Bedeutung einer reflexiven Orga- 
nisationskultur und offenen Fehlerdiskussion (vgl. auch Biesel und Wolff 2014). 

Auch aus einer praxissensiblen ethnografischen Perspektive schätzt die For- 
schergruppe um Werner Thole noch 2011 ein, dass „belastbares und empirisch 
abgesichertes Wissens über sozialpädagogische Interventionen und Praktiken im 
Umgang mit Kindeswohlgefährdung und noch grundsätzlicher, hinsichtlich der 
Frage, in welchen Fällen bei welchen Beeinträchtigungen der kindlichen Integrität 
und Autonomie in der sozialpädagogischen Praxis von Kindeswohlgefährdung ge- 
sprochen wird“ (Retkowski u.a. 2011: 485), bis dato nicht vorliegen. 

Der zunächst festgestellte eklatante Mangel an wissenschaftlicher Bearbei- 
tung führte in einer zweiten Phase zu verstärkten kinderschutzbezogenen For- 
schungsbemühungen, die im Folgenden selektiv und schlaglichtartig vorgestellt 
werden. Nicht mehr nur die Soziale Arbeit als Adressat der Sicherstellung des 
Kindeswohls und Organisationsinstanz des Kinderschutzes steht seither verstärkt 
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im Mittelpunkt wissenschaftlicher Forschung, auch angrenzende Berufsfelder bil- 
den Forschungsfelder wissenschaftlicher Reflexionen. Der Kinderschutz entwi- 
ckelt sich zunehmend zu einem beruflichen Querschnittsthema, was sich auch im 
Korpus der Forschungsliteratur niederschlägt. 


»Das Kindeswohl als Grenzobjekt« 


Auf der Basis theoretischer Reflexionen stellt das Kindeswohl zunehmend ein 
Grenzobjekt der beruflichen Arbeitsorganisation dar, wie insbesondere Klatetzki 
(2012) mit Verweis auf eine interaktionistische Analyseperspektive betont. Der 
Kinderschutz — greift man die Figur des Grenzobjekts auf — aktualisiert nicht nur 
die Schutzbedürftigkeit von Kindern und Jugendlichen, sondern zieht auch in der 
Praxis, der Fallarbeit, erhöhten Abstimmungs- und Koordinierungsbedarf nach 
sich. Das Kindeswohl bzw. die Abwehr und Vermeidung von Gefährdungen avan- 
ciert in diesen Kooperationskontexten zu einer berufsübergreifenden Leitvorstel- 
lung. Der Begriff Kindeswohl fungiert in interdisziplinären Arbeitskontexten dann 
als gemeinsame Zielvorstellung und Verständigungsformel trotz heterogener be- 
ruflicher Referenzsysteme. In einer interaktionistisch geprägten Denktradition be- 
nötigen gerade interdisziplinäre Verständigungsprozesse solche Grenzobjekte°”: 


„Grenzobjekte sind Objekte, die zum einen plastisch genug sind, um sich den lokalen 
Bedürfnissen und Zwängen der unterschiedlichen Praktiken anzupassen, bei denen sie 
zum Einsatz kommen, die zum anderen aber robust genug sind, um über die Verschie- 
denheit der lokalen Anwendungsfelder hinweg eine gemeinsame Identität aufrechtzu- 
erhalten. [...] Sie haben in verschiedenen sozialen Welten verschiedene Bedeutungen, 
aber ihre Struktur ist verschiedenen Welten geläufig, so dass sie wiedererkennbar sind 
und zur Übersetzung dienen können“ (Star und Griesemer 1989: 393; dt. Übersetzung 
nach Burman 2009: 20). 


Kindeswohlgefährdungen sind daher »narrative Konstruktionen«, die sich an dis- 
ziplinären Perspektiven brechen bzw. erst konstituieren: „Als Grenzobjekt ist eine 
Fallgeschichte das Verbindungsglied zwischen all jenen Organisationen, die auf 
die Wahrnehmung, Definition und Bearbeitung sozialer Probleme spezialisiert 
sind“ (Klatetzki 2012: 118). Hebt Klatetzki damit noch die grundsätzliche Offen- 
heit und soziale Bedingtheit des Begriffs Kindeswohlgefährdung hervor, betont 
Scheiwe (2013) nicht nur die Möglichkeiten zur grenzüberschreitenden Kommu- 





39 Klatetzkis Überlegung, Kindeswohlgefährdung als Grenzobjekt zu konzipieren, geht auf eine Se- 
kundäranalyse einer Fallgeschichte von Bohler und Franzheld 2011 zurück. 
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nikation im Kinderschutz, sondern auch die Konflikte in der beruflichen Ausle- 
gung und Interpretation. Das Kindeswohl stellt immer auch eine »Arena«“ kon- 
kurrierender Perspektiven dar. Ihre Argumentation zielt in erster Linie auf diesbe- 
zügliche Grenzbearbeitungen im Rechtssystem. Dafür zeichnet sie nach, dass der 
Begriff Kindeswohlgefährdung zunächst als Eingriffskriterium nach $ 1666 
BGB! konzipiert wurde, sich aber in der Folgezeit seit den 1960er Jahren immer 
weiter von Fragen der konkreten Eingriffsbefugnis ablöste. Auch unterhalb einer 
akuten Gefährdungsschwelle wurde der Begriff beispielsweise bei Konflikten um 
das Sorgerecht oder Umgangsrecht angewendet. Und insofern es sich um einen 
unbestimmten Rechtsbegriff handelt, verlangt er vom Rechtsanwender eine „Aus- 
legung des Begriffs, also eine argumentative, wertende Ausfüllung“ (ebd.: 211). 
Allgemein schlägt sich insbesondere in der juristischen Arena (i.d.R. Familienge- 
richte oder Strafgerichte) auch eine entsprechende Hierarchisierung des Wissens 
von Verfahrensbeteiligten und an Konfliktfällen beteiligter Disziplinen nieder.” 
»Vor Gericht« werden dominante Positionen oftmals über Status und Wertigkeit 
ihrer Expertisen kenntlich gemacht (vgl. Behrens und Rabe-Kleberg 2000; Peters 
1999). 

Betrachtet Klatetzki die generelle Möglichkeit der Verständigung im Kinder- 
schutz, richtet sich das Hauptaugenmerk von Scheiwe auf juristisch sichtbare 
Grenzkonflikte und Verständigungsdefizite. Verständigungsprobleme ergeben 
sich im Kinderschutz auch aufgrund der affektiven Rahmung von Fallbearbeitun- 
gen. Interdisziplinäre Kommunikation wird insbesondere an der Stelle erschwert, 
wo die „Suche nach einer allgemeingültigen Problemdefinition [...] an die Stelle 
der Analyse [tritt, T.F.], wie die besonderen Umstände jedes einzelnen gelagert 
sind, der sich zu dem Problem verhält.‘ (Seikkula und Arnkil 2007: 66; Herv. im 
Orig.). Insbesondere im Kinderschutz treten solche Regressionen auf eindeutige 
Problemdefinitionen auf, die Seikkula und Arnkil auch als „isomorphe Prozesse“ 
in riskanten und ängstigenden Arbeitssituationen bezeichnen (vgl. ebd.: 65). 

Mit dem Motiv des »Grenzobjektes« lässt sich zunächst theoretisch betonen, 
dass der Begriff Kindeswohl geeignet erscheint, unterschiedliche Berufsgruppen 
um gemeinsame Arbeitsprozesse zu organisieren. Sein offener Bedeutungshori- 
zont schafft die Voraussetzung, dass sich Berufsgruppen im Handlungsfeld Kin- 
derschutz auf der Basis disziplinärer Perspektiven in gemeinsamen Arbeitsprojek- 
ten engagieren. 





40 Der Arenabegriff orientiert sich damit auch an Anselm Strauss (1993: 227). 

41 Zur Herabsetzung der Eingriffsbefugnis nach $ 1666 BGB siehe auch Czerner 2012. 

42 Zur Hierarchisierung von Wissen in der interinstitutionellen Arbeitsorganisation vgl. Nadai u.a. 
2005. 
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»Adressatenbezogene Distanzierungen in Kinderschutzverfahren« 


Nicht auf theoretischer, sondern auf empirischer Basis rekonstruieren Retkowski 
u.a. (2011)* in einem ethnografisch angelegten Forschungsprojekt den Kontakt 
zwischen Klienten und Fachkräften des ASD bei gewaltförmigen Fallkonstitutio- 
nen. Zunächst konstatieren Retkowski u.a., dass sich die Praxismuster im Umgang 
mit Klienten auf einem Kontinuum von Nähe und Distanz bewegen. Aufder einen 
Seite stehen subjektbezogene Anerkennungsbeziehungen zwischen Familien und 
Fachkräften, am anderen Ende distanzierte Beziehungspraxen, die sich häufig auf 
die Position von Koordinierung und Aufgabendelegation zurückziehen. 

Diese Ergebnisse decken sich auch mit eigenen Vorarbeiten: Fallanalysen 
(vgl. Bohler und Franzheld 2010, 2011, 2013) zeigen hier deutlich, dass der formal 
zugeschriebenen Verantwortung der Jugendhilfe im Kinderschutz nicht unmittel- 
bar ein eigener Zuständigkeitsanspruch der Fachkräfte korrespondieren muss. In 
einzelnen Fallrekonstruktionen dokumentierte sich häufig eine Initiative der klini- 
schen Medizin und eine Tendenz zur juristischen Fallüberprüfung bei uneindeuti- 
gen Fallabklärungen. Problematische Aspekte bei der Durchsetzung der eigenen 
Zuständigkeit liegen in den Bereichen der Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
im Jugendamt, im Einbeziehen der Eltern bei der Gefahrenabwehr sowie in der 
überzeugenden Außendarstellung der Jugendamtstätigkeit gegenüber angrenzen- 
den Berufsgruppen. 

Hildenbrand (2011) analysiert ausgehend von Fallrekonstruktionen‘? Hand- 
lungstypen der Fachkräfte im Kinderschutz in der Kombination von Beziehungs- 
qualität und Eingriffsintensität. Als maximaler Kontrast stehen sich eine „Logik 
des Verdachts“ und eine „Logik der Ignoranz“ in den Fallbearbeitungen gegen- 
über. Korrespondiert der Verdachtslogik eine maximal-invasive Interventionsstra- 
tegie, die langfristige Fremdunterbringungen präferiert, steht die Logik der Igno- 
ranz für eine minimale Reaktion und eine distanzierte Haltung des Abwartens (vgl. 
ebd.: 53). Eine Logik der Anerkennung aber, die sich durch einen Vertrauens- 
schutz zu betroffenen Familien und eine generelle Wachsamkeit der Fachkräfte 
gegenüber Gefährdungen auszeichnet, ist im Kinderschutz selten anzutreffen, was 





43 Es handelt sich hier um das Projekt UsoPrax - „Unsicherheiten und Herausforderungen sozialpä- 
dagogischer Praxis im institutionellen Kinderschutz“, das unter der Leitung von Prof. Werner 
Thole an der Universität Kassel von 2008-2011 durchführt wurde. 

44 Die Praxismuster lauten im Einzelnen: „Menschlich handeln und Kontakt herstellen, Tasten und 
Ruder herumreißen, Narrativ anregen und begleiten, Testen und beibringen, Ermitteln und führen, 
Diagnostizieren und bewegen, Abklären und Verwalten und Wissen und Prophezeien“ (vgl. Ret- 
kowski u.a. 2011). 

45 Die Fallrekonstruktionen sind im SFB 580 Projekt C3: „Individuelle Ressourcen und professio- 
nelle Unterstützung bei der Bewältigung von Systemumbrüchen in kontrastierenden ländlichen 
Milieus in Ost- und Westdeutschland“ (2001-2012) entstanden. 
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auch internationale Studien belegen (vgl. Maiter u.a. 2006, Forrester u.a. 2008). 
Vernetzungen und Kooperationen führen aber auch zu neuen Herausforderungen, 
die eine Handlungslogik des „organisatorischen Aktivismus“ hervorbringen kann, 
was gleichermaßen eine zunehmende Distanzierung von Klienten und Klienten- 
systemen bei einer gleichzeitigen Intensivierung zwischenprofessioneller Arbeits- 
beziehungen unterstreicht (vgl. Hildenbrand 2011: 53). 

Für Arbeitsbeziehungen mit Kindern und Familien deuten diese Forschungs- 
ergebnisse an, dass die Zunahme interdisziplinärer Zusammenarbeit das Verstehen 
der und Vertrauen in Klienten negativ beeinflussen kann, auch wenn sich gerade 
mit der beruflichen Zusammenarbeit die Hoffnung verbindet, verschlossene Fa- 
milien verstärkt in Kinderschutzverfahren einbeziehen zu können. Von daher muss 
die Forderung nach Kooperation und die fehlende Beteiligung von Familien in 
Kinderschutzverfahren auch zusammengedacht werden. Die Aufgabe einer inter- 
disziplinären Zusammenarbeit bezieht sich insbesondere im Kinderschutz auf die 
potenzielle Öffnung von Familien, die Heransenkung von Zugangsschwellen zu 
Hilfesystemen, aber auch auf die Etablierung von Beobachtungs- und Kontrollset- 
tings, die zu einer gemeinsamen Gewährleistung des Kindeswohls beitragen sol- 
len. Die Forschungsarbeiten von Bühler-Niederberger und Bode verweisen dies- 
bezüglich auf unterschiedliche berufliche Zugänge und Wissensordnungen im Zu- 
gang zu betroffenen Kindern und Jugendlichen (vgl. Abschlussbericht SKIPPT)*®. 
Das Projekt konzentrierte sich dabei nicht nur auf Berufsvertreter der Sozialen 
Arbeit, sondern auch auf medizinische Dienste (Hebammen und Ärzte), Psycho- 
logen, Juristen und Polizei. Im Abschlussbericht heißt es: „Das Projekt verweist 
auf schwerwiegende Mängel im professionellen Zugang zu Kindeswohlgefähr- 
dung“ (ebd.: 10). Die beruflichen Kinderschutzzugänge führten zu einer diszipli- 
när gerahmten Spezialbetrachtung, die sich schwer zu einer Gesamtkinderschutz- 
konzeption verdichten lassen. 

Auch in anderen Projektpublikationen (vgl. Alberth u.a. 2010; Bode u.a. 
2012; Bühler-Niederberger u.a. 2014) liegt der Schwerpunkt dieses Forschungs- 
projekts auf den problematischen und berufsspezifischen Zugängen zu Familien 
und Gefährdungsinformationen. Während die Autoren auf sozialpolitischer Ebene 
eine generelle Systemoffenheit (vgl. Bode u.a. 2012) im Kinderschutz konstatie- 
ren, die die Kindeswohlgefährdung als gesellschaftliches Problem adressiert, er- 
zeugen Grenzübertritte in die Privatsphäre für die Fachkräfte erhebliche parado- 
xale Effekte. Insbesondere Grenzregelungen zwischen Öffentlichkeit und Privat- 





46 Es handelt sich um das DFG geförderte Projekt: „Professioneller Zugriff auf den privaten Kindes- 
Raum — Bedingungen, Dynamiken, Barrieren (2010-2013) unter der Leitung von Doris Bühler- 
Niederberger. 
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heit ziehen im Kinderschutz Abstimmungsbedarf und Strategien zur zwischenpro- 
fessionellen Konflikt- und Kontingenzbewältigung nach sich (vgl. Albert u.a. 
2010*’; Heinitz 2008®#). 

Die problematische Grenzarbeit zwischen Privatsphäre und Öffentlichkeit 
lässt sich auch in anderen Publikationen als zentrales Kinderschutzthema nach- 
zeichnen (vgl. auch Bütow u.a. 2014; Hildenbrand 2014; Hünersdorf und Toppe 
2011). Denn diese Zutritts- und Zugriffsarenen verlangen nach „Rechtfertigungs- 
narrativen und/oder Legitimierungsstrategien“ (Bütow u.a. 2014: 11). Gleichzeitig 
lässt sich dort auch eine Grenzverschiebung hin zu stärker gesellschaftlichen Ein- 
flussnahmen nachzeichnen. Öffentlichkeit und Privatheit kennzeichnen für Hü- 
nersdorf und Toppe (2011) nicht nur disparate Räume mit unterschiedlichen nor- 
mativen Maßstäben, sondern auch Räume problematischer Grenzziehungen. Die 
Soziale Arbeit agiere zunehmend in einer Sicherheitsgesellschaft und die „Freiheit 
vor Bedrohungen erlaubt gerade eine Rückkehr zu konservativen Werten und den 
Eingriff des Staates in die Privatsphäre“ (vgl. Hünersdorf und Toppe 2011: 211). 
Thole u.a. (2012) sprechen dabei sogar von der Neuformierung sorgenden Arran- 
gements und in Anlehnung an Richter und Oelkers von einer zunehmenden ‚„Ver- 
öffentlichung privater Zusammenhänge“ (ebd.: 12). 





47 Albert u.a. formulieren dazu die These, dass: „in der genannten Debatte sich im Interventionsge- 
schehen herauskristallisierende Kontingenzprobleme übersehen werden, einerseits bezüglich der 
ihm zugrunde liegenden, durch jüngere sozialpolitische Reformambitionen eher noch weiter stra- 
pazierten organisationalen Arrangements, andererseits im Hinblick auf den durch Privatheitsvor- 
stellungen komplizierten interaktiven Eingriff in den familiären Raum“ (ebd.: 478, kursiv im O- 
rig.). Für den organisationalen Rahmen beobachten auch Albert u.a. eine bürokratische Normver- 
dichtung in den Verfahren zur Verdachtsabklärung und Risikoeinschätzung. Neben den erhebli- 
chen beruflichen Dissonanzen im Feld des Kinderschutzes, die sich in zwischenprofessioneller 
Abschottung niederschlagen, konstatieren sie im Kinderschutz Kontingenzprobleme im Übertritt 
ins Private. 

48 Kontingenzprobleme in Fallbearbeitungen werden häufig durch Kooperationen erzeugt, so Heinitz 
(2008). »Krisen in Organisationen« »Krisen in Verfahren« sowie »Krisen in Kooperationen« las- 
sen sich für die Fallbearbeitung von Kindeswohlgefährdung dabei analytisch differenzieren. Denn 
durch „die Beteiligung unterschiedlicher Organisationen (Jugendamt, Kliniken, Schule, Polizei, 
Familiengericht) werden Prozessverläufe das Kindeswohl betreffend auch durch die Bedingungen 
der jeweiligen Organisation mitbestimmt“ (ebd.: 60). Auch innerhalb von Organisationen können 
sich Konfliktlinien ausbilden, die negativ auf Entscheidungsprozesse wirken können. Bei Krisen 
in Verfahren ist zu berücksichtigen, dass es im Kinderschutz oftmals zu „gegensätzlichen Ein- 
schätzungen und langwierigen, teils zeitlich gegenläufigen Entwicklungen zwischen Hilfe, Kon- 
trolle, Strafe und Verfolgung“ (ebd.) kommt. Unterschiedliche Prozessverläufe und Prozessge- 
schwindigkeiten provozieren ebenfalls Konflikte in der Zusammenarbeit. Und für Krisen in Ko- 
operationen hält Heinitz anschließend fest, dass das, „was als Kindeswohl zu beschreiben wäre, 
aus den jeweiligen disziplinären und fachlichen Zugängen unterschiedlich betrachtet‘ (ebd.) wird. 
Obwohl Kooperation der Komplexitätsreduktion und einer besseren Abstimmung der Angebots- 
struktur dienen soll, schafft sie oftmals neue Komplexität und besitzt das Potenzial manifester 
Krisen. 
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Das Vordringen des Staates in private Lebensbereiche lässt sich nicht zuletzt 
am Bedeutungszuwachs von Risikoverfahren und der Dominanz von Präventions- 
angeboten im Kinderschutz ablesen. Sie drängen zunehmend die Autonomie fa- 
milialer Lebenspraxen zurück und ersetzen familiale Orientierungen durch profes- 
sionell-staatliche Normierungen. Bühler-Niederberger u.a. (2014; 2010) fassen 
die Projektergebnisse zum Thema beruflicher Grenzübertretungen zuletzt noch- 
mals zusammen und zeigen dabei, dass sich die untersuchten Berufsgruppen nach 
Berufsprogrammen, ihrer Wissensorganisation und Kooperationsstrukturen 
grundlegend unterscheiden lassen.” In den Analysen von Bühler-Niederberger 
(2014), aber auch in den Stellungnahmen von Bode und Turba (2015) ist jedoch 
nicht immer ganz klar, inwiefern sich ihre Rekonstruktionen ganz allgemein auf 
die analysierten Berufsgruppen und ihre berufliche Leistung sowie ihre Arbeits- 
beziehungen untereinander beziehen, oder wann und mit welcher Einschränkung 
sie explizit dem Kinderschutzthema folgen bzw. sich konkret auf den Umgang mit 
Fällen von Kindeswohlgefährdung beziehen. Im Kern betrifft diese Kritik die 
Frage, welcher Gegenstand im Zentrum der Rekonstruktionen stehen soll. Wird 
ganz allgemein das berufliche Handeln am Beispiel von Gefährdungskonstruktio- 
nen analysiert, oder unterliegt der Kinderschutz spezifischen beruflichen Heraus- 
forderungen, die in einem beruflichen Quervergleich konzeptionell erfasst werden 
können? Für die eigenen Analysen sollen Berufsrolle und Handlungsfeld trenn- 
scharf differenziert werden. Einerseits liegt es nahe, auch bei Kinderschutzfragen 
nach allgemeinen beruflichen Prinzipien zu fragen, andererseits sind diese Prinzi- 
pien immer an konkrete Aufgabenstellungen wie der Abwendung von Gefährdun- 
gen und der Gewährleistung des Kindeswohls gebunden. 





49 Generell würden vier Merkmale den Zugang zu Familien und Kindern kennzeichnen: (1) der »se- 
parierte Blick« verdeutlicht, dass mit einer zunehmenden wissenschaftlichen Fundierung und Wis- 
senssteigerung im Kinderschutz, Kinder und Kindheiten auch zunehmend durch normierende 
Grenzziehungen typisiert werden: „Das in dieser Weise fein gesponnene Netz von Normen kann 
überdies stets enger geknüpft werden, wenn weitere Spezialisten auf den Plan treten, deren Wissen 
eine neue Kategorie von Abweichung von als normal definierten Entwicklung ins Spiel bringt“ 
(Bühler-Niederberger u.a. 2014a: 114). (2) Bei dem Muster »Kinder als Objekte der Besorgnis« 
geht es in besonderer Weise um Verantwortungszuschreibungen im Kinderschutz. Die Sorge um 
Kinder steht synonym für die Sorge um die Zukunftsfähigkeit der Gesellschaft. Investitionen in 
Kinder stellen aus Sicht der Gesellschaft Investitionen in Humankapital, aber ebenso die Diszipli- 
nierung von Kindern im Interesse gesellschaftlicher Leitbilder und Ordnungsvorstellungen dar. 
Daher vermuten sie bei den beteiligten Berufen eine gesellschaftliche Ordnungsfunktion. (3) »Glo- 
rifizierung und Unschuld« verweist auf die moralische Dimension der Kinderschutzaufgabe. Das 
Kind ist hilflos und schutzbedürftig und stellt einen gesellschaftlichen Wert par excellence dar. 
Die (4) »Macht der Unschuld« verdeutlicht die im Kinderschutz einsetzende Moralisierung von 
Verantwortung, die zu beruflicher Grenz- und Barrierebildung führen kann. 
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»Normierende Beurteilung statt gemeinsamer Falldeutung« 


Ein letzter Schwerpunkt aktueller Forschungsarbeiten°, der auch den Kinder- 
schutz zumindest streift, bezieht sich auf die Zunahme beruflich organisierter Nor- 
mierungspraktiken (vgl. Kelle 2010; 2013; Kelle und Mierendorff 2013; Eisen- 
traut und Turba 2013; Betz und Bischoff 2013). Projektarbeiten in der Verantwor- 
tung von Kelle und weiteren Projektmitarbeitern konzentrieren sich dabei insbe- 
sondere auf das medizinische Berufsfeld und thematisch auf Früherkennungsdiag- 
nostiken im Rahmen der seit 2006 verbindlichen U-Untersuchungen. Der Kinder- 
schutz ist in diesem Ansatz ein Feld besonderer beruflicher Normierungen. Auch 
Kinder und Kindheiten stehen zunehmend unter statistischer Überwachung und 
einer dadurch normierenden Entwicklungsbetrachtung. Präventiv organisierte 
Früherkennungsuntersuchungen gelten als Beobachtungsfeld der kindlichen Ent- 
wicklung und ihrer statistischen Erfassung (siehe Kelle 2010). Sie hätten immer 
eine doppelte Funktion: „nämlich eine individualdiagnostische und eine epidemi- 
ologische“ (Kelle und Mierendorff 2013: 8). Ihre Projektergebnisse weisen auf 
zwei Orientierungen kinderschutzbezogener Normierungspraktiken hin. Bollig 
(2013) konstatiert für den Bereich medizinisch organisierter U-Untersuchungen 
eine an statistischen Kenngrößen ausgerichtete medizinisch-psychologische Ent- 
wicklungsnormierung. Zudem ermöglichen die U-Untersuchungen aber auch die 
Normierung des elterlichen Erziehungsverhaltens. Daraus folgert Bollig (2013: 
116): „Mit der Normalisierung von Entwicklungsunterschieden zwischen Kindern 
geht eine gesteigerte Normativität in Bezug auf ‚gute Elternschaft‘ einher.“ 

Zu einer ähnlichen Figur von Normierung und Normalisierung im Kinder- 
schutz kommen auch Turba und Eisentraut (2013), wenngleich sich ihre Untersu- 
chungen auf andere Berufsgruppen richten. Ihr Interesse gilt den Normierungs- 
praktiken sozialpädagogischer Fachkräften in der Familienhilfe (SPFH) und von 
Familienhebammen. Bei Familienhelferinnen zeige sich eine kinderschutztypi- 
sche Abweichungslogik, die sich wesentlich auf die Normierung der Eltern richten 
würde. Bei den Familienhebammen hingegen, auch aufgrund der beruflichen Nähe 
zur Medizin, eine kinderspezifische Entwicklungslogik (vgl. ebd.: 86). Auch hier 
heißt es abschließend: Die Normalisierung von Kindheit wird durch eine Normie- 
rung der Eltern erreicht (vgl. ebd.: 96). 

Eine stärker diskursanalytische Betrachtung gesellschaftlicher Normierungs- 
praktiken, die sich auch auf das Handlungsfeld Kinderschutz übertragen lassen, 





50 Es handelt sich hier um zwei aufeinander folgende DFG Forschungsprojekte: „Kinderkörper in 
der Praxis. Eine Ethnographie der Prozessierung von Entwicklungsnormen in kinderärztlichen 
Vorsorgeuntersuchungen (U3 bis U9) und Schuleingangsuntersuchungen“ (2006-2011) sowie um 
das Projekt: „Einschulungsverfahren, Eingangsdiagnostiken und Bildungsentscheidungen im 
Kontext des Strukturwandels des Übergangs in die Grundschule“ (2012-2015). 
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nehmen Betz und Bischoff (2013) vor.°' Ihre Ausgangsüberlegung richtet sich auf 
soziale Konstruktionsprozesse von Kindern in aktuellen Risikodiskursen und die 
Annahme sozialhistorisch überformter Kindheitsvorstellungen. Vier Diskursmus- 
ter lassen sich dazu bestimmen. (1) Das erste Diskursmuster »Risikokinder als ab- 
weichende Defizitwesen« thematisiert Kinder im Hinblick auf ihre Defizite, was 
nahe legt, dass sie graduell von Entwicklungsnormen abweichen: Legitimiert wird 
diese Defizitorientierung durch die „gesunde Entwicklung und damit durch das 
Wohl des Kindes“ (Betz und Bischoff 2013: 71), welches uneingeschränkt positiv 
besetzt ist und im gesamten Diskurs keiner weiteren argumentativen Stütze bedarf. 
Das Muster »Risikokinder als Kinder in spezifischen sozialen Lagen« stellt hin- 
gegen die ungünstigen meist milieuspezifischen Rahmenbedingungen des Auf- 
wachsens in Rechnung. Ähnlich verhält es sich auch beim Muster »Risikokinder 
als statistisch Betroffene und potenzielles Risiko für die Gesellschaft«. Hier ver- 
bindet sich das Risiko mit einer statistischen Entwicklungsprognose, die Kinder 
zum Risiko für die Gesellschaft werden lässt. Noch grundsätzlicher tritt der Wan- 
del von der individuellen Gefährdung hin zur gesellschaftlichen Bedrohung im 
Muster »Risikokinder als Bedrohung und potenzielle Bedrohung« zu Tage. Die 
gesellschaftliche Bedrohung von Gefährdungen bestehe in der gesellschaftlich 
vermuteten intergenerationalen Weitergabe von Gefährdungsrisiken (vgl. ebd.: 72 
ff). 

Berufliche Legitimierungen und fachliche Normierungen verstärken sich in 
kinderschutzbezogenen Diskursen, was auch im Hinblick auf Narrationen für ein 
„gutes Aufwachsen“ bzw. bei der Gewährleistung kindlicher Integrität Abwei- 
chungseffekte nach sich zieht. Berufliches Handeln steht zunehmend unter einem 
Repräsentationszwang, Kriterien der Einschätzung von Gefährdungen entspre- 
chend auszuweisen und gegenüber der beruflichen Umwelt und beteiligten Fami- 
lien adressatenbezogen zu kommunizieren. 


»Kinderschutzdiagnosen und Verdächtigungen« 


Solche Normierungstendenzen stellen allgemein die Frage nach einem fachlich 
richtigen Urteil und angemessenen Diagnosen unter den skizzierten Rahmenbe- 
dingungen. Die Dominanz kontrollierender Beobachtungen zeigt sich daher auch 
in theoretischen Überlegungen zur Kinderschutzdiagnostik. Dollinger (2011) kon- 
statiert beispielsweise, dass „unter Bezugnahme auf die Semantik »Kindeswohk 





51 Bischoff und Betz beziehen ihre Risikokonzepte aus dem Forschungsprojekt: EDUCARE: „Leit- 
bilder ‚guter Kindheit‘ und ungleiches Kinderleben“ (Projektlaufzeit 2010-2016). 
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[...] kontrollierende und Risiken vermeidende Handlungsaufforderungen an pro- 
fessionelle Sozialpädagogen gestärkt wurden. Umso wichtiger wird die Frage nach 
der Diagnostik, da sich in ihr die Problematik von helfender Zuwendung, profes- 
sionellem Ermessensspielraum und kontrollierender Überwachung konzentriert“ 
(ebd.: 30). Eine Kinderschutzdiagnostik, die sich auf distanzierte Beobachtungen 
und normierende Zuschreibungen stützt, müsse sich grundsätzlich von einer ob- 
jektivistisch angelegten klinisch-pathologischen Diagnostik, aber auch von einer 
sozialpädagogisch-hermeneutischen Fallauslegung unterscheiden. Würde die kli- 
nisch-pathologische Diagnostik auf der Basis von »Krankheitsbildern« und dem 
Verfahren der logischen Deduktion argumentieren, setzt die zweite (sozialpäda- 
gogisch-hermeneutische Diagnostik) die Freiwilligkeit der Kontaktschließung und 
Vertrauen immanent voraus. Weil die Arbeitsbeziehungen zu Klienten im Kinder- 
schutz zunehmend vom Fallverstehen auf Verdachtsbeziehungen umstellen, for- 
dert Dollinger in Auseinandersetzung mit Derrida eine Diagnostik als »Kunst des 
Spurenlesens«, die von einer grundsätzlichen Nicht-Verstehbarkeit auszugehen 
hat und hermeneutisch am „Verstehen angesichts seiner Unmöglichkeit“ (ebd.: 39) 
ansetzen soll. Weil mit Derrida Sinn und Bedeutung nicht in Motiven und subjek- 
tiven Intentionen gesucht werden können, lässt sich das Leben (und auch die Ge- 
fährdung) nur als materialisierte Spur identifizieren. Mit Oevermann gesprochen 
basieren Gefährdungseinschätzungen auf »Spurentexten«, die wiederum als Hin- 
terlassenschaft vorgängiger Gefährdungshandlung gelten (vgl. Oevermann 
1985). 

Mit ähnlicher Begrifflichkeit, aber anderer theoretischer Fundierung plädiert 
Althans (2011) in Analogie zur medizinischen Semiotik und Foucaults Analysen 
für einen »horchenden Blick« in der Jugendhilfe. Insbesondere Verdachtssituatio- 
nen im Kontext des Kindeswohls erfordern einen »Spürsinn«: „Es schält sich im- 
mer deutlicher heraus, dass zur Diagnose [...] neben der präzisen Beobachtung 
und ihrer ebenso genauen Aufzeichnung/Beschreibung vor allem die Fähigkeit ge- 
hört, aus den gesammelten Spuren, Symptomen und Indizien logische Schlüsse zu 
ziehen“ (ebd.: 213). Gegenüber einer klinischen Diagnostik kennzeichnet sie die 
Prozesse des Schlussfolgerns mit Peirce Konzeption der Abduktion. Zunächst 
konstatiert sie insbesondere bei der Gefährdungsdiagnostik erhebliche professio- 
nelle Gestaltungsspielräume, die allerdings in der Sozialen Arbeit oftmals zu einer 
fachfremden Überregulierung führten. Gefährdungssymptome, die nicht eindeutig 





52 In der rekonstruktiven Sozialforschung wird Derridas Konzept der Spur von Oevermann im Mo- 
dell „natürlicher Protokolle der Wirklichkeit“ (vgl. Oevermann 2000, S. 72£.) aufgegriffen. Au- 
Berhalb protokollierter Ausdrucksgestalten gibt es für Oevermann keine für die Forschung zugäng- 
liche Wirklichkeit. Garz und Kraimer (1994) bringen diese Annahme anschließend auf die Formel 
„Die Welt als Text“ (siehe auch Reichertz 2007). 
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als Gefährdungen erkannt werden können, würden nicht selten anderen Experten- 
systemen zur Verdachtsabklärung vorgestellt werden. Die Aufgabe der Sozialen 
Arbeit beziehe sich dann häufig nur auf überweisungspraktische Zuarbeiten: „Die 
'eigentliche' Diagnostik geschieht immer noch anderswo, im Rahmen der Katego- 
rien einer anderen Disziplin, im ungeliebten psychosozialen Bereich, und im me- 
dizinischen Kontext, beziehungsweise im Rahmen polizeilicher und juristischer 
Zuständigkeiten. Dennoch ist auch hier stets eine sozialpädagogische »Vor-Diag- 
nose« — die Entscheidung zur Entscheidungsfindung — gefordert“ (ebd.: 85). Um 
diese Status- und Expertendifferenz auszugleichen, schlägt Althans vor, dass sich 
die Soziale Arbeit ähnlich wie die Medizin, aber auch andere Berufe auf »exoti- 
sche« Praktiken wie »Spurenlesen« und »abduktives Schließen« einlassen müsse. 
Damit ließe sich die Kluft zwischen kognitiver Diagnostik und intuitiv-affektiver 
Einschätzungen mit hermeneutischen Verfahren schließen. Dieses Diagnosever- 
ständnis würde einerseits die emotionalen Prozesse und intuitiven Deutungen stär- 
ken, andererseits sollen Diagnosen zu Gefährdungseinschätzungen intersubjektiv 
nachvollziehbar bleiben und nicht in emotionale Sackgassen führen. Wenn auch 
die Soziale Arbeit wie die Medizin einem »horchenden Blick« folge und gleich- 
falls sich an Prozessen abduktiven Schließens orientiere, würde sie kognitive und 
emotionale Kompetenzen stärken. 

Hinter dem Stichwort »Verdachtsarbeit«, das die einzelnen theoretischen und 
empirischen Argumentationen aufgreift bzw. einschließt, lassen sich nicht nur 
neue fachlichen Herausforderungen des beruflichen Handelns im Umgang mit Fäl- 
len von Kindeswohlgefährdung vermuten, sondern auch dem angestrebten Berufs- 
vergleich ein konzeptionelles Fundament setzen. Insbesondere der Abduktionsbe- 
griff bzw. der Prozess der Abduktion scheint dafür einen geeigneten Bezugsrah- 
men darzustellen. Im Folgenden werden die zentralen Linien des Begriffes und 
des damit zusammenhängenden Erkenntnisprozesses kurz in einem Exkurs vorge- 
stellt, um daran anschließend einen konzeptionellen Rahmen der empirischen For- 
schungsarbeit zu entfalten. 


2.2.1 Exkurs: Verdachtshandeln und Abduktion 


Die von Althans (2011) vorgebrachte Argumentation der Abduktion als Kernele- 
ment professioneller Deutungen soll im anschließenden Exkurs weiter vertieft 
werden. Verdacht und Abduktion werden hier systematisch aufeinander bezogen 
und als Handlungsfolge konzeptionell eingebunden. 





53 Althans bezicht sich bei dieser Aussage auf Uhlendorff (1997) und das Konzept einer »sozialpä- 
dagogischen Diagnostik«. 
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Abduktionen sind nicht überall anzutreffen, sondern nur in spezifischen 
Handlungssituationen auszumachen. Oevermann beschreibt in Auseinanderset- 
zung mit Meads Zeit- und Handlungstheorie abduktives Schließen als Erfahrungs- 
erweiterung, die nur dann zum Tragen kommt, „wenn es zu praktischen Mißerfol- 
gen und Erwartungskrisen kommt, wenn also ein neues Problem auftaucht“ 
(Oevermann 1985: 281). In der Sprache der Logik reformuliert, schließen Abduk- 
tionen die Kluft zwischen einer uneindeutigen Problemwahrnehmung (Fall) und 
einer generalisierten Erklärung (Regel). Schließen wir von einer Regel auf einen 
konkreten Fall, sprechen wir von Deduktionen. Wird konträr dazu von einem Fall 
auf eine Regel geschlossen, dann orientiert sich die Schlussfolgerung an Prinzi- 
pien der Induktion. Neues Wissen wird mit beiden Verfahrenswegen nicht gene- 
riert. Lediglich die Abduktion transformiert Unbekanntes in Neues-Bekanntes und 
trägt so zur Erkenntniserweiterung bei (vgl. Oevermann 1991; Reichertz 2013). 

Mit Meads zeitphilosophischen Überlegungen lässt sich der Zeitpunkt in den 
Blick nehmen, an dem Möglichkeiten abduktiver Schlüsse nahe liegen.°* Übli- 
cherweise ist die Welt durch ihren Ablauf strukturiert: Die Welt „hört ständig auf 
zu sein, sobald sie in die Welt des nächsten Ausgenblicks übergeht“ (Mead 1983: 
53). Erst wenn die Gegenwart in ihrem Ablauf in eine Krise gerät, die auch hand- 
lungspraktische Konsequenzen nach sich zieht, wird der Horizont von Vergangen- 
heit - Gegenwart — Zukunft zeitlich strukturiert. Bevor derartige Ereignisse in un- 
ser Leben treten, verläuft die Gegenwart ohne zeitliche Kontur. 

Voraussetzung für einen erfolgreichen Erkenntnisprozess, der Neues hervor- 
bringt, ist demnach ein sich aufdrängendes Handlungsproblem, das sich aus dem 
Strom der Zeit heraushebt und zur weiteren Bearbeitung drängt. In der Phäno- 
menologie von Schütz und Luckmann (1979: 224ff.) wurde die Problematik von 
Wahrnehmung und Aufmerksamkeit mithilfe der Unterscheidung motivationaler 
und auferlegter Relevanz zu lösen versucht. Wende ich mich im ersten Fall, der 
eigenmotivierten Relevanz, selbstständig einem Thema oder Handlungsproblem 
zu, drängt es sich im zweiten Fall, der auferlegten Relevanz, von außen auf und 
verlangt nach Bearbeitung. Die Abduktion gestaltet sich daran anschließend als 
Handlungsfolge. Die Frage, die dem Erkenntnisprozess dabei zugrunde liegt, lau- 
tet: Wie transformiert sich Unbekanntes in Bekanntes, sodass auf dem Weg der 
Transformation Neues entsteht? 

Abduktive Schlüsse vermitteln zwischen der konkreten Wahrnehmung, ei- 
nem Eindruck, und einem anschließenden Aussagetext, dem Wahrnehmungsur- 
teil. In seiner Wahrnehmungstheorie unterscheidet Peirce dafür zunächst begriff- 
lich zwischen Wahrnehmungsinhalt (percept) und Wahrnehmungsurteil (percep- 





54 Für eine Übersicht zu Meads Zeit- und Handlungstheorie siehe auch Wagner 1999. 


2.2 Stand der Forschung im Kinderschutz 71 





tual judgement). Der Auftakt einer Abduktion beginnt mit der reinen Sinnenwahr- 
nehmung: „Es sind dies Empfindung und Sinneseindruck, feeling and sensation. 
Das feeling ist vollkommen unstrukturiert, eine Subjekt-Objekt-Trennung existiert 
noch nicht. Eine erste Strukturierung leistet der Sinneseindruck (sensation). Er 
führt sinnliches Unterscheidungswissen [...] an das feeling heran. Feeling und 
sensation sind einfach gegeben, sie sind »selbstgenügsam«“ (Reichertz 1993: 267; 
kursiv im Org.). Von dieser vorprädikativen Sphäre und affızierten Wahrnehmung 
unterscheidet sich das Wahrnehmungsurteil insofern, als es sprachlich organisiert 
vorliegt und damit eine sinnliche Wahrnehmung in eine kognitive Ordnung über- 
führt. Damit erfolgt der Übergang und die Wandlung von Unbekanntem in Neues- 
Bekanntes, mit der auch eine Umorganisation vorhandener Wissens- und Erfah- 
rungselemente in Verbindung steht. Die neue Erfahrung steht nicht außerhalb des 
bisherigen Erfahrungshorizontes und Wissensfundaments, sondern ist das »Neue 
des Alten«. 

Die eigentliche Abduktion findet aber in einem Zwischenschritt zwischen 
Wahrnehmung und Urteil statt. Dazu führt Peirce neben den Begriffen »percept« 
und »perceptual judgement« den Begriff »percipuum« ein. Das Percipuum stellt 
eine typisierte Wahrnehmung dar, die situationsbezogen nach einem Abgleich 
zwischen Sinneseindruck und Vorwissen sucht. Finden sich im Wissensvorrat 
keine Merkmalsübereinstimmungen, lautet das Urteil: „zu diesem percept lässt 
sich im erworbenen Vorrat von Typen nichts „passendes“ finden, es muss ein 
neues percipuum entworfen und gefunden werden“ (ebd.: 268). Auch dieser Pro- 
zess ist noch weitgehend durch Affekte strukturiert. Peirce spricht hier von einem 
regelrechten Erschrecken, das von der Wahrnehmung auslöst wird und zur an- 
schließenden geistigen Tätigkeit motiviert. Fehlt eine entsprechende sprachlich 
strukturierte Kategorie für das Unbekannte, wird die Wahrnehmung in ihre Ele- 
mente aufgelöst und reorganisiert. Die kreative Neukombination bekannter Merk- 
male lässt ein neues percipuum entstehen, das die Uneindeutigkeit der Wahrneh- 
mung auch begrifflich auflöst. Die Entdeckung des Neuen und der Prozess dahin 
lassen sich methodisch aber nur schwer kontrollieren. Neue Typisierungen „spring 
[...] up in our mind“ (Peirce 1903: 7.678, zitiert in Reichertz 1993: 268). 

Die Bildung neuer Typen oder auch das generieren von Hypothesen stellt für 
Peirce aber nur den Ausgangpunkt eines dreistufigen abduktiven Verfahrens dar. 
Abduktion, Deduktion und Induktion werden dabei in einer Ablaufstruktur aufei- 
nander bezogen (vgl. Rosenthal 2008: 59). Geht es im ersten Schritt, der Abduk- 
tion, um das Generieren neuer Hypothesen ausgehend von einzelnen empirischen 
Erscheinungen, schließt sich im zweiten Schritt eine Hypothesenüberprüfung im 
Modus der Deduktion an. Die deduzierten Folgehypothesen stellen Prüfverfahren 
dar, die die Konsequenzen der abduktiven Schlussfolgerungen eruieren sollen: 
„[...] as soon as a hypothesis has been adopted, will be to trace out it’s necesseary 
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and probable experimental consequences. This step is deduction“ (Peirce 1901: 
6.469; zitiert in Rosenthal 2008: 60). In der Objektiven Hermeneutik ist dieser 
Schritt als gedankenexperimentelles Formulieren von sinnlogischen Anschlüssen 
an Äußerungseinheiten methodisch etabliert worden (vgl. Wernet 2006: 39 ff). Im 
dritten Schritt, der Induktion, werden die abduktiv gebildeten Hypothesen mit den 
deduzierten Folgehypothesen am konkreten Einzelfall bzw. am Material getestet. 
Das Material gibt dabei Aufschluss über Passgenauigkeit und Korrekturbedarf der 
aufgestellten Hypothesen: „We proceed to test the hypothesis by making the ex- 
periments and comparing those predictions with the actual results of the experi- 
ment” (Peirce 1901: 7.205; zitiert in Rosenthal 2008: 60). Peirce fasst diesen Pro- 
zess der Abduktion folgendermaßen zusammen: 


„Die Abduktion setzt bei Fakten ein, ohne dabei gleich zu Beginn eine bestimmte 
Theorie zu verfolgen, wenn sie auch von der Empfindung motiviert ist, dass eine The- 
orie zur Erklärung der überraschenden Fakten erforderlich ist. Die Induktion setzt bei 
einer Hypothese ein, die sich scheinbar von selbst anbietet, wobei sie zu Beginn keine 
bestimmten Fakten verfolgt, wenn sie auch von dem Gefühl begleitet ist, dass Fakten 
zur Unterstützung der Theorie von Nöten sind. Die Abduktion sucht eine Theorie. Die 
Induktion sucht nach Fakten“ (Peirce [1933]1980: 7.218; zitiert und übersetzt in 
Sebeok und Sebeok 1985: 46). 


Die Abduktion verlangt grundsätzlich nach Offenheit und die Bereitschaft, Neues 
auch entdecken zu wollen. Zwar lassen sich die von Peirce beschriebenen „Ge- 
dankenblitze“ nicht erzwingen, aber die Wahrscheinlichkeit, sie zu provozieren 
und auch zu registrieren steigt bei entsprechenden Vorkehrungen. Reichertz 
(1993) spricht von zwei Strategien, die hilfreich sein können, eine abduktive Hal- 
tung zu etablieren. Die Verschränkung eines verschärften Handlungsdrucks und 
eine vollkommene Entlastung von Handlungszwängen bieten strukturell die Mög- 
lichkeit, Abduktionen anzuregen. Denn einerseits muss zur gesteigerten Aufmerk- 
samkeit der Körper in einen Alarmzustand versetzt werden. Andererseits verlangt 
die Abduktion nach kontemplativer Versunkenheit und Handlungsentlastung. Ziel 
der widersprechenden Handlungsweisen ist es, die bisherige Verstandestätigkeit 
und ihre gesättigten Schlussfolgerungen auszumanövrieren: „Die bislang be- 
währte Kopplung zwischen Wahrnehmung und Wahrnehmungsurteil wird rück- 
gängig gemacht, eine erneute Deutung wird möglich“ (ebd.: 278). 

Wie lässt sich anschließend das Schlussverfahren der Abduktion auf den Kin- 
derschutz und die Wahrnehmungspraxis von Kindeswohlgefährdungen übertra- 
gen? Für den Umgang mit Kindeswohlgefährdung gilt zunehmend eine distan- 
zierte Beobachtungspraxis, die entweder über Meldungen, mindestens aber durch 
das Vermeiden offener Thematisierungen strukturiert ist, als Ausgangspunkt der 
Fallbearbeitung. Mit Peirce Überlegungen zur Abduktion lassen sich Verdacht und 
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Verdächtigungen als Prozesse der Verdachtsbildung, Verdachtsartikulation und 
Verdachtsabklärung grundlegend theoretisieren: 

(1) Am Beginn der Fallarbeit stehen Verdachtsbildungen, die weitgehend af- 
fektiv gerahmt bleiben und lediglich über Sinneneindrücke strukturiert werden 
können. Verdachtsfälle von Kindeswohlgefährdung sind zumeist durch diffuse 
Gefährdungshinweise und generell durch Uneindeutigkeiten und Unsicherheiten 
der Fallauslegung gekennzeichnet. Steht ein Gefährdungsverdacht im Raum, wer- 
den auch Verdachtshinweise als kritische Ereignisse eingeordnet. Oftmals fehlt 
den Wahrnehmungen und Hinweisen noch eine eindeutige Beziehung zur Gefähr- 
dung, sodass die Verdachtsbildung auf abduktive Schlüsse angewiesen ist. Die 
Vermutung einer Gefährdung schlägt ein wie ein „Geistesblitz“, ohne vorherige 
Ankündigung. Für den Prozess der Verdachtsbildung ist daher auch ein persönli- 
ches Engagement von Bedeutung, das den Alltag auf Distanz bringt und zu einem 
unverstellten Hinsehen zwingt. Erst auf der Basis einer affektiven Rahmung wird 
die Abduktion, das Erkennen einer Gefährdung, wahrscheinlicher. 

(2) Bleibt der Schritt der Verdachtsbildung auf die Ebene persönlicher Ein- 
drücke und Wahrnehmungen beschränkt, distanzieren sich anschließende Ver- 
dachtsartikulationen insofern von gegenständlichen Konkretionen, als sie nach 
Passungen der Hinweise zu beruflichen Typisierungen suchen, gewissermaßen 
nach einer begrifflichen Fixierung der vorgängigen Gefährdungswahrnehmung. 
Liegen kategoriale Absicherungen im Wissenskorpus vor, lassen sich Eindrücke 
auch sprachlich artikulieren. Insofern verweisen Verdachtsartikulationen auf wis- 
sensbasierte Bewertungsgrundlagen und Strukturen der reflexiven Wissensorga- 
nisation. Sprachliche Artikulationen tragen hierbei immer auch bewertende Impli- 
kationen (i.S.v. perceptual judgement). Fehlt eine eindeutige Passung zwischen 
Hinweisen und ihrer Einordnung, müssen auch Gefährdungstypiken neu figuriert 
oder »erfunden« werden. In Anlehnung an das Konzept »articulation work« von 
Strauss (1985) beinhaltet Verdachtsartikulationen jene mentalen und kognitive 
Aktivitäten, die einer Berufsgruppe zur Beurteilung von Ereignissen, Situationen 
und Problemen zur Verfügung stehen. Mit dem Ziel, aus dem nur gefühlten Ver- 
dacht herauszutreten, muss sich auch das Urteil sprachlich organisieren und in be- 
ruflichen Begriffssystemen objektivieren. Die begriffliche Schärfe und die inhalt- 
liche Tiefe der Sprachorganisation bilden Ausdrucksgestalten differenzierter Ver- 
dachtsbeurteilungen. 

(3) Verdachtsabklärungen fragen anschließend nach empirischer Verifikation 
und Falsifikation der Beurteilung bzw. ihrer kategorialen Fassung. Auch sie lassen 
sich dem Abduktionsprozess nachempfinden. Ausgehend von abduktiv gewonnen 
Verdächtigungen stehen Deduktion und Induktion für anschließende Prüfverfah- 
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ren zur Verdachtsbestätigung. In Abklärungsphasen geht es letztlich um die Be- 
stätigung und Widerlegung von Verdachtsvermutungen bzw. um eine Sinn- und 
Statustransformation von Verdachtshinweise zu „gesicherten“ Erkenntnissen. 
Aus analytischer Sicht ermöglichen es diese konzeptionellen Annäherungen bzw. 
die Dimensionierung der Verdachtsarbeit auf eine Handlungsfolge von Verdachts- 
bildung, Verdachtsartikulation und Verdachtsabklärung berufliche Kontraste aus- 
zumachen. Einerseits ist der Einsatz des Verdachts berufsfeldunspezifisch und 
lässt sich als Arbeitsform in unterschiedlichen Berufsfeldern nachweisen, anderer- 
seits stehen die ausgewiesenen Handlungsschritte für Kontrastierungsebenen, die 
berufliche Besonderheiten hervorheben können. 


2.2.2 Zusammenfassung der Forschungsthemen und die Entwicklung 
einer Heuristik zur empirischen Analyse 


Zusammenfassend zu den Ergebnissen bisheriger Forschungsarbeiten und Bezug 
nehmend auf theoretische Überlegungen zielt die hier entworfene Heuristik darauf 
ab, das Kinderschutzthema in den Kontext professionstheoretischer Reflexionen 
zu stellen und eine Annäherung an das konkrete Untersuchungsfeld vorzunehmen. 
Generell deuten die Forschungsergebnisse darauf hin, dass Kinderschutztätigkei- 
ten geeignet sind, thematische Überschneidungen zu erzeugen und unterschiedli- 
che Berufsgruppen in gemeinsame Arbeitsprojekte zu integrieren. Darüber hinaus 
lassen sich ausgehend von der aktuellen Forschungslage drei übergeordnete Struk- 
turierungsprinzipien im Kinderschutz ausmachen. 

(1) Offenheit: Es lässt sich für das gesamte Kinderschutzsystem eine gene- 
relle Offenheit konstatieren, die über die Semantik des Kindeswohls oder der Kin- 
deswohlgefährdung abgestützt wird. Mit dieser Offenheit besteht grundsätzlich 
die Möglichkeit zur perspektivischen Gefährdungskonstruktion sowie einer grenz- 
überschreitenden Kommunikation. Einer beruflichen Zusammenarbeit im Kinder- 
schutz werden über Kindeswohlsemantiken thematische Grenzen gesetzt. 

(2) Distanzierung: Zweitens ist als Befund bisheriger Forschungen eine be- 
rufliche Distanzierung von Klienten und Klientensystemen wahrzunehmen. Frei- 
willigkeit der Kontaktschließung und eine generelle Hilfeorientierung treten im 
Kinderschutz in den Hintergrund, kontrollierende gefährdungssensitive Beobach- 
tungsarrangements demgegenüber in den Vordergrund. 

(3) Zusammenarbeit: Mit der Distanzierung von Klienten und Klientensyste- 
men intensivieren sich zwischenprofessionell verfasste Berufsbeziehungen. Die 
Zunahme von Kontrollintensitäten im Kinderschutz lässt auch den Kooperations- 
druck und Koordinierungsbedarf unter den Berufsgruppen erheblich ansteigen. 
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Um diesen Strukturierungsprinzipien handlungsförmig nachzugehen, bietet 
es sich in Anlehnung an aktuelle Forschungsarbeiten an, von verdachtsförmig or- 
ganisierten Arbeitsbeziehungen auszugehen, die sich sowohl auf die Ebene kon- 
taktintensiver Beziehungsarbeit mit Betroffenen, aber auch auf zwischenprofessi- 
onelle Arbeitsbeziehungen mit angrenzenden Berufsgruppen beziehen. Die zent- 
rale Annahme lautet daher, dass der Verdacht bzw. die Verdachtsarbeit für das 
Handlungsfeld Kinderschutz einen gemeinsamen Bedingungsrahmen der Berufs- 
tätigkeit bildet und sich Differenzen der untersuchten Berufsgruppen auf den Ebe- 
nen und der Schrittfolge von Verdachtsbildung, Verdachtsartikulation und Ver- 
dachtsabklärung darstellen lassen. 

Am Beginn der Bearbeitung von Gefährdungsfällen stehen Prozesse der 
»Verdachtsbildung«, die insbesondere die Problematik der Regulierung von Zu- 
gangsgrenzen zu Gefährdungshinweisen reflektieren. Ist die Kontaktschließung 
zwischen Fachkräften und Familienangehörigen nicht durch Freiwilligkeit und 
Verstehen strukturiert, sondern durch „gemeldete“ Beobachtungskontexte organi- 
siert, verschärft sich auch auf der Ebene der Verdachtsbildung die Problemstel- 
lung, berufliche Grenzübertritte in private Lebensbereiche vorzunehmen. Gefähr- 
dungen liegen ohne offene Thematisierungen von Familienangehörigen oftmals 
im Verborgenen. Verschlossene Familien und unzugängliche Informationen erhö- 
hen die Notwendigkeit einer besonderen motivationalen Zuwendung zu Gefähr- 
dungsspuren. Welche Aufmerksamkeiten Kinderschutzakteure auf Gefährdungs- 
hinweise richten und welche Authentifizierungspraktiken dabei zum Einsatz kom- 
men, lässt sich als Kontrastierungsfrage auf den Vergleich übertragen. Weil diese 
Aufmerksamkeiten nicht frei von Affekten und Krisenzuschreibungen sein kön- 
nen, verbergen sich hinter Verdächtigungen Fähigkeiten zur perspektivenöffnen- 
den Wahrnehmung. Affektive Rahmungen sind elementare Voraussetzungen bzw. 
Initialzändungen der Verdachtsbildung. Die Verdachtsbildung umfasst konzepti- 
onell folgende drei Problemstellungen: 


- exklusive Grenzregulierung zur Privatsphäre als Voraussetzung zur Ge- 
fährdungswahrnehmung 

- selektive Aufmerksamkeitsstruktur der Gefährdungsbeobachtung mit ent- 
sprechender Authentizitätsprüfung von Gefährdungsspuren 

- Krisenzuschreibung und affektive Rahmung der Gefährdungswahrneh- 
mung 


»Verdachtsartikulationen« stehen für die sich handlungslogisch anschließende di- 
agnostische bzw. kategoriale Verarbeitung der Gefährdungsspur sowie den Modus 
und Praxis der dabei wirksamen Wissensorganisation. In der Artikulation des Ge- 
fährdungsverdachts kommt nicht nur diagnostisches Wissen zur Anwendung, son- 
dern auch berufsspezifische Normierungspraktiken von Gefährdungslagen zur 
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Geltung. Weil auch gemeinsame Gefährdungsabschätzung mit Familien zuneh- 
mend schwieriger werden, steht die Verdachtsarbeit zunehmend für beruflich 
strukturierte Normierungsabsichten und für beruflich konnotierte Kontrollen ab- 
weichenden Verhaltens. Die Verdachtsartikulation unternimmt nicht nur den Ver- 
such, Gefährdungsbeobachtungen sprachlich zu fixieren, sondern hat generell die 
Absicht, Informationen durch Akte professionellen Schlussfolgerns in berufliche 
Bewertungsmaßstäbe zu überführen. 

Verdachtsartikulationen sind insofern von Offenheit gekennzeichnet, als 
auch im Kinderschutz unterschiedliche berufliche Diagnosesysteme um Geltung 
uns Status konkurrieren können. Ein Verdachtsfall ist nicht nur im Hinblick auf 
Wahrnehmungs- und Beobachtungspraktiken perspektivengebunden, sondern 
auch an disziplinäre Wissensstrukturen und ihre Reflexionsformate gekoppelt. 
Insbesondere professionelle Kategorisierungen stehen im Hinblick auf die gesell- 
schaftliche Anerkennung ihrer Problemlösungskompetenzen unter einem erhebli- 
chen Konkurrenzdruck. Für die Zusammenarbeit ergeben sich aus der Aneignung 
und Übersetzung von Kinderschutzaufgaben in berufliche Wissensbestände Fra- 
gen nach der Brauchbarkeit und Verwertbarkeit von Expertisen für eine prognos- 
tisch „treffsichere“ Verdachtsbeurteilung. Für den Handlungsschritt der Ver- 
dachtsartikulation lassen sich folgende Kontrastdimensionen konzeptionell ausei- 
nanderhalten: 


- Verdachtsrahmen als Organisation der Berufserfahrung 
- Problemnormierung der Kindeswohlgefährdung 
- Schlussfolgerungen als fachliche Grenzmarkierungen 


Die Verdachtsrahmung zeigt an, mit welchen Erfahrungshintergründen der Ver- 
dacht operiert, und mit welcher Sicherheit er gegenüber Berufs- und Familienan- 
gehörigen artikuliert werden kann. Die Problemnormierung verweist hingegen auf 
Tragfähigkeiten berufliche Diagnostiken zur Gefährdungseinschätzung unter der 
Bedingung unausgesprochener Verdächtigungen. Notwendigkeiten und Dosierun- 
gen von Schlussfolgerungen markieren dazu die kognitiven Kapazitäten von Be- 
rufsgruppen, Verdachtshinweise in kindeswohlbezogene Deutungsrahmen einzu- 
ordnen. Reichen dafür alltagsbezogene Konstruktionen oder nötigen die Hinweise 
zu verstärkten mentalen Abstraktionen? 

»Verdachtsabklärungen« betonen die interaktive-prozessuale Seite der Ver- 
dachtsbearbeitung, bei der sich Berufsgruppen verstärkt zu Abklärungshandlun- 
gen zusammenschließen (müssen). Aus analytischer Sicht stehen dabei Formen 
interner und externer Arbeitsbeziehungen im Vordergrund. Als Folge der Offen- 
heit des Kinderschutzsystems ergeben sich Fragen nach der institutionalisierten 
Zuständigkeit von Berufsakteuren, die sich bei gemeinsamen Fallbearbeitungen in 
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Form unterschiedlicher Arbeitsauffassungen gegenüberstehen stehen können. Ge- 
meinsame Arbeitsprojekte stehen analytisch gesehen für Räume der Verantwor- 
tungsübernahme und Aufgabendelegation. Auch ihre Spezialzuständigkeiten müs- 
sen in Gesamthandlungspläne arbeitsteilig organisiert werden. Die Verdachtsab- 
klärung markiert dazu folgende Kontrastierungsebenen: 


- berufliche Selbstbeschreibungen und Zuständigkeitsauffassung für Kinder- 
schutzaufgaben 

- Verantwortungszuschreibungen in Kooperationsbeziehungen 

- Aufgabenerledigung innerhalb fallbezogener Arbeitsteilung 


Die abschließende Heuristik bildet den Entwurf einer berufsübergreifenden ana- 
lytischen Rahmung, mit deren Hilfe sich Argumentationen des Professionalisie- 
rungsdiskurses auf das Kinderschutzfeld übertragen lassen. Darüber hinaus stehen 
die ausgewiesenen Kontrastdimensionen für die Markierung beruflicher Beson- 
derheiten ihrer Kinderschutzorganisation. 

Im Fortgang der Argumentation wird daher die Annahme vertreten, dass 
»Verdachtsarbeit« das Gemeinsame und Besondere beruflicher Tätigkeit im Kin- 
derschutz darstellt, und sich berufliche Unterschiede in der Handlungsfolge Ver- 
dachtsbildung, Verdachtsartikulation und Verdachtsabklärung niederschlagen. 
Der Dreischritt und die Abfolge von Verdachtsbildung, -artikulation und -abklä- 
rung entspricht dabei handlungslogisch dem klassischen Interventionsmodell pro- 
fessioneller Tätigkeiten (siehe Kapitel 1.1 und 1.6) und ist ihm im Hinblick auf 
die spezifische Arbeitssituation im Kinderschutz feldbezogen nachgebildet. Das 
methodisch geforderte Dimensionieren des Forschungsgegenstands ist damit im 
Vorfeld der empirischen Auseinandersetzung eingelöst. Nichts wird damit aber 
über Ausgestaltung und Ausprägungen der Dimensionen in der Praxis der Arbeits- 
organisation ausgesagt. Die Heuristik versteht sich nicht als Modell einer theore- 
tischen Einordnung, sondern als Analysewerkzeug integrierender Betrachtungen 
(siehe zusammenfassend Abbildung 4). 
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Abb. 4: Heuristik der Handlungsschritte beruflicher Verdachtsarbeit 





3 Methodisches Vorgehen 


Mit der theoretischen Einführung konnte gezeigt werden, dass das Thema Kindes- 
wohlgefährdung ein geeignetes Untersuchungsfeld professionssoziologische Re- 
flexionen darstellt und inwiefern es sich als Gegenstand zur Analyse unterschied- 
licher Berufsgruppen unter dem Blickwinkel eines systematischen Vergleichs eig- 
net. Anschließend steht das konkrete Forschungsdesign der Untersuchung im Mit- 
telpunkt. Methodologische Fundierungen, die Problematik der »Fallauswahl, die 
Logik äußerer und thematischer Feldbegrenzungen und die Wahl der Erhebungs- 
und Analysemethoden werden hier separat angesprochen. 


3.1 Methodologische Fundierungen 


Die vorgelegte Forschungsarbeit stützt sich auf Prinzipien interaktionistischer 
Forschungsstrategien der Grounded Theory (vgl. Strauss 1998; Strauss und Corbin 
1996, 1997, Hildenbrand 2007, Strübing 2008), die eine besondere Nähe zu be- 
ruflichem Handeln und Berufsvergleichen aufweisen. Berufliches Handeln ist Ar- 
beit. Mit dieser Feststellung lässt sich zunächst der Fluchtpunkt interaktionisti- 
scher Denktraditionen angeben. Der von Strauss (1985, 1988) hierbei verwendete 
Arbeitsbegriff orientiert sich an einer philosophisch-anthropologischen Defini- 
tion, die auf eine Grenzziehung zu anderen Formen von Tätigkeiten weitgehend 
verzichtet. Alle menschlichen Tätigkeiten, die auch mit gewissen Koordinierungs- 
aufgaben in die Welt gerichtet sind, lassen sich in diesem Verständnis als Arbeit 
beschreiben. Arbeit reicht von hochgradig formalisierten Interaktionskontexten 
(bspw. „machine work“) bis hin zu stark emotionalen Tätigkeiten (bspw. „senti- 
mental work“). 

Die Offenheit des Arbeitsbegriffs ermöglicht es, den Arbeitsprozess in den 
Blick zu nehmen. Statt statisch angelegter Arbeitskonzeptionen interessiert sich 
Strauss für die dynamischen Prozesse der Arbeitsorganisation. Damit knüpft 
Strauss an einen zentralen Gedanken von Hughes [zuerst 1936] an, der Arbeit als 
vielfältige, miteinander verknüpfte Prozesse des Organisierens beschreibt und in- 
sofern die interaktiv-prozessuale Dimension der Arbeitsorganisation und ihre si- 
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tuative Aushandlung hervorhebt. Neben der Prozesshaftigkeit stehen jetzt Kon- 
zepte im Mittelpunkt, die auf die wechselseitige Einflussnahme und Durchdrin- 
gung von Akteuren im Arbeitsprozess ausgerichtet sind. Welche Akteure wie an 
Arbeitsprozessen beteiligt sind und dabei die Richtung der Arbeitsabläufe beein- 
flussen, beschreibt Strauss mit folgenden Worten: „The specific question of tasks 
of course include: what, where, when, how, for how long, how complex, how well 
defined are their boundaries, how attainable are they under current working con- 
ditions, how precisely are they defined in their operational details, and what is the 
expected level of performance” (Strauss 1985: 6). Aufgrund der Annahme einer 
generellen Krisenafälligkeit von Arbeitsprozessen lohne sich eine eingehendere 
empirische Sichtung dieser Arbeitsordnung. Wie es Schütze (1992) mit Bezug auf 
die Professionsfrage der Sozialen Arbeit formuliert, geht es bei einer interaktio- 
nistisch geprägten Forschungsstrategie daher nicht um eine berufsethisch-norma- 
tive Explikation von Arbeit, sondern um die „problematischen Aspekte der pro- 
fessionalistischen Interessenvertretung und des professionellen Handelns“ (ebd.: 
135). Er teilt damit die Ansicht von Hughes, dass eine handlungstheoretische Be- 
trachtung der Profession auch ihre Fehlertendenzen und Konflikte in beruflichen 
Handlungsvollzügen zu berücksichtigen habe. Erst sie vermitteln einen Eindruck 
vom »work drama« (Hughes) im beruflichen Alltag. Aus handlungstheoretischer 
Sicht stehen nicht berufliche Routinen, sondern Themen wie »emergence«, »con- 
spiracy«, »negotiation« und »conflict« im Mittelpunk der Aushandlung (vgl. 
Strauss 1993: 19ff.). 

Mit dieser handlungstheoretischen Betrachtung lassen sich auch Querbezüge 
zu den Grundüberzeugungen von Berufsstudien bzw. den »studies of work« zie- 
hen. Denn hier wird allgemein davon ausgegangen, dass Arbeit und Arbeitsteilung 
nicht allein auf strukturelle Vorgaben zurückgeführt werden kann und durch for- 
male Arbeitskonzepte hinreichend beschrieben ist. Der offiziellen Seite der Ar- 
beitsorganisation korrespondieren immer auch weitgehend unsichtbare »tacit ag- 
reements« (Strauss 1978: 224) in der Berufsausübung. Offizielle Vorgaben müs- 
sen ihren Weg erst in berufliche Handlungsroutinen finden, was wiederum Aus- 
handlungsprozesse um gültige Arbeitsordnungen und ihre Akzeptanz unter den 
Berufsangehörigen voraussetzt: „They are diffuses when translated into work. In 
and of themselves, the concrete work activities of the division of labor are inter- 
active and emergent in character” (Strauss 1991: 74). Werden nicht idealisierte 
Versionen von Arbeit zugrunde gelegt, gilt die besondere Aufmerksamkeit diesen 
Aneignungs-, Interpretations- und Übersetzungsleistungen formaler Regeln, In- 
struktionen und Normen in praktische Handlungsvollzüge (vgl. Bergmann 2006: 
349). 

Auch für die Arbeitsorganisation im Kinderschutz ergibt sich auf der Basis 
interaktionistischer Annahmen ein Hiatus offizieller Arbeitsvorgaben und der 
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konkreten Arbeitsverrichtung. Während auf der Seite offizieller Arbeitskonzepte 
insbesondere rechtliche Vorgaben die Kinderschutzarbeit wesentlich beeinflussen 
und auch die Aushandlungsordnung formal flankieren können, besteht eine we- 
sentliche Aufgabe rekonstruktiver Forschungsarbeiten in der Analyse der Über- 
setzungsleistung und Aneignungspraxis von Kinderschutzaufgaben in konkrete 
Arbeitsabläufe mitbeteiligter professioneller Akteure. 

Dass in diesen Aushandlungsprozessen nicht lediglich individuell-akteursge- 
bundene Perspektiven artikuliert werden, lässt sich ebenfalls mit Heuristiken in- 
teraktionistischer Forschungsarbeiten verdeutlichen. In der Tradition des Pragma- 
tismus stellen Arbeitsaufträge zunächst Handlungsprobleme dar, die in kooperativ 
zu erledigenden Arbeitsprozessen bewältigt werden (müssen). Zur Verdeutlichung 
beruflicher Perspektiven in der Organisation von Arbeit und Arbeitsteilung entwi- 
ckelte Clarke (1991)°° anschließend das Konzept Sozialer Welten. Akteure begeg- 
nen sich auf der Grundlage beruflicher Überzeugungen, die einerseits Aushand- 
lungsspielräume offener Auseinandersetzungen verengen, aber andererseits ge- 
meinsame Perspektiven auf konkrete Problem- und Fragestellungen formieren 
können. Berufsgruppen sind daher soziale Einheiten „with shared commitments to 
certain activities, sharing resources of many kinds to achieve their goals, and buil- 
ding shared ideologies about how to get about their business [...]. Social worlds 
are the principal affiliative mechanisms through witch people organize social life” 
(Clarke 1991: 131). Clarke betont dabei den überindividuellen Charakter der Aus- 
handlungsordnung ebenso wie die grundsätzliche Offenheit des Feldgeschehens. 
Weder räumliche Grenzen noch formale Mitgliedschaften begrenzen Soziale Wel- 
ten hinreichend. Zugehörigkeit wird im Wesentlichen durch die Möglichkeit der 
Verständigung hergestellt. Erst die Möglichkeit, sich in Interaktionen sprachlich 
zu artikulieren, schafft die Voraussetzungen, als Mitglied einer Berufswelt an ih- 
rem „universe of discourse“ (Mead 1968: 94°°) teilzunehmen und wechselseitig 
Anerkennung zu finden. 

Diese mitunter krisen- und konflikttheoretische Zuspitzung beruflicher Ar- 
beitsbeziehungen findet ihren Niederschlag im Konzept zwischenberuflicher Are- 
nen: Perspektiven in gemeinsame Arbeitsprojekte einzubringen und abzustimmen, 
benötigt geeignete Orte der Aushandlung. In diesen Arenen treffen Akteure als 
Repräsentanten ihrer Berufswelt aufeinander und konkurrieren um eine gültige 
Arbeitsauffassung: „various issues are debated, negotiated, fought out, forced and 
manipulated by representatives of the participating worlds and subworlds” 
(Strauss 1978: 124). 





55 Strauss (1993) übernimmt die Definition sozialer Welten von Clarke (1991) (vgl. Strauss 1993: 
56). 

56 In der deutschen Übersetzung ist der Begriff „universe of discourse“ etwas missverständlich mit 
„universaler Diskurs“ übersetzt. 
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Auch im Kinderschutz treffen Akteure als Repräsentanten ihrer Berufswelt 
aufeinander und organisieren gemeinsame Fallhandlungen. Empirisch gilt es dar- 
über aufzuklären, wo und wie sich Berufsvertreter im Hinblick auf Kinderschutz- 
aufgaben begegnen und welchen Einfluss sie auf kooperativ zu erledigende Bear- 
beitungstrajekte wechselseitig ausüben (vgl. Strauss 1993). 


3.2 Überlegungen zur »Fallauswahl«: Berufsvergleiche als 
Kontrastierungen 


Mit der Situierung der Forschungsarbeit in einer interaktionistischen Forschungs- 
tradition stellt sich zu Beginn der Forschung die Frage nach der Fallauswahl. »Fal- 
lauswahl« steht im Verständnis des Interaktionismus gleichermaßen für die »Per- 
spektiven«, die in Aushandlungsprozessen der Kinderschutzarbeit eingenommen, 
ratifiziert und moduliert werden können. 

Diese Perspektivenfrage umfasst zwei Dimensionen. Auf der Ebene des the- 
oretical samplings°’ (vgl. Glaser und Strauss [1967]1998: 53ff.) steht sie für eine 
Fallauswahl, die der Methode des ständigen Vergleichs hinreichend Ausdruck ver- 
leiht. Theoretisch muss entschieden, welche Berufsgruppen in eine Vergleichsab- 
sicht einbezogen werden. Strübing (2008) betont hierzu, dass insbesondere zu Be- 
ginn des Forschungsprozesses theoretische Überlegungen handlungsleitend wir- 
ken und der Untersuchungsgegenstand auf der Basis theoretischer und konzeptio- 
neller Vorkenntnisse dimensioniert werden kann. Der theoretische Bezugsrahmen 
verliert allerdings dann seine Gültigkeit, wenn erste empirische Ergebnisse jene 
theoretischen Annahmen frustrieren. Theoriebezüge bilden in der Grounded The- 
ory keine Ableitungsbasis für empirische Erkundungen, sondern lediglich Orien- 
tierungshilfen bzw. Heuristiken zur Erschließung des Forschungsgegenstands und 
feld- und gegenstandsbezogene Sensibilisierungen (vgl. ebd.: 31). 

Meine Forschungsarbeit konzentriert sich auf Vergleichsabsichten von Be- 
rufsgruppen, die im Hinblick auf die Verrichtung von Kinderschutzarbeit mit ei- 
nem Erstbearbeitungsmandat ausgestattet sind und daher strukturelle Ähnlichkei- 
ten aufweisen. Gleichzeitig vermute ich im Vergleich von Berufsvertretern aus der 





57 Glaser und Strauss ([1967]1998) kommentieren die Überlegung eines theoretischen Samplings 
folgendermaßen: „Theoretisches Sampling meint den auf die Generierung von Theorie zielenden 
Prozeß der Datenerhebung, währenddessen der Forscher seine Daten parallel erhebt, kodiert und 
analysiert sowie darüber entscheidet, welche Daten als nächstes erhoben werden sollen und wo sie 
zu finden sind. Dieser Prozeß der Datenerhebung wird durch die im Entstehen begriffene — mate- 
riale oder formale — Theorie kontrolliert“ (ebd.: 53). 
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Welt der Medizin, Polizei und Sozialen Arbeit” maximale und minimale Kontras- 
tierungen in Bezug auf die Erledigung von Kinderschutzaufgaben. 

Maximale Kontraste ermöglichen es, auch weitentfernte Berufswelten in ei- 
nen Vergleich einzubeziehen. Strauss und Corbin (1996: 69) sprechen von »weit- 
hergeholten Vergleichen«, bei denen die Vergleichsebenen schon auf den ersten 
Blick große Distanzen aufweisen. In einer differenztheoretischen Betrachtung 
stellen Medizin und Polizei weit voneinander entfernte Berufswelten dar, sie bil- 
den im theoretischen Sampling der vorliegenden Forschungsarbeit die Grundlage 
maximaler Kontrastierungen. Kontraste dienen darüber hinaus der methodischen 
Befremdung und lassen sich hier als »Befremdungstechnik« für ganze Berufsfel- 
der verstehen (vgl. Schütze 1992: 139). In diesem Verständnis gleichen Berufs- 
kulturen fremden Welten, die „spezialsprachliche Expertengemeinschaften“ 
(Amann und Hirschauer 1997: 12) herausbilden. 

Kontrastierungen erkunden auch Positionen und Perspektiven von Akteuren 
in gemeinsamen Handlungsfeldern. In der Ethnografie wird daher von themen- 
und aufgabenbezogenen Brechungseffekten bei gemeinsamen Arbeitsprojekten 
ausgegangen, „in denen parteiliche Versionen miteinander konkurrieren und so- 
wohl multiple „Perspektivübernahmen“ als auch dezidierte eigenständige Versio- 
nen“ (ebd.: 23) verlangt werden. Die Logik maximaler Kontrastierungen erfordere 
daher eine »multiperspektivische Analysehaltung«. Insbesondere bei der Analyse 
von Arenen spricht Strauss (1993) diese Haltung explizit an: „Multiplicity of per- 
spectives about courses of action is likely to bring about discussion and debate, if 
not downright argument. When disagreements are on a large scale, with many 
issues open to contest, then this interaction is likely to be referred to as an arena“ 
(ebd.: 253). 

Berufsgruppen als Vergleichsgrößen zu konzipieren, kann insbesondere in 
der interaktionistisch geprägten Berufs- und Professionsforschung als Forschungs- 
topos gelten. Hughes (1993) Forschungsarbeiten stützen sich zur Erkundung dis- 
parater Berufswelten wesentlich auf die Logik maximaler Kontraste. Er illustriert 
die Reichweite solcher Quervergleiche anhand der Frage: »How is a priest like a 
prostitute«°” (ebd.: 316). Damit unterstreicht er nicht nur eine gewisse »Respekt- 
losigkeit« (vgl. Riemann 2013) gegenüber bekannten Professionskonzeptionen, 
sondern auch eine Zurückweisung strukturtheoretischer Betrachtungen, die sich 





58 Die Soziale Arbeit stellt auch im Kontrast zu Polizei und Medizin ein äußerst heterogenes Arbeits- 
feld dar. In der vorliegenden Studie werden die Begriffe Sozialarbeit und Sozialpädagogik syno- 
nym gebraucht oder es wird ganz allgemein von Sozialer Arbeit als Oberbegriff gesprochen (vgl. 
Thole 2011). Zur Unschärfe der Begriffe siehe auch Füssenhäuser 2005. 

59 Welche Berufsgruppen in eine Vergleichsstudie einbezogen werden, bleibt hier weitgehend offen. 
An anderer Stelle bemüht Hughes beispielsweise den Vergleich zwischen Ärzten und Klempnern 
oder Prostituierten und Psychiatern: „The comporative student of man’s work learns about doctors 
by studying plumbers, and about prostitutes by studying psychiatrists“ (Hughes 1993: 316). 
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wesentlich auf die Arithmetik von Statusdifferenzen zwischen Professionen stüt- 
zen.‘ Die Forschungsarbeit zielt demgegenüber auf die Rekonstruktion eines Be- 
zugsrahmens, der einerseits den Berufsvergleich adäquat strukturiert und darüber 
hinaus entsprechend trennscharf die Spezifik einzelner Berufswelten illustriert: 
„L...] the student starts with the assumption that all kind of work belong in the 
same series, regardless of their places in prestige or ethical rankings [...] one must 
find a frame of reference applicable to all cases without regard to such ratings“ 
(Hughes 1993: 316). Mit dem Ziel, auch weit entfernte berufliche Felder und ihre 
Gegenstände in eine Vergleichsperspektive zu integrieren (vgl. auch Star 1998), 
geht es für Hughes anschließend darum, nicht nur die offensichtlichen Gegensätze 
der Berufsgruppen hervorzuheben, sondern auch die Unterschiede und Gemein- 
samkeiten ihrer Arbeitsbedingungen einzubeziehen. Am Beispiel des abwegigen 
Vergleichs zwischen Prostituierten und Priestern sagt Hughes (1993: 316): „They 
both hear confessions in private, outsiders find their work somewhat mysterious 
etc“. Neben offenkundigen Gegensätzen gibt es also auch erstaunliche Parallelen 
zwischen beiden Berufen. Auf allgemeiner Ebene merkt Glaser (1978: 42) dazu 
an: “Actually apparent non-comparability is irrelevant, if the variable to be com- 
pared has a value in each group”. Mit dieser Aussage gibt Glaser auch die Rich- 
tung vor, mit der Vergleichsdimensionen aufgedeckt werden sollen. Wie ein Ge- 
genstand in einer Berufsgruppe Geltung erlangt und ob er einen berufsförmigen 
Wert darstellt, ist in erster Linie eine empirische Frage. Der Forschungsauftrag 
bestehe letztlich darin, auf empirischer Ebene, also in der Analyse konkreter Ar- 
beitszusammenhänge, derartige Vergleichsdimensionen zu identifizieren. 

Stehen maximale Kontrastierungen für die Festlegung des Geltungsbereichs 
empirischer Analysen und damit auch für die Möglichkeit zur Generalisierung von 
Ergebnissen im Kontext einer empirisch begründeten Theoriebildung, steht der 
Arbeitsschritt der minimalen Kontrastierung für eine nach innen gerichtete inhalt- 
liche Verdichtung der Theoriebildung, gewissermaßen für ihre inhaltliche Sätti- 
gung. Mit Sättigung bezeichnen Glaser und Strauss ([1967]1998: 69) „das Krite- 
rium, um zu beurteilen, wann mit dem Sampling aufgehört werden kann“. Mini- 
male Kontrastierung zielen auf strukturelle Ähnlichkeiten einzelner Vergleichsas- 
pekte, die auch „die Bandbreite unterschiedlicher Ausprägungen hinsichtlich wei- 
terer Analysedimensionen innerhalb ähnlicher Fälle“ (Kleemann u.a. 2009: 26) 
ausloten. 

Auch wenn methodische Prozeduren wie maximale und minimale Kontras- 
tierungen für Berufsvergleiche Statusdifferenzierungen nahelegen, soll an dieser 





60 Gängige statusmarkierende Unterschiede hierzu lauten: »etablierte«, »klassische«, »semi«, 
»halbe«, »bescheidene«, »would-be«, »neue Profession« (Toren 1969, Schütze 1992, Hughes 
1993, ). 
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Stelle nochmals betont werden, dass es nach Ansicht interaktionistischer Überzeu- 
gungen nicht darum gehen kann, strukturelle bzw. gesellschaftliche Platzierungen 
einzelner Berufsgruppen in empirischen Auseinandersetzungen zu reproduzieren 
und zu einer empirischen Verdopplung theoretischer wie gesellschaftlicher Status- 
annahmen beizutragen. Vielmehr stellt der Vergleichsaspekt den äußeren Rahmen 
dar, innerhalb dessen eine materiale Auseinandersetzung erfolgen kann. Sie soll 
insbesondere die Chance bieten, sich von theoretischen Überzeugungen zu be- 
freien und »neuartige« Phänomene und Einsichten hervorbringen. Die gedankli- 
che Offenheit‘! bleibt daher ein zentrales Anliegen dieser Forschungsabsichten. 

Während sich die Auswahl von Berufsgruppen unter dem Gesichtspunkt ma- 
ximaler und minimaler Kontraste begründen lässt, fällt die Begründung der Aus- 
wahl geeigneter Berufsvertreter und Feldakteure im Kinderschutz ungleich schwe- 
rer. Verschärft wird die Problematik dieser Auswahl durch das weitgehende Feh- 
len von Feldbegrenzungen. Oftmals plausibilisieren Feldbegrenzungen auch hin- 
reichend die Auswahl geeigneter Untersuchungspersonen.°? Die Problematik un- 
begrenzter Felder führt auch zunehmend in der ethnografischen Forschungen zu 
methodischen Problemen. Cook u.a. (2009) entwickeln aus der Problematik unbe- 
grenzter Felder das Konzept einer »Multi-Sited Ethnography«°°. Einerseits wird 
hier auch aus forschungspraktischer Sicht das Argument aufgegriffen, dass lokale 
Phänomene oftmals nur aus einer Kombination unterschiedlicher Perspektiven 
analysiert werden können, andererseits betonen sie, dass Grenzüberschreitungen 
auch die Chance auf strukturierte Vergleiche bieten: „By crossing borders we can 
use them as dividers that make comparisons between nodes on either side pos- 
sible“ (ebd.: 64). Auch wenn aus methodologischer Sicht äußere Begrenzungen 
von Feldern in den Hintergrund treten, bleibt forschungspraktisch das Problem der 
Wahl geeigneter Ansprechpartner weiter bestehen. 





61 Zum Prinzip der Offenheit vgl. insbesondere Hoffmann-Riem 1980. Für den deutschsprachigen 
Raum hat sie sich früh für einen Verzicht einer hypothesengeleiteten Datengenerierung in For- 
schungsarbeiten ausgesprochen. 

62 Oftmals beschränken sich ethnografische Feldforschungen auf begrenzte Felder. Beispielsweise 
bei der Analyse von Gefängnissen, Krankenhäusern oder andere konkrete Organisationen. Hier 
sind die Grenzen der Felder oftmals mit den Organisationen identisch (vgl. für Gefängnisse bspw. 
Spradley 1973 und Maeder 1995; für Krankenhäuser Becker u.a. 1961 und Vogd 2011; allgemein 
Strauss u.a. 1997). Diese Analysen zeichnen sich dadurch aus, dass mit der Wahl geeigneter Or- 
ganisationen (Gefängnis, Krankenhaus usw.) häufig auch die Wahl geeigneter Akteure im Feld 
vorgegeben ist. 

63 Cook u.a. (2009: 47) fassen diese Forschungsperspektive folgendermaßen zusammen: „The origi- 
nal idea behind multi-sited research was that the partial perspective afforded by a single research 
site was insufficient for understanding local phenomena such as trade and ethnic identity [...]. The 
contention was that a full understanding of those larger systems, and therefore of conditions of 
possibility of any single local site, required one to combine the views gained from a sufficient 
number of different perspectives“. 
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3.3 Feldbegrenzung: Kinderschutz als unübersichtliches Handlungsfeld 


Aushandlungsordnungen sind abstrakt und konkret zugleich. Abstrakt insofern, 
als die artikulierten, partikularen Perspektiven den konkreten Arbeitszusammen- 
hang übersteigen und sich ebenso auf professionelle also spezifisch berufsgebun- 
dene Einstellungen beziehen können. Konkret dahingehend, dass in der berufli- 
chen Tätigkeit und Arbeitsorganisation spezifisch lokale Arrangements zum Aus- 
druck kommen, die auf die Ortsbezogenheit von Aushandlungsprozessen hinwei- 
sen. Insofern reflektiert die vorliegende Arbeit auch die „institutionellen Arrange- 
ments [...], die zu einer bestimmten Zeit an einem bestimmten Ort durch die Be- 
teiligten ausgehandelt“ (Freidson 1975: 75) wurden. Zwei Grenzziehungen sind 
auf lokaler Ebene zentral. (1) Die örtliche Zuständigkeit, die formal vorgegebene 
Arbeitsaufträge einschließt und den äußeren Rahmen der Aushandlungsordnung 
vorgibt und die Klärung der (2) inhaltlichen Zuständigkeit für Kinderschutzaufga- 
ben, was vorab, vor einem Feldeintritt, nicht eindeutig festgelegt werden kann. 
(1) Die örtliche Jugendhilfezuständigkeit markiert auch hinreichend den äu- 
ßeren Rahmen zur Übernahme von Kinderschutzaufgaben. Zur Feldmarkierung 
im Kinderschutz bzw. zur Festlegung der äußeren Feldbegrenzung konzentriert 
sich die Untersuchung auf die lokale verwaltungsförmig organisierte Zuständig- 
keit eines öffentlichen Jugendhilfeträgers. Insofern auch Kinderschutzaufgaben 
subsidiär organisiert sind, erzeugen Landkreisstrukturen auch eine gedankliche 
Feldkontur. Im Sinne der gesetzlich zugeschriebenen Aufgabenerfüllung sind in 
erster Linie die örtlichen Jugendämter mit der Übernahme von Kinderschutzauf- 
gaben beauftragt. Landkreisgrenzen lassen sich insofern als lokale Zuständigkeits- 
grenzen konzipieren, innerhalb derer sich, so meine Annahme, auch entsprechende 
Aushandlungsprozesse mitbeteiligter Kooperationspartner abspielen. Die lokale 
»Aushandlungsordnung« (Strauss 1993) schließt dabei die Vorstellung eines 
wechselseitig sich durchdringenden konditionellen Bedingungsgefüges von Akt- 
euren und Perspektiven ein. Diese sozialformierten Einbettungen bedürfen nach 
Strauss einer Mehrebenenanalyse (vgl. Strauss 1993: 60ff.°*). Für die Ebene loka- 
ler Kinderschutzpraktiken ist insbesondere das von Strauss auf einer mittleren 
Ebene angesiedelte »community level« von Bedeutung: „Each community has its 
own demogaraphic features that gives it singularity‘““ (Strauss 1993: 61). 
Derartige »Regionalanalysen« versuchen zu berücksichtigen, dass gesetzli- 
che Vorgaben auf der Basis lokaler Ressourcen umgesetzt und ausgestaltet werden 
müssen. Im Kinderschutz lassen sich daher auch »lokale Doktrinen« nachweisen, 





64 Für die Anwendung der „Conditional Matrix“ im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe siehe ins- 
besondere Hildenbrand 2007 oder auch Bohler 2008. 
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die darauf hindeuten, dass „erst eine regionalisierte, das Potential lokaler Einfär- 
bungen kenntlich machende, Institutionenanalyse die Architektur jenes Regel- 
werks erschließt, das den organisierten Kinderschutz anleitet [...]“ (Bode und 
Turba 2014: 96). Wenn aber mit meiner Arbeit nur ein lokales Setting der Kinder- 
schutzarbeit angesprochen wäre, so müssten sich aus der Bedeutung der Regional- 
strukturen unmittelbare, und zwar negative Konsequenzen auf die Reichweite der 
Forschungsergebnisse ergeben. Einer Engführung regionaler Einfärbungen der 
Kinderschutzarbeit lässt sich aber mit methodologischen Argumentationen kon- 
zeptionell entgegentreten. Aus der Sicht von Aushandlungsprozessen stellen Insti- 
tutionen und ihre Akteure für sich wechselseitig einen Bedingungskontext zur Ar- 
tikulation und Ratifikation von Perspektiven dar. Die etablierte institutionelle Ord- 
nung ist daher nicht nur Bedingung, sondern auch Ergebnis dieser Ordnungsbil- 
dung (1.S. von processual ordering vgl. Strauss 1993: 245). Diese hier vorgeschla- 
gene methodologische Klammer reduziert Kinderschutzperspektiven nicht nur 
kontextspezifisch auf den Status regionaler Eigenarten, sondern als Bedingungs- 
matrix von Feldakteuren und Feldpositionen — gewissermaßen als Organisation 
von Perspektiven in einem dynamischen Feldgeschehen. Auf dieser Grundlage 
lassen sich auch Generalisierungen aus einem lokalen Setting ableiten. Auf der 
Basis einer wechselseitigen Verschränkung von Feldpositionen und Feldperspek- 
tiven können nicht nur die Bedingungen der artikulierten Perspektiven angegeben, 
sondern auch, zumindest gedankenexperimentell, Schlüsse für alternative Szena- 
rien einer Kinderschutzordnung gezogen werden. 

(2) Während Landkreisstrukturen den Möglichkeitsraum von Aushandlungs- 
prozessen nach außen begrenzen, bleibt die Frage der thematischen Zuständigkeit, 
also die Frage, welche Akteure legitimerweise in die Analyse einbezogen werden 
sollen, von Verwaltungszuschnitten unberührt. Im Kontext interaktionistischer 
Arbeitskonzepte stellt der Kinderschutz die gemeinsame »Unternehmung« unter- 
schiedlicher, aber konkreter Berufsvertreter dar (siehe Hughes Konzept eines 
„going concerns‘“°). Clarke und Gerson (1992: 187) fassen diese Denkweise fol- 
gendermaßen in einem Forschungsauftrag zusammen: Aufgabe sei es “to refer to 
groups of people sufficiently committed to something to act in concert over time”. 

Die Frage, welche Akteure sich maßgeblich an diesen Aushandlungsprozes- 
sen beteiligten, ist daher nicht nur forschungspraktisch von Bedeutung. Diese Aus- 
wahl reflektiert auch immer ihre Stellung im Feld und ihre Perspektive auf das 
Kinderschutzthema. Rekonstruierbar ist eine Akteursperspektive aber erst dann, 





65 Im Vorwort zu „The Sociological Eye“ sagt Hughes (1993: xviii): “In any Society there are certain 
mobilizations for expression or action. They are “going concern”; some people keep them going. 
Other people get moved by them or to them from time to time and they also keep them going. [...] 
If we are to study human society, we must attend to the going concerns, which are subject moral, 
social and ecological contingencies”. 
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wenn sie in Aushandlungsprozessen füreinander sichtbar werden. Damit steht die 
Frage der thematischen Zuständigkeit im Kinderschutz synonym für die Sichtbar- 
keit und Zugehörigkeit von Berufsvertretern zur lokalen Aushandlungsordnung. 
Zentrales Kriterium des beruflichen Engagements im Kinderschutz stellt hier die 
unmittelbare Begegnung und wechselseitige Bekanntheit der Fachkräfte dar. In 
Anlehnung an eine phänomenologisch orientierte Definition von Gurwitsch 
(1972) kennzeichnet Zugehörigkeit gemeinsame Geschichtlichkeit und gemein- 
same Begegnung‘. Übertragen auf die Übernahme von Kinderschutzaufgaben ge- 
raten damit jene Akteure in den Blick, die in konkreter Anwesenheit und gegen- 
seitiger Bekanntheit das Handlungsfeld Kinderschutz im Lokalen konstituieren. 
Außerhalb von Begegnung und Bekanntheit können Perspektiven zwar hand- 
lungspraktisch sinnvoll sein, sind sie aber nicht Gegenstand von gemeinsamen In- 
teraktionen, sind sie auch forschungspraktisch ohne empirische Bedeutung. 

Hierzu eine Forschungsnotiz: Dem betreffenden Jugendamt sind niederge- 
lassene Ärzte bekannt, die Gefährdungsinformationen zurückhalten und nicht den 
zuständigen Fachkräften im Allgemeinen Sozialen Dienst weiterleiten. Für die 
Aushandlungsordnung im Kinderschutz sind diese Positionen jedoch deswegen 
weitgehend unsichtbar, da sie keinen offiziellen Niederschlag in zu koordinieren- 
den Aufgaben finden. Werden Perspektiven nicht an dafür geeigneten Orten 
(bspw. in Arenen) artikuliert, sind sie auch für beteiligte Kinderschutzakteure vor 
Ort, aber ebenso für eine wissenschaftliche Rekonstruktion weitgehend ohne ma- 
terialen Wert. Kontrafaktisch unterstellt die hier eingenommene Forschungsper- 
spektive jenen Parteien, die an Aushandlungsprozessen beteiligt sind und ihre Po- 
sition weithin sichtbar machen — ganz im Sinne Hughes und der Vorstellung eines 
„going concern“ — auch ein thematisches Interesse für Kinderschutzfragen. An 
die Bedingung der Artikulation eines thematischen Interesses knüpfen sich auch 
inhaltliche Positionen der eigenen Beteiligung. Ignorieren der Kinderschutzarbeit 
wird mit Blick auf die Bearbeitung eines „gemeinsamen Themas“ zu einer erklä- 
rungsbedürftigen Handlungspraxis. Dieser Hinweis verdeutlicht auch die Bedeu- 
tung der wechselseitigen Bekanntheit und Begegnung der Kinderschutzakteure in 
einer Aushandlungsordnung. Denn nur jene Akteure sind Teil der Aushandlungs- 
ordnung, die sich wechselseitig Bekanntheit und gleichzeitig mit ihrer Bekanntheit 
eine Einstellung zum Kinderschutz zuschreiben. 

Zudem muss die Auswahl geeigneter Berufsvertreter die Verschränkung von 
Organisation und Profession reflektieren. Welche Organisationseinheit(en) mit 
dem Kinderschutz befasst sind, kann vor dem Feldeintritt ebenfalls nicht eindeutig 





66 Im Vorwort von Gurwitsch (1972) „Die mitmenschliche Begegnung in der Milieuwelt“ schreibt 
Mö6traux (xvü): „Als wichtige Momente der Zugehörigkeit nennt Gurtwisch den gemeinschaftli- 
chen Besitz, die Sprache, die Geschichte, die Sitten und Bräuche. Alles, was jenseits des Lebens- 
zusammenhangs steht, ist irrelevant für die Organisation dieser Begegnungsdimension“. 
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festgelegt werden. Die Aufgabe besteht zunächst darin, jene Organisationseinhei- 
ten zu identifizieren, die sich inhaltlich mit Fragen des Kinderschutzes und der 
Bearbeitung von Gefährdungsfällen beschäftigen. Die Fixierung und Eingrenzung 
organisationaler Zuständigkeit verweist dann wiederum auf die inhaltliche Fixie- 
rung von Feldbegrenzungen. Dort, wo der Kinderschutz ein »Thema« der Berufs- 
praxis darstellt, bietet er auch hinreichend Anschlüsse an organisational vorgege- 
bene Arbeitsabläufe („line of work“ siehe Strauss 1988: 168). Niederschlag findet 
die Frage nach organisationalen Anschlüssen von Arbeitsaufträgen auch im Ak- 
teurskonzept von Strauss (1985). Auf die Frage, wer Akteur in einer Aushand- 
lungsordnung sein kann, antwortet Strauss: „An actor can be a unit of any size: a 
person, team, department, sub-division, division, organization, coalition of orga- 
nization“ (ebd.: 6). Die Grenzen der Aushandlungsordnung im Kinderschutz sind 
nicht zwangsläufig mit den Grenzen von Organisationen identisch, sondern liegen 
oftmals quer zu ihren Organisationsstrukturen. 

Um auch die Figuration von Organisation und Profession in meiner For- 
schungsarbeit zu illustrieren, hier eine kurze Feldnotiz. Zur sogenannten „exter- 
nen Kinderschutzstrategie“ des untersuchten Jugendamts gehören Arbeitstreffen 
zwischen Vertretern von Polizei und Sozialarbeitern im Jugendamt. Gegenstand 
dieser Treffen sind Reflexionen über sog. »problematische Kinderschutzfälle«. 
Auch aufgrund der Tatsache, dass Feldzugänge zur Polizei oftmals mit hohen Zu- 
gangsbarrieren versehen sind (vgl. Reichertz 1992)’, ermöglichte mir diese Zu- 
sammenarbeit auch einen Zugang zu Polizeivertretern im untersuchten Landkreis. 
Der Dienstellenleiter der örtlichen Polizeiinspektion, der bei diesen Treffen an- 
wesend war, war anschließend mein „Kontaktmann“ (Agar 1980) zur Polizeior- 
ganisation. Bei den folgenden sondierenden Gesprächen stand die Frage im Mit- 
telpunkt, welche Organisationseinheiten sich überhaupt thematisch mit Kinder- 
schutzfragen beschäftigen. Er vermittelte mir in seiner Funktion als Leitungskraft 
Kontakte zu zwei Sachbearbeitern der Polizeidienststelle. Zu Frau Ziemer, Sach- 
bearbeiterin für häusliche Gewalt und zu Herrn Lindner, Sachbearbeiter Jugend- 
kriminalität. Beiden Organisationseinheiten unterstellte er damit auch eine inhalt- 
liche Beschäftigung mit Kindeswohlgefährdungen. Während Frau Ziemer Fälle 
von Kindeswohlgefährdungen im Interview als hoch relevant markierte und sie 
lange Redebeiträge mit Fallporträts und hoher narrativer Dichte produzierte, ant- 
wortete Herr Lindner lakonisch: „Ich bin übrigens Sachbearbeiter in der Dienst- 
stelle. Das heißt, ich bearbeite schon hauptsächlich, äh, Straftaten oder vornehm- 
lich Straftaten, die von Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden begangen 
werden. Kindeswohlgefährdung selber, wie gesagt, das ist jetzt so nicht mein Part. 





67 Hüttermann (2000: 161) beschreibt diese Grenzziehungen folgendermaßen: Die Polizei sei ein 
„nach innen relativ geschlossener Sozialraum, gewissermaßen eine „Gesellschaft in der Gesell- 
schaft“. 
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[...] bei mir sind sie ja nicht Opfer.“ Die vermutete thematische Relevanz der Kin- 
derschutzarbeit für die Organisationseinheit „Jugendkriminalität“ wurde im In- 
terview sofort korrigiert. Ohne an dieser Stelle tiefer in eine Analyse einsteigen zu 
wollen, zeigt das Beispiel eindrücklich, was es bedeutet, die thematischen Grenzen 
des Feldes bei relativ uneindeutigen Forschungsgegenständen zu verlassen. Eine 
wesentliche Grenze ist beispielsweise dort erreicht, wo sich — konzeptionell gese- 
hen — Betroffenheitsperspektiven von Kindern in Täterperspektiven transformie- 
ren. Kindeswohlgefährdung ist in diesem Verständnis an die Auslegung straf- 
rechtsrelevanter Tatbestände gebunden und verlangt nach eindeutigen Täter-Op- 
fer-Zuordnungen.“® Insofern eignen sich Felderkundungen nicht nur zur themati- 
schen Grenzziehung, sondern bilden den Auftakt gegenstandbezogener Konzept- 
bildungen. 

Die Forschungsarbeit zielt letztlich auf eine empirisch begründete Theorie- 
bildung und stützt sich dabei auf ein Konzept-Indikator-Modell, „mit dessen Hilfe 
eine Reihe von empirischen Indikatoren nach Konzepten codiert werden kann. 
Empirische Indikatoren sind konkrete Daten wie Verhaltensweisen und Ereig- 
nisse, die in Dokumenten und in Interviewtexten beobachtet oder beschrieben wer- 
den. Diese Daten sind Indikatoren für ein Konzept, das der Forscher zunächst vor- 
läufig, später aber mit mehr Sicherheit aus den Daten ableitet“ (Strauss 1998: 54). 
Mit dem Zitat unterstreicht Strauss auch eine relative Offenheit im Prozess der 
Datenerhebung bzw. hinsichtlich der Frage, welches Datenmaterial einer Analyse 
zugänglich gemacht werden kann. Der explorative bzw. erkundende Charakter der 
vorliegenden Studie ermöglicht somit auch den Einbezug unterschiedlicher Da- 
tensorten, die im Sinne einer übergeordneten Konzeptbildung sich wechselseitig 
ergänzen und zur Verdichtung und Sättigung der Theoriebildung beitragen sollen. 
Meine Forschungsarbeit zielt dabei auf eine Konzeptbildung, die um Schlüsselka- 
tegorien und -konzepte organisiert wird. Zwei wesentliche Eigenschaften bzw. 
Kriterien müssen solche Schlüsselkonzepte standhalten. Mit Blick auf die Gene- 
ralisierung empirischer Befunde steht ihre Integrationsleistung im Vordergrund. 
Gleichzeitig muss auch die Variationsbreite empirischer Phänomene entsprechend 
berücksichtigt werden. Strauss (1998: 66) selbst fasst ihre Bedeutung so zusam- 
men: 


„Man entwickelt eine Theorie um eine Schlüsselkategorie herum. Da eine Schlüssel- 
kategorie den größten Teil der Variation eines Verhaltensmusters erklärt, [...] hat sie 
bei der Generierung einer Theorie mehrere wichtige Funktionen. Die meisten anderen 





68 In einer Kurzschlussreaktion hätte man das Interview als unbrauchbar halten und bei Seite legen 
können, da keine inhaltlichen Ausführungen zur Kindeswohlgefährdung folgen. Aus Sicht empi- 
risch begründeter Konzeptbildungen lassen sich aber auch die Bedingungen von Thematisierungen 
rekonstruieren, die zu einer thematischen Ausgrenzung führen. Siehe dazu insbesondere das Ko- 
dierparadigma von Strauss 1998: 57. 
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Kategorien mit ihren Eigenschaften haben einen Bezug zu ihr, so dass sie in starkem 
Maße der Qualifikation und der Modifikation unterliegen. Darüber hinaus hat sie auf- 
grund ihrer Beziehung zu den Kategorien mit ihren Eigenschaften primär die Funk- 
tion, die Theorie zu integrieren, zu verdichten und zu sättigen [...] Aufgrund dieser 
Funktionen wird eine Vollständigkeit der Theorie erreicht, die mit möglichst wenigen 
Konzepten ein Höchstmaß an Variation eines Verhaltensmusters erfasst und dadurch 
Sparsamkeit und Reichweite maximiert“ (Strauss 1998: 66) 


Die vorliegende Studie organisiert sich um berufliche Formen verdachtsbezogener 
Arbeitsorganisationen. »Verdachtsarbeit« besitzt so gesehen eine Scharbierfunk- 
tion, um professionstheoretische Reflexionen, feldspezifische Rahmenbedingun- 
gen und berufliche Arbeitsformen zueinander in Beziehung zu stellen. 

Die Kategorie des Verdachts stellt dabei keine von außen über theoretische 
Rückversicherungen an das Material herangetragene Ableitung dar, sondern be- 
zieht zuerst vonseiten der empirischen Praxis ihre Aufschließungskraft und Gel- 
tung. Nichts wird damit aber ausgesagt über den Prozess, der zur Konzeptbildung 
und Dimensionierung dieser Schlüsselkategorie geführt hat. Das Verdachtskon- 
zept geht auf einen abduktiv ausgelegten Forschungsprozess zurück, der sich zu- 
erst handlungsentlastend, aber mit fortschreitender Forschung zunehmend hand- 
lungsverschärfend am empirischen Forschungsmaterial bewegte. 


3.4 Erhebungs- und Analysemethoden: Semantische Feldanalysen 


Die erste Datenquelle meiner Analyse bilden Dokumente, die der Abstimmung 
zwischen den Berufsgruppen auf der Ebene der konkreten Fallarbeit Ausdruck 
verleihen. Insofern die formale Zuständigkeit im Kinderschutz den Jugendämtern 
obliegt und sie im Kinderschutz zentrale Koordinierungsaufgaben übernehmen, 
bilden Jugendamtsakten einen geeigneten Einstieg in die Feldforschung. Die For- 
schungsarbeit konzentrierte sich zu Beginn auf eine Analyse von »Meldebögen 
bei Kindeswohlgefährdung«. Akten sind ein geeignetes Darstellungsmittel von 
Kinderschutzperspektiven, so meine Hintergrundannahme. Der „Gesamtarbeits- 
bogen“ (Arc of Work Strauss 1985: 2) der Fallbearbeitung findet auch im Kinder- 
schutz hierin seinen entsprechenden Niederschlag. Auf die unterschiedlichen Per- 
spektiven, die in Akten artikuliert werden, weist insbesondere Schütze (1996) hin: 
„Die Akte beinhaltet Analyse- und Arbeitsleistungen anderer Professioneller, die 
mit dem Klienten und der Fallproblematik befasst waren, sodass der Gesamtar- 
beitsbogen das fallspezifische Wissen anderer Professioneller mit nutzt“ (ebd.: 
214). 
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Im Kontrast zu Aktenanalysen, die sich für Fallverläufe im Kinderschutz 
(vgl. bspw. Bohler und Franzheld 2010, 2013) interessieren, stehen bei der hier 
vorliegenden Aktenarbeit die semantischen Anschlüsse des Gefährdungsbegriffs 
im Hinblick auf seinen konkreten Gebrauch im Berufsalltag sowie seine perspek- 
tivische Auslegung und fallbezogene Anwendung im Mittelpunkt. Methodisch 
handlungsleitend ist dabei die Ethnografische Semantik (vgl. Maeder und Bros- 
ziewski 1997; 2007), die ihren Schwerpunkt auf die Kombination von Sprache und 
Ethnografie legt und eine lange - teils aber auch verschüttete — Tradition linguis- 
tischer Ansätze in der Ethnografie fortsetzt (vgl. Goodenough 1956; Frake 1973; 
Spradley 1970). Die Ethnografische Semantik behandelt Akten als „Felddoku- 
mente“, die mit „natürlichen Gebrauchskategorien“ der Fachkräfte ausgestattet 
sind. Für den Kinderschutz grenzt sich die Analyse damit explizit gegenüber wis- 
senschaftlich bereitgestellte und auf Berufsfelder applizierte Gefährdungskatego- 
rien ab, sondern konzentriert sich auf die Eigenlogik beruflicher Klassifikationen 
in ihren je spezifischen Praxisbezügen. Die innere Differenzierungslogik der be- 
ruflich-praktischen Klassifikationen, also das gesamte Begriffsregister in seiner 
Systematik, gibt anschließend Aufschluss über berufliche Orientierungen in se- 
mantischen Feldern (1.8. einer „cognitive map“ vgl. Petrie 1976; Hall 2005). 

Die Analyse der »Gebrauchskategorien« erfolgt in einem mehrstufigen Pro- 
zess, dessen elementare Analyseeinheit die „semantische Relation“”' darstellt. Se- 
mantische Relationen lassen sich von Domänen, Taxonomien, Komponenten und 
kulturellen Themen bestimmen: „Eine Domäne liegt vor, wenn eine Bezeichnung 
oder Kategorisierung mindestens zwei weitere Bezeichnungen beziehungsweise 
Kategorisierungen einschließt. [...] Die Taxonomie fragt anschließend nach den 
Beziehungen und Anordnungen zwischen den Unterbegriffen einerseits und den 
verschiedenen Domänen andererseits“ (Maeder und Brosziewski 1997: 347). 
Komponenten sind beachtliche oder besonders signifikante Aspekte oder Informa- 
tionen einer Kategorie (Domäne oder Taxonomie). „Allein solche signifikanten 
Aspekte ordnen die Bezeichnungen zu kulturellen Themen auf, anhand derer sich 
die Kulturmitglieder darüber verständigen, was in welchen Situationen zu beach- 
ten ist, zu tun und zu unterlassen ist“ (ebd.: 347). Kulturelle Themen generalisieren 





69 Ich betone die „Natürlichkeit“ der Dokumente auch deshalb, weil im Kinderschutz bzw. in Ge- 
fährdungssituationen nur selten die Möglichkeit einer teilnehmenden Beobachtung besteht. 

70 Petrie (1976: 35) definiert kognitive Orientierungen folgendermaßen: Cognitive maps umfassen: 
„the whole cognitive and perceptual apparatus utilized by any given discipline. This includes, but 
is not limited to, basic concepts, modes of inquiry, what counts a problem, observational catego- 
ries, representation techniques, standards of prooftypes of explanation, and general ideals of what 
constitutes the discipline“. 

71 Spradley unterscheidet einzelne Formen „semantischer Relationen“. Die am häufigsten genutzte 
ist die der Inklusion (X ist eine Form/Art von Y) (siehe Spradley 1980: 93 £.). 


3.4 Erhebungs- und Analysemethoden: Semantische Feldanalysen 93 





anschließend vom konkreten Sprachgebrauch. Sie versuchen die den Begriffssys- 
temen eingeschriebenen Orientierungen Ausdruck zu verleihen. Erst die Beherr- 
schung solcher Themen versetzt Akteure im Feld genauso wie den Forscher oder 
die Forscherin in die Lage, sich in einem Feldzusammenhang zu orientieren und 
sich als Mitglied einer Kultur adäquat zu artikulieren. 

Gemeinsame beruflich codierte Sprachregelungen bei Kindeswohlgefähr- 
dung finden, so meine zentrale Annahme, in Aktendokumenten Verwendung. Auf 
der Grundlage von Meldebögen bei Kindeswohlgefährdung werden semantische 
Relationen und berufsspezifische Auslegungen des Begriffs Kindeswohlgefähr- 
dung analysefähig. Die seit 2005 rechtlich verschärfte Dokumentationspflicht von 
Kindeswohlgefährdungsfällen schafft hierfür strukturell bedingte Notwendigkei- 
ten. Insofern mit Gefährdungsmeldungen auch eine Veröffentlichung von Infor- 
mationen durch die Melder einhergeht, besteht handlungslogisch auch ein entspre- 
chender sprachlich organisierter Darstellungszwang von Gefährdungslagen. Mel- 
der sind insbesondere bei vermuteten Krisen- und Notfallsituationen „gezwun- 
gen“, ihre Meldungen auch entsprechend zu begründen. Bergmann (1993) fasst 
daher zusammen, dass Melder „nicht einfach »nackte« Ereignisbeschreibungen 
abliefern, sondern auch bemüht sind, für die in ihren Beschreibungen eingewobe- 
nen Interpretationen stichhaltige Plausibilitäts- und Wahrheitsnachweise zu er- 
bringen und auf diese Weise die Außerkraftsetzung der mundanen Normalisie- 
rungsregeln zu legitimieren“ (ebd.: 287). In Fremdmeldungen, also Meldungen, 
die von benachbarten Fachvertretern den Sozialen Diensten gemeldet werden, sind 
berufliche Perspektiven auf das Kindeswohl bzw. auf den Kinderschutz einge- 
schlossen, so meine abgeleitete Hintergrundüberzeugung. 

Meldebögen bei Kindeswohlgefährdung geben Aufschluss über praxisbezo- 
gene Orientierungen in der „natürlichen Sprache“ beruflicher Felder. Die Ethno- 
grafie des Sprachgebrauchs von Kindeswohlgefährdung in Jugendamtsakten er- 
möglicht es daher, verborgene, der Öffentlichkeit weitgehend unzugängliche 
Sprachpraktiken sichtbar zu machen. Insbesondere professionelle Berufsgruppen 
errichten hohe Barrieren zur Einsichtnahme berufsförmiger Praktiken.” Suchman 
(1995) spricht aufgrund dieser Barrierebildung von weitgehenden Unsichtbarkei- 
ten professioneller Tätigkeiten”. Hughes ergänzt dazu, dass diese Barrieren durch 
schuldhaftes Wissen der Fachkräfte (»guilty knowledge« Hughes 1964) miter- 
zeugt werden. Professionelle Kategoriensysteme unterscheiden sich insofern von 





72 Diese Aussage lässt sich insbesondere mit dem Argument professioneller Selbstkontrolle und pro- 
fessioneller Autonomiebestrebung plausibilisieren. 

73 Ihr Fokus gilt dabei aber insbesondere der Arbeit mit Klienten oder Patienten. Sie betont, dass 
professionelle Tätigkeiten die Eigenart besitzen, dass sie, je besser sie getan werden, umso un- 
sichtbarer für Klienten werden. In gewisser Weise teilt sie damit die Ansicht von Gadamer (2003), 
der von der „Verborgenheit der Gesundheit“ spricht. 
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Alltagsbegriffen, weil mit ihnen „schockierende“ Einblicke in private Lebenszu- 
sammenhänge einhergehen können: 


„Ihe prototype of all guilty knowledge, however, is a way of looking at things diffe- 
rent from that of most people and consequently potentially shocking to the lay mind. 
Every occupation must look in a relative way at some order of events, objects, and 
ideas. These must be classified. To be classified they must be seen comparatively. 
Their behavior must be analyzed and, if possible, predicted. A suitable technical lan- 
guage must be developed so that colleagues may talk among themselves about these 
things. [...] no profession can do its work without license to talk in shocking terms 
about its clients and their problems” (Hughes 1964: 81f.)'* 


Aufgrund der generellen Verborgenheit beruflicher Klassifikationen und ihrem 
Veröffentlichungszwang in beruflichen Meldebeziehungen, bilden Akteneinträge 
empirische Grundlagen beruflicher Orientierungen und Einstellungen. Mit der je 
spezifischen Begriffsverwendung verbinden sich entsprechende Ein- und Auslas- 
sungen von Klassifikationen und Klassifikationskriterien, „die ursprünglich aus- 
gehandelt wurden und bei deren schließlicher Festlegung die unterschiedliche 
Verteilung und Qualität von Macht unter den Beteiligten eine zentrale Rolle 
spielt“ (Strübing 1997: 378). 

Die Analysen der Meldebögen bei Kindeswohlgefährdung umfassen drei 
Jahrgänge (2009 bis 2011) und beziehen sich auf Verdachtsmeldungen medizini- 
scher Fachkräfte und Polizeiangehöriger. Die Rekonstruktion medizinischer Ak- 
tenprotokolle umfasst 24 Meldungen auf Kindeswohlgefährdung. Von der Polizei 
liegen 35 Meldungen im gleichen Zeitraum vor. Im empirischen Teil der vorlie- 
genden Studie bringe ich die dort gebrauchten Begriffsverwendungen in tabellari- 
scher Form in Sinn- und Bedeutungszusammenhänge. Diese Darstellungsformate 
helfen, semantische Felder als Sprachpraxis von Meldebögen freizulegen. Zu le- 
sen sind die abgedruckten Tabellen folgendermaßen: Am linken Tabellenende 
werden die Hauptkategorien der jeweiligen Domäne ausgewiesen. Am rechten 
Ende zeigen sich ihre semantischen Verzweigungen bzw. ebenso sprachlichen Be- 
sonderheiten, die als Komponenten von den jeweiligen Domänen eingeschlossen 
werden. Die dadurch inventarisierten Begriffssysteme verstehen sich als berufs- 
feldspezifische Auslegungen fallorientierter Gefährdungsmeldungen bzw. als Be- 
griffsarsenal, aus denen und mit denen Gefährdungen handlungspraktisch hervor- 
gehen und bearbeitet werden. 





74 Schütze (1992) greift diesen Gedanken in seiner Auseinandersetzung mit der Sozialen Arbeit wie- 
der auf: „Insbesondere können viele Berufe nicht ohne schuldhaftes Wissen ausgeübt werden [...]. 
Der Prototyp alles schuldhaften Wissens ist eine von der Laienwelt abweichende, potentiell scho- 
ckierende Weise, Sachverhalte zu betrachten“ (140). 
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(2) Ethnografische Interviews (Spradley ([1979]2011) bilden den zweiten 
Zugang meiner Untersuchung. Die Auswahl der Interviewpartner erfolgte auf 
Grundlage des Aktenstudiums. Nicht nur die Häufigkeit des Kontakts zum Ju- 
gendamt, die sich über Gefährdungsmeldungen abbilden lassen, sondern auch 
Samplingüberlegungen zur Auswahl unterschiedlicher Organisationseinheiten la- 
gen dieser Auswahl zugrunde. Für die Polizeiorganisation liegen Interviews mit 
Schutzpolizisten im Streifendienst (von denen bekannt war, dass sie in Kinder- 
schutzfälle involviert waren), einer Sachbearbeiterin „Häusliche Gewalt“, zwei 
Sachbearbeitern „Jugendkriminalität‘“ und dem Leiter der örtlichen Polizeidienst- 
stelle vor. Als Fachvertreter der Medizin kamen eine niedergelassene Kinderärz- 
tin, der Oberarzt der Kinderchirurgie der Klinik am Ort, Stationsärzte (Oberarzt 
und Assistenzarzt) der Neonatologie (Frühgeburtsstation) der gleichen Klinik und 
die Leiterin einer Kinderschutzambulanz in einer Nachbarstadt zu Wort. Für die 
Soziale Arbeit konzentrierte sich die Erhebung auf sieben Interviews mit Fach-, 
Leitungs- und Kinderschutzkräften im Jugendamt (siehe Tabelle 2). 








Medizin Polizei Soziale Arbeit 
Schülesälise Fachkräfte ASD 
niedergelassene ie Frau Gundermann 
Kinderärzin Frau Eder (Dienststelle A) FiauSuler 
Frau Dr. Sperlin, Herr Weidner Frau Steger 
‚»P 8 (Dienststelle A) Herr SE 
Sachbearbeitung 


Oberarzt Kinderchirurgie 
Herr Dr. Hiller 


Häusliche Gewalt 
Frau Ziemer 


Kinderschutzbeauftragte 
Frau Kreuzner 














(Dienststelle A) ee 
Stationsärzte Sachbearbeitung 
Neonatologie Jugendkriminalität i i 
Herr Dr. Winter Herr Walter =. 
(Oberarzt) (Dienststelle B) in a 
Herr Dr. Küster Herr Lindner 
(Assistenzarzt) (Dienststelle A) 
Leiterin Dienststellenleiter 
Kinderschutzambulanz Herr Tippmann 
Frau Dr. Erdmann (Dienststelle A) 


Tab. 2: Übersicht über die erhobenen Interviews (alle Namen wurden sinnadä- 


quat anonymisiert) 


Ethnografische Interviews zeichnen sich auch im Vergleich zu anderen Erhe- 
bungstechniken der qualitativen Sozialforschung durch ihre generelle Offenheit 
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aus. Damit lehnt sich diese Erhebungsmethode an den ethnografischen For- 
schungsgrundsatz an, Sozialforschung als Lernprozess in grundsätzlich fremden 
gesellschaftlichen Kulturen zu konzipieren. Der Forscher beginnt seine Gespräche 
ohne Vorgaben und Leitfäden mit dem Ziel, im Gespräch zu erkunden, welche 
Themen und Dinge überhaupt in den jeweiligen Berufsfeldern von Bedeutung sind 
bzw. sein können. 

Spradley rekurriert methodologisch auch auf einen offenen Kulturbegriff, der 
sich mit Goodenough (1957) folgendermaßen zuspitzen lässt: „Die Kultur einer 
Gesellschaft besteht aus allem, was man wissen oder glauben muss, um in einer 
Weise handeln zu können, die von den Angehörigen der Kultur akzeptiert wird 
[...]. Es geht um die Ordnung der Dinge in den Köpfen der Menschen, um die 
Modelle der Wahrnehmung und der Deutung, die von ihnen gehandhabt werden 
[.]- Die ethnographische Beschreibung benötigt daher Methoden, mit Hilfe derer 
beobachtete Erscheinungen so behandelt werden können, dass wir [...] eine The- 
orie entwickeln können darüber, wie unsere Informanten die in Rede stehenden 
Erscheinungen organisiert und konstruiert haben“ (dt. Übers. nach Psathas 1973: 
265). Dabei geht es immer auch und in Abgrenzung zur Kulturanthropologie in 
differenztheoretischer Absicht darum, die »wichtigen« Dinge einer fremden Kul- 
tur überhaupt zu identifizieren, statt lediglich die Gemeinsamkeiten unterschiedli- 
cher Kulturen zu betonen. 

Das ethnografische Interview ist damit nicht nur geeignet, in Erfahrung zu 
bringen, was die »richtigen Fragen« im Kinderschutz für eine Berufsgruppe sein 
können, es eignet sich darüber hinaus auch im Hinblick auf die Verifizierung und 
Falsifizierung’”° aktenförmiger Sprachpraktiken. Damit zielt auch das ethnografi- 
sche Interview auf die Rekonstruktion der Wissensbestände, die die Akteure in 
den Stand versetzt „in bestimmten Situationen effektiv, schnell und »richtig« zu 
handeln” (Soeffner 1989: 211). 





75 Zum Verhältnis und der Problematik von „Kommunikativer Validierung‘ und rekonstruktiver For- 
schung siehe Hildenbrand 2008. 





4 Die Verdachtsarbeit der Polizei 


In den folgenden empirischen Auseinandersetzungen gehe ich zunächst auf eine 
berufsspezifische Spurensuche kinderschutzbezogener Verdachtsbearbeitungen. 
Polizei, Medizin und Soziale Arbeit werden daher nachfolgend separat als Berufs- 
welten im Kinderschutz angesprochen und vorgestellt bzw. auf ihre Sprachprakti- 
ken hin analysiert. Die empirischen Rekonstruktionen setzen bei der Polizei und 
ihren Berufsvertretern an und eröffnen von dort aus einen Analyse- und Ver- 
gleichsrahmen zur Sichtung beruflicher Kontrastierungen. Ihr folgt die Analyse 
ärztlicher Verdachtsbearbeitungen. Abschließend soll die Soziale Arbeit auch im 
Hinblick auf die Verdichtung empirisch Konzeptbildungen in die Analyse Ein- 
gang finden. 

Die empirische Bearbeitung bewegt sich im Rahmen der in Kapitel 1 und 2 
erarbeiteten Heuristiken der Handlungsfolge Verdachtsbildung, Verdachtsartiku- 
lation und Verdachtsabklärung. Zur Rekapitulation der dort identifizierten Hand- 
lungsschritte und ihrer Kontrastdimension: Der Handlungsschritt der Verdachts- 
bildung fragt nach den beruflichen Zugangsrechten und Möglichkeiten beruflicher 
Informationsgewinnung, der den Kinderschutz anleitenden Aufmerksamkeits- 
struktur der Gefährdungsbeobachtung bzw. nach der Bedeutung der affektiven 
Rahmung in Prozessen der Gefährdungswahrnehmung. Der Handlungsschritt Ver- 
dachtsartikulation interessiert sich für die Stellung der wissensförmig strukturier- 
ten kognitiven Verarbeitung sowie die Bewertung dieser Gefährdungsinformatio- 
nen. Separat wird nach der beruflichen Erfahrungsbildung zur Anwendung von 
Verdachtsrahmen, der dabei wirksamen Problemnormierung und der Stellung und 
Notwendigkeit exklusiver beruflicher Schlussfolgerungen gefragt. Der Hand- 
lungsschritt Verdachtsabklärung stellt die interaktive-prozessuale Ebene der Ver- 
dachtsarbeit dar — gewissermaßen das Äquivalent zur Behandlung — und fragt die 
Dimensionen Zuständigkeitsauffassung, Verantwortungszuschreibung und Ar- 
beitsteilung in der Auseinandersetzung mit benachbarten Kinderschutzakteuren 
an. In diesem Schritt geht es analytisch um institutionelle Grenzmarkierungen und 
wechselseitige Durchdringungen der Berufswelten in der Bewältigung von Kin- 
deswohlgefährdungen. 
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Zur gewählten Darstellungsform des empirischen Materials eine Vorbemer- 
kung: Die Analysen und Rekonstruktionen verstehen sich als konzeptionelle Ver- 
dichtungen, die sich im Spannungsfeld textbasierter Rekonstruktionen, semanti- 
scher Sprachanalysen und inhaltlicher Deskriptionen bewegen. Die vorgestellten 
Konzepte sind also „Bündelungen“ unterschiedlicher Materialsorten sowie der be- 
schriebenen Erhebungs- und Auswertungsmethoden. 


4.1 Verdachtsbildung: der Wohnraumzugang und die Gefährdungsspur 


Eine Verdachtsbildung kann erst dort einsetzen, wo Hinweise einen Verdacht auf 
Kindeswohlgefährdung auch rechtfertigen. Folgt man den semantischen Texturen 
polizeilicher Verdächtigungen, orientieren sich ihre Fachkräfte dabei gezielt an 
Gefährdungsräumen. Zumeist steht der Grenzübertritt zum Gefährdungsraum im 
Handlungszentrum kindeswohlbezogener Verdachtsbildungen. Differenzierungen 
zwischen öffentlichen und privaten Gefährdungsräume erzeugen dabei unter- 
schiedliche Aufmerksamkeitszonen bzw. Trennlinien wahrheitsgemäßer und un- 
glaubwürdiger Gefährdungsinformationen. Werden Polizeibeamte an öffentlichen 
Orten zufällig Zeugen von Gefährdungshandlungen bzw. dort mit Gefährdungs- 
hinweisen regelrecht konfrontiert, blockieren private Räume direkte Einblicke in 
Gefährdungsbereiche bereits in manifesten Zutrittsbarrieren. Der Weg in Woh- 
nungen und familiale Privatsphären verlangt dann eine mitunter formal organi- 
sierte Zugangsberechtigung. Verdachtsbildungen, die immer auch vor einem Zu- 
gangsproblem zur Privatsphäre stehen, referieren auf raumbezogene Wahrneh- 
mungskategorien, deren Raumordnungen auf Folgehandlungen und Kinderschutz- 
orientierung wesentlich Einfluss nehmen. 


[Auf die Frage: Warum beschäftigt sich die Polizei mit dem Kinderschutz?] Herr 
Tippmann: Äh, warum (?) Weil wir mehr oder weniger permanent Wohnungen betre- 
ten. Das ist in der Natur der Sache so. Also entweder betreten wir Wohnungen, weil 
sich Nachbarn beschweren über ruhestörenden Lärm oder weil wir Personen suchen, 
die mit Haftbefehl gesucht werden oder weil, äh, wir andere Gründe haben eben Woh- 
nungen zu durchsuchen oder zu betreten entsprechend der gesetzlichen Normative 
natürlich. Und dort finden wir immer wieder andere Situationen vor, in denen natür- 
lich, äh, Kinder oder in die Kinder involviert sind. (.) Und (.) wenn wir dort nur auf- 
grund von polizeilichen Gegebenheiten Maßnahmen durchführen, äh, ist die Frage 
nach dem Verbleib zum Beispiel der Kinder eine vollkommen normale. Also die muss 
erst mal gelöst werden. [Dienststellenleiter] 
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Herr Tippmann antwortet auf die recht allgemein gehaltene Frage nach der beruf- 
lichen Beschäftigung der Polizei mit dem Kinderschutz mit der spezifischen Tä- 
tigkeit des »Wohnung-Betretens«. Die nachgeschobenen Situationsbeschreibun- 
gen liefern für den Wohnungszutritt passende rechtliche Bedingungen und Be- 
gründungen. Der Wendepunkt seiner Äußerung liegt dann im zweiten Teil seiner 
Einschätzung: Denn die rechtlichen Voraussetzungen zum Wohnungszutritt ste- 
hen in keinem unmittelbaren Sinnzusammenhang zur eigentlichen Kindeswohlge- 
fährdung. Erst anschließend, infolge von Wohnungszutritten, werden Fragen der 
Kindeswohlgefährdung oder -sicherung virulent. 


Herr Tippmann: Ein Nebenprodukt deshalb, weil wir bei der Fülle der oder bei der 
Aufgabenbreite der Polizei natürlich nur selten solche Dinge antreffen, die ich gerade 
so angedeutet habe. Dass wir also in, in Wohnungen kommen, wo wir sagen: "Hier 
passt was nicht. Hier stimmt irgendetwas nicht.", also, äh, was der eine Kollege [...] 
da ansprach. Abends um 23 Uhr, beide besoffen, ein zwojähriges Kind dabei. Da sagt 
man: "Okay, da passt was nicht.", es muss informiert werden. Aber das ist auf 24 
Stunden, äh, reflektiert (halt) vielleicht null Komma fünf Prozent oder ich weiß es 
nicht, ich kann es nicht sagen. Es, äh, wir haben nicht so häufig mit zu tun, als dass, 
als dass es unser tägliches Brot wär. (I: Mhm.) Unser tägliches Brot ist eben Verkehrs- 
unfallaufnahme, ähm, Aufnahme von Anzeigen wegen Körperverletzungen, Dieb- 
stählen ect. und da, äh, hat man schon weniger dann mit Kindern zu tun. [Dienstellen- 
leiter] 


Bezieht sich die Beiläufigkeit der Gefährdungswahrnehmung in der ersten Äuße- 
rung auf die zeitliche Abfolge der Beobachtung, dernach zuerst eine Rechtsprü- 
fung erfolgen muss, bevor auch der private Wohnbereich betreten werden kann, 
beschreibt Herr Tippmann in der zweiten Äußerung den Status der Kindeswohl- 
gefährdung im Kontext des allgemeinen Aufgabenzuschnitts polizeilicher Tätig- 
keiten. Für beide Bezüge stellt die Kindeswohlgefährdung ein »Nebenprodukt« 
dar. Die zweite Schilderung konzentriert sich aber stärker auf die polizeiliche Ver- 
dachtsbildung, die mit der Einschätzung »hier stimmt was nicht« einsetzt und an- 
schließend mit Fallbeschreibungen »offensichtlicher« Gefährdungen inhaltlich 
konkretisiert wird. In dritter Hinsicht verdeutlicht die Aussage, dass zur weiteren 
Verdachtsabklärung das zuständige Jugendamt informiert werden muss (»es muss 
informiert werden«), ohne es dabei jedoch konkret anzusprechen. 

Die Schilderungen legen bereits Spuren zu Handlungsschritten des Verdachts 
und ihren Zusammenhängen. Für die Phase der Verdachtsbildung sieht sich die 
Polizei mit problematischen Zugängen zur Privatsphäre konfrontiert, die anschlie- 
Benden Verdachtsartikulationen bleiben in ihren sprachlichen Mustern oberfläch- 
lich strukturiert und in anschließenden Abklärungsprozessen intensivieren sich be- 
hördliche Meldebeziehungen wie die zum Jugendamt. 
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Für die Rekonstruktion verdachtsbezogener Handlungsabläufe konzentriert 
sich die anschließende Darstellung zunächst auf Arbeitskontexte und Ausgangs- 
bedingungen der Polizei, die zu einer thematischen Beschäftigung mit Kindes- 
wohlgefährdung und entsprechenden Verdächtigungen führen können. »Arbeits- 
linien« (1.S. von „line of work“ Strauss 1988: 168), die im Zusammenhang zum 
„Wohnungszutritt“ stehen, verdeutlichen nicht nur das polizeiliche Zugangsprob- 
lem zu familialen Lebenswelten, sondern markieren auch Grenzziehungen öffent- 
licher und privater Gefährdungsbereiche. Ist das Kindeswohl primär vom Wohn- 
raum demarkiert, stehen Möglichkeiten und Grenzen, sich Zugänge zu ihm zu ver- 
schaffen, auch sinn- und handlungslogisch am Beginn ihrer Verdachtsbildung. 


4.1.1 Rechtlich beschränkte Wohnungszutritte 


Sowohl die analysierten Verdachtsbögen der Polizei als auch die interviewbasier- 
ten Stellungnahmen von Polizeiangehörigen lassen semantische Verbindungen 
zwischen Kindeswohlgefährdungen und dem Polizeirecht zum Wohnungszutritt 
erkennen. Ihr berufliches Anrecht, Wohnungen auch gegen Widerstände betreten 
zu können, stellt hier ein kindeswohlspezifisches Äquivalent zum unspezifischen 
»Gewaltmonopol« der Polizei dar. Exklusive Polizeikompetenzen, die auch Mo- 
nopole und Lizenzen zum Eingriff in private Lebensbereiche einschließen, stehen 
dabei im Sinnzusammenhang zur formalen Aufgabenerledigung, wie auch die an- 
schließenden Darstellungen zeigen. Die Polizeiarbeit im Kinderschutz organisiert 
sich zumeist im Konnex formaler Verantwortung. Orientiert sich ihre Verdachts- 
arbeit darüber hinaus in Semantiken von Gefährdungsräumen, verrichten Polizei- 
angehörige auch in der Auseinandersetzung mit Kinderschutzfragen Territorialar- 
beiten (Jacobsen 2001: 124). Der Gefährdungsraum bildet insofern nicht nur ein 
Tätigkeitsfeld, das Polizeivertreter mit Kindeswohlgefährdungen in Berührung 
bringt, sondern auch ein Ordnungsprinzip, das sich auf die Kontrastdimensionen 
Grenzregulierung, Aufmerksamkeitsstruktur und affektive Beteiligung auswirkt. 


Herr Walter: Na, das Hausrecht ist, dass das Jugendamt zum Beispiel nicht in die 
Wohnung darf. Wir Polizeibeamte sind ja legitimiert Grundrechte zu verletzen. Das 
heißt auch Betreten von Wohnungen, wenn Straftaten die Voraussetzung sind und dort 
hinein gehen können. [Sachbearbeiter „Jugendkriminalität‘] 


Frau Ziemer: Nö. Das ist ja unser Recht. Stellen Sie sich mal vor bei Ihnen geht jeder 
in die Wohnung wie er wollte oder dürfte jeder in die Wohnung wie er wollte. (1.: Ja.) 
Ge, also muss dann schon die Rechte der Leute noch wahren, ge (?) [Sachbearbeiterin 
„häusliche Gewalt“] 
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Herr Walter nutzt das »Hausrecht« als Grenzsemantik gegenüber benachbarten 
Institutionen wie beispielsweise dem Jugendamt. Gleichzeitig hebt er damit das 
problematische Zugangsrecht zum Wohnraum hervor. Denn lediglich die Verfol- 
gung von Straftaten würde auch den Wohnungszutritt hinreichend rechtfertigen. 
Frau Ziemer betont dazu in der zweiten Äußerung, dass dem Eingriffsrecht der 
Polizei auch das Abwehrrecht der Betroffenen bzw. die Rechtsverletzung gegen- 
überstehen kann und der Grenzübertritt ins Private allgemein gesprochen proble- 
matische Rechtsverhältnisse betont. 

Nicht nur weil der Wohnraum die Informationsgewinnung rechtlich be- 
schränkt, stellt er für die Abgrenzung beruflicher Zuständigkeiten eine problema- 
tische Ordnung dar, sondern auch die unterschiedlichsten familialen Lebenswel- 
ten’6, die sich im Schutz der Privatsphäre gewissermaßen hinter Wohnungstüren 
verbergen, behindern die Ausbildung fachlicher Stellungnahmen: Das Arbeiten im 
privaten Wohnbereich provoziere geradezu Grenzverwischungen zwischen All- 
tags- und Expertendeutung und erschwert erheblich das Festlegen beruflicher 
Kernarbeitsinhalte’”’, so die polizeiliche Einschätzung. Neben der Betonung for- 
maler Zugangsberechtigungen steht die polizeiliche Verdachtsbildung auch in ih- 
rer Wahrnehmungspraxis im Kontext von Raumsemantiken, mit denen besondere 
Einblicke in private Lebenszusammenhänge korrespondieren. 


4.1.2 Die Bearbeitung kindeswohlbezogener Zutrittskonflikte 


Auf welcher Grundlage der private Wohnraum überhaupt betreten werden kann, 
veranschaulichen die anschließenden Schilderungen. Im Sinne der hier vollzoge- 
nen Konzeptbildung konzentriert sich die Darstellung auf typische Ausgangssitu- 
ationen und anschließend auf Muster der Grenzbearbeitung zwischen privaten 





76 Welche Zugangsprobleme »Privaträume« erzeugen, zeigen die Untersuchungen von Albert et al. 
(2010). Sie vertreten dazu die These, dass die Schwierigkeiten in der Auslegung von Gefährdungs- 
situationen auch im „komplizierten interaktiven Eingriff in den familiären Raum“ (ebd.: 478) lie- 
gen, in welchem professionelle Deutungsmuster bei Kindeswohlgefährdung häufig in Konkurrenz 
zu persönlichen Deutungen und Auslegungen betroffener Familien stehen. Darüber hinaus sehen 
sie drei Problemstellungen, die mit Interventionen im privaten Raum einhergehen: (1) die Be- 
schränkung des Zugangs zum Privaten; (2) das normierende Öffentliche Interesse, das auf soziale 
Ordnung zielt und (3) die asymmetrischen Beziehungen, die eine Konkurrenz zu professionellen 
Deutungen erzeugen (vgl. ebd.: 490). Diese Ergebnisse lassen sich auch professionssoziologisch 
reformulieren. Hierfür bildet Hughes Konzeption von Professionen als Regulierungsinstanzen der 
Privatsphäre einen adäquaten Ausgangspunkt, wie es bereits der theoretische Teil der vorliegenden 
Arbeit nahelegt. 

77 Zu denken ist hier zuerst an die Bedeutung der Klinik für die Ausbildung eines »klinischen Blicks« 
der Medizin (vgl. Foucault 2008). Professionelle Tätigkeiten werden an spezifisch alltagsfremden 
Orten institutionalisiert, was der Tendenz nach zu „professional purity“ führt (vgl. Abbott 1981). 
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und öffentlichen Räumen, die von den Polizeiangehörigen geschildert wurden. 
l.d.R. finden diese Zutrittsverhandlungen auf der Türschwelle mit gemeldeten Fa- 
milienangehörigen statt. 


Herr Weidner: Na ja also von der Ausgangssituation ist das meistens so, dass das, dass 
Anrufe kommen wo es heißt es ist jetzt ein Krach in der Wohnung, man hört Schreie, 
man es kann nicht zuordnen, warum man schreit und dann fahren wir halt hin, prüfen 
ab, was da ist und dann könnte es sich halt entwickeln. (I: Mhmhm.) Dass ma dann in 
die Wohnung vielleicht rein können und uns da ein Bild machen können. Oftmals 
wirds vielleicht gleich an der Haustür abgewimmelt, wo wir uns sagen: "Können wir 
da jetzt rein gehen (?) Haben wir die Rechte oder haben wir sie nicht (?)". [Streifen- 
dienst] 


Herr Weidner schildert eine typische »Ausgangssituation«, die üblicherweise auch 
bei kindeswohlbezogenen Verdächtigungen bearbeitet werden muss. Dass Poli- 
zeieinsätze bei Kindeswohlgefährdungen von Meldungen und Anzeigen abhän- 
gen, betont zunächst die für den polizeilichen Handlungsablauf zeitliche Differenz 
zwischen Meldung und Einsatzhandlung. Damit steht auch die Verdachtsbildung 
in einer semantischen Beziehung zur Polizeimeldung und nicht zur eigenständigen 
Beobachtung. Zwischen Meldung und Einsatz tritt handlungslogisch eine Rele- 
vanz- und Glaubwürdigkeitsüberprüfung gemeldeter Informationen.’® Das damit 
einhergehende Handlungsproblem beschreibt Herr Weidner als »Zuordnung« von 
Meldeinhalten zu Deliktkategorien, die ihr anschließendes „Ausrücken“ auch hin- 
reichend legitimieren. Wenn der »Krach in der Wohnung« oder die »Schreie« 
nicht unmittelbar in Delikthandlungen übersetzen werden können, vergrößert sich 
nicht nur das Passungsproblem zwischen Meldung und Polizeimaßnahme, sondern 
auch die semantische Distanz zwischen Polizeimaßnahme und Kindeswohlgefähr- 
dung. Beziehen sich die »Aufhänger« der Polizei, wie es Herr Weidner anschlie- 
Bend formuliert, also nicht auf den Bedeutungskern des Kindeswohls, entfernt sich 
auch das Handeln der Bedeutung nach vom Kinderschutz. 


Herr Weidner: Ja, es muss ja irgendwo einen Aufhänger geben (..) äh, wo wir halt erst 
gerufen werden. (I: Mhm.) Also wir werden es ja durch unsere Streifentätigkeit selber 
nicht mitbekommen. Also da gibts immer jemanden, der uns das mitteilt, dass da ir- 
gendwas im Busche ist. (I: Mhm.) Oder sein könnte. [Streifendienst] 





78 Jacobsen (2001) bezeichnet diese Relevanzprüfung als „szenisches Selbstverständnis polizeilicher 
Handlungssituationen.“ (ebd.: 125). Denn mit der Meldung, so Jacobsen, werden Gefährdungs- 
räume mit spezifischen Akteuren ausgestattet, denen auch bestimmte Aktivitäten zugeschrieben 
werden. 
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Frau Eder: Also meistens wegen irgendwelchen Straftaten. Körperverletzung oder och 
(.) ruhestörender Lärm (I: Hm.) aber jetzt we:schen Kind oda so (.) ruft eigentlich sehr 
selten jemand an. [Streifendienst] 


Beide Äußerungen bedeuten nun nicht, dass Kindeswohlgefährdungen im Polizei- 
alltag keine Rolle spielen, sie markieren jedoch eine spezifisch polizeiliche Be- 
griffsverwendung. Während Herr Weidner mit dem Begriff » Aufhänger« die über 
Meldungen auferlegte Arbeitsorganisation hervorhebt, die hier im Kontrast zur ei- 
genen Beobachtung der »Streifentätigkeit« steht, konkretisiert Frau Eder die An- 
lässe, in deren Folge sie sich inhaltlich mit Gefährdungssituationen beschäftigt. 
»Straftaten«, »Körperverletzungen« oder »Ruhestörungen« beschreiben nicht nur 
offizielle Deliktzusammenhänge, die Polizeieinsätze auslösen können, sondern 
auch Kategoriensysteme, die nicht das Kindeswohl in den Mittelpunkt stellen. 
Sachlich begründet sich diese Distanzierung mit der Unterordnung von Gefähr- 
dungsinformationen unter etablierte Polizeikategorien, die auf vorgängige Mel- 
desituationen hinweisen und dem eng begrenzten Betroffenenstatus der Polizeiar- 
beit folgen. Typischerweise ist auch die Beteiligung an Gefährdungssituationen in 
der Polizeimeldung auf Rollenzuschreibungen von Täter- und Opferrollen zuge- 
schnitten. Entweder wendet sich eine der unmittelbar betroffenen Konfliktparteien 
selbstständig an die Polizei, oder aber die Meldung wird von Zeugen initiiert. Ein 
differenziertes Rollen-Set kennt die Polizeiarbeit laut dieser Äußerung nicht. Der 
Kontakt zur Polizei, so lässt sich allgemein schließen, wird über ein relativ fest 
gefügtes „footing‘“ (Goffman 1981)’° des Beziehungsstatuts hergestellt. Finden 
Prozesse der Verdachtsbildung auf dem Hintergrund solcher straf- und ordnungs- 
rechtlicher Verantwortungszuschreibungen statt, die sich an Täter- und Opferrol- 
len orientieren, geraten auch Kindeswohlsemantiken strukturell in den Hinter- 
grund bzw. zu handlungspraktischen Nebensächlichkeiten. 


Frau Ziemer: Im Strafgesetzbuch ist das ja eigentlich eindeutig geregelt (I: Mhm.) 
und, äh, es ist eben abhängig, was halt eben die Opfer, die Beteiligten schildern. Ob 
und je nach dem gestaltet sich nachher der Straftatbestand. [Sachbearbeiterin „häusli- 
che Gewalt“] 


Herr Tippmann: Also denke ich an die Polizei und ich denke an die Straftäter (I: 
Mhm.). Ich denke also jetzt weniger an Hilfe, sondern ich sage hier gibt es einen Täter, 
der ne Straftat begangen hat und demzufolge ne staatliche Reaktion oder Sanktion, 
äh, zu erwarten hat und die kann ich ihm nur erteilen, wenn die Staatsanwaltschaft n 





79 Goffman beschreibt mit dem Konzept des „footing“ die Festlegung von Sprecherpositionen in In- 
teraktionen. In der Polizeipraxis sind diese Positionen über die Differenzierung von Täter-Opfer- 
Zeuge (oder sinnverwandte) Positionen limitiert. 
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Verfahren gegen den macht. Dass das dem Kind oder dem Geschädigten oft nicht 
hilft, ist erst mal für, für den Polizeibeamten zweitrangig. [Dienstellenleiter] 


Auch die Schilderungen von Frau Ziemer und Herrn Tippmann deuten diese Re- 
gression von Gefährdungswahrnehmungen auf Täter-Opfer-Beziehungen oder 
sinnverwandte Beschreibungen (bspw. Geschädigte oder Betroffene) an. Die auch 
für die Meldesituation und die anschließende Frage des Polizeieinsatzes nicht un- 
wesentliche Zuordnung von Informationen zum Handlungsrahmen der Strafver- 
folgung verkürzt nicht nur eine komplexe Meldesituation über Handlungssequen- 
zen und vorgefertigte Rollenskripte, sondern begrenzt auch erheblich das anschlie- 
Bende Polizeihandeln selbst, wie Herr Tippmann beschreibt. Denn auch die »staat- 
lichen Reaktionen« bewegen sich im Rahmen des Handlungszwangs der Strafver- 
folgung. Eine einseitige Orientierung an offiziellen Deliktzusammenhängen 
würde dabei nicht nur betroffene Kinder weitgehend ignorieren, sondern auch das 
Polizeihandeln entlang rechtsgebundener Verfahrensvorschriften stark limitieren. 

Insofern die hier skizzierten Meldesituationen auch eine Rechtsprüfung von 
Informationen einschließen, finden bereits in der Zuordnung gemeldeter Informa- 
tionen zu Deliktkategorien semantische Verkürzungen und Distanzierungen von 
Kindeswohlgefährdungen statt. Offizielle Deliktkategorien würden daher auch 
den Verdacht einer Kindeswohlgefährdung auf Distanz bringen. 


»Gesetze ignorieren und Zutritt inszenieren« 


Auf die erfolgreiche Relevanzprüfung der Meldung folgt die Einsatzhandlung, die 
sich bei Kindeswohlgefährdung auf semantischer Ebene als Zutrittsproblem pri- 
vater Wohnräume artikuliert. Für die Grenzarbeit der Polizei zu Wohnräumen las- 
sen sich typische Strategien rekonstruieren, die diesen Zutritt dennoch ermögli- 
chen. Im Kern reflektiert das Zutrittsproblem zum Wohnraum widersprüchliche 
Handlungsanforderungen, die von der Rechtsordnung erzeugt werden und auf die 
Vermittlung privater und öffentlicher Interessen in der Einsatzsituation ausstrah- 
len. Die fallweise Bearbeitung individueller und kollektiver Interessen eröffnet 
aber auch Freiheitsgrade im beruflichen Handeln. Dort, wo öffentliche und private 
Interessen vermittelt, austariert und aufeinander abgestimmt werden müssen, ent- 
stehen berufliche Ermessens- und Entscheidungsspielräume.°° Wie lässt sich der 
Grenzkonflikt »vor-Ort« bearbeiten, dass auch Verdachtshinweise zum Kindes- 





80 Für Hughes ([1971]1993) und im Anschluss auch für Schütze (1992, 1996) gehört der Umgang 
mit Fehlern zum Kerngeschäft von Professionen. 
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wohl in den Aufmerksamkeitsfokus treten können? Die anschließend beschriebe- 
nen Zugangswege stehen für strategische Überlegungen verdachtsbezogener In- 
formationsgewinnungen. 


Herr Weidner: Ja, meistens auf freiwilliger Basis. Also wenn wir uns im Prinzip rein 
komplimentieren. Also ein bisschen so hinten rum: "Können wir mal rein kommen 
(9)", und die Leute wissen vielleicht nicht Bescheid, dass sie uns das nicht gewähren 
müssen, aber wenn die sagen: "Nein, wir wollen das nicht.", dann hat sich das natür- 
lich für uns meistens erledigt. Es sei denn wir haben konkrete Hinweise von den Nach- 
barn, dass da jetzt jemand geschlagen wurde. Dann sagen wir: "Okay. Hier ist Ver- 
dacht ner Straftat da. Wir können jetzt mehr machen." [Streifendienst] 


Gesetze ignorieren und Zutritt inszenieren ist eine Möglichkeit der Grenzarbeit. 
Liegen keine konkreten Verdachtshinweise vor, entfällt auch die gesetzliche Mög- 
lichkeit zum Wohnungszutritt. Der Wohnraum kann dann lediglich auf »freiwilli- 
ger Basis« betreten werden. Im freiwilligen Zugang wirkt die persönliche Bezie- 
hung und nicht die Rechtsbefolgung handlungsleitend. Dass sich Herr Weidner 
»rein komplimentiert«, unterstreicht dieses Unterlaufen rechtlicher Regelungen 
ebenso, wie die persönliche Leistung von Polizeiangehörigen. Fehlt der Polizei die 
(Rechts-)Befugnis im Einsatz, gelingt auch der Wohnungszutritt nur »hinten 
rum«. Fehlende Rechtskenntnisse aufseiten der Betroffenen erhöhen zwar die 
Chance auf Wohnungsbegehungen, dennoch sind dem freiwillig gewährten Ein- 
tritt durch auch unbegründete Abwehrreaktionen von Betroffenen (»nein wir wol- 
len das nicht«) enge Grenzen gesetzt. Der Zutritt setzt daher nicht nur von beiden 
Seiten persönliches Vertrauen voraus, sondern bleibt darüber hinaus stets vorläu- 
fig und fragil. Ohne nähere Angabe von Gründen können freiwillige Beziehungen 
einseitig aufgekündigt werden. Aufseiten der Polizei gilt die Freiwilligkeit grund- 
sätzlich auch nur solange, solange der Verdacht einer Straftat nicht mit im Raum 
steht. Mit dem Hinweis auf Straftaten kippt auch die ganze Handlungssituation 
einseitig in Richtung Strafverfolgung, die auch das vorher aufgebaute Vertrauen 
weitgehend destruiert. Erst dann können sie legitimerweise auch »mehr machen«. 
Wird der Verdacht einer Straftat auch beim freiwilligen Wohnungszutritt mitge- 
dacht, ist der persönliche Kontakt nicht nur vorläufig arrangiert, sondern auch stra- 
tegisch als polizeiliches „Täuschungsmanöver“ (vgl. Goffman 1980: 117) insze- 
niert. Unwissenheiten über die begrenzten Rechtsbefugnisse der Polizei werden in 
dem Maße ausgenutzt, wie sie einseitig darauf abzielten, die Zugangswahrschein- 
lichkeit zur Wohnung zu erhöhen. 

Die Strategie Gesetze ignorieren und Zutritt inszenieren kann generell dort 
zur Anwendung kommen, wo eine gesetzliche Möglichkeit zur Strafverfolgung im 
Einsatz augenscheinlich fehlt; Polizisten vor Ort also keine verdächtigen Beobach- 
tungen machen, die auch ein unmittelbares Eingreifen im Wohnraum rechtfertigen 
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würden. Sich außerhalb straf- und ordnungsrechtlicher Vorgaben Zutritt zu ver- 
schaffen, erzeugt zumindest subkutan eine Modulation des Gefährdungsrahmens. 
Nicht die rechtliche Zulässigkeit strukturiert das Handeln der Polizeieinsätze, son- 
dern ein außerhalb der Berufsrolle stehendes inszeniertes persönliches Interesse 
an den Betroffenen und ihren Lebensumständen. Das Täuschungsmanöver erwei- 
tert den polizeilichen Aktionsradius dahingehend, Einblicke in private Wohn- 
räume auch außerhalb offizieller Anlässe zu gewinnen. Das »Tür-und-Angel-Ge- 
spräch« mit betroffenen Familien kann dann vonseiten der Polizei ebenso genutzt 
werden, sich Einblicke in Privaträume zu verschaffen. Generell begrenzt aber die 
»Beschwerdemacht« (vgl. Feest 1971: 81ff.) der Betroffenen solche persönlichen 
Zutrittsambitionen.®! 


»Gefahren simulieren und Gewalt demonstrieren« 


[Ein Streifenpolizist schildert einen Einsatz einer Ruhestörung (bei der anschließend 
eine Kindeswohlgefährdung wahrgenommen wurde) zu dem zwei Streifenwagen ge- 
schickt wurden] I: [Dann standen dort vier Polizisten vor der Tür] Herr Walter: Schin- 
det manchmal auch schon Eindruck. [I: Das kann ja auch einschüchtern] Herr Walter: 
Genau - das ist oftmals nicht von Nachteil. Weil die sich dann gleich schon überlegen: 
"Ja, gut. Ich bin jetzt zwar betrunken, aber mit dem Polizisten lege ich mich noch an.", 
und wenn er jetzt vier Polizisten sieht dann sagt er: "Okay. Eins zu vier ist halt doch 
nicht ganz so gut." [Streifendienst] 


Eine andere Strategie verfolgt Herr Walter in seiner Fallbeschreibung. In der 
Schilderung kommentiert er einen Polizeieinsatz, der sich als melderelevante Kin- 
deswohlgefährdung herausgestellt hat. Die Dominanz der Polizei im Aufeinander- 
treffen mit Betroffenen dokumentiert sich hier in ihrer zahlenmäßigen Überlegen- 
heit. Der begrifflich damit verbundene »Einschüchterungsversuch« wird für den 
Kontakt mit Betroffenen als »nicht-nachteilig« betrachtet, sondern stellt kontra- 
faktisch sogar einen strategischen Vorteil der Polizeiarbeit dar. Seiner Fallschil- 
derung und der darin präsentierten polizeilichen Machtdemonstration liegt eine 
Deeskalationsüberlegung zugrunde. Die organisierte Überzahl unterstreicht hier 





81 Feest (1971: 81ff.) weist in einer frühen Studie darauf hin, dass die polizeiliche Macht sich dort 
vergrößert, wo sie nicht durch eine Gegenmacht reguliert wird. Im Umgang mit verdächtigen Per- 
sonen beispielsweise dann, wenn sie freiwillig kooperieren, wenn Betroffene über ihre Rechte 
nicht ausreichend informiert sind, oder wenn sie trotz verletzter Rechte nicht über genügend Be- 
schwerdemacht verfügen. Die Definitionsmacht der Polizei findet ihre Grenze in der Beschwerde- 
macht ihres polizeilichen Gegenübers, so Feest. 
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auf besonders drastische Weise den Dominanzanspruch der Polizei im Aufeinan- 
dertreffen mit Verdächtigen: Denn erst die zahlenmäßige Überlegenheit würde 
auch die Konfliktbereitschaft der Betroffenen nachhaltig reduzieren. Es lassen sich 
aber handlungslogisch nur dort Machtdemonstrationen im Einsatz planen, wo Po- 
lizeimeldungen bereits den Verdacht eines gewalt- und konfliktbereiten polizeili- 
chen Gegenübers einschließen. Die Demonstration der Polizeigewalt wird daher 
von Vermutungen eskalierender Einsatzsituationen und Strategien ihrer Konflikt- 
reduzierung begleitet. 


Herr Weidner: Ja. Auch unterschiedlich. Also wir haben schon Möglichkeiten wo wir 
sagen: "Okay, wir vermuten jetzt ne Straftat.", dann wird man notfalls och n Schlüs- 
seldienst kommen lassen, dass wa die Wohnung gewaltsam öffnen, aber meistens ist 
dann, wenn die Leute mitkriegen, jetzt wirds ernst, jetzt machen wir auch so die Tür 
auf, dass se dann auf machen. [Streifendienst] 


In der zweiten Schilderung vermutet Herr Weidner eine Straftat in der Wohnung, 
die auch den anschließenden Zutritt hinreichend legitimiert. Wohnungen können 
dort »gewaltsam geöffnet« werden, wo der Verdacht einer Straftat nahe liegt. Wo- 
rauf sich die Vermutung allerdings genau bezieht, bleibt zumindest in der vorlie- 
genden Äußerung unklar. Der Schlüsseldienst ermöglicht anschließend den Voll- 
zug des polizeilich angedrohten Wohnungszutritts. Auch die Darstellung von 
Herrn Weidner konzentriert sich auf eine polizeiliche Machtdemonstration. Denn 
die Bezeichnung »Ernstfall«, in dem der angedrohte Wohnungszutritt tatsächlich 
vollzogen wird, ruft zumindest theoretisch auch alternative Handlungsoptionen 
wach. In anderen Worten: In manchen Fällen bleibt es bei der Androhung und es 
kommt zu keinem Vollzug der Türöffnung. Damit ist auch die Androhung unter 
dem Vorwand einer Straftat ebenso denkbar. 


Herr Tippmann: Ich glaube schon, dass man mit einer größeren Sensibilität in Woh- 
nungen geht, äh, wo man weiß: "Aha, wieder die.", (,) das hat nicht jetzte vordergrün- 
dig, äh, ähm, etwas mit den Kindern zu tun, sondern hat, glaub ich, vordergründig 
etwas damit, mit Eigensicherung zum Beispiel zu tun. Dass man also weiß, wenn der 
besoffen ist, da gabs schon mal so ein paar kippliche Situationen, also muss ich ganz 
besonders aufpassen, dass der uns nicht angreift. [Dienststellenleiter] 


In der dritten Schilderung wird die Bekanntheit gemeldeter Familien in besonderer 
Weise hervorgehoben. Die »Sensibilität« in Einsatzsituationen begründet sich im 
Wohnungszutritt aus dem Vorwissen gemeldeter Personen. Sie zielt dabei nicht 
auf eine möglichst genaue Gefährdungsbeobachtung, sondern auf Maßnahmen zur 
»Eigensicherung«. Die Bezeichnung »kippliche Situationen«, die aufseiten der 
Polizei gesteigerte Wachsamkeit erzeugen, unterstreicht nicht nur die geringe 
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Planbarkeit ihrer Einsatzsituation, sondern auch den strategischen Nutzen polizei- 
licher »Machtdemonstrationen«. Die inszenierte Polizeigewalt hält die Betroffe- 
nen auch im Wohnungszutritt auf Distanz und stellt die Einsatzsituation unter ei- 
nen polizeilich vorgegebenen und für alle Beteiligte weithin sichtbaren polizeili- 
chen Handlungsrahmen. 

Gegenüber der persönlich ‚„inszenierten“ Kontaktfreudigkeit, konzentrieren 
sich strategische Machtdemonstrationen im zweiten Fall auf eine Darstellung des 
polizeilichen Gewaltmonopols. Grundsätzlich kann die Polizei ihr Gewaltmono- 
pol dort aktivieren, wo der Wohnraum konkrete Gefahren adressiert. Erst dann 
kommt die polizeiliche Fähigkeit zur Geltung, „in einer Konfliktsituation überle- 
gene Gewalt zu entfesseln und, wenn für notwendig befunden, die überlegene, das 
Gewaltpotential des Einzelakteurs vervielfältigende Reaktion des polizeilichen 
Gesamtkörpers zu mobilisieren“ (Hüttermann 2000: 167). Andererseits lässt sich 
das Gewaltmonopol aber auch in Situationen latenter bzw. vermuteter Gefahren 
einsetzen. „Drohkulissen‘“ können nicht nur Gegenreaktionen begrenzen, sondern 
setzen bereits handlungslogisch eine Eskalationsvermutung des Polizeieinsatzes 
voraus. Legitimationsbasis der Machtdemonstration bleibt die simulierte Gefahr, 
die sich in Semantiken der Eigensicherung und des Selbstschutzes repräsentieren 
können (vgl. auch Szymenderski 2012: 449). 

Das Antizipieren solcher Gefahren im Einsatz setzt in zweiter Hinsicht Be- 
kanntheit und Vertrautheit über Betroffene und das gemeldete Gefahrenmilieu 
(bspw. auch den Einsatzort) voraus. Erst auf diesem Erfahrungshintergrund lassen 
sich Strategien zum Einsatz des Gewaltmonopols auch entsprechend entwerfen. 
Die Strategie Gefahren simulieren und Gewalt demonstrieren stellt daher das Ge- 
waltmonopol der Polizei, potenziell kritische Einsatzsituationen und hintergründi- 
ges Wissen über Verdächtige und ihre Reaktionen in eine semantische Relation. 
Während die Strategie Gesetze ignorieren und Zutritt inszenieren die persönliche 
Beziehung im Polizeihandeln betont, simulieren Polizisten im zweiten Fall kon- 
krete Gefahren, um anschließend auch ein Recht auf Zutritt zum Wohnraum zu 
erhalten. Beide Strategien unterscheiden sich in ihrer je spezifischen einseitigen 
Auslegung des oben skizzierten Rechts- bzw. Zugangskonflikts. Eröffnet im ers- 
ten Fall erst das Ausblenden rechtlicher Befugnisse die Option zum Wohnungszu- 
tritt, legt die zweite Strategie ihren Fokus auf die Potenzialität eskalierender, ge- 
fährdender bzw. strafrechtlich sanktionierbarer Handlungen und damit gewisser- 
maßen auf die Überbetonung akuter Wohnraumgefahren. 
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»Konflikte moderieren und Gefährdungen reduzieren« 


Eine dritte und stärker auf Ausgleich gerichtete Strategie versucht den (Rechts-) 
Konflikt des Wohnungszutritts im Einsatz zu moderieren. Bereits aus strukturellen 
Gründen besteht aber nur eine geringe Chance, mit gemeldeten Familien auch hin- 
sichtlich Kindeswohlgefährdungen ins Gespräch zu kommen. 


Herr Tippmann: Man kann da sicher noch mal klingeln. Das ist klar. "Und horchen 
Se mal. Es gab da hier Beschwerden.", und dann kommt man mit denen ins Gespräch, 
aber prinzipiell kann man nicht einfach sagen: "So, jetzt gehen wir mal rein und gu- 
cken wir mal womit Sie hier Krach gemacht haben.", das ist normal geschützt. 
[Dienststellenleiter] 


So »sicher« wie man »da nochmal klingeln« kann, so unsicher bleibt die faktische 
Kontaktschließung. Außerhalb rechtlicher Befugnisse wird scheinbar nicht mit ei- 
nem offenen Gespräch gerechnet. Bereits im »horchen Se mal« deutet sich zudem 
an, dass auch vonseiten der Polizei eine gleichberechtigte Kommunikation mit 
Prinzipien der Polizeiautorität kollidieren kann. Oder einfacher: Selbst beim Ver- 
such einer Gesprächsöffnung dokumentiert sich hier der „quasi-erzieherische Pat- 
riachialismus‘“ (Hüttermann 2000: 163) der Polizei. Anderseits ist die asymmetri- 
sche Beziehung auch strukturell mitbedingt, denn der Kontaktschließung geht 
auch beim Versuch öffnender Gespräche eine Meldung oder Anzeige voraus, die 
auch die Beziehung zu den Betroffenen im Erstkontakt negativ strukturiert. Vor 
einer möglicherweise ausgleichenden offenen Thematisierung einer Gefährdung 
steht auch handlungslogisch das Übermitteln schlechter Neuigkeiten, die sich in 
der Äußerung als »Beschwerde« semantisch repräsentiert. 


Herrn Weidner: Also, wenn ma jetzt, man klingelt jetzt, (bei irgendeiner Sache), sei 
es ne Straftat, sei es irgendwas anderes, ja. Und wir würden jetzt zu den Familien 
gehen. (I: Mhmhm.) Dann kann man sich schon mal einen Einblick machen. Voraus- 
gesetzt, wie gesagt, sie lassen uns in die Wohnung, ja (?) Und dann so diese Türge- 
spräche, die ja (,), die schließen oftmals nicht so auf das, was, was, was vielleicht 
Phase ist. [Streifendienst] 


Nicht nur aufseiten der Betroffenen besteht daher ein Misstrauen, was die „eigent- 
liche“ Polizeianfrage betrifft, sondern auch auf der Gegenseite, der Polizei, pro- 
vozieren die Äußerungen der Betroffenen vor ihren Wohnungen entsprechende 
Glaubwürdigkeitskonflikte. Für Fragen der Betroffenenbeteiligung lässt sich da- 
mit ein grundsätzlicher Zweifel an der Zuverlässigkeit ihrer Informationen bzw. 
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an der Authentizität der Beziehung selbst konstatieren.®? Auch die Erzählung von 
Herrn Walter setzt bei der Ankündigung des Kontakts, dem »Klingeln«, an, was 
wiederum dem möglichen Einblick in die Wohnung eine erste physische Grenze 
setzt. Gleichzeitig markiert er aber auch zwei unterschiedliche Glaubwürdigkeits- 
bereiche, wenn er zwischen »Türgespräch« und dem, was eigentlich »Phase« ist, 
unterscheidet. »Gespräche« und »Einblicke« bilden Zonen unterschiedlicher 
Glaubwürdigkeit. Der eigene Eindruck distanziert sich nicht nur von gesprächsge- 
nerierten Informationen, er wird auch im Hinblick auf seinen Wahrheitsgehalt dem 
Gespräch vorgezogen. Gelten die Informationen vonseiten der Betroffenen als un- 
sicher, gilt der eigene Eindruck als sichere Informationsbasis. 


Herr Walter: Wenn plötzlich jemand raus gerissen wird aus der Anonymität und es 
heißt dann plötzlich: "Du hast dein Kind geschlagen, du hast dein Kind vernachläs- 
sigt.", kommt sofort erst mal die Gegenreaktion: "Ist nicht wahr, gar nix.", oder muss 
sich bei uns gar nicht äußern. [...] bei uns als Polizeibeamte [...] wir wissen von vorn- 
herein, dass wenn wir Informationen abschöpfen dann selten noch Informationen von 
diesen Beschuldigten bekommen. [Sachbearbeiter „Jugendkriminalität“] 


Herr Walter thematisiert in seiner Schilderung die Situation einer persönlichen 
Polizeianfrage, die eine unmittelbare Abwehrreaktion der Betroffenen nach sich 
zieht und anschließend die Informationsgewinnung in den Kontext rechtlicher Zu- 
lässigkeiten stellt. Interessant an der Äußerung ist dann die Schlussfolgerung, die 
Herr Walter aus dem wechselseiteigen Misstrauen zieht: Die Polizei rechnet nicht 
nur mit einer Verweigerung der Zusammenarbeit, sondern versucht dem Miss- 
trauen der Gegenseite strategisch im „ersten Zugriff“ durch ein »Abschöpfen« von 
Informationen entgegenzuwirken. Handlungslogisch besteht dann die größte 
Chance, wahrheitsgemäße Informationen zu generieren, wenn sie sich räumlich, 
zeitlich und sachlich auf den Erstkontakt beziehen. Der semantische Gehalt des 
»Abschöpfens« von Informationen repräsentiert nicht nur die Einseitigkeit der Be- 
ziehung, sondern ebenso eine grundsätzlich distanzierte Form der Informationsge- 
winnung. Je weniger die Betroffenen über den Verwertungszusammenhang ihrer 
Informationen informiert werden, desto größer ist die Chance auf wahrheitsge- 
mäße Angaben. Mit dem Zurückhalten von Informationen über die auch rechtli- 
chen Folgen ihrer Informationsbereitstellung eröffnen sich ebenso Optionen für 
spätere Anschuldigungen aufseiten der Polizei. Wird die Beziehungspraxis zwi- 
schen Polizei und Betroffenen einseitig über Fragen krimineller Verantwortung 





82 Für Jacobsen (2001) entspricht diese Form der Distanzierung von den Betroffenen einem allge- 
meinen Authentifizierungsproblem der Polizei, bei dem immer eine Passung zwischen dem pro- 
duzierten Material des Gegenübers und der eigenen Polizeimaßnahme hergestellt werden muss 
(vgl. ebd.: 130). 
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strukturiert, verlangen authentische Gespräche von den Betroffenen Geständnisse, 
die anschließend auch weitere Polizeihandlungen motivieren können. 

Die auf der Türschwelle verhandelten Rechtskonflikte reflektieren nicht nur 
Zutrittsbeschränkungen der Polizei zu Wohnräumen, sondern beeinflusst auch den 
Vertrauensschutz im unmittelbaren Kontakt zu betroffenen Familien bzw. die Be- 
ziehungsgestaltung negativ. Insofern sich Verdächtigungen an Semantiken von 
Straftaten und Delikten orientieren, wird auch die authentische, kommunikative 
Prozesse öffnende Beziehung zu Betroffenen blockiert. Konfrontieren Polizisten 
Betroffene mit gemeldeten Verdächtigungen, steht die anschließende „Anschuldi- 
gungskommunikation“ (Messmer 2003: 201) unter dem Generalverdacht wechsel- 
seitiger Täuschungen. Orientiert sich die Polizeiarbeit dabei an Semantiken »kri- 
mineller Verantwortung«°, ist auch ein Distanzierungsbedürfnis gegenüber der 
Institution Polizei aufseiten der Betroffenen vorprogrammiert. Auch die Glaub- 
würdigkeitsüberprüfung von Verdachts- und Gefährdungshinweisen bezieht sich 
auf wohnraumbezogene Grenzziehungen. Gelten gesprächsbasierte Informationen 
als „unsichere Datenlagen“, gilt der eigene Eindruck im Wohnraum als „offizielle 
Beweislage“. Statt eines im Türgespräch kommunikativ hergestellten Verstehens 
von Gefährdungen, dominieren so Verweisungszusammenhänge, die Gefährdun- 
gen auf sichtbare Anzeichen reduzieren. 


4.1.3 Aufmerksamkeiten in privaten und öffentlichen 
Gefährdungsräumen 


Die angedeutete Differenz zwischen öffentlichen Orten und privaten bzw. privati- 
sierten Gefährdungsräumen markiert nicht nur polizeibezogene Zugangsprobleme 
zu Kinderschutzhinweisen, sondern strukturiert auch die eigentliche Polizeibe- 
obachtung. Die Aufmerksamkeitsstruktur der Verdachtsbildung folgt ebenso der 
Leitdifferenz öffentlicher und privater Gefährdungsorte, die sie als „ortsübliche“ 
Wahrnehmungskontexte beschreiben.®* 





83 So beschreibt es bereits auch Cremer-Schäfer (1990): „Die Zuschreibung des Etiketts „kriminell“ 
und die „rechtmäßige“ Bestrafung eines so Bezeichneten setzt voraus, dass vom zeitlichen, inter- 
aktiven und vom persönlichen Kontext einer Handlung abstrahiert wird. Handlungen werden nicht 
im Zusammenhang ihrer Geschichte, nicht nach ihrer Angemessenheit oder Verstehbarkeit beur- 
teilt, sondern danach, ob sie eine Norm verletzt haben. Für die Bestrafung muss eine Person als 
die Verantwortliche isoliert werden; ihr müssen Handlungsalternativen unterstellt werden, um die 
Normverletzung als gewollt darzustellen‘ (ebd.: 36). 

84 Jacobsen (2001) hat auf die polizeilichen Indexikalisierungsprozesse hingewiesen, die in unmit- 
telbarer Korrespondenz zur Raumwahrnehmung stehen: „Durch die polizeiliche Bezeichnungs- 
und Identifizierungspraxis von Orten werden Gefahrengegenstände, Täter, Zeugen, Polizisten so- 
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Gefährdungsorte Gefährdungsanzeichen (Attribute und 
Komponenten) 
Wohnung (privat) Verqualmte Wohnung 
Starke Geräuschkulisse aus Wohnung 
Chaotischer Zustand 


Unsaubere Zustände 

Drogen in Wohnung festgestellt 

Kind verlässt unerlaubt Wohnung 

Verschlossene Wohnungstür 

Säcke mit unsauberer Kinderbekleidung, Müll 
Sozialunverträgliche, hygienisch fragwürdige Zustände 
Penetranter Geruch 


Straße (öffentlich) Kind aufgegriffen 
Kind geschlagen 
Kind in PKW zurückgelassen 





Abb. 5: Ereignisorte und Gefährdungsanzeichen der Kindeswohlgefährdungen 


Die Übersicht dokumentiert zunächst die in den Verdachtsbögen der Polizei re- 
konstruierte Differenz zwischen »Wohnräumen« als Orte privater Gefährdungen 
und der »Straße« als Schauplatz öffentlicher Gefährdungen (siehe zur „Lesbar- 
keit“ der Tabellen auch Kapitel 3.4). Für die Aufmerksamkeit der Polizei bei Kin- 
deswohlgefährdung sind diese Sprachdifferenzen insofern zentral, als ihr unter- 
schiedliche Beobachtungsmöglichkeiten vorausgehen. Denn in der Öffentlichkeit 
gilt im Gegensatz zur über Meldungen und Anzeigen auferlegten Aufmerksamkeit 
der eigenmotivierte Verdacht als Ausgangspunkt der Verdachtsbildung. Als se- 
mantische Chiffre für die Trennung von Öffentlichkeit und Privatheit stehen 
»Wohnungen« und »die Straße« daher für entgegengesetzte Raumbeobachtungen. 
»Die Wohnung« repräsentiert, folgt man den Begriffen der Verdachtsbögen, einen 
Ort normierender Ordnungsvorstellungen, die bereits begrifflich ein Gefährdungs- 
milieu adressieren. »Die Straße« demgegenüber einen Ort der zufälligen Einzel- 
beobachtung, wenn es um Fragen von Kinderschutzangelegenheiten geht. 





wie Beobachtungen, Morde, Verkehrsunfälle einem Raumbezug zugeordnet und damit einer räum- 
lichen Individualität versehen. Die Zuweisung von Akteuren, Aktivitäten und Ereignissen zu iden- 
tifizierten Raumpunkten ist ein aktiver Prozess des Indexikalisierens“ (ebd.: 130). 
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»Die öffentliche Gefährdung auf »der Straße«« 


Gefährdungen, die sich in der Öffentlichkeit „abspielen“, werden auch aufgrund 
ihrer Seltenheit (des Fallaufkommens) als Einzelfälle angesprochen. Daher lösen 
sie auch im Gespräch mit Polizeiangehörigen immer eine besondere Erinnerung 
aus. In den Meldebögen der Polizei lassen sich lediglich drei Meldungen öffentli- 
cher Gefährdungen auf der Straße zuordnen. Semantisches Merkmal der eigen- 
ständigen Gefährdungsbeobachtung in der Öffentlichkeit ist aber nicht nur ihr sel- 
tenes, sondern auch ihr unerwartetes Auftreten. 


Herr Walter: Es gibt die unterschiedlichsten Situationen, die raus kommen. Das kann 
mal ein ganz normales Treffen sein, dass die Streife fährt und sieht ein Kind im Schlaf- 
anzug laufen (I: Mhm.) auf der Straße. [Sachbearbeiter „Jugendkriminalität‘] 


Herr Walter rekurriert in seiner Äußerung auf ein »aufgegriffenes Kind«, das be- 
reits in der Analyse der Verdachtsbögen als öffentliche Gefährdung registriert 
wurde. In seiner Schilderung bleibt zunächst die Formulierung der »unterschied- 
lichsten Situationen, die raus kommen« können unklar bzw. erklärungsbedürftig. 
Scheinbar zerfällt hier die Handlungseinheit zwischen offiziellen Polizeiaufträgen 
und der konkreten Gefährdungsbeobachtung. 

Im zweiten Teil der Schilderung liegt das Augenmerk auf der Beobachtung eines 
Ereignisses, das sich den Polizisten auf ihrer Streifenfahrt aufgedrängt hat. Laut 
Aktenprotokoll handelt es sich dabei um einen 4-jährigen Jungen, der 2 Uhr nachts 
auf der Straße »aufgegriffen« wurde. Der Kontext, der sich hier semantisch über 
die Uhrzeit, den Ort und die fehlende Begleitung des Kindes präsentiert, drängt 
auch zur unmittelbaren Polizeihandlung. Die Gefährdung, so könnte man anschlie- 
Bend folgern, wird innerhalb der Schilderung vom Kontext logisch abgeleitet. Es 
gibt aber auch andere Möglichkeiten zufälliger Gefährdungsbeobachtungen. 


Herrn Weidner: Wir hatten eine, ich glaube eine Sachbeschädigung war es gewesen 
und, haben das Kind, haben das Kind halt an Ort und Stelle dazu befragt und da kam 
die Mutter dazu und hat dem Kind vor unseren Augen dann eine Backpfeife gegeben 
und hat gesagt, wenn sie daheim sind, kriegt das Kind richtig Ärger. Das Kind haben 
wir auch sofort weggenommen. Und haben das in (die Obhut) des Jugendamtes gege- 
ben. [auf die Frage, wie das Gespräch mit der Mutter ablief] Na, die hab ich gar nicht 
großartig weiter ausreden lassen. Ich hab das Kind mitgenommen und hab der das 
klipp und klar gesagt, dass wir sie informieren, wie das mit dem Kind weiter geht. Ich 
werde es hier jetzt erst mal mitnehmen, weil ich die Befürchtung habe, dass das da- 
heim körperlich misshandelt werden könnte. Und sie muss jetzt die Entscheidung vom 
Jugendamt abwarten. Und dann haben wir sie stehen lassen. [...] Und ich wollte auch 
in der Öffentlichkeit der ganzen Diskussion aus dem Weg gehen, weil es könnte sich 
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ja auch noch irgendwo auf-, aufpuschen. Weil es war ja wie gesagt draußen in der 
Öffentlichkeit. [Streifendienst] 


Auch Herr Weidner schildert das Auseinanderdriften polizeilicher Anlässe und 
anschließender Gefährdungsbeobachtung. Bildet die angezeigte »Sachbeschädi- 
gung« den offiziellen Anlass zum Polizeieinsatz, bezieht sich die eigene Beobach- 
tung anschließend auf das Verhalten der Mutter, die »vor den Augen« der Polizei 
das Kind schlägt und auch zuhause weiteren »Ärger« androht. Die Fallbeschrei- 
bung illustriert nicht nur die Differenz zwischen polizeilichem Anlass und Gefähr- 
dungshandlung, sondern auch die Trennung gefährdungsbezogener öffentlicher 
und privater Aufmerksamkeitszonen. Sind Polizisten in der Öffentlichkeit Teil ei- 
ner gemeinsamen Handlungssituation, in der sich auch Gefährdungen vor ihren 
Augen abspielen, kommen sie nicht umhin in diesen Situationen auch entspre- 
chende Gegenmaßnahmen einzuleiten. Die Öffentlichkeit drängt aber auch des- 
wegen zur unmittelbaren Polizeireaktion, weil sich im öffentlichen Raum »Dis- 
kussionen« über adäquates Polizeihandeln ergeben können. Die Privatsphäre stellt 
hingegen einen Schutzraum dar, in dem sich die Gefahr „aufschaukelnder“ Kritik 
begrenzen lässt und sich das Polizeihandeln grundsätzlich weniger Störeinflüssen 
und Kritik aussetzen muss. 


Herr Lindner: Das Einprägsamste war mal auf Streifenfahrt, wo ich noch Streifenpo- 
lizist war, ging ein Kind mit drei Jahren, im Schlafanzug durch die Straße gelaufen 
ist. (I: Mhm.) Also da kann ich mich heute noch dran erinnern. Konnte noch gar nicht 
sagen, was dort war. (I: Mhmhm.) Äh, wie gesagt wir hatten dann Glück. Wir konnten 
es dann in nem kirchlichen Heim unterbringen, konnte es dann schlafen und dann 
haben morgens die Eltern festgestellt: "Oh, das Kind ist aus dem Bett geklettert, äh, 
geklettert und ist einfach rausgegangen.“, ge (?) Wie gesagt die Eltern haben geschla- 
fen und habens gar nicht mitgekriegt. (I: Aha.) Und das war so ein prägendes Ereignis, 
wo ich sage: "Mensch, gucke mal an. Das kann alles vorkommen." [Sachbearbeiter 
„Jugendkriminalität“] 


Die zufällig beobachtete Gefährdung im Streifendienst setzt auch bei Herrn Lind- 
ner die Erinnerung an das »Kind im Schlafanzug« frei. Er erinnert sich nicht nur 
an jene »Streifenfahrt«, sondern hat auch noch die Elternreaktion deutlich vor Au- 
gen. Es bleibt für ihn aber auch deswegen ein »so prägendes Ereignis«, weil es im 
Kontrast zum Polizeialltag und seinem beruflichen Erwartungshorizont zu stehen 
scheint. Öffentliche Gefährdungsereignisse können zwar »vorkommen«, seman- 
tisch wird ihnen damit aber ein Sonderstatus zugedacht. Sie bleiben der Tendenz 
nach zufällige Ereignisse, die sich als »erstaunliche Beobachtungen« in der Öf- 
fentlichkeit aufdrängen. Werden Kindeswohlgefährdungen im Prozess der Ver- 
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dachtsbildung zu einem »Komplex des Erstaunlichen« (Goffman 1980) herabge- 
stuft, werden sie sprachlich gesehen auch an den Randbereich der Polizeiarbeit 
gestellt. Eine besondere Handlungskrise scheinen sie dann nicht auszulösen, was 
auch die Selbsteinschätzung »Mensch, gucke mal an. Das kann alles vorkommen« 
unterstreicht. Herr Lindner nimmt das „Unerklärte einfach hin“ (ebd.: 38)? und 
bearbeitet es anschließend mit konventionellen Berufsroutinen. Werden Polizei- 
angehörige im Berufsalltag mit Gefährdungen konfrontiert, werden sie als erstaun- 
liche Ereignisse sprachlich typisiert. Eine eigene über die konkrete Beobachtung 
hinausgehende Gefährdungs- und Situationsauslegung wird im Modus offensicht- 
licher Gefährdung nicht vollzogen, die schnelle Gegenreaktion hingegen in das 
Aufmerksamkeitszentrum geschoben. 


»Die privatisierte Gefährdung in »der Wohnung«« 


Gefährdungen im Privaten folgen anderen Aufmerksamkeiten. Ihnen geht im Kon- 
trast zur Fallorientierung öffentlicher Gefährdung auf semantischer Ebene eine 
Milieuorientierung®® voraus. Nicht nur die zahlenmäßige Dominanz von Gefähr- 
dung, die sich im Schutz der Privatsphäre zutragen, fällt damit auch sprachlich ins 
Gewicht, auch das Handlungsproblem »verschlossener Wohnungen« trägt wesent- 
lich zur Typisierung privatisierter Gefährdungen bei. Die Begriffsübersichten 
(siehe Abbildung 5) deuten die dabei wirksamen ordnungssensitiven Normie- 
rungspraktiken an, die als Ausdruck abweichenden Verhaltens im Wohnraum zur 
Sprache kommen. Gefährdungen im häuslichen Umfeld stehen im Sinnzusam- 
menhang »gewalttätiger Auseinandersetzungen«, von »Drogen- und Alkoholkon- 
sum«, »Arbeitslosigkeit« und »finanzieller Problemlagen«. 


Herr Weidner: Ja, okay. Die Begriffe sind schon mal so, so genannt worden, aber 
explizit jetzt, äh, son Stichpunkt Kindeswohlgefährdung, äh, haben wir hier nicht. 
Also wir haben das schon immer so unter dem Sammelbegriff häusliche Gewalt (.) so 
was wie Familienstreit. [Streifendienst] 





85 Geht man näher auf diesen von Goffman (1980) so bezeichneten Komplex ein, zeigt sich noch 
deutlicher, warum kindeswohlgefährdende Situationen den Grenz- oder Sonderfall beruflicher Er- 
wartung der Polizei bilden. Er entspricht der Tendenz, alles was geschieht, auch mit unseren be- 
reits vorhandenen Vorstellungen bewältigen zu wollen. „Man nimmt das Unerklärte hin, aber nicht 
das Unerklärliche“ (ebd.: 38). 

86 Schallenberger (2009) differenziert vier diagnostische Paradigmen. Das kulturalistische, behavio- 
ristische, physiologisch-medizinische und milieutheoretische Paradigma. Das milieutheoretische 
Paradigma betrachtet Gefährdungen als Resultat der „schwierigen sozialen Umwelt“ (ebd.: 273) 
von Kindern und Jugendlichen, die hinsichtlich emotionaler und sozialer Bedürfnisse unterver- 
sorgt sind und drohen zu verwahrlosen. 
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Herr Weidner betont zunächst die fehlende Passung des Begriffs Kindeswohlge- 
fährdung mit abgesicherten Kategorien der Polizei, was ihm die Möglichkeit zur 
Unterordnung des Kindeswohls unter gängige Polizeibegriffe erlaubt. Insbeson- 
dere die Bezeichnung »häusliche Gewalt«, aber auch der »Familienstreit« steht 
dabei explizit in semantischen Relationen zu räumlichen Familiengrenzen. Die 
Einordnung der Kindeswohlgefährdung unter diese »Sammelbegriffe« deutet in- 
sofern auf die schwach ausgeprägte rechtliche Absicherung des Begriffs in der 
Polizeipraxis hin. Gleichwohl, gewissermaßen im Umkehrschluss, aber auf den 
erhöhten Deutungsaufwand, Kindeswohlgefährdungen zum Gegenstand polizeili- 
cher Tätigkeiten zu erheben. Denn je stärker sich Aufmerksamkeiten an polizeili- 
chen Sammelkategorien ausrichten, desto stärker bleiben sie auf Deliktzusammen- 
hänge und rechtliche Verantwortungszuschreibungen bezogen. 


Frau Eder: (3) Ich samma so ähm, wenn die (..) meistens straffällig geworden is (I: 
Ja.) also ich samma jetzt ne normale Familie, wo alles (.) in Ordnung is (3) da passiert 
eigentlich nie was, also da besteht eigentlich keine Gefahr für die Kinder. [Streifen- 
dienst] 


Auch für Frau Eder spielt sich die Kindeswohlgefährdung »meistens« im krimi- 
nellen Milieu ab und betrifft dabei Familien, die auch im Hinblick auf andere De- 
likte bereits auffällig geworden waren. Innerhalb dieser semantischen Struktur 
verstetigt sich die Kindeswohlgefährdung in der Figur einer logischen Fortschrei- 
bung krimineller Handlungen. Weil sie auch semantisch keine eigene Qualität be- 
sitzt, ordnet sie sich, wie von Herrn Weidner oben bereits angedeutet, anderen 
Delikthandlungen unter. Den semantischen Gegenhorizont zum kriminellen Mi- 
lieu bildet die »normale Familie«, in der »alles in Ordnung ist«. Diese Gegenüber- 
stellung läuft auf ein Verdachtsbildungsmuster hinaus, dessen Aufmerksamkeiten 
sich an dichotomen Abweichungssemantiken bewegen.’ 


Herr Walter: Eigentlich schon die sozial Schwachen. Das ist meistens in diesen, in 
diesen Kreisen. (Interviewer: Wie zeigt sich das dann (?) Also was sind das dann kon- 
kret für, Leute auf die Sie da treffen (?) Herr Walter: Ja, wo halt viel Alkohol getrun- 
ken wird. Die keiner Arbeit nachgehen. (Interviewer: Mhm.) Das ist meistens bei de- 
nen. (l.: Und was die Kinder betrifft (?) Wie, welchen Eindruck machen die Kinder 
auf Sie (?) Herr Walter: Dass se vernachlässigt sind. Das ist halt häufig, dass die halt 





87 In der Polizeiforschung sind solche Normalisierungsstrategien, die auf Dichotomisierungen der 
Bevölkerung in „Anständige“ und „Randständige‘“ abzielen, hinlänglich bekannt (siehe Feest 
1971; Ricken 1992). Die Selektivität polizeilicher Verdachtsbildungsprozesse knüpft sich dabei 
häufig an schichtspezifische Wahrnehmungen und mittelschichtsgeprägte Normalisierungen. 
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eventuell unter dem Trinken der Eltern leiden, seelisch leiden. [Sachbearbeiter ‚Ju- 
gendkriminalität“] 


Für Herrn Walter sind es »sozial Schwache«, von denen auch eine Gefährdung für 
Kinder und Jugendliche ausgeht. Auch die anschließende Spezifizierung dieser 
»Kreise« konzentriert sich auf Defizitbeschreibungen wie »Alkoholkonsum« und 
»Arbeitslosigkeit«. Milieubedingte bzw. strukturell angelegte Problemsituationen 
der Eltern finden ihre Entsprechung in kindeswohlbezogenen »Vernachlässigun- 
gen«. Herr Walter nutzt dafür eine milieuspezifische Übertragungsfigur. Soziale 
Probleme werden nicht nur von Generation zu Generation weitergetragen, sondern 
innerhalb dieser Argumentationsfigur verdachtsmäßig zusammengeschlossen®®. 
Das semantische Grundmotiv der privatisierten Gefährdungen liegt daher und in- 
nerhalb der gewählten Darstellung in generationenübergreifenden Tradierungsan- 
sichten. Mit der Vernachlässigung wird den betroffenen Kindern auch ein entspre- 
chendes »Leiden« zugeschrieben. Worin sich dieses Leiden allerdings genau do- 
kumentiert, so, dass auch die Polizei Notiz davon nehmen kann, bleibt in der Schil- 
derung unausgesprochen. 


Frau Ziemer: Aber die, die regelmäßig strafrechtlich in Erscheinung treten, die kom- 
men natürlich aus so einem Milieu, was, äh, was quasi dieses Potenzial der Kindes- 
wohlgefährdung quasi birgt, aber diese Familien, äh, oder da muss ich anders drauf 
zurückkommen. Ähm, über jedes, über jede Straftat, die durch ein Kind und einen 
Jugendlichen begangen wird, erfolgt ne Mitteilung ans Jugendamt. (I: Mhm.) Also, 
so. Und auch auf Nachfrage dann. Natürlich sind diese Familien dem Jugendamt, äh, 
bestimmt in 90 Prozent aller Fälle bekannt. Also da läuft auch schon die ein oder 
andere Maßnahme, äh, also. [Sachbearbeiterin „häusliche Gewalt‘] 


Herr Weidner: Na doch. Man macht sich schon seine Gedanken. Also es ist ja nicht 
nur mit der, mit, mit, mit Kindern oder Jugendlichen. Das ist ja auch, wenn jetzt ein 
Familienstreit ist zwischen Erwachsenen und man hört jetzte, sag ich zum Beispiel 
Ortsteil (X-Straße), das ist bei uns so ne Straße wo halt ein großer Anteil von denen 
wohnt, die mit uns schon mal zu tun hatten. Also das hat man schon. Wenn man sagt: 
"Okay, jetzt gehts nach Ortsteil raus. Nicht schon wieder.", ne. [Streifendienst] 


Frau Ziemer bringt anschließend kriminelle Handlungen und Kindeswohlgefähr- 
dungen über das Muster einer gedanklichen Umkehr in einen Sinnzusammenhang. 
Denn in ihrer Schilderung begehen gefährdete Kinder selber wieder Straftaten. 
Milieugefahren können sich insofern auf beteiligte Kinder übertragen, als sie auch 





88 Ein ähnliches Muster rekonstruieren Betz und Bischoff (2013: 71) im Muster »Risikokinder als 
Kinder in spezifischen sozialen Lagen«. Es stellt im Kontrast zu anderen Diskursmustern die un- 
günstigen meist milieuspezifischen Rahmenbedingungen des Aufwachsens in den Mittelpunkt. 
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zu kriminellen Handlungen ihrerseits führen. Die Umkehr der Täter-Opfer-Bezie- 
hung und der dabei wirksame Übertragungsmechanismus führen in ihrer Schilde- 
rung überhaupt zu einer originären Zuständigkeit der Polizeiorganisation. Denn 
erst jene Straftaten, die von Jugendlichen verübt werden, bilden ein sichtbares und 
von der Polizei bearbeitbares Korrelat vorausgegangener Gefährdungslagen. Das 
Milieu, in dem sich solche privatisierten Gefährdungen zutragen, entwickelt aber 
auch eine »Ausstrahlung« auf ganze Ortsteile. Denn in der räumlichen Orientie- 
rung ordnen sich Milieugefahren, die im Konnex der Kindeswohlgefährdung ste- 
hen, einem polizeibekannten kriminellen Milieu unter. Für Gefährdungen hinter 
verschlossenen Türen, so lässt sich allgemein vermuten, strukturiert die »Polizei- 
bekanntheit« auch kindeswohlspezifische Aufmerksamkeiten, allerdings ohne da- 
bei die konkrete Gefährdungssituation von Kindern selbst zu explizieren, wie die 
Beschreibungen von »Familienstreitigkeiten zwischen Erwachsenen« betonen. 


Frau Ziemer: Also, also prinzipiell, nur unter uns, muss man sich das jetzt so vorstel- 
len, wenns, wenns in einer Familie, wo Kinder leben, zu häufiger Gewalt kommt und 
häusliche Gewalt ist ja oftmals nicht eine Einzelsache. (I: Mhm.) Die wird immer in 
der Folge wieder passieren, häufig, äh, äh, sporadisch oder periodisch wie auch im- 
mer, äh. Wenn, wenn Eltern, äh, in Konflikt geraten miteinander und das wenn Kinder 
vorhanden sind (I: Mhm.), kann man einfach davon ausgehen, dass das Kindswohl 
gefährdet ist, weil ein Kind letztlich das mit ansieht oder ansehen oder muss oder das, 
das widerfährt, was der Mutter oder dem Vater erfährt, das kann ja auch dem Vater 
widerfahren. Es muss nicht unbedingt die Mutter das Opfer sein, es kann auch der 
Vater, äh, sein. Wenn ein Kind davon Zeuge wird, äh, ist das Kind davon letztendlich 
betroffen, ge (?) (I: Mhm.). [Sachbearbeiterin „häusliche Gewalt] 


Anschließend zieht Frau Ziemer den Interviewer dahingehend ins Vertrauen, dass 
Deutungen „wiederkehrender Gewaltmuster“ in Familien zur „stillschweigenden 
Übereinkunft“ (Strauss 1978: 224) der Polizeiarbeit im Kinderschutz gehören. 
»Häusliche Gewalt« sei daher keine »Einzelsache«, sondern wird »immer wieder 
passieren«. Wenn sich Konflikte im häuslichen Umfeld zutragen, kann »einfach 
davon ausgehen« werden, »dass auch das Kindeswohl entsprechend gefährdet ist«. 
Um es in der Sprache der Logik auszudrücken: Kindeswohlgefährdungen werden 
aus Deliktzusammenhängen logisch deduziert und wiederum als Folgeerschei- 
nung unter jene Delikthandlungen rubriziert. Im Sinnhorizont von Strafverfolgung 
sind Kinder dabei bspw. als »Zeugen« von einer Gefährdung »betroffen«, wie 
Frau Ziemer hervorhebt. Auf semantischer Ebene bleibt damit nicht nur das „foo- 
ting“ von Täter-, Opfer- und Zeugenrolle weiter wirksam (siehe oben), sondern 
auch eine aus Offizialdelikten abgeleitete Beiläufigkeit der Verdachtsbildung im 
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Falle von Kindeswohlgefährdungen. Insbesondere im Bedeutungshorizont poli- 
zeilich relevanter Straf- und Ordnungssemantiken stellt die Wahrnehmung einer 
Kindeswohlgefährdung strukturell eine Randerscheinung dar. 

Kontrastierungen öffentlicher und privater Gefährdungsräume liegen ver- 
dachtsbezogene Aufmerksamkeitsschwerpunkte zugrunde, die sich auch sprach- 
und handlungslogisch abbilden lassen. An öffentlichen Orten können Gefähr- 
dungshandlungen als Ereignissequenzen unmittelbar beobachtet werden, womit 
besondere Zugangsbeschränkung zu Verdachtshinweisen in den Hintergrund tre- 
ten. Weil Familien und ihre Angehörigen an öffentlichen Plätzen mit Polizeiange- 
hörigen gemeinsame Ereignisräume teilen, benötigen Verdächtigungen dort keine 
besondere Deutungsanstrengung. Auf der Straße erzwingen Kindeswohlgefähr- 
dungen polizeiliche Aufmerksamkeiten. Gefährdungen im Privaten unterliegen 
nicht nur wohnräumlichen Grenzmarkierungen, sondern auch milieuspezifischen 
sowie straf- und ordnungsrechtlichen Zuschreibungen, die sich zu einem Bild von 
Verdachtsgeneralisierungen verdichten lassen. Während öffentliche Gefährdun- 
gen akute Situationsklärungen nach sich ziehen, werden privatisierte Gefährdun- 
gen als chronifizierte, strukturell bedingte Gefährdungslagen verdachtsförmig ge- 
neralisiert. 


4.1.4 Zwischenfazit: Verdachtsbildungen der Polizei 


Kinderschutzbezogene Verdachtsbildungen stehen im Polizeialltag im Kontext 
rechtlicher Arbeitsaufträge, die im Gefährdungsfall mit Zutritten zu Wohnräumen 
einhergehen können. Zutrittsbeschränkungen ergeben sich allerdings auf Grund- 
lage rechtlicher Befugnisnormen. Es können zwar Gefährdungsfälle im Einsatz 
selbst beobachtet werden, auf semantischer Ebene stützten sich kindeswohlbezo- 
gene Verdächtigungen aber auf auferlegte Aufmerksamkeiten. Erst Meldungen 
und Anzeigen bringen Polizeiangehörige mit Kindeswohlgefährdungen in Berüh- 
rung. Folgt ihre Aufmerksamkeit dabei zuerst polizeilichen Deliktbeschreibungen, 
gerät auch die eigentliche Gefährdungssituation für Kinder und Jugendliche in den 
Status beiläufiger Folgeerscheinungen. Als Konsequenz aus beschränkten Woh- 
nungszutritten und gemeldeter Anzeigen ergibt sich für die polizeiliche Verdachts- 
bildung eine strukturell bedingte Beiläufigkeit der Gefährdungsbeobachtung. 

Fragen des rechtmäßigen Wohnungszutritts erzeugen auch auf der Beziehungs- 
ebene Distanzierung zu und von Betroffenen, die sich als Misstrauensbeziehungen 
und Glaubwürdigkeitsprobleme in den Sprachpraktiken niederschlagen. Weil die 
Rechtsbeschränkung zum Wohnraum auch wechselseitige Täuschungsmanöver 
von Polizei und ihrem Gegenüber in Gang setzen kann, gelten die Informationen 
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im Türgespräch tendenziell als unglaubwürdig, die eigene Beobachtung demge- 
genüber als entsprechend glaubwürdig. Polizeiliche Observationen sind daher dem 
Gespräch mit Betroffenen insbesondere im Hinblick auf ihren Wahrheitsanspruch 
vorzuziehen. 


4.2 Verdachtsartikulation: »Oberflächlichkeiten« der 
Polizeieinschätzung 


Im ersten Handlungsschritt — der Verdachtsbildung — konzentrierte sich die Dar- 
stellung auf beruflichen Zugänge und Relevanzsetzungen der Gefährdungswahr- 
nehmung. Im zweiten Handlungsschritt — der Verdachtsartikulation — liegt der 
Schwerpunkt hauptsächlich auf Gefährdungseinschätzungen. Berufliche Erfah- 
rungshintergründe, die Verdächtigungen in Gang bringen, lassen sich hier als Ver- 
dachtsrahmen beschreiben. Die dabei artikulierten Gefährdungskategorien hinge- 
gen im Hinblick auf ihr Differenzierungsniveau unterscheiden. Schlussfolgerun- 
gen betonen die dafür notwendigen kognitiven Anstrengungen, die nötig sind, um 
einen Verdacht im Sinne einer beruflichen Urteilspraxis überhaupt ding- und 
sprachfest machen zu können. 


4.2.1 (Alltags-)Normierung von Gefährdungssituationen 


In der Polizeiforschung wird das Polizeiwissen überwiegend als Handlungswissen 
typisiert. Behr (2006) beispielsweise bezeichnet es als »praxisbezogenes Taug- 
lichkeitswissen«, das durch Erfahrung und Erzählung angeeignet wird und sich 
„durch Repetition und Tradition verfestigt bzw. habitualisiert“ (ebd.: 83). Im Kon- 
trast zum von Behr verwendeten Erfahrungsbegriff, der auch die Zugehörigkeit 
zur Polizeiorganisation nahe legt, betonen Polizeiangehörige im Feld der Kindes- 
wohlgefährdung ihren persönlichen Erfahrungshintergrund bei der Bewertung von 
Gefährdungssituationen. 


I: [...] Und worauf, äh, gründet dann diese Einschätzung (?) Wie, wie, orientieren Sie 


sich da (?) 


Herr Weidner: Ja, es ist halt nach meiner persönlichen Einschätzung (..) Also mehr, 
mehr ausm Bauchgefühl heraus. Also ich hab da jetzt keene konkreten Vorgaben nach 
welchen Kriterien muss ich jetzte welche Stellen wie informieren. [Streifendienst] 
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Frau Eder: Also ich samma, das merkt man schon selber irgendwie. Ich sag mal 
Bauchgefühl. Irgend so ein Raster gibts da nicht. Ich sag mal reines Bauchgefühl (.). 
[Streifendienst] 


Der Interviewer fragt explizit die Grundlage der Gefährdungseinschätzung an, die 
nicht nur die Kompetenz zur Reflexion einschließt, sondern auch eine nachträgli- 
che und gesteigerte Begründung von Gefährdungseinschätzungen verlangt. Also 
zumindest nachträglich fordert der Interviewer einen reflexiven Umgang mit der 
Einschätzung Kindeswohlgefährdung. Herr Weidner antwortet darauf recht uner- 
wartet mit dem Hinweis auf »persönliche Einschätzungen« und unterlegt diese mit 
einer zumindest angedeuteten Normalisierung (»es ist halt so«). Wenn aus einem 
»Bauchgefühl heraus« geurteilt wird, werden Einschätzungen zur persönlichen 
Entscheidung herabgestuft. Von einer geteilten, einen beruflichen Wissenshori- 
zont überziehenden Einschätzung distanziert sich seine Darstellung, denn die feh- 
lenden beruflichen »Vorgaben« würden intuitive Einschätzungen und Ermessens- 
spielräume quasi zwangsläufig erzeugen. Im Terminus »keine konkrete Vorga- 
ben« dokumentiert sich aber nicht nur die Sprachlosigkeit der Polizeibewertung, 
sondern auch das an der Regelbefolgung orientierte Handeln der Polizeiorganisa- 
tion insgesamt, die den formalen Handlungsvollzug vor die fachliche Bewertung 
einer Gefährdungssituation stellt. 

Auch in der zweiten Aussage von Frau Eder präsentiert sich ihre Einschät- 
zung als eine Art »Bauchgefühl«. Das »irgendwie Bemerken« der Gefährdung 
deutet aber verschärft auf die engen Grenzen der Explikation intuitiver Bewer- 
tungsmaßstäbe hin. Fehlen wissensförmige Absicherungen der Gefährdungsbe- 
wertung, gründen die persönlichen Einschätzungen auf relativ diffusen Beobach- 
tungen mit einem relativ niedrigen Explikationsniveau. »Persönliche Einschätzun- 
gen« und intuitive Entscheidungen betonen demnach zwar die grundsätzliche 
»Nicht-Standardisierbarkeit« (vgl. Oevermann 1996) der Verdachtsarbeit, aber 
auch die Dominanz persönlicher Beurteilungenaußerhalb beruflicher Vorgaben 
und Wissensstrukturen. Mit dem Fehlen beruflicher Orientierungen erfährt das be- 
rufsunabhängige Erfahrungswissen zumindest implizit eine Aufwertung. 

Die Bedeutung individueller Werturteile und persönlicher Erfahrungen bei 
der Beurteilung von Kindeswohlgefährdungen lässt sich quer durch die gesamte 
Polizeiorganisation nachweisen und ist daher keine spezifische Problemstellung 
der »frontline worker« (vgl. Lipsky 1980), die in besonderem Maße mit dem Wi- 
derspruch theoretischen Wissens, bürokratischer Vorgaben und der Eigenlogik der 
Praxis konfrontiert werden. Das Ausgrenzen einer explizit wissensförmigen Deu- 
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tungsebene und das Auflösen von Kindeswohlgefährdungen in Semantiken „sub- 
jektiver Qualitäten“ (Abbott 1988: 36°”) und Alltagserfahrungen verringert die 
Chance auf die Ausbildung einer homogenen und beruflich konnotierter Gefähr- 
dungseinschätzung. 


Herr Tippmann: [...] ja, jeder Polizeibeamte oder ((lacht kurz auf)) fast jeder hat auch 
irgendwo Familie. Kennt also, ich sag mal, soziale Beziehungen, Umfeldbedingungen 
für Kinder und kann schon, ich sag mal, aufgrund der Lebenserfahrung, nicht mal 
unbedingt der Berufserfahrung, einschätzen, ist das hier irgendwie ne Situation, die 
nicht ganz normal ist oder ist die ganz normal (?) Und, äh, da er Gefahren, da der 
Polizeibeamte ja Gefahren für Menschen abwehren muss, das ist ein gesetzlicher Auf- 
trag, wird er dies natürlich insbesondere och für Kinder tun (.) [Dienststellenleiter] 


Herr Weidner: Wie es, wie es der Polizeibeamte schon gesagt hat. Erst einmal a)) 
Menschenverstand (I: Aha.), äh, sicher auch Situation-, Berufserfahrung ein Teil [...]. 
[Streifendienst] 


Die Betonung persönlicher Intuitionen setzt sich in der Darstellung des Dienststel- 
lenleiters Herrn Tippmann fort mit dem Begriff der »Lebenserfahrung«. Auch 
Herr Tippmann substituiert dabei berufliche Orientierungen durch persönliche Er- 
fahrungen: Denn die Erfahrungen, die aus »familiären und sozialen Beziehungen« 
sowie aus den »Umfeldbedingungen für Kinder« hervorgehen, stehen der Bedeu- 
tung nach außerhalb beruflicher Erfahrungsaufschichtungen und bilden dennoch 
die Grundlage einer »sicheren« Gefährdungseinschätzung. Dafür greift Herr Tipp- 
mann auf eine Normalisierungsfigur zurück, die sich begrifflich als Abweichung 
zwischen »nicht ganz« oder »ganz normal« artikuliert und über Strukturen des 
Alltags legitimiert. Die allgemeine Lebenserfahrung bildet hier nicht nur das Fun- 
dament zweiseitiger Normalisierungsfiguren, sondern unterstellt ebenso einen 
breiten Konsens zur Beurteilung von Gefährdungen. So unterschiedlich die Erfah- 
rungen einzelner Polizisten auch sein mögen, im Hinblick auf die Typisierung 





89 Abbott (1988) unterscheidet zwischen objektiven und subjektiven Qualitäten eines Problems. 
„Two kinds of properties make problems alike. Some are objective, given by natural or technolo- 
gical imperatives. Others are subjective, imposed by the present and past of a culture itself” [...] 
Professions sometimes use their abstract knowledge to reduce the work of competitors to a version 
of their own. This is the basic mechanism of interprofessional competition” (ebd.: 36). Gerade die 
subjektiven Qualitäten von Problemzusammenhängen bieten die Chance auf Deutungskämpfe um 
Zuständigkeit und stehen daher unter einem gesteigerten Konkurrenzdruck. 
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»normale Familie« wird ihre Einschätzung von einer weitreichenden „Konsens- 
fiktion‘®® getragen. Herr Tippmann unterstellt damit auch eine innere Geschlos- 
senheit der Beurteilungsmaßstäbe zur Gefährdungseinschätzung, auch wenn sie 
sich auf individuelle Bewertungen berufen. 

Welche Legitimationsstrategie kann der Orientierung am Alltag in der Beur- 
teilung eines Gefährdungsverdachts zugrunde liegen? Mit der Ausgrenzung beruf- 
licher Bewertungsmaßstäbe wird nicht nur die Einschätzung auf einen breiten 
Konsens gestellt, sondern auch das eigene Handeln wesentlich vor Kritik ge- 
schützt. Alltagsnormierungen stellen eine beruflich unspezifische Legitimations- 
basis dar, die sich auch gegen Kritik immunisiert.’! Die Lebenserfahrung bildet 
dafür einen Bezugsrahmen, der quer zur beruflich organisierten Erfahrungsbil- 
dung liegt. In der Verdachtsarbeit sind diese Normalisierungsvorgänge insofern 
von Bedeutung, als die »Lebenserfahrung« mit einer hintergründigen Differenz 
von Erfahrung und Wissen operiert und dort aktiviert wird, wo es darum geht „zu 
beurteilen, ob etwas normal oder unnormal, verdächtig oder unverdächtig ist“ 
(Reichertz 1992a: 141). Die Artikulation des Gefährdungsverdachts steht dabei 
nicht nur außerhalb einer wissensbasierten Gefährdungseinschätzung, sondern 
auch für die Aufwertung und Dominanz persönlicher Beurteilungsmaßstäbe. All- 
tagskonstruktionen schlagen sich dabei in »Normalitätsvorstellungen« nieder, die 
sich um dichotome Abweichungssemantiken (»normal« vs. »nicht-normal«) orga- 
nisieren. Insofern die Polizei auf eine berufliche Wissensmarkierung zur Gefähr- 
dungseinschätzung weitgehend verzichtet, steht auch ihre Verdachtsartikulation 
auf dem Fundament persönlicher Erfahrungsaufschichtungen. Und an die Stelle 
einer berufsförmigen Wissensorganisation tritt die berufsunspezifische Alltagsle- 
gitimation. 


4.2.2 Die »offensichtliche« Gefährdungseinschätzung 
Auch als Konsequenz der Betonung allgemeiner Lebenserfahrung, die den Ver- 


dachtsrahmen einer Kindeswohlgefährdung aktivieren können und sich durch per- 
sönliche Urteile hinreichend legitimieren, werden Kindeswohlgefährdungen aus 





90 Der Begriff geht auf Hahn (1983) zurück und verdeutlicht, dass heterogene Gruppen (bei Hahn 
betrifft dies zuerst Paare und Lebensgemeinschaften aber auch andere »Kleingruppen«) einen er- 
höhten Bedarf an Gemeinsamkeitsfiktionen haben. Daher wird innerhalb der Gruppe eine Homo- 
genität von Einstellungen, Gefühlen und Normen fiktiv angenommen. 

91 Bittner (1972) hat die Alltagsnähe der polizeilichen Wissensorganisation folgendermaßen be- 
schrieben: Polizisten verwenden in erster Linie Methoden, die auf Strukturen des Alltags beruhen. 
Fehlendes Expertenwissen führe dazu, dass die Wissensorganisation „ideographisch und besten- 
falls in Ansätzen nomothetisch“ (ebd.: 114) strukturiert ist. 
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Sicht der Polizei als »oberflächliche« bzw. »offensichtliche« Problemzusammen- 
hänge angesprochen. In einer handlungstheoretischen Gegenüberstellung lässt 
sich grundsätzlich danach unterscheiden, ob Handlungen »offen« oder »verdeckt« 
vollzogen werden (vgl. Strauss 1993: 23)°. Während offene oder hier offensicht- 
liche Handlungen die Teilnahme an Ereignissen und Interaktionen zentral voraus- 
setzen, können verdeckte Handlungen nur rückblickend als Ergebnis einer Hand- 
lung beurteilt und eingeschätzt werden. Übertragen auf die Urteilspraxis der Poli- 
zei zeigt sich, dass sich ihre Fachkräfte an der konkreten »offenen« Gefährdungs- 
beobachtung orientieren und infolgedessen auch Gefährdungen in eindeutige Ver- 
dachtsurteile auflösen. 


Frau Ziemer: [...] Wissen Sie, wenn Kinder auf Matratzen schlafen müssen, wo man 
seinen eigenen Hund nicht schlafen lassen wollte, dann ist das aus meiner Sicht schon 
ein Zustand, der zur Kindswohlgefährdung führt. (I: Mhm.) Weil dieses Kind unter 
Umständen leben und groß werden muss, wies nicht normal ist. (I: Mhm.) Und ich 
mein was ist normal (?) (I: Mhm.) Das ist immer ne Frage, wie man es ganz einfach 
interpretiert, wie man selbst empfindet, ge (?) Aber wenn solche Zustände einfach 
vorliegen, wo ich als Behörde damit konfrontiert werde, diese Feststellungen treffe, 
dann habe ich einfach die Verpflichtung dem Kind gegenüber (I: Mhmhm.) ne Maß- 
nahme zu treffen. [Sachbearbeiterin „häusliche Gewalt“] 


Zunächst überführt Frau Ziemer die Gefährdungseinschätzung in den Stand einer 
Selbstverständlichkeit. Eine Gefährdung liegt im beschriebenen Beispiel ohne 
Restzweifel »einfach« vor. Solche „selbsterklärenden“ Gefährdungen werden hier 
über einen Vergleich aufgerufen, der eine Gefährdungssituation so weit dramati- 
siert, dass auch keine weiteren Deutungsspielräume mehr bestehen. Auch Frau 
Ziemer orientiert sich dabei am Muster drastischer Milieugefährdungen (siehe 
oben). Neu an dieser Schilderung ist der offensichtliche Widerspruch, den ihre 
Schilderung selbst erzeugt. Denn einerseits rekurriert sie auf ihre »persönliche 
Empfindung« und damit auf individuelle Werturteile, andererseits bricht die Sub- 
jektivität der Gefährdungseinschätzung semantisch dort zusammen, wo »Zustände 
einfach vorliegen«, die »Behörde damit konfrontiert wird«, oder sie einfache 
»Feststellungen« trifft. Die eigene Beteiligung an der Gefährdungswahrnehmung 
wird sprachlich zugunsten vermeintlicher »Objektivitätsannahmen« verwischt 
und die persönliche Zurechnung einer Gefährdungseinschätzung einschließlich ih- 
rer beruflichen Verantwortung über Eindeutigkeitsnarrative weitgehend unkennt- 
lich gemacht. 





92 Strauss (1993) sagt zur Unterscheidung offener und verdeckter Handlungen: „Actions (overt and 
covert) may be preceded, accompanied, and/or succeeded by reflective interactions“ (ebd.: 29). 
Letztlich wird damit analytisch zwischen Handlungsebene und Beobachtungsebene unterschieden. 
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Herr Weidner: Ich glaube, äh, es sitzt ja Frau L. hier. Das ist eine Frau, die hat viel- 
leicht einen ganz anderen, äh, Einfühlungsvermögen in dem Moment, wenn sie in so 
ne Situation rein kommt wie vielleicht ein Mann. (I: Mhm.) Man muss auch sagen, ist 
vielleicht die Streifenwagenbesatzung vielleicht gerade in einen tödlichen Verkehrs- 
unfall gekommen und kriegt jetzt plötzlich so ne Ruhestörung und, und stellt das dann 
fest, ist ne ganz andere Wahrnehmungsempfindung, als wenn ich jetzt grade vom, 
vom Dienst frisch beginne und fahr dort hin. (I: Mhm.) Wie gesagt es sind immer auch 
Objektivitätsmerkmale, die ich aufnehme, die ich vielleicht in dem Falle auch falsch 
bewerten könnte. [Streifendienst] 


Herr Weidner: Die Polizei schätzt das dann schon ein. Also wenn wir objektive Sach- 
stände sehen, ne vermüllte Wohnung, im Kühlschrank nichts zu Essen (I: Ja.), Kinder 
geben uns Hinweise, die werden ja befragt (I: Mhm.). Dann werden wir sofort tätig 
und holen uns das Amt (.). [Streifendienst] 


Etwas anders gelagert ist die Einschätzung von Herrn Weidner, der relativ „höl- 
zern“ (Das ist eine Frau«) auf geschlechtsspezifische Urteilspraktiken hindeutet. 
Insgesamt weist aber auch seine Schilderung eine ähnliche Argumentationsfigur 
auf. Denn zunächst breitet Herr Weidner aus, wodurch sich unterschiedliche Per- 
spektiven in der Beurteilung des Verdachts begründen können. Geschlecht, Auf- 
gabenabfolge (»tödlicher Verkehrsunfall dann Kindeswohlgefährdung«) oder Ta- 
gesablauf (»frisch im Dienst«) würden das »Einfühlungsvermögen« und die Be- 
wertung der Kindeswohlgefährdung wesentlich beeinflussen. Damit wird zwar 
auch in der Erzählung von Herrn Weidner die »Gefühlsarbeit« (Strauss u.a. 1980; 
für die Polizei Szymenderski 2012) als Grundlage der Beurteilung hervorgehoben, 
die Kindeswohlgefährdung aber anschließend wiederum mit dem Muster einer ge- 
neralisierten Objektivitätsannahme überzogen. Nicht die Gefährdung bzw. der Ge- 
fährdungsverdacht verändert sich im Zuge affektiver Rahmungen, sondern ledig- 
lich die Gefahr »falscher« Bewertungen. Eine zu starke Anteilnahme an der Ge- 
fährdungsbeobachtung würde zu falschen Schlüssen führen, die substanzielle 
Wahrnehmung der Situation jedoch nicht berühren. Auch wenn Herr Weidner Dif- 
ferenzen der Beurteilung damit sprachlich hervorhebt, konzentrieren sich Ver- 
dachtsbewertungen auf distanzierte Beobachtungen, bei der persönliche Einflüsse 
als Störgröße gelten. 

In der anschließenden Äußerung von Herrn Weidner wird der Widerspruch 
zwischen Objektivitätsunterstellung und persönlicher Einschätzung gänzlich ma- 
nifest. Denn einerseits hebt Herr Weidner hervor, dass es »schon« eine Beteiligung 
an der Einschätzung der Gefährdung durch die Polizei gibt. Anschließend konter- 
kariert er aber durch die Verkopplung »objektiver Sachstände« und »vermüllter 
Wohnungen« eine mögliche Einflussnahme auf die faktische Gefährdungsein- 
schätzung. Auch hochgradig sozial normierte Einschätzungen wie »vermüllte 
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Wohnungen« werden hier sprachlich zur fixen Objektivitätsunterstellung. Und ge- 
rade das sprachliche Auflösen persönlicher Einflussgrößen in vermeintlich objek- 
tive Einschätzungen und Stellungnahmen lässt jede Form der eigenen Beteiligung 
semantisch unkenntlich werden. 

Sprachfiguren »offensichtlicher Gefährdungen« lassen sich auch in den ana- 
lysierten Meldebögen nachzeichnen. In der Übersicht (siehe Abbildung 6) sind 
dafür die Polizeimeldungen an das zuständige Jugendamt nach den Gefährdungs- 
anzeichen der Meldetexte zusammengetragen. Zunächst basiert die Beobachtung, 
die Gründe dafür wurden bereits beschrieben, auf Einschätzungen, die sich primär 
auf Wohnräume beziehen. Das Gefährdungsspektrum reicht dort von »verqualm- 
ten Wohnungen« über »alkoholisierte Personen« bis hin zu den bereits zitierten 
»Vermüllungen«. Mit Blick auf die Meldebögen zeigen sich auch hier Objektivi- 
tätsunterstellung polizeilicher Gefährdungseinschätzungen. Gefährdungen werden 
»festgestellt«, »vorgefunden« oder »wahrgenommen«, also sprachlich trotz hoch- 
gradig normierender Gefährdungsanzeichen in den Kontext eindeutiger Einschät- 
zungen gestellt. Insofern sich die Beurteilungspraxis hierbei auf Gefährdungs- 
räume beziehen, unterliegen sie scheinbar auch den Zumutungen des polizeilichen 
Einsatzes, der nach „Klarheit, Sicherheit, Eindeutigkeit“ (Christe-Zeyse 2006: 82) 
strebt. Bei der Beurteilung von Kindeswohlgefährdungen verstärkt sich diese an 
der Oberfläche ausgerichtete Beurteilungspraxis noch durch das weitgehende Feh- 
len beruflicher Verdachtskategorien, die auch das polizeiliche Handeln stärker 
fachlich strukturieren könnten. Das auf semantischer Ebene erzeugte Eindeutig- 
keitsparadox zwischen Objektivitätsunterstellung und subjektiver Bewertung 
stellt gewissermaßen die Konsequenz aus fehlenden beruflichen Vorgaben und 
dem Handlungszwang der Praxis dar.” 





93 Berger und Luckmann ([1970]2004) beschreiben die Transformation subjektiv gemeinten Sinns 
in institutionell abgesicherten Objektivationen über einen allgemeinen Erfahrungsbildungspro- 
zess. Zunächst betonen Objektivationen insofern den dinghaften Charakter von Wahrnehmungen 
und Handlungen, als sie nicht mehr als Ausdruck geistiger oder subjektiver Beteiligung betrachtet 
werden. Sie scheinen anschließend als Realität sui generis außerhalb der subjektiven Erfahrungen 
zu stehen. 
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»Eigene Beobachtungen« der Polizei Gefährdungsanzeichen 

Festgestellt Verqualmte Wohnung 
Alkoholkonsumierende Personen 
Sozialunverträgliche, hygienisch 
bedenkliche Zustände 





Wahrgenommen Kind schläft nicht 
Penetranter Geruch 
Schwellung am Hinterkopf 
Verwahrlosung/Vermüllung 
Alkoholisierte Personen 


Vorfinden Müll und Drogen 
Unsaubere Zustände 
Wohnung vermüllt und unordentlich 





Abb. 6: Eigene Beobachtungen der Polizei und Gefährdungsanzeichen 


Eine besondere Expertensicht oder fachliche Perspektive auf Kindeswohlgefähr- 
dungen wird auf der Basis offensichtlicher Einschätzungen und ihren Eindeutig- 
keitsmotiven nicht hervorgebracht. In der Verdachtsartikulation der Polizei stehen 
sich, so lässt sich hier verallgemeinernd schlussfolgern, Laien- und Expertenurteil 
auch deswegen nicht als konkurrierende Einschätzungen gegenüber, weil die Be- 
rufspraxis über keine zuständigkeitssichernden Allokationen von Expertendeutun- 
gen innerhalb ihres beruflichen Diagnosesensoriums verfügt. Dominieren Hand- 
lungszwänge Gefährdungseinschätzungen, steht auch der Verdacht unter dem 
Vorzeichen eindeutiger Raumwahrnehmungen. Oder einfacher: Der Raum drängt 
die Polizei auch bei der Artikulation ihres Verdachts zur Eindeutigkeit. 


4.2.3 Die Unsichtbarkeit polizeilicher Grenzsemantiken 


Dominieren Alltagskonstruktionen die Bewertungsmaßstäbe von Verdächtigun- 
gen, werden auch Abgrenzungen zu mitbeteiligten Berufsgruppen schwieriger 
bzw. in der Praxis unbrauchbar. Grenzziehungen zwischen Berufsgruppen nehmen 
dort zu, wo sich Kompetenzdomänen auch sprachlich artikulieren können. Orien- 
tiert sich das Verdachtsurteil kontrastiv dazu an einer auch sprachlich gestützten 
Regression von Gefährdungsbeobachtungen auf »objektive«, »normale« und »ein- 
deutige« Problembeschreibungen, steigt im gleichen Maße auch die Domänenkon- 
kurrenz zu benachbarten Berufsgruppen. 
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Frau Ziemer: Also ich glaube nicht, dass das Jugendamt diese Kindswohlgefährdung, 
den Begriff anders definiert, als die Polizeibeamten oder als das Familiengericht. (I: 
Mhmhm.) Aber das Aufgabenfeld, in dem wir uns bewegen, die Möglichkeiten, die 
jede Behörde hat, ist [...] ist anders. [Sachbearbeiterin „häusliche Gewalt“] 


Frau Ziemer: Also diese Meldung käme zustande durch, äh, Meldung von Verdachts- 
momenten durch die Nachbarschaft, durch Freunde der Familie, durch Angehörige 
der Familie, durch Kindertagesstätten, durch Schulleitung. Also alles die Menschen, 
die letztendlich mit dem Kind zu tun haben, die dem Kind begegnen im alltäglichen 
Leben, die können solche Feststellungen treffen (I: Ja.) und die müssens natürlich 
weitergeben, ne (?). [Sachbearbeiterin „häusliche Gewalt“] 


Daher »glaubt« Frau Ziemer »nicht«, dass zwischen der Einschätzung einer Ge- 
fährdung angrenzender Berufsgruppen und dem polizeilich geprägten Gefähr- 
dungsbegriff Unterschiede bestehen. »Polizei, Jugendamt und Familiengericht« 
würden so auch von der gleichen Gefährdungseinschätzung ausgehen. Unterstellt 
sie damit eine Perspektivenkongruenz, unterscheiden sich die angesprochenen In- 
stitutionen jedoch hinsichtlich ihrer formalen Aufgabenbeschreibungen und den 
daraus abgeleiteten behördenspezifischen Handlungsmöglichkeiten grundlegend. 
Aus ihrer Sicht sind es organisationsspezifische Aufgabenzuschnitte, die Unter- 
schiede zwischen den Institutionen hervorrufen. Nicht Fachkompetenzen erzeu- 
gen berufsbezogene Differenzen, sondern lediglich ihre Behördenbefugnisse. Spä- 
ter im Interview spezifiziert sie die »Verdachtsmomente« ihrer Gefährdungsein- 
schätzung noch genauer. Ebnet sie in der ersten Schilderung die Unterschiede der 
Gefährdungseinschätzung auf der Ebene eines horizontal angelegten Berufsver- 
gleichs ein, findet in der zweiten Äußerung eine Entdifferenzierung des Gefähr- 
dungsbegriffs auch auf vertikaler Ebene, der Auflösung des Gegensatzes von All- 
tags- und Expertendeutung, statt. »Nachbarn«, »Freunde« und »Familienangehö- 
rige« können dann ebenso gut »Feststellungen« treffen wie »Kindertagesstätten«, 
»Schulen« oder eben die Polizeiangehörige. Nur die beruflichen wie auch privaten 
Zugänge zu Gefährdungsbeobachtungen markieren Gemeinsamkeiten und Unter- 
schiede zwischen den angesprochenen Kinderschutzakteuren. Die Möglichkeit 
konkurrierender Beurteilungen trotz gemeinsamer Beobachtungen wird zumindest 
auf semantischer Ebene damit nicht ins Kalkül gezogen. Alle beteiligten Akteure 
sind aus ihrer Sicht angehalten, „Feststellungen“ zu treffen und Informationen ent- 
sprechend »weiterzugeben«. Statt der eigenständigen Beurteilung einer Beobach- 
tung steht für sie der Arbeitsauftrag zur Informationsweitergabe im Handlungs- 
zentrum. 


Herr Weidner: Also ja uns wärs schon lieber, wenn, wenn vom Jugendamt da immer 
noch ein Ansprechpartner da wäre (I: Ja.), weil das erleichtert unsere Arbeit auch. Das 
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nimmt uns ja auch Entscheidungen ab [...] Wenn, wenn die, äh, sagen würde zum 
Beispiel: "Wir kennen die Situation dort in dieser Familie und wir, wir klären das im 
Nachhinein. Sie müssen das jetzt nicht machen.", ja (?) Das nimmt uns ja och Ent- 
scheidungen. (I: Mhmhm.) Man ist ja viel freier in seiner Arbeit, wenn man weniger 
Entscheidungen fällen muss. [Streifendienst] 


Bezogen auf die konkrete Handlungssituation der Gefährdungseinschätzung pro- 
voziert das Fehlen beruflicher Grenzmarkierungen auch eine Herabstufung ihrer 
beruflichen Mitverantwortung. Herr Weidner plädiert aus Einsatzsicht daher für 
eine generelle Beteiligung des Jugendamts, auch an der Gefährdungsabschätzung. 
Seine Absicherungsüberlegung erzeugt eine Verantwortungszuschreibung in 
Richtung Jugendamt, die sich inhaltlich, folgt man seiner Aussage, über ein 
„Mehr-Wissen“ zu Familien begründen kann. Er arbeitet »viel freier, wenn er we- 
niger Entscheidungen fällen muss«. Handlungsspielräume ergeben sich scheinbar 
erst dort, wo das Handeln ohne sichtbare Entscheidungsverantwortung abläuft 
bzw. davor geschützt wird. Entscheidungen würden nicht nur das Handeln der Po- 
lizei für Außenstehende sichtbar machen, sondern es auch mit Verantwortung aus- 
statten, der Herr Weidner versucht auszuweichen. 


Herr Tippmann: Wir hatten schon Fälle, wo wir halt festgestellt haben, dass, ich sag 
mal jetzt, zu dieser Jahreszeit die Heizung abgestellt war, weil die Leute Strom nicht 
bezahlt haben. (I: Mhm.) Das sind schon Punkte, wo wir dann sagen da sollte man 
informieren. (I: Mhm.) Ohne, dass wir andere Indikatoren haben oder feststellen 
konnten, die uff ne Kindeswohlgefährdung schließen lassen, aber alleine schon, äh, 
bei dieser, äh, zu dieser Jahreszeit bei, was weiß ich, vielleicht von acht Grad zu leben, 
ist zumindestens informationswürdig. Wie dann die tatsächlich Verantwortlichen da- 
mit umgehen, ist deren Job. [Dienststellenleiter] 


Herr Tippmanns Verdachtsurteile fallen differenzierter aus. Denn scheinbar gibt 
es für ihn doch Indikatoren, die stärker oder schwächer auf Kindeswohlgefährdun- 
gen hindeuten. Wenn »Heizungen abgestellt werden, weil der Strom nicht bezahlt 
ist«, muss das nicht zwangsläufig eine Gefährdung nach sich ziehen. Aber: Ganz 
gleich ob ein schwacher oder starker Verdacht seine Einschätzung strukturiert, po- 
lizeiliche Gefährdungsbeobachtungen gelten in beiden Bereichen als entsprechend 
»informationswürdig«, auch unabhängig davon, wie die »tatsächlich Verantwort- 
lichen damit umgehen«. Steht die Verdachtsartikulation in einer semantischen Re- 
lation zur Informationsweiterleitung, besteht auch handlungspraktisch keine Not- 
wendigkeit, sie inhaltlich zu spezifizieren, sprachlich zu kategorisieren und gene- 
rell beruflich zu qualifizieren. Steuert lediglich der Meldeimpuls die Gefährdungs- 
einschätzung, sind auch begriffliche Differenzierungen der Kindeswohlgefähr- 
dungen im Polizeialltag praktisch nicht notwendig. 
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Herr Weidner: Also sei es jetzte mal, wie in dem Fall, wovon Sie Kenntnis haben, 
dass wa sagen: "Okay. Mir schätzen das jetzt für uns ein. Es reicht, wenn wir das 
Jugendamt im Nachhinein informieren.", oder wir haben einen Fall, wenn ma sagen 
müssen: "Hier müssen wir das Kind sofort in die Obhut des Jugendamtes stellen, weil 
wir könnens ja nicht verantworten.", das hatten wir schon. Aber das ist im Prinzip 
unsere, denke ich mal, unsere Entscheidung vor Ort. Das müssten wir polizeilich ein- 
schätzen. [Streifendienst] 


Was dann von einer Verdachtsartikulation bezogen auf Kindeswohlgefährdungen 
für Polizeiangehörige „übrig bleibt“, beschreibt anschließend Herr Weidner. Ober- 
flächlich betrachtet könnte man seine Schilderung als Kontrast zum oben beschrie- 
benen Vermeidungshandeln der Polizei lesen, weil jetzt auch ihre Verantwortung 
und Entscheidungen thematisch aufscheinen. Allerdings bezieht sich die Verant- 
wortung nicht auf die Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung selbst, sondern 
lediglich auf die zugehörige Einschätzung einer Meldung einer Kindeswohlge- 
fährdung. Er entscheidet daher nicht über das Vorliegen einer Gefährdung ein- 
schließlich des damit verbundenen Entscheidungsrisikos, sondern lediglich dar- 
über, wann eine Meldung an das zuständige Jugendamt erfolgen soll (im »Nach- 
hinein«, oder »sofort«). Nicht zu melden, scheint dabei keine reale Handlungsop- 
tion darzustellen. 


Frau Eder: (3) Ich sehs eigentlich n-n-nich so. Es is einfach nur meine Einschätzung 
(I: Hmh.) und die trag ich dann ans Jugendamt oder ans Kinderheim weiter und die 
müssn dann halt sagen (1) ja oder nein (I: Ja.) abor (1) festlegen obs Kind jetzt bleib 
oder wegkommt, machn wir eigentlich nich. [Streifendienst] 


Auch weil Frau Eder Kindeswohlgefährdungen über Eingriffsbefugnisse des Ju- 
gendamts typisiert, benötigt die Polizei keine eigenen Bewertungsgrundlagen. Ihr 
Kommentar zeigt deutlich, dass die »Einschätzung« Kindeswohlgefährdung 
zwangsläufig auch die Herausnahme von Kindern nach sich zieht. Der Eingriff, 
wie aber auch die Einschätzung der Gefährdung, fällt damit folgerichtig in die 
Zuständigkeit von »Jugendamt« und »Kinderheim«. Sie deutet in dieser Aussage 
nicht nur eine Verkürzung des Verdachtsurteils auf behördliche Eingriffsintentio- 
nen an, sondern produziert dabei ebenso einen Kurzschluss zwischen Gefähr- 
dungsbeurteilung und einer sich daran anschließenden Interventionsnotwendig- 
keit. Der über Eingriffslizenzen artikulierte Kurzschluss lässt sich scheinbar auch 
nicht mit eigenen Inferenzen (Schlussfolgerungen) aufbrechen. Polizei und Ju- 
gendamt stehen in diesem Verständnis für Verwaltungseinheiten, deren Eingriffs- 
befugnisse auch ihre Urteile normieren. 


Herr Tippmann: Also da gibts natürlich unterschiedliche Sichtweisen, äh, das ist voll- 
kommen klar. Aber in vielen Fällen, glaube ich, wird die Sichtweise ähnlich sein, weil 
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wenn das Jugendamt seiner Aufgabe entsprechend nachkommt und och viel in Prob- 
lemwohnungen geht, sehen sie das selbe wie wir [...] Das kann sein, muss aber nicht 
sein. Wenn, wenn, äh, das Jugendamt erstmalig mit dieser Situation konfrontiert wird 
(I: Mhmhm.) und wir das zehnte Mal, ist das ein Unterschied. Das ist ganz klar, aber, 
äh, ich glaube schon, dass das Jugendamt letztendlich och ähnliche Erfahrungen hat, 
weil es halt sehr häufig, äh, ja, einfach sehr häufig einen Zusammenhang zwischen 
Alkohol und, ähm, Vernachlässigungen von, von Kindern gibt. Und deshalb werden 
die, glaube ich, schon ähnliche Blickweisen dann haben. [Dienstellenleiter] 


Herr Tippmann: Weil ich sehs eben aus der Einsatz-, polizeilicher Einsatzsicht und 
die aus anderen Sichten. Insofern will ich damit sagen, dass ich glaube, äh, der Pro- 
zentsatz dieser Leute oder dieser Problemfälle ist so, Gott sei Dank so gering, dass 
viele dann schon mit nem ähnlichen Blick darauf schauen oder mit ner ähnlichen Per- 
spektive das, das sehen, aber mit unterschiedlichen Aufgaben. [Dienststellenleiter] 


Herr Tippmann führt die »ähnliche Sichtweise« von Jugendamt und Polizei auf 
den gemeinsamen Einsatzort, die »Problemwohnung«, zurück. Arbeitsorte und be- 
rufliche Zugangsweisen zu privater Lebensbereichen würden demnach auch einen 
Konsens der Beurteilung von Gefährdungen und Gefährdungshandlungen erzeu- 
gen (vgl. auch Möller 2010: 16). In der zweiten Äußerung spezifiziert Herr Tipp- 
mann die Problemtypik dieser gemeinsamen Gefährdungseinschätzung. Der Zu- 
sammenhang von »Alkohol« und »Vernachlässigung« wäre auch in der Urteils- 
praxis des Jugendamts Grundlage ihrer Gefährdungsbewertung. Allerdings lassen 
sich ihre »Blickweisen« durchaus nach der Einsatzhäufigkeit unterscheiden. Dass 
die Polizei häufiger mit Gefährdungssituationen »konfrontiert« ist, die sich in 
Wohnräumen zutragen, lässt sich als Erfahrungsbildungsprozess werten, der die 
Vermutung unterschiedlicher Grenz- und Schwellenwerte bei der Bewertung einer 
Gefährdung zwischen Polizei und Jugendamt zulässt. In welche Richtung die Er- 
fahrungsbildung jedoch ausschlägt, ob gewissermaßen ein Herab- oder Heraufset- 
zen der Gefährdungsschwelle mit der Zunahme an Erfahrung einhergeht, bleibt in 
der Darstellung allerdings unkommentiert. 

Erst an späterer Stelle konkretisiert Herr Tippmann die Beurteilung der Kin- 
deswohlgefährdung entlang des Kriteriums von Einsatzhäufigkeiten. Die Selten- 
heit von Polizeieinsätzen führe gewissermaßen zu deckungsgleichen Gefähr- 
dungseinschätzungen. Je seltener Gefährdungsfälle im Berufsalltag vorkommen, 
desto eindeutiger auch ihre Einschätzung, je häufiger, desto notwendiger werden 
differenziertere Beurteilungen. Die praktische Erfahrungsbildung, die sich hinter 
der Chiffre »Einsatzsicht« verbirgt, folgt dem Differenzierungsmuster praktischer 
Fallbearbeitungen. Dennoch dominieren auch hier aufgabenspezifische Abgren- 
zungen zwischen beiden Organisationen und ihren Organisationseinheiten, die 
sich durch formale Arbeitsaufträge und Eingriffsbefugnissen legitimieren. 
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4.2.4 Zwischenfazit: Verdachtsartikulationen als 
„Eindeutigkeitsnarration“ 


Zu Beginn dieses Kapitels wurde von der »Eindeutigkeit« der polizeilichen Ver- 
dachtsbearbeitung bzw. ihren Urteilspraktiken gesprochen. Auch ihre Wissens- 
strukturen folgen in Analogie zur Phase der Verdachtsbildung begrifflich dem 
Duktus des Gefährdungsraums. Insofern sich auch Beurteilungen von Kindes- 
wohlgefährdungen auf Einschätzungen zum Wohnraum beziehen, werden sie in 
Semantiken »eindeutiger Kindeswohlgefährdungen« formuliert und entsprechend 
vorgetragen. Der dabei zur Geltung gebrachte Verdachtsrahmen, der die Erfah- 
rungsbildung bündelt und im Hinblick auf Kinderschutzfragen organisiert, stützt 
sich auf persönliche Wertmaßstäbe und die Betonung einer allgemeinen Lebenser- 
fahrung, ohne berufliche Zugehörigkeiten zu reflektieren. Legitimationsbasis die- 
ser Urteilspraxis bilden zumeist moralische Werturteile, die sich in dichotomen 
Abweichungssemantiken (normal vs. verdächtig, ordentlich vs. unordentlich usw.) 
bewegen. Gleichwohl spricht die Polizei im Verdachtsfall die Sprache von Objek- 
tivitätsunterstellungen. Das Eindeutigkeitsparadox zwischen persönlicher Beurtei- 
lung und Objektivitätsannahme bleibt dabei weitgehend unbemerkt. 

Für die Problemnormierung der Kindeswohlgefährdung lässt sich daher le- 
diglich ein weitgehendes Fehlen beruflicher Bewertungskategorien konstatieren. 
Statt einer inhaltlichen Differenzierung der Gefährdungseinschätzung organisiert 
sich ihre Bewertung an behördenspezifischen Normdurchsetzungen, ohne die Nor- 
minhalte — die Kindeswohlgefährdung — dabei selbst zu qualifizieren. Ihre Voll- 
zugsnormierung steht dabei im Kontext des Einsatzgeschehens, weil erst der Ein- 
satz unmittelbares Handeln aber auch die Exekution vorschriftsmäßigen Handelns 
erzwingt.?* 

Fehlende Grenzsemantiken zu benachbarten Berufsgruppen führen dann 
auch zur Unsichtbarkeit polizeilicher Schlussfolgerungen. Lediglich ihre Ein- 
griffsrechte und Interventionsbefugnisse markieren berufliche Differenzierungen 
der Gefährdungseinschätzung. Eingriffsrechte und Bewertungsvorgänge erzeugen 
auf sprachlicher Ebene enge semantische Verbindungen, gewissermaßen Kurz- 
schlüsse von Urteilsprozessen über Eingriffslizenzen ohne diagnostische Fallaus- 
legungen und mehrschichtige Verdachtsbewertungen. 

Die Sprachstrukturen zur Verdachtsbewertung, die hier im Hinblick auf be- 
rufliche Artikulationsmöglichkeiten systematisch zusammengetragen wurde, las- 
sen Eindeutigkeitsmotive hervortreten, mit denen auch Gefährdungssituationen 
umfassend bearbeitet werden. Ereignisse, die auf entsprechende Verdächtigungen 





94 Girtler (1980: 37£f.) beschreibt bereits diesen Gegensatz als Widerspruch bürokratischen Handelns 
und der Einsatzlogik der Polizei. 
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hinweisen, erzeugen Abweichungsnarrationen »eindeutig« normaler oder ver- 
dächtiger Informationen. Normierungen des Verdachts laufen darüber hinaus auf 
die Sicherstellung des Handlungsvollzugs hinaus und bezieht von dorther ihre 
»Eindeutigkeit«. Weil auch Bewertungsvorgänge und Behördeneingriffe zusam- 
mengedacht werden, entfällt augenscheinlich die Möglichkeit zur schlussfolgern- 
den Vergewisserung und differenzierten Verdachtsbewertung im Status vorläufi- 
ger Hypothesenbildung. 


4.3 Verdachtsabklärungen als Verantwortungsdelegationen 


Bei Abklärungshandlungen stehen berufliche Interventionsmöglichkeiten im Mit- 
telpunkt, einen Gefährdungsverdacht mit beruflichen Mitteln zu prozessieren und 
ihm vom Status her zu bestätigen oder zu falsifizieren. Weil auch Kinderschutz- 
aufgaben angrenzende Berufsgruppen bei solchen Abklärungshandlungen ver- 
stärkt zusammenführen und in der Fallarbeit Kooperationszusammenhänge erzeu- 
gen, verweisen ihre Behandlungsverfahren auf gegenseitige Einflussnahmen so- 
wie insgesamt auf Arrangements zur Bewältigung von Kinderschutzaufgaben. Ab- 
klärungshandlungen eröffnen differenzierte Betrachtungen beruflicher Zuständig- 
keitsauffassung, Verantwortungsübernahmen und Formen ihrer Arbeitsteilung. 
Welche (Be-)Handlungsmöglichkeiten hat die Polizei im Verdachtsfall einer Kin- 
deswohlgefährdung? 


Herr Tippmann: Sicher, ja. Demzufolge werden wir schon stärker, äh, mit der Ext- 
remsituation befasst sein, aber ich denke die Familien, wo also wirklich richtig gesof- 
fen wird, die sind auch tagsüber ( ), also viele dann eben, die Hartz IV sind, sind ebend 
die, die zu Hause sind, die keene Perspektiven mehr sehen. Da ändert sich nicht, da 
ändert sich vielleicht ein bissl der Alkoholisierungsgrad, aber alle anderen Umstände 
bleiben eher gleich. [Dienststellenleiter] 


Für die „Behandelbarkeit“ der Gefährdung bzw. für eine erfolgreiche und auch 
polizeilich verantwortete Verdachtsabklärung ist zunächst von grundsätzlicher 
Bedeutung, dass von ihrer Seite Kindeswohlgefährdungen zumeist als Milieu- 
gefahren typisieren werden — also Gefährdungslagen beschreiben, die sich in 
entsprechenden Gefährdungsmilieus abspielen und innerhalb familialer Bezieh- 
ungskonstellationen reproduziert werden. Sie lassen sich nur graduell verändern 
und — zumindest mit den Bordmitteln der Polizei — nicht umfassend be- 
handeln. Mit Blick auf die »Umstände«, die zur Gefährdung führen, bleibt das 
Polizeihandeln dem Selbstanspruch nach wirkungslos. Für Verdachtsabklärungen 
orientieren sich Polizeiangehörige an Vorstellungen chronifizierter Gefähr- 
dungszuschreibungen (siehe auch Kapitel 4.1.3). 
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4.3.1 Die eigenmächtige Regelung von An- und Abwesenheit 


Daher erfolgt auch lediglich der kurzfristige Kriseneinsatz in eigener Zuständig- 
keit und auch nur dann, wenn der Wohnraum akute Gefahren adressiert. Weil sich 
die Gefahrenabwehr (für betroffene Kinder) der Polizei nur vermittelt über die 
Konfliktparteien (die beteiligten Eltern) realisieren lässt, besteht eine generelle 
Handlungsoption der polizeilichen Abklärungsarbeit in der Regelung von An- und 
Abwesenheit; gewissermaßen in Anwesenheitskontrollen in Gefährdungsräumen. 


Frau Eder: (3) Einfach nur versuchen ruhig zu bleiben, zu re:dn (I: Hmh.) wenn er 
nicht in die Wohnung gehört, rausschmeißen [...]. Genau. Oder auch eine Gewahr- 
samnahme, wenn se so besoffn sin, das se nich mehr alleine zurechtkomm. [Streifen- 
dienst] 


Als Antwort auf die Frage, was denn die Polizei in einer vermeintlichen Gefähr- 
dungssituation tun könne, bezieht sich Frau Eder auf eine allgemeine Deeskalati- 
onsüberlegung. »Ruhig bleiben« und »reden« sind scheinbar generelle Strategien, 
häuslichen Konflikten entgegenzutreten. Aber auch der Wohnungsverweis gehört 
der Schilderung nach zum Standardrepertoire kindeswohlbezogener Polizeibe- 
handlung. Die hier präsentierte Anwesenheitskontrolle setzt nicht nur einen kon- 
kreten Ortsbezug, sondern auch Wissen über legitime Anwesenheit am Ort ent- 
scheidend voraus. Auch die in der Schilderung anschließend explizierte »Gewahr- 
samnahme« steht im Sinnhorizont legitimer Anwesenheit, beschreibt jedoch auch 
eine invasivere Deplatzierungsoption. 


Herr Walter: Na, ist ne, hat ne Straftat gefunden, äh, wo eventuell das Kind das Opfer 
ist (I: Mhm.) dann gibts keinerlei Ermessensspielraum. (I: Mhmhm.) Dann verfolge 
ich das, dann werde ich mit Sicherheit dort vor Ort schon Sanktionen äußern. Das geht 
ja zum Beispiel der Vater schlägt halt die, die Kinder. Vielleicht die Mutter auch noch. 
Da habe ich ja die Möglichkeit der Wohnungsverweisung. Was ich dort mit Sicherheit 
auch aussprechen werde. Teilweise auch, äh, gegen den Willen der, der Ehefrau, sage 
ich mal. Wenn ich, wenn ich sage wieder: "Ich erachte es so, es könnte hier weiter 
gehen und ich mache das zum Wohl halt der Familie oder der Kinder." Oder wenn 
beide agieren gegen das Kind, dass ich sage: "Ich nehme das Kind halt raus." (I: 
Mhm.), weil ne Wohnungsverweisung für beide kann ich ja nicht machen, dann ist 
das Kind ja och auf sich allein gestellt. [Sachbearbeiter „Jugendkriminalität] 


Herr Walter schildert die Handlungsmöglichkeiten der Polizei in einer umfassen- 
den Situationsbeschreibung. Polizeihandlungen können hiernach grundsätzlich im 
Kontext der Strafverfolgung stehen. Ist eine Straftat »gefunden«, gibt es keine Er- 
messens- und Handlungsspielräume. Er kann aber auch Sanktionen mit dem Ziel 
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aussprechen, akute Konfliktsituationen kurzfristig aufzulösen. Die »Wohnungs- 
verweisung« ist insbesondere dort ein geeignetes Abklärungsmittel, wo akute Ge- 
fährdungen für Kinder abgewendet werden sollen. An Grenzen stößt diese Form 
der Konfliktregulierung aufgrund ihrer personellen wie zeitlichen Einschränkun- 
gen. Personell kann sie sich lediglich auf eine Konfliktpartei beziehen, auch zeit- 
lich bleibt sie als Maßnahme der akuten Gefahrenabwehr ebenfalls äußerst limi- 
tiert. Handlungslogisch manifestiert sich im Deplatzierungsritual auch die Ergeb- 
nisorientierung der Polizei, die in die Richtung einer kurzfristigen Lagebereini- 
gung im Polizeieinsatz tendiert (vgl. Christe-Zeyse 2006: 85). 


Frau Ziemer: Äh, Polizei kann zum Beispiel vor Ort, wenn ma jetzt davon ausgeht, 
dass jetzt die Eltern ne Diskrepanz hatten, dass es da ne Sache gab, ne strafrechtliche, 
da kann die Polizei erst mal einen Platzverweis aussprechen. Ja, für den Täter. Das, 
äh, ist eigentlich erst mal ein recht einfaches Mittel, was auch schnell umzusetzen 
geht. Ja (?) Das kann bis hin führen zu einer Wohnungsverweisung, die auch mehrere 
Tage anhalten kann, so ne Maßnahme durch die Polizeibeamten. [Sachbearbeiterin 
„häusliche Gewalt“] 


Auch in der Schilderung von Frau Ziemer steht der Platzverweis in einer semanti- 
schen Relation zum Wohnraum. Der »Wohnungsverweis« lässt sich aber auch un- 
abhängig von strafrechtlichen Verfahrensvorschriften erteilen und bildet daher den 
Kern eigenmächtiger Polizeimaßnahmen. Die Reichweite des polizeilichen Ge- 
fahrenmandats wird bei dieser Form der Abklärungsarbeit aber nicht nur von der 
Wohnung räumlich, sondern immer auch zeitlich limitiert (weil es lediglich »meh- 
rere Tage anhalten kann«). 

Die unter Gefahrengesichtspunkten eingeleiteten Abklärungsmaßnahmen 
lassen sich im Wesentlichen vom polizeilichen Gefahrenmandat ableiten und in 
eigener Zuständigkeit bearbeiten, obwohl sie in Reichweite und Wirksamkeit äu- 
Berst begrenzt bleiben. Deeskalationen und die Trennung von Streitpersonen bzw. 
ihr Fernhalten von Kindern und Jugendlichen lassen sich als eigenständige Abklä- 
rungshandlungen im Sprachgebrauch von Polizeiangehörigen entsprechend nach- 
weisen. 


4.3.2 Die Hilfsarbeiten der Polizei im Kriseneinsatz 


Im Kontrast zur eigenmächtigen Bereinigung von Gefährdungsräumen steht bei 
Vollzugshilfen eine andere Zuständigkeitsregelung im Mittelpunkt ihrer Abklä- 
rungshandlungen. Die Zusammenarbeit folgt dem Muster von »Amtshilfen«, 
wenn Jugendämter ihre Interventionen durch eine entsprechende Polizeibeteili- 
gung absichern wollen. 
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Herr Walter: Polizei hat ein klares Handlungskonzept. Wir haben genau, wir gehen da 
rein. Du kannst, wenn dort drinne jemand schreit, die Tür eintreten, das kann der So- 
zialarbeiter nicht. (I: Mhmhm.) Weil er kann jetzt nicht hingehen, weil er sich ange- 
meldet hat, klingelt, macht keiner auf. Er hört zwar im Hintergrund Geräusche, sagt 
er: "Gut.", dann muss er wieder abtreten. (I: Mhm.) Dann muss er das nächste Mal 
kommen. Wenn er das zweite Mal dann da war, muss er eventuell dann doch mal mit 
der Polizei kommen. Dann klopfen wir dann und dann auf machen (I: Mhm.), ja (?) 
Entweder Familie ist drin, machen se auf und wenn ma dann meistens androhen, dass 
wirnoch einen Schlüsseldienst holen, ich hab jetzt was gehört, das ist wahrscheinlich, 
da geht meistens die Tür auf. (I: Ja.) Das kann der Sozialarbeiter zum Beispiel (I: Ja.) 
nicht. Deshalb hab ich auf diese Amtshilfe angesprochen. [Sachbearbeiter „Jugend- 
kriminalität“] 
Auch in den von Herrn Walter angesprochenen Differenzen zu sozialpädagogi- 
schen »Handlungskonzepten« zeigen sich die polizeilichen Sonderrechte, »Türen 
einzutreten«. Die Polizei verkörpere jene Eintrittsbefugnisse, ohne die Sozialar- 
beiter vor Wohnungen »abtreten« müssten. In der nicht nur sprachlichen Figur des 
„Abtretens vor Wohnräumen“ liegt einerseits eine implizite Aufwertung der Poli- 
zeiarbeit verborgen, gleichwohl aber auch die strukturelle Abhängigkeit der Poli- 
zeiabklärung von Jugendamtsanfragen. Stehen Kindeswohlgefährdungen im Zu- 
sammenhang »verschlossener Wohnungen, ist scheinbar auch die Mitbeteiligung 
der Polizei früher oder später (»das zweite Mal kommen wir mit der Polizei«) un- 
ausweichlich. Bei Tätigkeiten des Türenöffnens bleiben so gesehen unweigerlich 
Abhängigkeiten zur Sozialen Arbeit bestehen, was bereits im Begriff der »Amts- 
hilfe« seine begriffliche Entsprechung findet.” 


Herr Tippmann: Das könnte das Jugendamt machen und das müsste zu begründen 
sein. (I: Mhm.) Nämlich, dass sie, äh, nicht in der Lage sind ihre eigene Maßnahme 
durchzuführen. Also ich konstruiere, sie müssen in eine Wohnung, haben dazu och 
das Recht. Also was wees ich, welche Rechte die jetzt haben. Das ist mir erst mal egal, 
aber sie wissen nachdem sie schon drei Mal dort gewesen sind, dass sie nicht rein- 
kommen ohne, dass es zu einer tätlichen Auseinandersetzung kommt, weil der Vater 





95 Diese Vorgehensweise entspricht der gesetzlich im $ 8a Satz 4 SGB VIII geforderten Kooperation 
zwischen Jugendamt und Polizei im Fall einer akuten Gefährdungsabwendung. „Soweit zur Ab- 
wendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der Einrichtungen der Ge- 
sundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch 
die Personenberechtigten oder die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tätig- 
werden erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten 
nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwendung der Gefährdung zuständigen 
Stellen selbst ein.“. 
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sagt: "Wenn ihr reinkommt, hau ich euch mit der Axt auf den Kopf.", dann ist natür- 
lich der Punkt erreicht, wo Polizei gut ist. Dann wird das Jugendamt ein Vollzugshil- 
feersuchen an das, an die Polizei senden und wir gehen gemeinsam dort hin, um, äh, 
dort Gefahren abzuwehren oder Straftaten zu verhindern. [Dienststellenleiter] 


Die Inanspruchnahme der Polizei setzt allerdings auch eine entsprechende Rechts- 
prüfung aufseiten der Sozialen Arbeit voraus, die im akuten Gefährdungsfall je- 
doch in den Hintergrund zu treten scheint, oder in der sich anschließenden Zusam- 
menarbeit zumindest unangesprochen bleibt. Eine Kontrolle seitens der Sozialen 
Arbeit für die Indienstnahme der Polizei gerät zur Nebensächlichkeit akuter Ge- 
fährdungsabklärungen. Als Exekutivorgan der Gefahrenabwehr spielen inhaltliche 
Gründe respektive rechtliche Voraussetzungen für Interventionen eine untergeord- 
nete Rolle für das Polizeihandeln. 

Die anschließende Falldarstellung beschreibt dazu eine akute Gefährdungs- 
situation, in der auch die Zusammenarbeit von Jugendamt und Polizei aufgrund 
massiver Bedrohungen unausweichlich wird. Bei akuten Kriseninterventionen bil- 
den Jugendamt und Polizei der Darstellung nach eine besondere „Gefahrenge- 
meinschaft‘“, in der das Jugendamt ihre Eingriffe durchsetzt und die Polizei im 
Hinblick auf die Vereitelung von Straftaten und Rechtsverletzungen einem prä- 
ventiven Handlungsansatz folgt. 

Insofern überkreuzen sich im Aufeinandertreffen von Polizei und Jugendamt 
institutionell abgesicherte Präventionsprogramme und Interventionsaufgaben. 
Wohnungszutritte, die für Fachkräfte der Sozialen Dienste im Kontext akuter Ge- 
fahrenabwehr stehen, können gleichermaßen Straftaten und Ordnungsdelikte zu 
verhindern helfen, was wiederum das polizeiliche Handeln umfassend legitimie- 
ren würde. Jugendamt und Polizei bilden bei verdachtsbezogenen Abklärungs- 
maßnahmen nicht nur eine behördliche Interventionskette, um Eingriffshandlun- 
gen zu prozessieren, sondern auch eine berufliche Informationskette mit dem Ziel, 
spezialisierte Behördenbefugnisse im akuten Interventionsfall aufeinander abzu- 
stimmen. 


Herr Tippmann: Ja, die ist am Ende dieser Hierarchie eben ((lacht)) und sie wills ja 
oft och nicht. Das ist ja klar, wenn wir, wir sehen ja dann schon auch Gefahren und 
die wollen wir beseitigen oder bestimmte Gefährdungen verhindern. Das ist vollkom- 
men normal. Das ist unser Job. Das ist klar. Aber hinter dem Polizeiaufgabengesetz, 
in dem ja unsere Aufgaben und auch unsere Befugnisse definiert sind, steht immer 
oder davor steht immer ein spezielles Gesetz. Fast immer ein spezielles Ge- 
setz.[Dienststellenleiter] 


Die Einschätzung und berufliche Auffassung subordinierter Polizeiarbeiten führt 
Herr Tippmann auf strukturelle Rahmenbedingungen zurück, die allerdings in der 
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praktischen Polizeiarbeit auch entsprechend reproduziert würden $»sie wills ja oft 
auch nicht«). Am Ende von Meldewegen und Aufgabenzuschreibungen bliebe ihr 
nur der Arbeitsauftrag, akute Gefahren zu »beseitigen«°. Selbst in Kriseneinsät- 
zen wird die Polizeiarbeit in den Schilderungen zur bloßen Routinehandlung und 
formalen Aufgabenerledigung herabgestuft, statt auf eine am Notfall und Gefahr 
ausgerichteten Kompetenzdarstellung zurückzugreifen (»Das ist vollkommen nor- 
mal. Das ist unser Job«). 

Auch Inobhutnahmen, also vorläufige Schutzhandlung für Kinder und Ju- 
gendliche, bringen Jugendamt und Polizeiangehörige in der konkreten Fallarbeit 
zusammen. Diese mitunter kritischen Herausnahmen von Kindern aus ihren fami- 
lialen Lebenswelten lassen ebenso Kooperationszusammenhänge zwischen beiden 
Organisationen entstehen (vgl. auch Stüwe und Obermann 1998: 21).?’” Aber auch 
an diese Eingriffshandlungen binden sich einseitige Verantwortungszuschreibun- 
gen und berufliche Unterordnungen. 


Herr Walter: Alternativ wäre, die Kinder würden hier her kommen. Es geht ja insbe- 
sondere um die Fälle wo wir Kinder aus Wohnungen holen, weil die anrufen und sa- 
gen: "Ich kann nicht mehr. Ich hau sonst ab.", oder die kommen direkt hier her und 
sagen: "Geht nicht.", äh, ich glaube gesetzlich vorgeschrieben wäre dann die Informa- 
tion an das Jugendamt, Bereitschaftsdienst und die müssten ein Auto organisieren, 
womit die das Kind dann dort hin bringen. Hätte einen deutlichen Zeitverzug zur 
Folge. [Sachbearbeiter „Jugendkriminalität“] 


Zunächst konkretisiert Herr Walter die für ihn typische Ausgangssituation der In- 
obhutnahme. Dafür greift er auf eine besondere Alterskonstruktion zurück, die 
sich zuerst in der allgemeinen Mitteilungsfähigkeit von Kindern und Jugendlichen 
niederschlägt. Inobhutnahmen stehen im Sinnhorizont von Selbstmeldungen, bei 
denen sich Kinder und Jugendliche auch adäquat gegenüber der Polizei zur Ge- 
fahrenlage artikulieren können. Auch die Gefährdungslage der Inobhutnahme 





96 Bei Bittner (1972) lassen sich bereits ähnliche Einschätzungen zur Zusammenarbeit von Polizei 
und Sozialarbeit nachlesen. In einem bei Bittner abgedruckten Zitat eines Polizisten heißt es: 
„Wenn ich meine Arbeit unter Kontrolle haben will und die Straßen relativ ruhig sein sollen, dann 
muss ich die Leute kennen. Ich lerne sie aber nur kennen, wenn ich ihr Vertrauen gewinne. Dazu 
muss ich in ihr Leben treten. Aber ich kann dabei nicht behutsam vorgehen wie ein Sozialarbeiter, 
denn der kann die >Bullen< rufen, wenn was schief geht, ich aber nicht“ (ebd.: 116). 

97 Im untersuchten Landkreis hat sich eine besondere Form der Zusammenarbeit bei Inobhutnahmen 
herausgebildet. Außerhalb der Bürozeiten des Jugendamts übernimmt die Polizei die Rufbereit- 
schaft für den Landkreis. Auch die anschließende Situationsklärung, die ggfs. auch eine kurzfris- 
tige Herausnahme der Kinder nach sich zieht, wird von der Polizei in Absprache mit dem Träger 
der Inobhutnahmestelle organisiert. Anschließend, also im Nachgang der Krisenintervention und 
innerhalb der Bürozeiten, werden die Fälle dem Jugendamt überstellt. Mit Blick auf mögliche 
Aushandlungen zwischen Polizei und Jugendamt stellt diese Regelung aber keine Seltenheit dar 
(vgl. Semmler 2012). 
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(»abhauen von zu Hause«) spielt sprachlich akute Gefahren und riskante Interven- 
tionen auf Routinepraktiken der Polizei herunter. Inobhutnahmen stehen dergestalt 
nicht in Relation zur Krisenintervention, sondern im Zusammenhang einer sach- 
gerechten Weiterbearbeitung, die sich laut Aussage von Herrn Walter auch nur auf 
den „Abtransport“ der Kinder beziehen kann. In seiner Schilderung bestimmen 
sachliche Kriterien die Arbeitsvollzüge, auf deren Hintergrund sich Abklärungs- 
prozesse auch (»Information an das Jugendamt«) abkürzen lassen. Der »Zeitver- 
zug« bildet dabei ein Rechtfertigungsnarrativ, das den formalen Handlungsvollzug 
abstützt, aber nicht die Möglichkeit fachlicher Widerstände des Jugendamts gegen 
jene Polizeiinterventionen ins Kalkül zieht. 


Herr Weidner: Es ist Folgendes. Es gibt ne Kooperationsvereinbarung mit dem Kin- 
derheim L. (I: Ja.) Die, dort sind ausgebildete, äh, Sozialpädagogen dort am Ort, die 
mit dem Jugendamt stetig in Kontakt sind. (I: Mhm.) Die werden dann bei dieser In- 
obhutnahmegeschichte mit hinein gezogen (I: Mhm.) und die treffen, die haben bis 
dato eigentlich immer eigentlich die Entscheidung mit getroffen, ja (?) Also es ist jetzt 
nicht so. Es gibt ja zum Beispiel, klassischer Sachverhalt: in der Familie gibts Unge- 
stimmtheiten, plötzlich klingelts, äh, 23 Uhr 45 und nimmer in der Lage, ich möchte 
nicht mehr nach Hause: "Ich möchte jetzt zum Jugendamt.", ja (?) "Meine Familie, zu 
meiner Familie möchte ich nicht mehr.", sagt nicht den Grund warum. Das ist die 
klassische Inobhutnahme, wo dann sofort die Kooperationspartner greift, sprich das 
Kind nach L.. (I: Mhmhm.) Dort wird der Diensthabende eigentlich angerufen. Dort 
wird eigentlich getrennt, dass das Heim und so wird es auch in 80 Prozent der Fälle 
passieren, hier her kommt, den Jugendlichen aufnimmt und wegnimmt und damit die 
Aufgabe des Jugendamtes praktisch übernimmt [Streifendienst] 


Ähnliches trifft auch auf die Erzählung von Herrn Weidner zu: Denn einerseits 
werden Entscheidungen den »ausgebildeten Sozialpädagogen« überlassen, ande- 
rerseits stützt sich seine Fallschilderung auf die Konzeption einer polizeilichen 
Hilfsdienstleitung. Daher werden im Rahmen des Polizeieinsatzes auch „tieferlie- 
gende“ Probleme nicht angesprochen (»sagt nicht den Grund warum«), sondern 
lediglich „Zustellungen“ der Kinder vorgenommen. Das dabei präsentierte 
„scaling-down“ (Coser 1963) beruflicher Arbeit zur „Servicetätigkeit‘“ (Lehne 
1992: 35) findet bei Abklärungsprozessen in der Erledigung von „Dienstfahrten“ 
und „Türenöffnen“ seine handlungslogische Entsprechung. Auch das berufliche 
»trouble shootings« im Kriseneinsatz steht unter dem Vorzeichen operationaler 
Hilfearbeiten oder für entsprechende vom Jugendamt angefragte Dienstleistungen. 
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4.3.3 Die Polizei als zuarbeitender Ordnungsdienst 


Während Anwesenheitskontrollen eigenständige Polizeimaßnahmen darstellen 
und sich im Rahmen von Vollzugshilfen einseitige Abhängigkeiten zum Jugend- 
amt und den Sozialen Diensten niederschlagen, bilden kinderschutzbezogene Ord- 
nungsaufgaben Handlungsfelder, die weitgehend ohne rechtliche und formale 
Rahmung auskommen. Auch weil das Polizeihandeln hier „keinerlei systematisch 
festgelegten Beschränkungen anderer Institutionen“ (Bittner 1972: 107) unter- 
liegt, können sich darin berufliche Handlungsspielräume und der Polizeieinfluss 
grundsätzlich vergrößern.?® Statt einer zumeist repressiven Polizeiarbeit in Berei- 
chen von Gefahrenabwehr und Strafverfolgung stünde die Ordnungssicherung 
auch für eine generelle Hilfeorientierung. In der Polizeiforschung wird oftmals 
hervorgehoben, dass sich gerade in diesen hilfeaffinen Handlungsfeldern Koope- 
rationszusammenhänge zur Sozialen Arbeit herausbilden, die auf Autonomiespiel- 
räume und Zuständigkeitsansprüche der Polizei positiv zurückwirken (vgl. u.a. 
Ley 1997). 


Herr Tippmann: Äh, der andere Weg passiert häufiger, dass wir etwas feststellen und 
eben das Jugendamt informieren: "Da könnte etwas sein, überprüft das.", das ist so 
das Normale. [...] Das könnte eine Kindeswohlgefährdung tatsächlich sein. [Dienstel- 
lenleiter] 


Herr Tippmanns argumentiert allerdings in eine ganz andere Richtung. Zunächst 
quantifiziert er in seiner Aussage den üblichen Gang von Verdachtsabklärungen. 
Die Polizei »stellt etwas fest«, dass bei näherer Überprüfung auch »tatsächlich 
eine Gefährdung sein könnte«. Aber bereits der vage Verdacht erfordere entspre- 
chende Informationsweitergaben an das zuständige Jugendamt. Die Formulierung 
»Da könnte was sein, überprüft das« weist nicht nur auf die eigene Zurückhaltung 
polizeilicher Einschätzungen hin, sondern auch auf einen mit der Meldung ver- 
bundenen Arbeitsauftrag für Fachkräfte im Jugendamt. Welche Gefährdungslagen 
Meldung an das Jugendamt dabei motivieren, bleibt hier allerdings zunächst un- 
ausgesprochen. 


Herr Walter: Na einfach, weil. Was hat die Polizei damit zu tun (?) Die Polizei ist 
meistens derjenige, der zuerst vor Ort ist und Feststellungen trifft und dann das Amt, 
das Jugendamt informiert. Ja (?) Wenn wir zum Beispiel einen Sachverhalt, dort be- 
gehen, sehen wir dort Verwahrlosung, äh, Kindeswohlgefährdungen. Wir sind ja 





98 Winter (1998: 81) führt die Autonomie der Polizei in diesem Handlungsfeld auch darauf zurück, 
dass „deren Definition weitreichender und ihre Kontrolle ungleich schwieriger“ wird. 
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gleich angehalten die dafür zuständigen Institutionen des Jugendamtes sofort zu in- 
formieren und das tun wir auch. [Sachbearbeiter „Jugendkriminalität“] 


Herr Walter verweist indes auf das Erstbearbeitungsmandat der Polizei, die »zu- 
erst vor Ort ist, Feststellungen trifft und das Jugendamt informiert«. In der an- 
schließenden Formulierung »Sachverhalt begehen« verschränken sich polizeiliche 
Raumbezüge und Handlungsvollzüge. Raum und Gefährdung verschmelzen in der 
Aufforderung, entsprechend ihrer Vorgaben das Jugendamt in die anstehende Ab- 
klärung einzubeziehen. Die assoziative Kraft der »Verwahrlosung«, die im Bege- 
hen des Raums greifbar wird, schlägt sich anschließend in der Aussage bzw. der 
Korrektur von »Verwahrlosung, äh, Kindeswohlgefährdung« nieder. Dabei wird 
nicht nur eine semantische Brücke zwischen Verwahrlosung und Kindeswohlge- 
fährdung geschlagen, sondern auch die damit verbundene Verdachtsabklärung in 
den Konnex von Ordnungsfragen gestellt und ihre Bereinigung gänzlich dem Ju- 
gendamt übertragen. 

Ordnungsfragen bzw. unordentliche Wohn- und Lebenslagen lassen sich 
auch im Sprachgebrauch der Meldebögen nachzeichnen. Auch die dort gemelde- 
ten Gefährdungshinweise vermitteln ein Bild ordnungsnormierender häuslicher 
Problemlagen, für die sich Angehörige der Polizei weitgehend nicht zuständig füh- 
len. Die Domäne Wohnen gibt Aufschluss über die hier verhandelten Ordnungs- 
themen. (siehe Abbildung 7). 








Domäne Taxonomien Komponenten 
Wohnen Unordentlich Zugestellt Bett 
Chaotisch (Drogen) 
Speisereste, Mülltüten 
Unsauber Vermüllt 
Verqualmt 
Stören Geruch Penetrant (durch Tiere) 
Krach Schreie 
Weinen 
Dumpfe 
Schläge 





Abb. 7: Die Domäne »Wohnen«, ihre Taxonomien und Komponenten 


Gefährdungsmeldungen, die sich auf den Wohnraum beziehen, können über »un- 
ordentliche« oder »unsaubere« Zustände informieren, die wiederum die Kompo- 
nenten »Müll« oder »Qualm« einschließen. »Geruch« oder »Krach« kann auch 
andere Mitbewohner »stören«, die sich anschließend im Sinne einer Beschwerde 
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an die Polizei wenden. Der von diesen Informationen eingeschlossene Ordnungs- 
begriff lässt sich schwer mit offiziellen Arbeitsaufträgen der Polizei ins Gespräch 
bringen. Insofern sind auch ihre Informationsweiterleitungen an Fachkräfte des 
Jugendamts immer auch mit entsprechenden Arbeitsaufträgen im Bereich der Ord- 
nungsherstellung versehen. 

Welche Schlüsse zu Abklärungshandlungen im Austausch mit anderen Fach- 
kräften lassen sich im Hinblick auf ordnungsrelevante Fragestellungen ziehen? In- 
sofern Wohnräume bezogen auf Wohn- und Lebenslagen unliebsame Arbeitsauf- 
gaben einschließen (i.S. von „dirty work“ (Hughes 1962)), lässt sich auch kein 
Anspruchsdenken auf die Übernahme von Abklärungshandlungen von Polizeian- 
gehörigen nachweisen. Demgegenüber motivieren diese Arbeitszusammenhänge 
nicht selten Aufgabendelegationen an andere Berufssysteme. Emerson und Pollner 
(1976: 246ff.) betrachten für »unliebsame Tätigkeiten« folgende charakteristische 
Merkmale: (1) häusliche Kontrollbesuche ohne Einladung; (2) Bearbeitung chro- 
nifizierter Problemlagen ohne Aussicht auf Veränderung; (3) Interventionen für 
Personen, die sich selbst nicht als Klienten sehen und (4) normierende Maßnah- 
men, bei denen Selektionsprozesse im Vordergrund stehen. 

Diese Merkmale lassen sich gleichermaßen in der Verdachtsarbeit der Polizei 
nachweisen. Ihrem Wohnungszutritt gehen unspezifische Meldebeziehungen und 
Anzeigen voraus; häusliche Gefährdungslagen lassen sich im Gefährdungsfall nur 
kurzfristig »abstellen« und es besteht aus Sicht der Polizei nur geringe Hoffnung 
auf langfristige Veränderungen. Mit der Meldung ans Jugendamt werden Gefähr- 
dungsfälle selektiert und über einen auf persönliche Erfahrungen und Bewertun- 
gen basierenden Ordnungsbegriff entsprechend normiert. 

Meldebeziehungen zu anderen Berufssystemen lassen sich in Abklärungs- 
phasen auch für Aufgaben- und Verantwortungsdelegationen nutzbar machen. Im 
Material zu ihren Abklärungshandlungen finden sich daher Zuspitzungen zu rei- 
nen Vermittlungstätigkeiten, bei denen sich Angehörige der Polizei unter Beru- 
fung auf Behördenrationalitäten lediglich zur Zuarbeit und Informationsweiterga- 
ben verpflichtet sehen. Ihre Arbeitsleistung würde für Gesamtabklärungsprozesse 
in der Vermittlung von Klienten und Kindern an Organisationen und Fachvertreter 
der Sozialen Arbeit liegen, ohne weiter auf ihre Interventionspläne und Abklä- 
rungsmaßnahmen Einfluss zu nehmen. Weil Meldungen „primär einen Klienten 
[...] und nur sekundär Informationen“ (Stichweh 1994: 315; Herv. im Orig.) trans- 
portieren, endet mit solchen Meldungen auch ihre Arbeitsbeteiligung. Das dabei 
erzeugte Meldearrangement zur Jugendhilfe und ihren Fachvertretern organisiert 
sich im Modus verwaltungsförmig strukturierter Arbeitsteilung und einer rein be- 
hördenspezifischen Übernahme von Verantwortung. Wo Eingriffslizenzen der Po- 
lizei in zeitlicher, rechtlicher und sachlicher Hinsicht enden, übernimmt — nach 
Eingang der Polizeimeldung — das Jugendamt die Verantwortung. 
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4.3.4 Die Logik konsekutiver Verdachtsabklärungen als 
Behördenbeteiligung 


Die polizeiliche Mitarbeit an Abklärungshandlungen reduziert sich insgesamt auf 
behördengemäße Vorstellungen der Durchsetzung von Handlungsnormen und ei- 
ner darin begründeten Chance zur Ausgrenzung und Abwehr von Verantwortung. 
Welche Selbstkonzepte beruflicher Arbeitsleistung auch im Kontrast zur Sozialen 
Arbeit damit zum Ausdruck kommen, zeigen die abschließenden Konzeptbildun- 
gen. Die Besonderheit der Polizeiarbeit in gemeinsamen Arbeitsvollzügen liegt 
insbesondere bei kindeswohlbezogenen Fallbearbeitungen in der Vorstellung ei- 
ner konsekutiven behördenförmigen Verdachtsabklärung. 


Frau Eder: (2) Weil wir wir leiten das halt nur in die Wege, was dann kommt ist die 
Sozialarbeit <lacht. [I: übernehmen sie dann eigentlich Sozialarbeit?] (3) Theoretisch 
ja. Bis zur, bis zur Übergabe an die nächste Institution (I: Mhm.), ich denke schon ja. 
[Streifendienst] 


In Auseinandersetzung mit der Sozialen Arbeit reduziert Frau Eder die Polizeiar- 
beit darauf, „etwas in die Wege zu leiten“. Implizit deuten sich darin zwar Steue- 
rungseinflüsse auf fallbezogene »Verlaufskurven«” an, die in besonderer Weise 
vom ersten Handlungsimpuls — der Meldung - gestaltet werden. Auf sprachlicher 
Ebene begrenzt sie dabei jedoch ihre Beteiligung an Abklärungshandlungen auf 
das Mindestmaß von Informationsbereitstellungen. Bis zur Fallübergabe an das 
Jugendamt übernimmt sie damit nur »theoretisch« Sozialarbeit. Die Betonung ei- 
ner zeitlichen Verantwortungsstruktur unterstützt die Deutung konsekutiver Bear- 
beitungs- und Abklärungslogiken. 


Herr Walter: Und dieser Stressberuf, ja (?) Äh, ganz einfach ganz explizit mit dem 
Mädchen dort (I: Mhm.) oder mit dem jungen Mann dort zu arbeiten. Das heißt das 
sollen dann auch bitte die Professionen machen, die dann dafür auch dann die not- 
wendige Zeit haben. [Sachbearbeiter „häusliche Gewalt“] 


In der Schilderung von Herrn Walter strukturieren Zeitdiktat und Ressourcenaus- 
stattung berufliche Zuständigkeitsansprüche sowie seine Erwartungshaltung ge- 
genüber dem Jugendamt. In Abgrenzung zur akuten Gefahrenabwehr fällt das 
»Arbeiten mit Personen« in den Kompetenzbereich der Sozialen Arbeit. Sind Po- 





99 Siehe dazu auch den Begriff »Trajectory« von Strauss (1993: 53). Trajekte beschreiben die Ent- 
wicklung eines Phänomens im Zeitverlauf sowie die Akteure, die auf diese Verlaufskurve einwir- 
ken. „Kurskorrekturen‘“ von Fallverläufen werden mit fortschreitender Zeit zunehmend schwieri- 
ger. 
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lizeihandlungen auf »Situationsänderung« hin angelegt, um bspw. im akuten Ein- 
satzfall Krisen- und Konfliktsituationen aufzulösen, sollen Interventionen von so- 
zialpädagogischen Fachkräften eine Einstellungs- bzw. »Personenänderung« er- 
zeugen. Die Trennung beruflicher Arbeitsfelder erfolgt dabei nicht auf der Grund- 
lage fachlicher Überzeugungen oder beruflicher Orientierungen, sondern über die 
den Berufsgruppen zur Verfügung stehende (zeitliche) Ressourcenausstattung. 
Lediglich die Arbeitsbedingungen würden der Schilderung nach beide Berufs- 
gruppen trennen. 


Frau Ziemer: Man erwartet von diesen Behörden, dass, äh, da letztendlich Maßnah- 
men eingeleitet, getroffen werden, die diesen Umstand einfach abstellen. (I: Mhmhm.) 
Ge (?) Es kann ja auch sein, dass es zu ner Kindswohlgefährdung kommt in dem 
Sinne, wo die Kinder, wo die Eltern das letztendlich das mehr oder weniger schuld- 
unfähig tun. (I: Mhm.) Ne (?) Weil sie von mir aus eben selbst, äh, alkoholische Prob- 
leme haben, Drogenprobleme haben, gesundheitliche Probleme haben und aufgrund 
dieser Tatsache, dass die Eltern das nicht können, äh, ihr Kind zu umsorgen. Aber 
wenn der Fakt da ist, muss es einfach abgestellt werden und dafür ist ja eben auch 
hauptsächlich das Jugendamt zuständig. Und das ist ganz einfach ne Sache, äh, die 
man nur noch abstellen kann in Zusammenarbeit mit dem Jugendamt. (I: Mhm.) Ge 
(?) Das, das wird immer, das wird sich immer unterscheiden, das wird sich immer 
unterscheiden. (I: Mhm). [Sachbearbeiterin „häusliche Gewalt“] 


Wenn Frau Ziemer vom Jugendamt fordert, Gefährdungen »abzustellen«, dann 
gründet ihre Erwartungshaltung ebenso auf einer »spezifischen Ergebnisorientie- 
rung«'°®, Ihre Schilderung folgt dabei nicht nur einer generalisierten Interventions- 
überlegung, die Abklärungshandlungen mit Eingriffen des Jugendamts kombi- 
niert, sie fordert auch vom Jugendamt eine zur polizeilichen Ergebnisorientierung 
analoge Reaktion und Interventionsbeteiligung. Denn Polizei und Jugendamt wür- 
den gemeinsam der Logik des Eingriffs folgen, auch wenn sie hinsichtlich der zu 
bearbeitenden Gefährdungsintensitäten deutlich unterscheiden. Das Jugendamt 
könne Abklärungsmaßnahmen dort organisieren, wo der Polizeiarbeit entspre- 
chende Interventionslizenzen fehlen. 


Frau Eder: Also das eine Mal, wo ich da war, da is dann der Vater gegang, de Mutter 
hat sich hingelegt, Kind hat auch wieder geschlafen. Und da wars für den Augenblick 
wars ruhig (I: Ja.) wars erledischt. [Streifendienst] 





100 Auch im Kinderschutz lässt sich eine Ergebnisorientierung der Polizei nachweisen, die darauf 
zielt, Einsatzorte erst dann zu verlassen, wenn auch die Lage „bereinigt“ ist (vgl. Christe-Zeyse 
2006). 
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Frau Ziemer: Ge (?) Ja und da ist dann letztendlich das Jugendamt letztendlich mit 
seiner Arbeit gefragt, ne (?) (I: Mhm.) Das geht eindeutig über einen strafrechtlichen 
Aspekt, gehts einfach hinaus. Das kann man also nicht bis zum Ende, auch wenn man 
das wollte, das kann man nicht bis zum Ende bringen die Sache. (I: Mhmhm.) Ne (?) 
Dafür sind wir eine andere Behörde. Wir sind vielleicht die Strafverfolgungsbehörde. 
[Sachbearbeiterin „häusliche Gewalt“] 


Auch wenn Frau Eder nicht explizit auf die Arbeitsteilung zwischen Jugendamt 
und Polizei Bezug nimmt, steht der geschilderte »Augenblick«!"! für eine seman- 
tisch wirksame Grenzziehung polizeilicher Erstbearbeitung. Sind augenblicklich 
keine Gefährdungen auszumachen, bleibt auch der Polizeieinsatz folgenlos. Was 
sich anschließend in der Schilderung von Frau Ziemer oberflächlich als Wieder- 
holung ihres »behördlichen« Arbeitsauftrags liest, markiert in zweiter Hinsicht 
deutlich die Berufsgrenzen zwischen Polizei und Sozialer Arbeit. Für die Polizei 
lässt sich die »Sache« nicht zu »Ende bringen«, was wiederum zur Grenzmarkie- 
rung ihres Erstbearbeitungsmandats dient. Erst die anschließenden Abklärungs- 
maßnahmen der Sozialen Arbeit eröffnen die Chance einer auch abschließenden 
Fallbearbeitung. Gleichwohl stellt sie mit dieser Sprachregelung die Verdachtsab- 
klärung in den Horizont bürokratischer »Sachbearbeitung«. Die Koordinierungs- 
aufgaben zwischen Polizei und Jugendamt konzentrieren sich dabei auf die 
Schnittstelle von Erstbearbeitung und Folgebehandlung. 


Frau Ziemer: Da muss man dann ganz einfach sagen: "Also ich hab den Verdacht jetzt 
als Sachbearbeiter, ich war in der Familie, hab mit den Beteiligten, mit den Kindern 
gesprochen, mir setzt sich der Verdacht auf, da muss das Jugendamt mit vor Ort." (I: 
Mhmhm.) Und da ist ganz entscheidend, was das Jugendamt feststellt, ne (?) Und das 
Jugendamt hat ja dann auch ganz andere Möglichkeiten letztlich Gespräche zu führen 
für die Dauer, ja. Äh, mit, mit Schulen. Die Schulen sind da auch nicht außen vor. 
Schulen, Kindertagesstätten, wenn so ein Verdacht ist, da müssen ja mehrere Behör- 
den ineinandergreifend arbeiten, ge. (I: Mhm.) Informationen austauschen. [Sachbe- 
arbeiterin „häusliche Gewalt“] 


Anschließend beschreibt Frau Ziemer Prozesse der Verdachtsabklärung als »Inei- 
nandergreifen« unterschiedlicher Behörden genauer. Das Jugendamt besäße hier- 
bei Sonderrechte zur umfassenden Informationsgewinnung, was auch den »Infor- 
mationsaustausch« und die »Gesprächsführung« zu mitbeteiligten Behörden (hier 
»Schule« und »Kindertagesstätte«) im Prozess der Verdachtsabklärung berührt. 





101 Bei Bittner (1972) heißt es dazu: „Die Probleme entstehen, weil die Bewältigung des Augenblicks 
als oberste und uneingeschränkte Verhaltensmaxime angesehen wird und folglich der kontrollie- 
rende und strukturierende Einfluss, den die Verfolgung weitgesteckter Ziele normalerweise auf 
das Handeln übt, augenscheinlich fehlt“ (ebd.: 112). 
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Abklärungsmaßnahmen verlagern sich mit dieser Einschätzung nicht nur auf Ebe- 
nen von Behördenkooperationen, bei denen Organisationseinheiten auch je spezi- 
fische Informationen verwalten, sondern distanzieren sich der Schilderung nach 
auch von einer Beteiligung betroffener Familien. Verdachtsabklärungen sind ihrer 
Darstellung folgend arbeitsteilig strukturierte, bürokratisch organisierte »Informa- 
tionsbeziehungen«. 


Herr Walter: Und, äh, ne Sachbearbeiterin vom Jugendamt (I: Mhm.), die da vor Ort 
dann auch eventuell Zugang zur Wohnung erhält, die Kontakt aufnimmt, äh, die kann 
das zu verschiedenen Zeiten machen. Die kann mehrmals kontrollieren. (I: Mhmhm.) 
Es kann ja auch Dinge geben, die einmalig sind. Die passiert sind, weil irgendwie 
Umstände dazu geführt haben, dass die Wohnung dann so aussah. [Sachbearbeiter 
„Jugendkriminalität“] 


Frau Ziemer: Diese, diese Ursache selbst, die letztendlich für diese Kindswohlgefähr- 
dung verantwortlich ist (.), die ist letztendlich, äh, ich muss es anders sagen. Das Ju- 
gendamt selbst, die Maßnahme, die das Jugendamt selbst trifft, die muss abgestimmt 
sein auf diese Dinge wie sie zutreffen, was ursächlich für diese Kindswohlgefährdung 
ist. [Sachbearbeiterin „häusliche Gewalt“] 


Abklärungsmaßnahmen des Jugendamts stützen sich auf langfristige Gefähr- 
dungsbeobachtungen, die auch die Momentaufnahme des Polizeiverdachts insbe- 
sondere im Bereich wohnräumlicher Gefährdungslagen in Zweifel ziehen können. 
Der »einmaligen« flüchtigen Polizeibeobachtung steht ein langfristiger Beobach- 
tungs- und Abklärungsprozess des Jugendamts gegenüber, der auch »mehrmalige« 
Kontrollbesuche im Haushalt einschließen kann. Aber nicht nur die Kontakthäu- 
figkeit zur Familie, sondern auch Möglichkeiten zur Ursachenforschung trennen 
beide Berufssysteme, wie anschließend Frau Ziemer betont. Allerdings scheinen 
sozialpädagogische Ursachenforschung und polizeiliche Eingriffsorientierung 
sich unversöhnliche gegenüberzustehen, weil sie zum Zusammenbrechen ihrer ge- 
samten Aussage führen. »Maßnahmen« auf »Ursachen« abzustimmen, würde 
zwar das Handeln der Sozialen Arbeit genauer beschreiben. Andererseits lässt der 
Kurzschluss und die sprach- und handlungslogische Unvereinbarkeit zwischen 
sinnaufschließenden Prozessen des Verstehens (der Ursachen) und impulsiven 
bzw. reaktiven Formen des Handelns (Maßnahmen einleiten) ihre Aussage unaus- 
sprechlich werden. 
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4.3.5 Zwischenfazit: Verdachtsabklärungen als Vermeidungshandeln 


Insofern Abklärungsmaßnahmen im Verdachtsfall auf Kindeswohlgefährdungen 
zu einer verstärkten beruflich organisierten Zusammenarbeit angrenzender Be- 
rufsgruppen tendieren, lassen sich auf dem Hintergrund der hier rekonstruierten 
Konzepte die Stellungnahmen der Polizeiangehörigen als Ausdruck ihrer Einstel- 
lung zu Kinderschutzaufgaben bzw. als Ausdruck ihrer institutionellen Stellung in 
grenzüberschreitenden Handlungsfeldern werten. Zuständigkeitsauffassung, Ver- 
antwortungsübernahmen und Arbeitsteilung sind immanent mit den Sprachrege- 
lungen zu kindeswohlbezogenen Verdachtsabklärungen verwoben und gelten 
hierfür als zentrale Kontrastierungsdimensionen. 

Einen Gefährdungsverdacht bzw. Fälle von Kindeswohlgefährdung selbst- 
ständig mit polizeilichen Abklärungshandlungen zum Abschluss zu bringen, gilt 
als Grenzfall der Polizeibearbeitung. Die Polizeimeldung ans Jugendamt und die 
damit verbundene Fallabgabe an Fachkräfte der Sozialen Dienste hingegen als Re- 
gelfall ihrer Abklärungsmaßnahmen. 

Ausgangspunkt dieser mitunter verantwortungsübertragenden Einstellung 
bilden Typisierungen chronifizierter Gefährdungslagen. Gefährdungsfälle lassen 
sich hiernach nur kurzfristig beseitigen, aber nicht abschließend bearbeiten. Die- 
sem Muster nach sind auch Kindeswohlgefährdungen strukturell verankerte 
wohnraumspezifische Gefahrenlagen und polizeibekannten Gefährdungsmilieus 
zuzurechnen. Für die Bearbeitung häuslicher Gefährdungslagen, die sich außer- 
halb des Strafrechts und unterhalb akuter Gefährdungen bewegen, fehlen der Po- 
lizei entsprechende Abklärungs- und Behandlungsmöglichkeiten. 

Ihre Zuständigkeit richtet sich daher regelmäßig nur auf den situativen Ein- 
satz ihres auf akute Gefahrensituationen ausgerichteten Erstbearbeitungsauftrags. 
Auch wenn dabei invasive Kontrollmaßnahmen, wie Anwesenheitskontrollen und 
Deplatzierungshandlungen, zur Anwendung kommen, bleiben sie auf wohnräum- 
liche und kurzfristige Kriseninterventionen bezogen. Abstimmungsprozesse und 
Koordinierungsfragen, die bspw. bei Krisenereignissen wie Inobhutnahmen oder 
Amtshilfen mit Vertretern der Sozialen Arbeit notwendig werden, verstehen sich 
als sach- und zeitgerechte Aufgabenexekutionen und nicht als Aushandlungsare- 
nen zur beruflichen Autonomiesteigerung. Im Ergebnis dokumentiert sich in den 
beruflichen Selbstansprüchen ein kinderschutzbezogenes Herabstufen der Polizei- 
arbeit zur subordinierten Service- und Hilfstätigkeit. 

Gleichzeitig zur zeitlichen Befristung der Mitarbeit und der damit verbunde- 
nen Herabsenkung ihrer Aufgabenerledigung zu Hilfsarbeiten dominieren Mel- 
debeziehungen und Informationsweitergaben ihre Arbeitsbeziehungen. Einerseits 
werden hierbei Vorstellungen konfliktfreier Arbeitszusammenhänge von Organi- 
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sations- und Verwaltungseinheiten wachgerufen, andererseits auch Verantwor- 
tungszuschreibungen in Richtung Jugendhilfe und ihren Fachkräften. Insbeson- 
dere in rechtlich ungeschützten Handlungskontexten, wie dem der Herstellung 
häuslicher Ordnung und entsprechender Maßnahmen zur Ordnungssicherung, zei- 
gen sich in der beruflichen Kooperationspraxis Externalisierungseffekte berufli- 
cher Verantwortung. 

Arbeitsteilig organisierte Abklärungshandlungen verlangen demnach behör- 
dengesicherte Informationen, deren Bereitstellung als fallunspezifische Sicher- 
heitsstrategie betrachtet werden kann. Für Kinderschutzfälle bzw. ihre Verdachts- 
abklärungen versuchen Polizeiangehörige nicht nur risikoreiche Entscheidungen 
zu vermeiden, sondern Risiken durch verwaltungsförmige Barrierebildung syste- 
matisch auszugrenzen. Verantwortungen für Abklärungen aus behördlichen Ein- 
griffslizenzen abzuleiten, lässt auch ihre Mitbeteiligung im Licht einer Sachbear- 
beitung erscheinen. Für Polizeiangehörige erzeugen Abklärungsmaßnahmen kon- 
sekutive Arbeitsordnungen, also ein zeitliches und sachliches Nach- und Neben- 
einander beruflicher Beteiligung und Verantwortung. 





5 Die ärztliche Verdachtsarbeit 


Im zweiten Teil der empirischen Rekonstruktionen beschäftige ich mich mit der 
ärztlichen Verdachtsbearbeitung in der gleichen gedanklichen Bewegung von Ver- 
dachtsbildung zur Verdachtsabklärung. Methodisch begründet sich das Vorgehen 
durch die Annahme maximaler Kontrastierungen zwischen polizeilichen und ärzt- 
lichen Arbeitskonzeptionen. Wie bereits im Methodenkapitel reflektiert wurde, 
stehen Medizinsystem und Polizeiorganisation für weit voneinander entfernte Be- 
rufskulturen, was die Vermutung unterschiedlich organisierter Arbeitsweisen auch 
in Kinderschutzfragen nahe legt. 

Am Beginn der beruflichen Beschäftigung mit Gefährdungsfällen stehen 
auch in der Medizinpraxis Verdachtsbildungsprozesse, die auf die Ebenen von 
Grenzregulierungen, Aufmerksamkeitsstrukturen und affektiver Beteiligung refe- 
rieren und ebenso auf die damit verbundenen Handlungsanforderungen eine be- 
rufliche Antwort geben. Wie gelangen Ärzte an gefährdungsrelevante Informatio- 
nen und zu Hinweisen, die auch den Verdacht einer Gefährdung auslösen? 


5.1 Die Verdachtsbildung: der Zugang zur Körperspur 


Werden polizeiliche Verdachtsbildungsprozesse fast durchgängig von Raumse- 
mantiken geleitet, die für Handlungsabsichten der Informationsgewinnung be- 
schränkte Zugänge und Barrieren zu Wohnräumen betonen (vgl. Kapitel 4.1.2), 
lassen sich im Datenkorpus medizinischer Sprachpraktiken beruflich äquivalente 
Körpersemantiken identifizieren, die auf das ärztliche Anrecht zu körperbasierten 
Grenzüberschreitungen hinweisen. Der Orientierung an Gefährdungsräumen steht 
dergestalt eine Orientierung an Körperspuren gegenüber. Im Kontrast zur räumli- 
chen Zugangsbeschränkung arbeitet die Medizin aber weitgehend barrierefrei an 
Patientenkörpern. 

Auch bei Hinweisen auf Gefährdungssituationen gehen ärztlichen Verdachts- 
bildungen Impulse oder gar existenzielle Notwendigkeiten zur Arztvorstellung 
aufseiten betroffener Familien und ihrer Kinder voraus. Gegenüber einer Beiläu- 
figkeit der Polizeibeobachtung steht die ärztliche Verdachtsarbeit somit auch in 
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beruflichen Kernarbeitslinien der Patientenvorstellung. Prozesse, die auch zu ent- 
sprechenden Verdächtigungen führen, lassen sich dabei nicht gleichermaßen 
räumlich abschirmen, sondern werden durch Patientenvorstellungen an spezifisch 
alltagsfremden Orten, der Arztpraxis selbst, institutionalisiert und in berufliche 
Arbeitsvollzüge überführt. Für ärztliche Verdachtsbildungsprozesse gelten daher 
auch beruflich geschützte Bedingungen als Ausgangspunkte kinderschutzbezoge- 
ner Wahrnehmungspraktiken. 

Ärztliche Aufmerksamkeiten in Prozessen der Verdachtsbildung richten sich 
auf Verschränkungen sichtbarer Körperspuren und ihrer kommunikativ vermittel- 
ten Entstehungsnarration. Erst die Sinnverknüpfung körperbasierter Verletzungs- 
spuren mit gesprächsbasierten Verletzungsgeschichten, die im ärztlichen Anam- 
neseprozess thematisch werden, lassen auch einen ärztlichen Gefährdungsver- 
dacht bezüglich des Kindeswohls entstehen. Verdachtsbildungen sind dabei auf 
eigenmotivierte Sinnmodulationen von Gefährdungen und Verletzungen angewie- 
sen, die intuitiv Körperspuren als Verdachtshinweise interpretieren. 

Solche Introspektionen betonen auch mit Blick auf Affektstrukturen das 
wechselseitige Verhältnis von Körpernähe zur Indizien- und Spurensuche und re- 
flexiver Distanzierung zur sachgerechten Einschätzung seiner Verletzungsge- 
schichten. Nähe und Distanz organisieren sich als Selbstgespräch des »Arztkör- 
pers«, in dem auch eine besondere ärztliche Wachsamkeit ihrer Kinderschutzarbeit 
zum Ausdruck kommt. Erst ihre persönliche Intuition verleiht einer Verletzungs- 
spur einen Realitätsakzent, der auch zur Weiterbearbeitung des Gefährdungsver- 
dachts drängt. 


5.1.1 Der Körperzugang als Pflicht Gefährdungen zu erkennen 


Betrachtet man zuerst die „Arbeitslinien“ (Strauss 1985: 4), die zu einer themati- 
schen Berührung zwischen Kindeswohlgefährdung und ärztlicher Tätigkeit füh- 
ren, sprechen Ärzte von Verdächtigungen, die in der ärztlichen Konsultation ihren 
Ausgang nehmen. 


Herr Dr. Hiller: (holt hörbar Luft)) Ja, es ist deswegen für uns ein Thema, weil wir 
diejenigen sind, die die Kindeswohlgefährdung unter Umständen als erste zu erken- 
nen haben (,) zumindest dann, wenn die Kindeswohlgefährdung mit körperlicher Ge- 
walt einhergeht. Dann können wir unter Umständen die sein, die die Folgen dieser 
körperlichen Gewalt als erste zu erkennen haben und entsprechend reagieren müssen. 
[Oberarzt Kinderchirurgie] 


Dr. Hiller schreibt sich in der Äußerung ein umfassendes Kinderschutzmandat zu, 
das er inhaltlich mit der privilegierten Arbeitssituation des Zugangs und Kontakts 
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zu Patienten bzw. verletzten Kinderkörpern begründet. Nicht generell, aber poten- 
ziell kommen Ärzte »als Erste« mit Kindeswohlgefährdung in Berührung, woraus 
er für sich den Arbeitsauftrag und ein Pflichtgefühl zum »Erkennen der Gefähr- 
dung« ableitet. Mit der Relativierung »unter Umständen« hebt er zudem hervor, 
dass zwischen ärztlicher Vorstellung und dem Erkennen der Gefährdung keine 
eindeutige Klarheit bestehen muss, sondern die Patientenvorstellung lediglich die 
Chance zur Verdachtsbildung eröffnet und das eigentliche Erkennen der Gefähr- 
dung für ihn nicht zur Standardprozedur medizinischer Abklärungen zählt. 

In dritter Hinsicht spezifiziert Herr Dr. Hiller seinen ärztlichen Zuständig- 
keitsanspruch auf Kinderwohlgefährdung noch in zeitlicher Hinsicht, indem er 
nicht nur die »körperliche Gewalt« sondern auch die »Folgen der körperlichen 
Gewalt« in seinen Arbeitsauftrag einbezieht. Besteht im Fall von Gewaltspuren 
eine wenn auch nur für kurze Zeit relative Sichtbarkeit der Gefährdung, sind die 
»Folgen der körperlichen Gewalt« auch für das medizinische Fachpersonal relativ 
unsichtbar bzw. nur schwer auszumachen. Aber auch hierfür lassen sich medizi- 
nisch argumentierende Entwicklungsdefizite und präventive Handlungsabsichten 
geltend machen. 

Der Arbeitsauftrag besteht daher nicht nur darin, konkrete Gefahren zu iden- 
tifizieren, sondern auch präventiv die Folgen der Gefährdung für die Entwicklung 
von Kindern in die Verdachtsbildung einzubeziehen. Auch wenn das »Erkennen 
der Gefährdung« im Handlungsschema von Patientenvorstellung und anschließen- 
der Behandlung zeitlich befristet wird, erweitert sich der ärztliche Zuständigkeits- 
anspruch von reinen Interventionsabsichten auch auf präventive Entwicklungsnor- 
men. Der selbstauferlegte Auftrag lautet anschließend, »entsprechend zu reagie- 
ren«, was semantisch nicht nur eine fallspezifische Reaktion hervorhebt, sondern 
auch einen Anspruch auf Mitbestimmung und Gestaltung anschließender Abklä- 
rungsmaßnahmen nach sich zieht. 

Seine Schilderung verweist daher nicht nur auf körperbasierte Kompetenzdo- 
mänen der medizinischen Versorgung, sondern auch auf ihre institutionalisierten 
Zugänge zur Gefährdungsbeobachtung. Sie bilden notwendige Voraussetzungen, 
um sich einer auferlegten Wahrnehmungspflicht im beruflichen Alltag stellen zu 
können. Gemeinsame Kinderschutzüberzeugungen (»wir haben [...]«) und beruf- 
liche Arbeitsbedingungen verweisen wechselseitig aufeinander und stehen in sei- 
ner Rede in entsprechenden Sinnzusammenhängen. 

Weil auch Patientenvorstellungen im Hinblick auf Gefährdungsanzeichen 
verdeckt erfolgen und Gefährdungen zunächst relativ unsichtbar erscheinen, kann 
sich jede Patientenvorstellung auch potenziell in eine Verdachtssituation einer 
Kindeswohlgefährdung transformieren. Statt einer spezialisierten Kinderschutz- 
zuständigkeit verlangt die ärztliche Verdachtsbildung nach generalisierter Offen- 
heit und Wachsamkeit. 
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5.1.2 Ärztliche Aufmerksamkeiten: das Oszillieren zwischen Verletzung 
und Gefährdung 


Die Aufmerksamkeit der ärztlichen Verdachtsbildung konzentriert sich auf kon- 
kurrierende Erklärungsansätze für die Entstehung einer Verletzung bzw. dem Mit- 
denken einer Gefährdung bei Verletzungsspuren. Auch sichtbare Verdachtsanzei- 
chen sind dann auslegungsbedürftig, wenn sie zwei geschlossenen Erklärungszu- 
sammenhängen bzw. Rahmensetzungen - Verletzung oder Gefährdung — zugeord- 
net werden können. Das »Anamnesegespräch« markiert deshalb innerhalb dieser 
konkurrierenden Rahmungen auch den Übergang von rein symptomspezifischen 
Gefährdungsbeobachtungen hin zu einer sprachlich organisierten Einbettung von 
Körperspuren. Das dabei wirksame Oszillieren zwischen den Sinnbezügen von 
Verletzung und Gefährdung stellt auch deswegen eine zentrale Ressource der ärzt- 
lichen Verdachtsbildung dar, weil erst die Passung von Körperspur und Verlet- 
zungsgeschichte Glaubwürdigkeitskonflikte provoziert und dementsprechend als 
Ausgangspunkt des ärztlichen Zweifels fungiert. 


Herr Dr. Winter: Die Kinder werden ja nicht vorgestellt, ähm, in der Regel unter dem 
Verdacht einer Kindswohlgefährdung. Ja (?) So, so ist es ja vielleicht in der, in der 
Kinderschutzambulanz, ja (?) Wo die Kinder vorgestellt werden von, in der Regel von 
Kollegen über uns aufgrund eines geäußerten Verdachtes. Ähm, wir sind primäre An- 
sprechpartner, weil körperliche Symptome auffällig geworden sind beim Kind, ja (?) 
Ähm, und das Kind eventuell Schmerzen geäußert hat oder Fieber bekommen hat oder 
solche Dinge, aber nicht unmittelbar eben aufgrund der Kindswohlgefährdung. Das 
ist in den seltensten Fällen so, dass also Kinder, ähm, durch, ähm, Mitarbeiter des 
Jugendamtes hier vorgestellt werden und wir beurteilen, ob es sich um eine Kinds- 
wohlgefährdung gehandelt hat, sondern (,) in der Häufigkeit ist es eher so, dass die 
Eltern (,) mit ihren Kindern hier her kommen aus irgendeinem Grund und wir dann 
im Rahmen einer Anamneseerhebung feststellen müssen, dass die Verletzungen oder 
körperlichen Symptome, die die Eltern schildern, nicht unbedingt, ähm, zu dem Her- 
gang passen und wir dann, äh, durchaus auch an entsprechende Kindswohlgefährdung 
denken müssen. So ist eigentlich der Werdegang. Ja (?). [Oberarzt Neonatologie] 


Die Schilderung von Herr Dr. Winter lässt sich insofern als typisches Handlungs- 
schema einer ärztlichen Verdachtsbildung betrachten, als er in seiner Darstellung 
den Anlass zur Patientenvorstellung und den anschließenden Prozess der Ver- 
dachtsbildung im Hinblick auf Gefährdungsanzeichen handlungslogisch vonei- 
nander trennt. Sein Differenzierungsschema, wonach unterschiedliche Möglich- 
keiten der ärztlichen Konsultation denkbar wären, unterscheidet danach, wer 
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(»Kollegen«, »Jugendamt« oder »Eltern«), wem (spezialisierter »Kinderschutz- 
ambulanz« oder Kinderklinik am Ort) mit welchem Auftrag (Verdachtsabklärung 
Kindeswohlgefährdung oder Routinebehandlung) Kinder vorstellen kann. Im Re- 
gelfall hat er es mit Routinevorstellungen zu tun (»Schmerzen«, »Fieber«), die 
nicht unter dem Vorzeichen einer kindeswohlbezogenen Verdachtsabklärung ste- 
hen, sondern bei denen sich erst im Verlauf der »Anamneseerhebung« und weite- 
rer Untersuchungen ein Anfangsverdacht diesbezüglich einstellt. 

Zur Verdachtsbildung nutzt er in zweiter Hinsicht die Ressourcen des medi- 
zinischen Systems, wenn er sich und seinen Kollegen die Kompetenzen zu- 
schreibt, Verletzungsgeschichten in Zweifel zu ziehen und auch den Verdacht ei- 
ner Kindeswohlgefährdung in die Patientenvorstellung einzubeziehen (an »Kin- 
deswohlgefährdung zu denken«).!”® Konzeptionell gesprochen beginnt die Ver- 
dachtsbildung mit einem »Rahmenbruch«’® in der ärztlichen Konsultation, in des- 
sen Folge Verletzung und Gefährdung als ausschließbare Sinn- und Erklärungsbe- 
züge wechselseitig um einen Deutungs- und Wahrheitsanspruch konkurrieren. 
Den Gefährdungsrahmen in der Patientenvorstellung zu aktivieren, hängt dann 
wesentlich von der ärztlichen Kompetenz ab, Verletzungssymptome! intuitiv in 
einen Gefährdungszusammenhang zu stellen. In dieser Darstellung der ärztlichen 
Verdachtsbildung bildet der eigenmotivierte Verdacht ihr Aufmerksamkeitszent- 
rum, erst er eröffnet „konkurrierende Deutungen des Offensichtlichen“ (Soeffner 
1989: 213). 

Das Infragestellen von Verletzungsgeschichten und das anschließende ge- 
dankliche Oszillieren zwischen Gefährdungs- und Verletzungskontexten lässt sich 
ausgehend von den Schilderungen als ärztlich initiierter Distanzgewinn zur prä- 
sentierten, aber unpassenden Verletzungsgeschichte beschreiben. 





102 Hier liegt der Verweis auf abduktive Schlussfolgerungen in der ärztlichen Verdachtsbildung des- 
wegen besonders nahe, weil dem medizinischen Personal keine Kategorie der Gefährdung im Vor- 
feld der Untersuchung zur Verfügung steht und sich der Verdacht einer Kindeswohlgefährdung 
erst als spontane Äußerung ohne Herleitung oder Absicherung — quasi als „Geistesblitz“ — auf- 
drängt. Oder in den Begriffen der Logik formuliert. Die Ärzte schließen vom Resultat (der vorlie- 
genden Körperspur) über die Anwendung einer neuen Regel (bspw. Verletzungs- oder Misshand- 
lungsätiologie) auf den konkreten Fall (die Kindeswohlgefährdung). Reichertz (2013) konkreti- 
siert dazu: „Entscheidend ist bei der Abduktion jedoch nicht ihre formale logische Betrachtung ex 
post, sondern ihre Funktion — nämlich dass sie in Situationen großer Unsicherheit, nämlich immer 
dann, wenn nur ein Resultat (= ein Datum) vorliegt, eine neue Regel anbietet, die zugleich auch 
klar macht, was der Fall ist“ (ebd.: 87). 

103 Diese Sinnmodulation zielt darauf ab, den primären Rahmen der ärztlichen Vorstellung so zu ver- 
ändern, dass die Ereignisse auch in sekundäre bzw. andere soziale Rahmen übertragen werden 
können und auch dort als Handlungsanweisung und Interpretationsschemata taugen. Mit dem Rah- 
menbruch werden die Ereignisse „in anderen Zusammenhänge gestellt (vgl. Gofmann 1980: 87). 

104 Peirce (CP 7.625) benutzt für diese Wahrnehmungsprozesse den Begriff »percept«, der in der Be- 
obachtung das Gefühl (»feeling«) für die Situation und den Eindruck (»sensation«) zusammen- 
führt. 
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Herr Dr. Hiller: Ja [...] Das, der erste Anhaltspunkt dafür, dass es sich nicht um eine 
normale Verletzung handelt, sondern ne Verletzung, die durch Fremdeinwirkung ent- 
standen ist, ist das Elterngespräch, ist die Anamnese, ja (?) [...]. Da gibts ganz be- 
stimmte Parameter, die so auch immer wieder in den Lehrbüchern zitiert werden und 
die hinweisend sein sollen darauf, dass da irgendetwas nicht stimmt. Widersprüchli- 
che Aussagen von verschiedenen, ähm, Betreuungen, von verschiedenen Bezugsper- 
sonen. Widersprüche unter den einzelnen Aussagen, ja (?) (I: Mhm.) Wechselnde Dar- 
stellungen den Geschehens, ja (?) Das sind solche Dinge. Dann gibt es, ähm, in be- 
stimmten Situationen oder dann gibts eben Verletzungen, die einfach nicht erklärbar 
sind durch den von den Eltern beschriebenem Mechanismus. (I: Mhm.) Dann ist es 
relativ klar hier stimmt irgendetwas nicht, ja (?). [Oberarzt Kinderchirurgie] 


Daher beschreibt auch Dr. Hiller im Interviewsegment einen Verdachtsbildungs- 
prozess, der eine Verletzungsgeschichte der Eltern sukzessive auf Distanz zu brin- 
gen versucht. Auffällig an der Schilderung bleibt aber die Einseitigkeit der skiz- 
zierten Gesprächsbeziehung. Nicht die gemeinsame Aufklärungsarbeit mit den EI- 
tern bildet die Grundlage der Verdachtsbildung, sondern die einseitige ärztliche 
Glaubwürdigkeitsprüfung der im »Elterngespräch« erhobenen wie angezweifelten 
Verletzungsgeschichten. 

Intersubjektivitätsnachweise (»unterschiedliche Aussagen unterschiedlicher 
Bezugspersonen«), Narrationskonsistenzen (»wechselnde Darstellungen«) aber 
auch sachliche Plausibilitäten (Passung zwischen »beschriebenem Mechanismus 
der Entstehung« und der »Verletzung«) bilden Grundlage und Ankerpunkte einer 
dann bereits fachlich gerahmten Verdachtsbildung. Am Ende seines hier geschil- 
derten Prüfverfahrens steht dann die »relativ klare« Einsicht: »hier stimmt etwas 
nicht«, womit auch der Auftakt der Verdachtsbildung semantisch hervortritt. Der 
oben angedeutete Rahmenbruch stellt daher kein problematisches Krisenereignis 
dar, das ihn im Berufsalltag zu überwältigen droht, sondern ein Ereignis, dem er 
sich eigenständig und fragend zuwenden muss. Der Zweifel an der Glaubwürdig- 
keit einer Erzählung, der sich mit der Äußerung: »hier stimmt etwas nicht« Bahn 
bricht, lässt sich insofern zumindest in Teilen über institutionalisierte Formen des 
Arztgesprächs auch methodisch kontrollieren. Im Anamnesegespräch keine Infor- 
mationen über das Zustandekommen einer Verletzung zu erhalten, würde hinge- 
gen handlungslogisch einen Ausnahmefall im Konsultationsverhalten der Patien- 
ten darstellen. 

Die ärztliche Konsultation eröffnet einen Beobachtungskontext, um Alltags- 
beschreibungen auf Distanz und alternative Deutungen mit Blick auf Verletzungs- 
spuren hervor zu bringen. In der institutionell geschützten Patientenvorstellung 
lässt sich der Blick auf den Körper intensivieren und medizinische Deutungen an 
die Stelle von Alltagsbeschreibungen setzen. Und erst in diesem „Hin und Her von 
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Wort und Blick spricht die Krankheit allmählich ihre Wahrheit aus, eine Wahrheit, 
die zu sehen und zu vernehmen ist und deren Text, obgleich er nur einen Sinn hat, 
in seiner unzweifelhaften Totalität nur von zwei Sinnen wiederhergestellt werden 
kann: Vom Sehen und vom Hören“ (Foucault [1963]2008: 126). Erst Körperspur 
und Verletzungsgeschichte bzw. ihr Ineinandergreifen und Austarieren erzeugen 
und öffnen Verdächtigungen im Hinblick auf Kindeswohlgefährdungen. Insofern 
müssen auch in Verdachtsbildungsprozessen „sprechende“! und „symptomba- 
sierte Medizin“!% zusammengebracht werden. 


5.1.3 Intuitionen und Distanzierungen der Gefährdungswahrnehmung 


Zwar finden Gefährdungsbeobachtungen unter geschützten beruflichen Bedingun- 
gen statt, innerhalb derer sich auch der Blick auf den Körper intensivieren lässt. 
Für die Verdachtsarbeit steht damit aber nicht gleichgesetzt die sofortige verlet- 
zungs- oder krankheitsbezogene Behandlung im Mittelpunkt. Vorgeschaltet ist 
eine, wie Frau Dr. Sperling hervorhebt, auch affektiv gesteuerte Aufdeckungs- 
überzeugung. 


Frau Dr. Sperling: Ich denke, dass da ne Zunahme ist, aber einfach weil man aufmerk- 
samer geworden ist und dass es vorher viele versteckte Fälle gibt, die ma einfach nicht 
aufgespürt hat. (I: Mhm.) Und da die Zusammenarbeit ist oder auch die Kinderärzte 
besser informiert sind, dass es halt dadurch immer mehr, mehr Fälle aufgedeckt wer- 
den. [niedergelassene Kinderärztin] 


Sie verweist auf eine gesteigerte Wachsamkeit, die sich in den Begriffen »aufspü- 
ren« und »aufdecken« sprachlich niederschlägt. Im Kontrast zur auferlegten Auf- 
merksamkeit, die sich über Anzeigen organisiert, verlangt Frau Sperling von sich 
eigenverantwortlich, auch verdeckte Gefährdungsfälle zu identifizieren. Welche 
Reichweite ihre Verantwortungszuschreibung und -übernahme dabei aufweist, 
verdeutlicht die anschließende Fallbeschreibung. 





105 Zur generellen Bedeutung der „sprechenden Medizin“ siehe Hildenbrand und Kalitzkus 2013 so- 
wie Kalitzkus u.a. 2009. Dort heißt es: „Eine Aufgabe der narrativen Medizin kann es demnach 
sein, die mitfühlende Aufmerksamkeit für die erlebte Krankheit des Patienten zu stärken. Es gilt 
auch, die Geschichtlichkeit von erlebter und gelebter Krankheit zu betrachten, weshalb die Phä- 
nomenologie einer Erkrankung auf die je spezifische biographische Einbettung und Herausforde- 
rung ausgeweitet werden sollte“ (ebd.: 17). 

106 In der Medizinsoziologie wird traditionell zwischen illness und disease unterschieden. Während 
illness das subjektive Krankheitserleben bezeichnet, beschreibt disease die naturwissenschaftliche 
Erklärung einer Erkrankung (vgl. Atkinson 1995; Hurrelmann 2006: 115ff.). Die „symptomba- 
sierte Medizin“ würde sich dieser Differenzierung folgend auf den Bereich »disease« konzentrie- 
ren. 
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Frau Dr. Sperling: Also ich kann jetzt nur für mich selber sprechen. Ich hab also vor 
20 Jahren, vor 15 Jahren, äh, ne Patientin gehabt, die immer Bauchschmerzen hatte. 
Ich habs immer abgeklärt und dann bin ich plötzlich vor Gericht geladen worden, weil 
se missbraucht worden ist in so und so vielen Fällen. Derjenige ist dann auch verurteilt 
worden, weil es so sicher war. Da hab ich einfach versagt. Deswegen sind Fälle jetzt, 
wo immer wieder Bauchschmerzen sind und immer wieder der Vater mitkommt, für 
mich immer ein Alarmzeichen. [I: Sie sind ja, Sie stehen ja in keiner rechtlichen Ver- 
antwortung] Nein. Aber für mich, ich hab ja auch für mich ne Verantwor- (I: Ja.) also, 
also das ist das, was mir nie aus dem Kopf geht. Warum ich das nicht (,) gespürt, 
gemerkt hab. [niedergelassene Kinderärztin] 


Frau Dr. Sperling rahmt die Fallgeschichte, die trotz sichtbarer Anzeichen nicht 
zur Verdachtsbildung Kindeswohlgefährdung bzw. Kindesmissbrauch geführt hat, 
als persönliches Versagen und in der Konsequenz als Entdifferenzierung berufli- 
cher und persönlicher Verantwortung. Mit der zeitlichen Einordnung der Fallge- 
schichte »vor 15, 20 Jahren« markiert sie auch ein initiales Krisenereignis, das zu 
einem Verantwortungsauftrag über eine weite Spanne ihres Berufslebens geführt 
hat. Gleichwohl thematisiert sie auch die damit einhergehenden Unsicherheiten 
und Ungewissheiten, die in der Figur persönlichen Versagens aufgerufen und in 
die selbstauferlegte Forderung nach einer erhöhten Wachsamkeit umgedeutet wer- 
den. Eine Wachsamkeit, die sich von der engen Aufmerksamkeit auf körperliche 
Beschwerden, die zur Patientenvorstellung führen (»Bauchschmerzen«), auch auf 
das Vorstellungsverhalten der beteiligten Familien (wenn der »Vater mitkommt«) 
konzentrieren. Erst mit dieser umsichtigen Betrachtung des Vorstellungskontextes 
lassen sich neue gedankliche Verbindungen zwischen unsichtbaren Gefährdungen 
und thematisierten Beschwerden ziehen. Die Begriffe »Gespür« und »Gefühl« ste- 
hen dabei für affektive Nahbeziehungen, die mit zu dieser Perspektivenöffnung 
beitragen. Ein Verdacht auf Kindeswohlgefährdung affıziert nach Aussage von 
Frau Dr. Sperling die ganze Person. 
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Tu ORmAHOnE Domänen Komponenten 

basis 

Verdachts- Glauben Verletzungen, die mit Aussage der Mutter nicht über- 
bildung einstimmt 


Eindruck Mutter wirkt unbeholfen 
Vermuten Unfall aus Unwissen 
Klinik vermutet, Kind wird immer wieder durch die 
Mutter verletzt — häufige Vorstellungen 
Sexueller Missbrauch 
Sorgen Ob Versorgung sichergestellt ist 
Hat sich nicht mehr gemeldet in Praxis 
Wenn das Kind entlassen wird 
Wegen Partner der Mutter 
Wenn Kind nach Hause entlassen wird 
Dass Kind keine Unterkunft hat 
Auffallen Bei der Untersuchung sind dem behandelnden Arzt 
Prellmarken an der Stirn von Sarah aufgefallen 





Abb. 8: Begriffe der ärztlichen Verdachtsbildung 


Die Verflechtung persönlicher und beruflicher Verantwortung lässt sich auch in 
der Sprache der Meldebögen und ihren semantischen Texturen nachzeichnen 
(siehe Abbildung 8). Die Domänen »Glauben«, »Eindruck«, »Vermuten«, »Sor- 
gen« und »Auffallen« repräsentieren auf semantischer Ebene Handlungskontexte, 
die Verdachtsbildungsprozesse personalisieren und die Grenze zwischen persön- 
licher und beruflicher Zuständigkeit unscharf werden lassen. Besonders deutlich 
tritt die persönliche Verantwortungsübernahme im Begriff der »Sorge« hervor. 
Denn mit der Sorge werden zwei an sich widersprüchliche Beziehungsfacetten be- 
ruflicher Tätigkeiten sprachlich zusammengeschlossen. In der Terminologie 
Oevermanns (1996; 2009) einerseits die spezifischen Anteile einer berufsförmigen 
und auf normativen Verhaltenserwartungen basierende Handlungspraxis und 
ebenso diffuse Beziehungselemente, die für primäre und informelle Sozialbezie- 
hungen konstitutiv sind (siehe auch Kapitel 1.3): „Der ständige Wechsel von zwi- 
schenmenschlicher Kontaktbereitschaft und einer dem Arbeitsauftrag entspre- 
chenden professionellen Methodik und Lösungsorientierung mit ihrer distanzie- 
renden Wirkung stellt eine besondere Anforderung dar und kennzeichnet den 
strukturellen Unterschied zu privaten Sorgetätigkeiten“ (Brückner 2011: 211). 

In Abgrenzung zu Oevermanns Konzeption der Vermittlung beider Bezie- 
hungsebenen in Arbeitsbündnissen, die sich durch ihre Schutzfunktion und der 
Möglichkeit zur freien Artikulation auszeichnen, bleibt die Verdachtsbildung bei 
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Kindeswohlgefährdung durch ein Vermeiden offener Thematisierungen gekenn- 
zeichnet. Nicht die Beziehungsebene steht daher im Prozess der Verdachtsbildung 
im Vordergrund, sondern stärker kognitiv gesteuerte Denkoperationen, die zu ei- 
nem Verdacht führen können. An die Stelle des Arbeitsbündnisses, das Gesprächs- 
bereitschaft von Seiten der Familien voraussetzen würde, tritt das ärztlich moti- 
vierte „Selbstgespräch“, das Nähe und Distanz, affektive Anteilnahme und beruf- 
liche Distanzierung in den „Arztkörper“ hinein verlagert. Die widersprüchliche 
Einheit dieser Beziehungsformate wird auf der Ebene eines inneren Widerstreits, 
von reinen Introspektion, verhandelt. Sowohl die Domänen als auch ihre zugehö- 
rigen Komponenten repräsentieren die hierfür notwendigen aber widersprüchli- 
chen Denktätigkeiten, aber ebenso das Vermeiden offener Thematisierungen in 
Prozessen ärztlich motivierter Verdachtsbildungen. 


5.1.4 Die Darstellung ärztlicher Expertenkompetenz: Geständnisse im 
Kinderschutz 


Für Arbeitsbeziehungen mit Patienten stellen Introspektionen einseitig die ärztli- 
che Fähigkeit in den Vordergrund, den Gefährdungsverdacht als konkurrierende 
Deutung zur Verletzung gedanklich zu fixieren. In Einzelfällen gelingt es medizi- 
nischen Fachkräften aber auch, Familien in Situationen des Erstkontakts auch 
ohne direkte Konfrontation zum Reden zu bringen. Weil nicht nur der Vertrauens- 
schutz die Beziehung zwischen Arzt und Familien strukturiert, sondern Gefähr- 
dungsinformationen auch an Instanzen staatlicher Kontrollen weitergegeben wer- 
den können, verstärkt sich das Problem offener Thematisierungen in der Arzt-Pa- 
tienten-Beziehung grundlegend. Handlungslogisch bildet erst das Zurückstellen 
einer auf schuld- und verantwortungbasierenden Kommunikation die Möglichkeit, 
sich in Arbeitsbündnissen zu engagieren und auch Gefährdungen offen gegenüber 
Ärztinnen und Ärzten anzusprechen. Der Vertrauensschutz stellt in therapienahen 
Beziehungen strukturell die Bedingung der Möglichkeit offener Thematisierungen 
dar (vgl. Oevermann 2009). 


Frau Dr. Erdmann: Das allermeiste ist aber, wo man eben sich hinsetzt, die Leute 
anguckt und überlegt. Guckt wie reagiert das Kind (?) Wie sehen die Flecken aus (?) 
Es ist ganz oft so, wenn ich selber die Zeit habe, mich da hin setz. Ich bin die Älteste 
hier im Team und habe sicherlich auch die meisten Dienstjahre. Setz mich da hin und 
rede mit so ner Mutter, die vielleicht aus n bisschen einem Randgruppenbereich 
kommt. Dann fängt die irgendwann an zu heulen und sagt: "Ja, ich weiß auch nicht. 
Mir rutscht einfach die Hand aus und ich mach eben das.", na wunderbar. Dann haben 
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wir das Geständnis quasi. Haben die Einsicht, dass da was gemacht werden muss [...]. 
[Leiterin Kinderschutzambulanz] 


Auch Frau Dr. Erdmann spricht die innere Überlegung an, die zu ihrem Anfangs- 
verdacht führt und sich in ihrer Schilderung zunächst als Distanzgewinn von Fa- 
milien und Betroffenen sowie sprachlich in den Begriffen »angucken« und »über- 
legen« manifestiert. Gleichzeitig brechen im Fortgang der beschriebenen Patien- 
tenvorstellung auch Familienangehörige ihr Schweigen, was sprachlich mit dem 
Ablegen von »Geständnissen« auf den Begriff gebracht wird. Mit der Übernahme 
einer Geständnisterminologie fordert die Verdachtsarbeit im Kinderschutz auch 
ein gewisses Maß an Einsichtsfähigkeit und Selbstthematisierungsleistungen von 
beteiligten Familienangehörigen. Geständnisse sind demnach die einfachsten 
Wege, latente Verdächtigungen in den Status manifester Gefährdungen zu über- 
führen. 

Solche Enttarnungen von Gefährdungen werden der Aussage nach dort wahr- 
scheinlicher, wo Familien einem Gefährdungsmilieu (»Randgruppenbereich«) zu- 
zurechnen sind, sie daher scheinbar auch über weniger Ressourcen zur Täuschung 
und Vermeidung offener Aussprachen verfügen. Enttarnungen von Kindeswohl- 
gefährdungen sind so gesehen nicht das Ergebnis argumentativ gesteuerter und 
gesprächsintensiver Arbeitsbeziehungen, sondern Resultate ärztlich provozierter 
Selbstthematisierungen. Therapeutische Nähe und reflexive Distanzierung sind in 
diesem Horizont keine Beziehungsqualitäten der Arzt-Patienten-Interaktion, son- 
dern einseitig mentale Aktivitäten, die sich mal mehr, mal weniger mit dem Ver- 
dacht einer Kindeswohlgefährdung auseinandersetzen. Auch in der Schilderung 
von Frau Dr. Erdmann tritt an die Stelle des Patientengesprächs das ärztliche 
Selbstgespräch. 

Folgt man ihrer präsentierten Handlungsstruktur genauer, so zeigen sich darin 
mehrschichtige Handlungsanforderungen. Sich »Leute anzugucken und zu über- 
legen« bedeutet zunächst, auch in Situationen erhöhter Alarmbereitschaft, Affekte 
zurückzustellen und handlungsentlastend auf potenziell kritische Situationen ein- 
zuwirken. Die anschließende Distanzierung ermöglicht es, die Gesamtsituation in 
den Blick zu nehmen und das Verhalten der Beteiligten mit den Verletzungsanzei- 
chen ins Gespräch zu bringen: »wie reagiert das Kind, wie sehen die Flecken aus«. 
Und zuletzt verweist Frau Dr. Erdmann auch auf die Bedeutung ihrer fallbezoge- 
nen Erfahrung. Ihre Dienstjahre stehen der Schilderung nach in unmittelbarem Zu- 
sammenhang zur Möglichkeit einer initialen Verdachtsbildung. Mit der Figur er- 
fahrungsgesättigter Expertise entwirft sie sich dem Selbstanspruch nach als „Ent- 
hüllungskünstlerin“ (Hahn und Willems 1993: 324). Denn ihr gelänge es, trotz 
problematischer Vertrauensbeziehungen Familienangehörige »zum Reden zu 
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bringen«!”. In dem Maße, wie mit der »Einsicht« der Familien auch weitere 
„Kontrollmaßnahmen“ in Verbindung stehen können und nicht die „soziale Kon- 
sequenzenlosigkeit“ (ebd.: 324) der Geständnisse berufspraktisch wirksam bleibt, 
zeigt sich im ärztlich herbeigeführten Geständnis auch eine berufliche Selbstwirk- 
samkeitsüberzeugung (Freidson 1975: 108). Abgeschwächter, aber der Tendenz 
nach ähnlich strukturiert, thematisiert Herr Dr. Hiller die Bereitschaft von Eltern- 
teilen, sich dem medizinischen Personal anzuvertrauen. 


Herr Dr. Hiller: Manchmal eben sind es geringe Verletzungen. Das Hämatom in 
Handform, ja (?) Oder die blauen Striemen im Gesäßbereich. Durch einen Rohrstock 
entstanden. Das ( ) ist noch eine andere Frage, ja (?) Manchmal sind es Verletzungen, 
die offensichtlich im Affekt entstanden sind. Wo sozusagen dem Vater die Hand aus- 
gerutscht ist. Der das bereut und auch noch zugibt, ja (?) Manchmal sinds Frakturen. 
Das kommt seltener vor, ja (?) Das ist natürlich dann schon schwerwiegender. [Ober- 
arzt Kinderchirurgie] 


Herr Dr. Hillers Überlegung zielen auf sprachliche Abstufungen »schwerwiegen- 
der« und scheinbar weniger schwerwiegender Verletzungen. Die »geringe Verlet- 
zung« bringt er begrifflich mit der »ausgerutschten Handk« in eine sprachliche Ver- 
bindung. »Frakturen« hingegen sind zwar deutlich seltener, aber vermutlich auch 
wesentlich gravierender. Darüber hinaus spricht er von Entstehungs- und Begrün- 
dungszusammenhängen (»im Affekt entstanden«) solcher Gefährdungen, die auch 
teilweise von Eltern und Elternteilen »zugegeben« werden. Die Wahrscheinlich- 
keit ihrer Geständigkeit steigt mit den Sichtbarkeiten von Verletzungsanzeichnen. 
»Hämatome in Handform« oder »blaue Striemen im Gesäßbereich« sind im Kon- 
trast zur »Fraktur« nicht nur als Spurentexte deutlicher wahrzunehmen, sondern 
reduzieren auch für Familienangehörige ihre Möglichkeiten zur Vortäuschung ei- 
ner Verletzung. Ihre »Beichte« wird im Bereich sichtbarer, aber gleichwohl gerin- 
gere Verletzungen wahrscheinlicher.'% 

Die Verdachtsbögen weisen, wenn auch nur in einem sehr reduzierten Um- 
fang von vier Meldungen, auf solche Geständnisse hin (siehe Abbildung 9). So- 
wohl die »Erklärung«, das »Zugeben« und »Gestehen« lassen sich sprachlich als 





107 Hahn und Willems (1993: 316) betonen den Vertrauensschutz, der der Beichte vorausgeht: „Nur 
weil ich darauf bauen kann, dass mein Schuldbekenntnis keine öffentlichen Sanktionen nach sich 
zieht, kann ich mir leisten, schonungslos offen über mich zu reden“. Sie betonen auch, dass Ge- 
ständnisse nicht in die Zukunft, sondern in die Vergangenheit gerichtet sind. Insofern sich Ge- 
ständnisse an Schuld und Verantwortung orientieren, soll die Entäußerung in erster Linie der Be- 
freiung von Schuld und Verantwortung und nicht der aktiven Bewältigung dienen. Sie erlösen von 
Gewissensbissen und ermöglichen Vergessen (vgl. ebd.: 319). 

108 Zur generellen Bedeutung der Beichte als Geständnistechnologie siehe Foucault 1983. 
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Form gefährdungsbezogener Selbstthematisierungen lesen. Auch diese Geständ- 
nisdomänen differenzieren Gefährdungsinformationen nach ihren sichtbaren An- 
zeichen. Sie beziehen sich auf relativ unsichtbare Ursachen wie »Drogen- und Al- 
koholkonsum«. »Schlagen«, »schütteln«, »anpacken« hinterlässt hingegen auch 
entsprechend sichtbare Köperspuren. 








ORION: Domänen Komponenten 
zugang 
Geständnisse Gestehen Alkoholkonsum in der Schwangerschaft 
(Mutter) 
Drogenkonsum (Mutter) 
Erklären Kind geschlagen und geschüttelt (Mutter) 
Zugeben Kind fest angepackt zu haben (Mutter) 





Abb. 9: »Geständnisse« im Kinderschutz 


Bekenntnisse und ein schuldhaftes Eingestehen einer Gefährdungsverantwortung 
raffen deutlich die Prozesse der Verdachtsbildung zusammen. Trotz komplizierter 
Vertrauensbeziehungen und schuldhafter Selbstanklagen gelingt es den hier mit- 
verantwortlichen medizinischen Fachkräften, Familien auch zum Reden zu brin- 
gen. Diese berufliche Besonderheit zeigt sich deutlicher in einem Quervergleich. 
Dem wechselseitig zugeschriebenen generalisierten Misstrauen als Grundlage der 
Beziehungsgestaltung von Polizeiangehörigen steht in der ärztlichen Verdachts- 
bearbeitung eine — wenn auch nur geringe — Chance authentischer, wahrheitsge- 
mäßer Angaben von Familienmitgliedern gegenüber. Aber auch provozierte Ge- 
ständnis sind einseitige Gesprächskontexte. Introspektionen distanzieren sich auf 
kognitiver Ebene von Verletzungsgeschichten und Familienangehörigen. Ge- 
ständnisse hinwiederum sind einseitige Entäußerungen von Familienangehörigen, 
die maximal den Auftakt für weitere Beziehungsgestaltungen bilden können. 


5.1.5 Zwischenbetrachtung: die ärztliche Verdachtsbildung 


Körperbezogene Gefährdungsspuren stehen für Ausgangspunkte ärztlicher Ver- 
dachtsbildungsprozesse, die sich allgemein als Ableitungsbasis ihrer Kinder- 
schutzzuständigkeit betrachten lassen. 

Im Hinblick auf Einblicke in private Lebenszusammenhänge sind körperbe- 
zogene Spurenlagen bei Patientenvorstellungen auch entsprechend wahrzuneh- 
men. Unbeschränkte Zugänge zu Körperspuren und die Überwindung von Scham- 
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und Intimitätsgrenzen gehören zum Bedingungsrahmen ärztlicher Berufsaus- 
übung. Demnach sind auch Verdachtsfälle von Gefährdungshandlungen nicht ei- 
nem besonderen Verantwortungsbereich der Medizin zuzurechnen, sondern sub- 
stanziell auf all jene Gebiete ärztlicher Vorstellungspraxen bezogen, die mit Kin- 
dern und Jugendlichen in Kontakt kommen und durch die Verschwiegenheit 
schuldhafter Verletzungen zu einer besonderen Wachsamkeit aufgefordert werden 
können. Institutionalisierte Körperzugänge und die beschriebenen Sichtbarkeits- 
probleme unterlegen und erzeugen persönliche Verantwortungsübernahmen, die 
sich positiv aufärztliche Selbstwirksamkeitsüberzeugungen im Kinderschutz aus- 
wirken können. 

Kindeswohlgefährdungen lassen sich dergestalt als berufliche Deutungs- und 
Erkennungsprobleme thematisieren und nicht nur auf abstrakte Kinderschutzmo- 
tivationen zurückführen. Als Handlungskontext ist das Erkennen der Gefährdung 
eine genauso fachliche wie persönliche Leistung. !” 

Gefährdungen oder Verletzungen bilden dabei unterschiedliche Rahmungen 
ihrer Aufmerksamkeiten, die im Modus einseitiger Introspektionen wachgerufen 
und austariert werden können. Kombinationen aus einer besonderen Nähe zur Ver- 
letzungsspur und einer nachträglichen Distanzierung zur Verletzungsnarration 
führen nicht nur zu einer erheblichen Komplexitätssteigerung der Beobachtung, 
sondern überhaupt erst zu einer verdachtsbezogenen Perspektivenöffnung. Daher 
spielen auch affektive Beziehungsanteile in der Wahrnehmung von Körperspuren 
eine besondere Rolle. Sie moderieren und reflektieren symptombasierte Wahrneh- 
mungen und anamnestisch erhobene Verletzungsnarrationen im Hinblick auf ihre 
Passungsverhältnisse und lassen Verdächtigungen wahrscheinlicher werden. 


5.2 Die Verdachtsartikulation: Erfahrung, Diagnosen, kognitive 
Prozeduren 


Im Kontrast zur Polizei besitzt das medizinische Personal nicht nur beruflich ge- 
schützte Zugänge zu Körperspuren und der Privatsphäre ihrer Patienten. Auch ihre 
kategoriale Verdichtung von Verdächtigungen ist weit weniger auf die Oberfläche 
von Alltagbeschreibungen und persönliche Urteile bezogen, sondern stützt sich im 





19 Die Kombination aus abstrakter Einstellung und konkreter Arbeit hat Freidson (1975: 108) als 
Professionalismus beschrieben; als ein wertbezogenes professionelles Einstellungsmuster, das sich 
an spezifische Tätigkeiten knüpft: „Jene idealistischen professionellen Werte können jedoch im 
Professionalismus nicht alleine stehen. Es handelt sich um an sich abstrakte Werte, die nur dann 
sich realisieren lassen, wenn sie mit einem zweiten Wertekomplex des Professionalismus ver- 
knüpft sind: Bindung an die Berufstätigkeit, die sich selber definiert und selber die Arbeit organi- 
siert“. 
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Wesentlichen auf beruflich konsolidierte Bewertungskategorien. Kindeswohlge- 
fährdungen bilden innerhalb der Kinderschutzdiagnostik mehrdeutige Interpreta- 
tions- und Deutungszusammenhänge. Die Differenz zur polizeilichen Verdachts- 
artikulation zeigt sich in Sprachregelungen und Ausdruckgestalten klinischer Be- 
rufserfahrung, einer symptombezogenen fachlichen Normierung sowie in der Be- 
deutung ärztlich benötigter Schlussfolgerungen. 


5.2.1 Die Bedeutung klinischer Erfahrungsbildung 


Verdachtsurteile und die in den Kategorien eingelagerten Bewertungen von Kin- 
deswohlgefährdungen lassen sich, folgt man den anschließenden Beschreibungen, 
nicht zur medizinischen Standardprozedur formalisieren. Ihre Urteilspraxis basiert 
wesentlich auf einer »klinischen Erfahrungsaufschichtung«, die im Kinderschutz 
den Verdachtsrahmen Kindeswohlgefährdung aktivieren kann. Damit bildet zwar 
ähnlich der polizeilichen Verdachtsartikulation die erfahrungsgesättigte Intuition 
und persönliche Überzeugung den Ausgangspunkt beruflicher Einschätzungen, sie 
verfängt sich aber nicht auf der Ebene bloßer Vermutungen und gefühlsmäßiger 
Eindrücke. Erst mit dem Übergang von einer diffusen Alltagswahrnehmung in 
sprachlich abgestützte Verdachtsartikulationen werden auch beobachtete Ver- 
dächtigungen an berufliche Diagnosesysteme angeschlossen. 


Herr Dr. Hiller: Ja (?) Und ich denke, dass es auch dem erfahrenen Arzt, äh, passieren 
kann, dass er ein bestimmtes Verletzungsmuster als wahrscheinlich durch Fremdein- 
wirkung entstanden ansieht und es ist nicht der Fall und in umgekehrter Weise, pas- 
siert vielleicht noch ein bisschen häufiger, dass man, ähm, Verletzungsmuster hat, die 
durch Fremdeinwirkung entstanden sind, wo man nicht sicher belegen kann, dass es 
nicht vielleicht durch einen Sturz oder ähnliches entstanden sein könnte. [...] Also da 
besteht schon noch ne gewisse Irrtumswahrscheinlichkeit auch für denjenigen, der 
gute Erfahrungen damit hat. (I: Mhm.) Aber die Wahrscheinlichkeit, dass die Situa- 
tion falsch zu beurteilen, sinkt mit steigender Erfahrung desjenigen, der das zu beur- 
teilen hat. (I: Mhm.) Und es geht um viel. Ja. [Oberarzt Kinderchirurgie] 


Dr. Hiller hebt daher die Grenzen des Lehrbuchwissens und die Bedeutung der 
klinischen Erfahrung hervor. Er beschreibt in der Sequenz zwei unterschiedliche 
Möglichkeiten des Irrtums im Umgang mit Gefährdungseinschätzungen. Einmal 
die seltene Möglichkeit, Verletzungsspuren „unfachmännisch“ zu diagnostizieren, 
sie also fälschlicherweise als Fremdeinwirkung statt als Verletzungen zu bewer- 
ten. Häufiger hingegen bestehen aber Schwierigkeiten in einer eindeutigen Be- 
weisführung. Während im ersten Fall die Fehlerquelle im Diagnoseprozess auf der 
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Seite behandelnder Ärzte liegt, bezieht sie sich im zweiten Fall auf die problema- 
tische Situation eindeutiger Verdachtsabklärungen. 

Die durch das Austarieren von Gefährdungs- und Verletzungsrahmen erzeug- 
ten Unsicherheiten lassen sich der Darstellung nach nicht einseitig mit Expertise, 
sondern lediglich durch klinische Erfahrung ausgleichen. Denn die »Irrtumswahr- 
scheinlichkeit« des Verdachts nähme in dem Maße ab, in dem die klinische Erfah- 
rung bezogen auf derartige Fall- und Verdachtskonstellationen steige. Für ihn tre- 
ten also Arbeitsrisiken dort hervor, wo auch die Chance falscher Diagnosen oder 
unentdeckter Gefährdungen möglich bzw. allgemein das Handeln fehleranfällig 
ist. Laut Aussage von Herrn Dr. Hiller tritt daher zur fachlichen Sachverständig- 
keit auch die individuelle Persönlichkeit des Arztes. Unsicherheiten und Risiko- 
bereitschaft bilden insgesamt das Fundament ärztlicher Diagnosekompetenzen 
und medizinischer Leistungsfähigkeit. Insbesondere mit der Betonung klinischer 
Erfahrungsbildung wird auch die für kindeswohlbezogene Verdachtsartikulatio- 
nen konstitutive „Überkomplexität der Problemwahrnehmung im Verhältnis zum 
verfügbaren Wissen“ (Stichweh 1994: 297), wie auch die praktische Urteilsfähig- 
keit des medizinischen Personals semantisch hervorgehoben. 


Frau Dr. Erdmann: [...] Und gerade das ist ja oder weil, was, was diese Kinderschutz- 
arbeit in dem Bereich so:::mh schwierig macht, ist eben, es gibt ganz, ganz, wenn Sie 
sich damit befassen. Es gibt ja auch ein paar Bücher. Äh, es gibt ganz, ganz wenige 
Sachen wo wir sagen können: "Jawoll, das ist ganz klar eine Kindesmisshandlung. 
[...] Selbst der abgehakte Daumen kann aus Versehen passiert sein. (3) Also es gibt 
ganz wenige Sachen wo wa sagen können: "Jawoll, jawoll das ist so." Dann sinds die 
einfachen Sachen, die einen vielleicht seelisch mitnehmen, aber das ist ganz klar. Das 
geht übers Gericht. Zack. Boom. [Leiterin Kinderschutzambulanz] 


Auch die Sequenzen von Frau Dr. Erdmann verweisen auf Uneindeutigkeiten der 
Gefährdungseinschätzung und die Grenzen »einfacher« Bewertungen. Selbst kör- 
perliche Gefährdungsspuren erzeugten Unsicherheiten im ärztlichen Handeln. Mit 
der Abwertung theoretischer Wissensbestände, die hier zum »Bücherwissens« de- 
gradiert werden, erfährt das Erfahrungswissen implizit eine handlungspraktische 
Aufwertung. Ein Gefährdungsverdacht lässt sich dieser Logik nach nicht einfach 
aus dem Set medizinisch-pathologischer Diagnosesysteme deduzieren, sondern 
basiert auf fallbezogenen Perzeptionen und Kosgnitionen, die auch intuitiv zur Ur- 
teilsbildung führen. Kategoriale Vorgaben und diagnostische Bewertungsindika- 
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toren stehen ihr dabei als entsprechende „Testkategorien“ zur Verfügung und bil- 
den insofern diagnostische Korrelate!! und Korrektive, die auch die anschlie- 
Bende Beweisführung strukturieren können. 

Mit der Transformation intuitiver Einschätzungen in medizinische Gefähr- 
dungskategorien (wie bspw. »Kindesmisshandlung«) sind Verdachtsurteile weder 
bloße Vermutungen noch Ergebnis standardisierter Verfahrensabläufe. Der Ver- 
dachtsgeneralisierung polizeilichen Urteilsbildungen auf dem Fundament persön- 
licher Einschätzungen und allgemeiner Lebenserfahrung steht mit der Betonung 
der klinischen Erfahrung eine ärztliche Verdachtsrahmung gegenüber, die Mehr- 
deutigkeiten und Unsicherheiten einkalkuliert und auf der Basis ihrer Berufserfah- 
rung Gefährdungshinweise in sprachliche Urteile transformiert. 


5.2.2 Medizinisch indizierte Gefährdungseinschätzungen 


Zwei zentrale Modi beruflicher Problemnormierung stehen sich in diesen Urteil- 
spraktiken gegenüber. Auf der Seite interventionssensibler Gefährdungsdiagnosen 
akutmedizinische Versorgung- und Behandlungsvorschriften. Diagnostiken medi- 
zinischer Behandlungsnotwendigkeiten stehen aber insbesondere bei Kinder- 
schutzverdächtigungen auch sozial disponierte Gefährdungseinschätzungen ge- 
genüber, die sich programmatisch als Präventionsdiagnostik verstehen lassen und 
sich auch stärker auf die Verantwortung und das Kinderschutzverhalten beteiligter 
Eltern richten. 


Fr. Dr. Sperling: Also man hat nicht bei jedem blauen Fleck n Verdacht, aber wenn 
die an bestimmten Körperstellen sind (I: Mhm.) oder die Kinder, äh, ängstlich wirken, 
mh, da läuft das halt im Hinterkopf immer dabei. [niedergelassene Kinderärztin] 


Die Schilderung von Frau Dr. Sperling beschreibt hoch verdichtet den Ablauf ei- 
ner symptombasierten Verdachtsbearbeitung. Eine Generalisierung des Ver- 
dachts, die »blaue Flecke« grundsätzlich in den Zusammenhang einer Gefährdung 
stellt, wird dabei ausgeschlossen. Gegenüber abkürzenden Typisierungen artiku- 
liert auch sie konkrete Fallbezüge und selektive Wahrnehmungskontexte (»be- 
stimmter Stellen«). Wo Alltagsdeutungen lediglich unspezifische »blaue Flecken« 
identifizieren, besteht hiernach die Chance, dem Alltag gegenläufige professio- 
nelle Deutungszusammenhänge zu etablieren (vgl. auch Stichweh 1992: 38). 
Gleichwohl bezieht sich diese Wahrnehmung auch auf das Verhalten von Kindern 





110 Der Begriff des »Korrelats« wird häufig in der Medizin zur Abgrenzung sachlicher Befunde und 
persönlicher Einschätzungen gebraucht. Ein Bandscheibenvorfall, der mithilfe von MRT-Unter- 
suchungen diagnostiziert wird, wäre das sachliche Korrelat zu geschilderten Rückenschmerzen 
des Patienten. 
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im Rahmen der allgemeinen Patientenvorstellung. Medizinische Wissensordnung 
und situative Interaktionsordnung scheinen sich daher in ihrer Bewertung prak- 
tisch zu verbinden. 

Körperbasierte Gefährdungsdiagnostiken, die Kindeswohlgefährdungen in 
einen Zusammenhang zur »Misshandlung« bzw. Formen physischer Gewaltein- 
wirkung stellen, bildet einen relativ eigenständigen Sinnbezirk der sogenannten 
„Misshandlungsmedizin“, die auch in der kinderschutzbezogenen Verdachtsarti- 
kulation bzw. ihren kategorialen Ausprägungen zur Anwendung kommt (vgl. 
Herrmann 2010). Entsprechende Misshandlungsdiagnosen bzw. Verletzungsan- 
zeichen lassen sich auch im Aktenkorpus der ärztlichen Verdachtsmeldungen 
nachweisen (siehe Abbildung 10). Die Kindeswohlgefährdung steht für sprachlich 
fixierte „Krankheitsbilder“, die im Medizinsystem zwischen Diagnose und Be- 
handlung vermitteln können. !!! 





Körperliche Verletzungsanzeichen 





Atypische Verletzungen/Hämatome Kopf Gesicht 
Stirn Prellmarken 


Armbruch 
Bauch 

Knie 
Genitalbereich 
Ellenbogen 
Oberschenkel 





Abb. 10: Körperliche Verletzungsanzeichen 


In der Sprache der Verdachtsbögen an das zuständige Jugendamt artikulieren sich 
Misshandlungsdiagosen in Domänen von »Hämatomen« oder »atypischen Verlet- 
zungen«, denen wiederum selektive Beobachtungen von Körperpartien vorausge- 
hen. Insbesondere die Misshandlungsmedizin!!? stützt sich hierfür auf eine „ritu- 





111 Baecker (2008) sieht die besondere Leistung der medizinischen Diagnostik darin, Krankheiten 
„bestimmte Ursachen und Wirkungen zuzurechnen und sie anhand dieser Zurechnung von anderen 
zu unterscheiden („Differenzialdiagnostik“) und ihr so nicht zuletzt einen Handlungsbedarf („The- 
rapie“) zuzurechnen“ (ebd.: 50). 

112 Herrmann (2010) beschreibt dazu den historischen Prozess des Aufkommens der Misshandlungs- 
medizin. Die Entwicklung des ärztlichen Kinderschutzes fällt auch mit der Neuentdeckung ärztli- 
cher Diagnosen zusammen. Besonders hervorzuheben ist die von Henry Kempe 1961 formulierte 
Diagnose »The battered child« oder auch die von Guthkelch 1971 entdeckte Diagnose des »Sha- 
ken-Baby-Syndroms«. Neuere Misshandlungsdiagnosen beziehen sich hingegen oftmals auf das 
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elle Segmentierung‘“ (Goffman 1974: 64) des Gefährdungskörpers, um kinderty- 
pische Verletzungsspuren von Gewalt- und Gefährdungsspuren zu separieren. Das 
Körperwissen stellt auch im Kinderschutz einen relativ geschützten Kompetenz- 
bereich ärztlicher Verdachtsarbeit dar, auch wenn es für sich genommen selten 
ausreicht, sich im Rückgriff darauf auf ein Urteil festzulegen. 

Aber auch unsichtbare Gefährdungen lassen sich mit der Apparatemedizin 
bzw. einer besonderen ärztlichen Aufmerksamkeit für verborgene Spurenlagen 
identifizieren. Ein prägnantes Beispiel für den Einsatz medizinischer Expertise 
stellt dafür das für Alltags- und Laienurteile weitgehend unsichtbare »Schüttel- 
trauma« dar. 


Herr Dr. Hiller: Die leibliche Mutter des Kindes war mit dem etwas älteren Kind in 
[Ort] auf den Weihnachtsmarkt gegangen. Hatte, der Stiefvater oder der jetzige Part- 
ner, nicht Vater des Kindes, war bei dem Säugling geblieben, sechs Monate alt. Sechs 
Monate alt, ja. Die Mutter hatte dann noch mal versucht den Lebenspartner zu Hause 
über Handy anzurufen. Er hat das irgendwie weggedrückt und sie kam dann nach 
Hause und hat nur noch gesehen, dass da die, der Notarzt vor der Tür steht (I: Mhm.), 
ne (?) Der Vater hatte angeblich das Kind irgendwie zu reanimieren versucht, ja (?) 
Es waren ein Verletzungsmuster vorhanden, was mit retinalen Blutungen und sub- 
duralen Hämatomen, was relativ klar für ein Schütteltrauma sprach, und das war dann 
klar, das geht, das geht sofort an die Kriminalpolizei. Natürlich nachdem das Kind, 
nachdem dann Hirntod festgestellt worden war, Gerichtsmediziner und all die Profes- 
sionen kommen da mit auf den Plan, die das untersuchen. [Oberarzt Kinderchirurgie] 


»Renitale Blutungen« oder »subdurale Hämatome« sind der Aussage nach eindeu- 
tige Zeichen dieses »Schütteltraumas«, auch wenn sie für den beteiligten »Leben- 
spartner« unsichtbare Verletzungen darstellen. Zwar motiviert erst die Unsicher- 
heit über Behandlungsnotwendigkeiten der Schilderung nach den »Notarztein- 
satz« bzw. den Kontakt zum Medizinsystem im Ganzen, dennoch bringt die me- 
dizinische Apparatediagnostik anschließend auch die vorausgegangene Gefähr- 
dungshandlung im Sinne eines objektiven Beweisvorgangs deutlich zur Geltung. 
Weil sich die Schwere von Verletzungen (auch wenn sie in der Fallbeschreibung 
zum Tode geführt hat) und Notwendigkeiten medizinischer Behandlungen auf der 
Basis von Laienurteilen nicht abschließend einschätzen lassen, erfolgt überhaupt 
die Beteiligung von Notarzt und Kinderchirurgie. Konzeptionell gesprochen, steht 





Verhalten der Eltern. Besonders prominent hierfür ist das »Münchhausen-Stellvertretersyndrom« 
(vgl. zur Übersicht medizinischer Diagnosen ebd.: 14). Weitere Übersichten zur ärztlichen Ge- 
fährdungsdiagnostik finden sich bei Gitter 2012. Auch sozial disponierte Gefährdungslagen finden 
zunehmend Eingang in die Gefährdungsdiagnostik, worauf Kategorien der „emotionalen“ oder 
„sozialen“ Vernachlässigung hinweisen. 
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die Beteiligung der Medizin für die Unsicherheit der eigenen Gefährdungsbeurtei- 
lung und für Differenzen von Laien- und Expertenbewertung. 


5.2.3 Sozial indizierte Gefährdungseinschätzungen 


Akutmedizinische Verletzungsdiagnosen stellen die Notwendigkeit medizinischer 
Behandlungen in den Mittelpunkt, gefährdungspräventive Diagnosen stützen sich 
hingegen auf soziale Indikationen mit der Absicht, langfristige Gefährdungen zu 
verhindern bzw. sie präventiv aufzuspüren. Nicht nur Differenzen zwischen Inter- 
ventionsansichten und Präventionsprogrammatiken kennzeichnen beide diagnos- 
tische Orientierungen, sondern auch die veränderte Kontextualisierung des Ver- 
dachts auf das familiale Erziehungsverhalten. Für die hier angesprochenen medi- 
zinischen Fachkräfte bilden sozial indizierte Gefährdungslagen Schwerpunkte ih- 
rer kinderschutzbezogenen Verdachtsbearbeitung. 


Herr Dr. Hiller: Aber das haben wir relativ selten, ja (?) Nicht so selten haben wir 
Situationen, wo wir denken, dass die Eltern Hilfe brauchen, dass sie nicht gut in der 
Lage sind das Kind zu versorgen. Dass se nicht, ein schlechtes emotionales Verhältnis 
zu ihrem Kind haben. Dass sie im Grunde das Falsche füttern. Also solche Situatio- 
nen, die kommen schon häufiger vor, ja (?) (I: Mhm.) Und dann kommt es entspre- 
chend auch häufiger vor, dass wir mal mit Eltern darüber sprechen, ob sie nicht ne 
Unterstützung brauchen könnten, ne (?). [Oberarzt Kinderchirurgie] 


Herr Dr. Hiller: Das bekomme ich ja nun nicht so mit, ja (?) (I: Mhm.) Und in einer 
Situation, wo das Kind nicht richtig gedeiht, sind wir dann angehalten zu diagnosti- 
zieren, obs organische Ursachen haben könnte (?) In einer Situation, wo das Kind 
Hämatome hat zum Beispiel, Blutergüsse, dann sind wir angehalten, weitere Diagnos- 
tik durchzuführen und zu schauen, ob schon ältere und chronische Verletzungen auf- 
getreten sind (?) Ob retinale Blutungen vorhanden sind und all diese Dinge. [Oberarzt 
Kinderchirurgie] 


Soziale Indikationen konzentrieren sich nicht auf Fragen von Behandlungsnot- 
wendigkeiten bei entsprechenden Verletzungsanzeichen, sondern auf das Verhal- 
ten der Eltern mit einer grundsätzlich präventiven Ausrichtung.!!? Der Kinderkör- 
per fungiert dabei gleichermaßen als Indizienträger sozialer Gefährdungslagen. 





113 Diese an der allgemeinen Entwicklung des Kindes ausgerichtete Diagnostik lässt sich sowohl his- 
torisch als auch mit Blick auf andere Forschungsergebnisse unterstreichen. Für Peter (2014) ist die 
diagnostische Orientierung von Pädiatern dadurch gekennzeichnet, dass neben das Konzept „Er- 
ziehung“ auch das Konzept „Entwicklung“ tritt. Gegenwärtig akzentuieren Kinderärzte — so der 
Eindruck der Autorin — „das kindliche Wachsen und Gedeihen wohl am ehesten als "Entwicklung, 
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Der unspezifische Allgemeinzustand des Kindes, von dem auf das generelle Ver- 
sorgungsverhalten der Eltern geschlossen werden kann, steht dabei im Beurtei- 
lungszentrum. Der Gebrauch sozial indizierter Gefährdungsdiagnostik verweist 
auf die im Kinderschutz wirksame Ausweitung medizinsicher Diagnostik, deren 
Medikalisierungsprozesse auf eine gesteigerte „Wahrnehmung sozialer Probleme 
in medizinischen Termini“ (Wehling u.a. 2007: 552) herauslaufen. 


Herr Dr. Winter: Ja, ja. Und der, der, äh, ich denke die Spannweite, was alles unter 

Kindswohlgefährdung fällt, ist ja im, ähm, Kindesalter und Neugeborenenalter sehr, 

sehr groß. Denn es sind ja nicht immer nur die rein körperlichen Verletzungen, denen 

man Kindern zuführen kann, sondern es sind ja auch, und das erleben wir gar nicht so 
selten, einfach soziale Vernachlässigungen, ja (?) Dass, äh, sich kaum mit den Kin- 
dern beschäftigt wird und dass die dann, ähm, nach mehreren Monaten, äh, (Dr. Küs- 
ter ((Falsch betreut.)) bei der Vorstellung Verhaltensauffälligkeiten zeigen, äh, die 
wirklich auf so eine Art und Weise auch nur erklärbar sind, ja. [Oberarzt Neonatolo- 
gie] 
Die von Herrn Dr. Winter angesprochene verhaltensregulative Diagnose »sozialer 
Vernachlässigungen« oder auch die von Herrn Dr. Hiller oben angedeutete »Ge- 
deihstörung« verlangen nach langfristig angelegten ärztlichen Beobachtungen. Sie 
beziehen sich darüber hinaus auf entsprechende »Verhaltensauffälligkeiten«, die 
den natürlichen Entwicklungsprozess für Kinder zu beeinträchtigen drohen. Herr 
Dr. Winter nutz hier einen Gefährdungsbegriff, der grundlegend auf einer eigen- 
ständigen — quasi naturwüchsigen - kindlichen Entwicklung basiert, die anschlie- 
Bend, im Gefährdungsfall, durch schädigendes Verhalten der Eltern beeinträchtigt 
wird. 

Im Bedeutungshorizont eines natürlichen Entwicklungsmodells kindlichen 
Aufwachsens lässt sich die Elternverantwortung erst entsprechend marginalisieren 
und ihre Versorgungsdefizite als Gefährdungsabsichten bewerten. Denn Kinder 
werden im Horizont dieser Gefährdungsvermutung »falsch betreut«, »falsch ver- 
sorgt« und stehen in einem schlechten »emotionalen Verhältnis« zu ihren Eltern. 
Aber auch sozial disponierte Gefährdungsperspektiven lassen sich aus Beobach- 





während große Teile der Pädagogik nach wie vor von der Formbarkeit bzw. Bildsamkeit des Men- 
schen, z.B. durch pädagogische Maßnahmen, ausgehen (derzeit ganz prominent darin: die empiri- 
sche Bildungsforschung). Das erste Konzept geht dabei implizit eher von einem inhärenten Plan 
des Wachsens aus, dem man genügend Raum und Freiheit einräumen muss, der zu großem Teil 
aber selbstläufig erfolgt, während das zweite Konzept implizit von einer Form- und Ziellosigkeit 
des Aufwachsens ausgeht, dem durch Bildung und Erziehung Richtung und Inhalt gegeben wird“ 
(ebd.: 22£.). Auch die Ergebnisse des Forschungsprojekts von Bühler-Niederberger u.a. (2014) 
betonen, dass Pädiater einer „Entwicklungsdiagnostik“ folgen. 
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tungssequenzen der Patientenvorstellung bzw. der dort konstatierten »Verhaltens- 
auffälligkeit« oder Entwicklungsverzögerung ableiten und sind von daher im Kern 
auch medizinisch angeleitete Verdachtsbewertungen. 

Auch wenn sich organische Ursachen und schädigendes Verhalten der Eltern 
als Ursachen solcher Entwicklungsverzögerungen gegenüberstehen können, bildet 
der Fokus auf die kindgerechte Entwicklung auch die Grundlage latenter Ver- 
dachtsäußerungen. Sozial indizierte Gefährdungsdiagnosen ermöglichen es gera- 
dezu, auf dem Hintergrund eines die ärztliche Zuständigkeit absichernden ent- 
wicklungsbezogenen Körperwissens auch den Verdacht einer Kindeswohlgefähr- 
dung mitzudenken. Das in der sozial indizierten Gefährdungsdiagnostik zur Spra- 
che gebrachte Körperwissen versucht, zwischen Fachdiagnosen und sozialen Ge- 
fährdungsdispositionen zu vermitteln, und versteht sich als zirkuläre Verweisung 
von Körperzuständen zu Verhaltenserwartungen (vgl. auch Schubert 2011: 187). 
Steht hierbei das Kindeswohl semantisch für den Erhalt, Förderung und Gewähr- 
leistung einer natürlichen, kindgerechten Entwicklung, stehen kontrafaktisch For- 
men der Entwicklungsbeeinträchtigung auch im Verdacht einer Kindeswohlge- 
fährdung. 


[Auf die Frage, worin sie ihren primären Arbeitsauftrag im Kinderschutz sieht] Frau 
Dr. Sperling.: Na, weil das ein Problem für die Psyche der Kinder weiter ist oder, äh, 
für die gesamte Entwicklung einfach ein Problem ist. [...] Wenn ein Kind irgendwann 
sexuell missbraucht wird, psychisch, ähm, verletzt wird, dann wirkt sich das ja auch 
für die Jugendzeit und dann fürs Erwachsenenalter und ich denke das ist das Problem, 
was wir vorher klären oder lösen müssen [niedergelassene Kinderärztin] 


Frau Dr. Sperling ignoriert zunächst die Grenze zwischen körperbasierten und ver- 
haltensregulativen Gefährdungsdiagnosen. In ihrer Darstellung werden »physi- 
sche« und »psychische« Gefährdungen im Einzelfall als komplexer Verweisungs- 
zusammenhang betrachtet, für deren Beobachtung sie sich mitverantwortlich 
sieht. Denn: körperliche Gefährdungen, die als »sexueller Missbrauch« identifi- 
ziert werden können, erzeugen Entwicklungsdefizite, die sich auf die gesamte 
Spanne des Aufwachsens ausdehnen und bis ins »Erwachsenenalter« wirksam 
bleiben können. Die zeitige und treffsichere Verdachtsartikulation steht in diesem 
Entwicklungskonzept für die Verhinderung langfristiger Folgebeeinträchtigun- 
gen. Solche Entwicklungsdiagnosen folgen kontrastiv zur Behandlungsabsicht 
auch einer veränderten zeitlichen Orientierung. Nicht das ärztliche Behandlungs- 
mandat (von Verletzungen), das im Sinne therapeutischer Maßnahmen sich auf 
die Widerherstellung somatischer Integrität zu beziehen hat, sondern präventive 
Verhaltensregulierungen, die eine Gefährdung frühzeitig erkennen und Folgeschä- 
den abwenden wollen, bilden die motivationale Grundlage ihrer Verdachtsbewer- 
tung. 
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Herr Dr. Winter: Und da ist ein Augenmerk da. Dann ist, gehen die Scheuklappen 
hoch, die Antennen hoch und da achten wir einfach drauf. (I: Ja.) Oder wenn be- 
stimmte, äh, Gesichtspunkte auch von den, ähm, geburtshilflichen Kollegen mitgeteilt 
werden. Wir haben ja n Datenaustausch. Wir haben ja Daten über die gesamte 
Schwangerschaft, ja (?) Wenn die Frauen nicht regelmäßig zur Schwangerenvorsorge 
gegangen ist, dann kann das schon mal so was sein. Oder wenn die Frau Missbrauch 
von Alkohol, Drogen und Zigaretten in der Schwangerschaft, ja (?) Was ja auch Fol- 
gen für ein Kind haben kann, ja (?) Das, diese Dinge, die lässt bei uns einfach auch 
einen ganz anderen (,) Tick hoch gehen. Wo wir sagen: "Moment, hier sollten wir 
doch mal aufpassen.", (I: Mhm.) das ist keine Vorverurteilung. Es geht einfach nur 
darum, die Kindswohlgefährdung zu erkennen [...] Genau. Das ist eben auch ein gro- 
Ber Punkt. Also die, die Prävention [...]. Ist was ganz, ganz wichtiges. Ich glaube, das 
ist das Wichtigste, weil dann, wann kommt es zur Kindwohlgefährdung (?) Es kommt 
in der Regel dann zur Kindswohlgefährdung, wenn Eltern in ihrer eigenen Situation 
überfordert sind. Heißt jetzt wirtschaftlich, gesundheitlich oder wie auch immer. 
[Oberarzt Neonatologie] 


Die zeitliche Entgrenzung der auf das Verhalten der Eltern ausgerichteten sozialen 
Indikation verlangt für den Berufsalltag nach einer langfristigen Beobachtung. In 
der Beschreibung von Herrn Dr. Winter, Oberarzt der Frühgeburtsstation im Land- 
kreis, beginnt die Beobachtung bereits in der Schwangerschaft, in der beispiels- 
weise Drogen- und Alkoholkonsum kindeswohlgefährdende Wirkung entfalten. 
Einerseits bestünde mit dem von ihm angesprochenen Datenaustausch unter Ärz- 
ten die Möglichkeit einer sicheren Informationsbeschaffung, gleichwohl besteht 
aber auch die Gefahr einer damit einsetzenden »Vorverurteilung«. Er fordert da- 
her, diese Form eines generalisierten, über Vorerfahrungen und Informationsaus- 
tausch beeinflussten Gefährdungsverdachts zugunsten einer allgemeinen Wach- 
samkeit zurückzufahren. 

Insbesondere im Bereich sozial disponierter Gefährdungseinschätzungen, die 
auf eine Normierung des Erziehungsverhaltens abzielen, steht sinnlogisch nicht 
die Behandlung von Verletzungen, sondern eine präventiv organisierte Identifika- 
tion und Selektion von gefährdenden Familien im Mittelpunkt der Bewertung. Die 
präventive Gefährdungsdiagnostik folgt, auch wenn sie sich für die Entwicklung 
der Kinder interessiert, zumindest in den sich anschließenden Präventionsmaßnah- 
men einer auf das Verhalten der Eltern ausgerichteten Normierung. Interventions- 
diagnosen kontrastiv dazu dem Duktus fachlich begründeter Behandlungsnotwen- 
digkeiten akuter Verletzungen von Kindern und Jugendlichen. Aber in beiden se- 
mantischen Feldern lassen sich medizinisch kodifizierte Diagnosesysteme und 
entsprechende Gefährdungskategorien zur Anwendung bringen. 
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5.2.4 Zwischenfazit: Verdachtsartikulationen auf der Basis medizinischer 
Diagnosekategorien 


Das ärztliche Verdachtsurteil bezieht sich in den analysierten Passagen und Stel- 
lungnahmen auf klinische Erfahrungsaufschichtungen, die nicht nur medizinische 
Verantwortungsübernahmen betonen, sondern auch Unsicherheiten in der Bewer- 
tung einer Gefährdung reduzieren können. Der Wahrscheinlichkeit nach steigt die 
Treffsicherheit ihres Verdachtsurteils mit der Zunahme klinischer Erfahrung. Eine 
umfassende Sicherheit lässt sich aber auch mit ihr nicht gewinnen. Weil auch das 
Risiko falscher Entscheidungen fortbesteht, bedarf es grundsätzlich ärztlicher Ein- 
schätzungen, die Verdachtshinweise fallbezogen beurteilen sowie entsprechender 
Wahrnehmungs- und Beurteilungskompetenzen außerhalb medizinischer Routine- 
vorgänge und ihres Lehrbuchwissens. 

Zur klinischen Erfahrung tritt in zweiter Hinsicht aber auch eine fachliche 
Orientierung, die sich im Kinderschutz auf medizinische Diagnostiken stützen 
kann. Die Sprachstruktur ihrer Verdachtsurteile umfasst hierfür akutmedizinische 
Diagnosekategorien, wie beispielsweise das »Schütteltrauma« oder die »Miss- 
handlungsätiologie«, aber auch sozial disponierte gefährdungspräventive Diagno- 
sekategorien (wie beispielsweise »Gedeihstörung« oder »emotionale Vernachläs- 
sigung«). Liegt die generelle Bedeutung akutmedizinischer Diagnostik im „Sicht- 
barmachen“ von Gefährdungen, konzentrieren sich gefährdungspräventive Diag- 
nostiken auf das Verhalten von Familienangehörigen mit dem Ziel, potenziellen 
Entwicklungsdefiziten präventiv entgegenzuwirken. Gilt im Interventionsfall die 
Behandlung als Leitmotiv der ärztlichen Verdachtsartikulation, steuert im zweiten 
Fall die kindliche Entwicklung und ihre potenzielle Beeinträchtigung die Gefähr- 
dungseinschätzung. Die in der Sprachpraxis dokumentierten medizinischen Diag- 
nosekategorien verweisen dabei auch im Hinblick auf die Artikulation eines Ge- 
fährdungsverdachts auf fachliche Allokationen wissensförmiger Einschätzungen 
und berufsbezogener Normierungen. 

Ihre Gefährdungseinschätzungen lassen sich allein schon deswegen nicht for- 
malisieren, weil erst berufliche Inferenzen — verkörpert in persönlicher Intuition 
und Erfahrung — »verdeckte Gefährdungen« „ans Licht bringen“ und konkurrie- 
rende Deutungen etablieren. Solche Bewertungspraktiken stützten sich grundle- 
gend auf offene Wissensorganisationen, die zwischen den Verhaltens-, Entwick- 
lungs- und Verletzungskontexten zirkulieren und von der beruflichen Handlungs- 
programmatik präventive und interventionsbezogene Absichten kombinieren. 
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5.3 Verdachtsabklärungen als Möglichkeit beruflicher Einflussnahmen 


Für Verdachtsbildungen und Verdachtsartikulationen lassen sich grundsätzlich 
Aneignungsformen von Kindeswohlaufgaben im Medizinsystem bzw. in den ge- 
brauchten Begriffsstrukturen nachzeichnen: Für die allgemeine Arbeitsorganisa- 
tion, die als Vorbedingung einer Verdachtsbildung gelten kann, eine Integration 
von Kinderschutzbeobachtungen in medizinische Kernarbeitslinien; für die Wis- 
sensorganisation hingegen eine Übernahme und Anwendung medizinischer Diag- 
nosekategorien zur Gefährdungsbewertung. 

Auch in anschließenden Verdachtsabklärungen beansprucht das medizini- 
sche Fachpersonal ein Mitbestimmungsrecht zur Fallbearbeitung: Kontrastiv zur 
Typisierung von Kindeswohlgefährdungen als chronifizierte Gefährdungslagen, 
besteht aus Sicht medizinischer Fachvertreter durchaus eine Chance auf eine fall- 
weise Bewältigung einer Gefährdung. Weil aber auch ärztliche Abklärungsmaß- 
nahmen an berufliche Zuständigkeitsschranken stoßen, bilden sich an den Grenzen 
ihrer Fallverantwortung berufsübergreifende Behandlungsarenen. 

Mitbestimmung in mehr-perspektivischen Abklärungsprozessen anzumel- 
den, zeigt sich am deutlichsten in ärztlich initiierten und medizinisch legitimierten 
Überweisungszusammenhängen. Die Gesamtverantwortung von Behandlungen 
verbleibt dadurch nicht nur im medizinischen System, sondern erzeugt auch ein 
Netz informeller Kinderschutzkontrollen. Im Kontrast zur Aufgabendelegation 
der »Polizeimeldung« stehen Überweisung für ärztliche Verantwortungsübernah- 
men und entsprechende Kompetenzzuschreibungen. 

Der Abstimmungs- und Koordinierungsbedarf zwischen Medizinpersonal 
und Fachkräften der Kinder- und Jugendhilfe wird dort besonders hervorgehoben, 
wo fallbezogene ärztliche Behandlungsmandate an zeitliche, räumliche oder sach- 
liche Grenzen stoßen. Kommentierungen zu zwischenberuflichen Abstimmungs- 
prozessen lassen medizinische Dominanzansprüche durchblicken, insofern Ver- 
treter aus dem Feld der Jugendhilfe lediglich als Partner in Behandlungsnetzwer- 
ken einstuft werden. Im Kontrast zur konsekutiv organisierten Arbeitsteilung zwi- 
schen Polizei- und Jugendamtsbehörden dokumentiert sich in ihrem Abklärungs- 
verhalten ein Anspruch auf simultane Fallbearbeitung im Rahmen geschlossener 
beruflicher Orientierungen und medizinischer Verantwortung. 


»Das ärztliche Behandlungsmandat bei Kindeswohlgefährdung« 
Das Handlungsschema von Diagnose und Behandlung, das auch zur Übersetzung 


von Kinderschutzaufgaben in medizinische Abklärungsmaßnahmen genutzt wer- 
den kann, erzeugt eine relative Geschlossenheit der ärztlichen Fallarbeit, selbst 
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wenn andere Akteure in diese eingeschaltet werden müssen. Für Arbeitsbeziehun- 
gen zu Sozialen Diensten zeigen sich hier Bezüge zu einer jugendamtlichen Absi- 
cherung medizinischer Handlungsplanungen auf der Basis unumstößlicher medi- 
zinischer Gefährdungsdiagnosen. So verdeutlichen auch die nachfolgenden Aus- 
sagen von Frau Erdmann ärztliche Steuerungsabsichten bei einer verdachtsbezo- 
genen Jugendamtsbeteiligung. 


Frau Dr. Erdmann.: Wenn wir dann das Geständnis haben, die Einsicht, dass da was 
gemacht werden muss, dann müssen wir es jetzt einfach nur noch in Therapie bringen. 
[I: Wie sieht die Therapie dann aus (?)] Na Therapie ist meistens dann ne sozialamt- 
liche oder wie auch immer, dass die Erziehungshilfe oder sozialpädagogische Unter- 
stützung bekommen oder, dass ein Jugendhelfer in die Familien geht. Manchmal brau- 
chen auch die Eltern zum Beispiel ne Suchttherapie. (I: Mhm.) Also da, das sind dann 
aber Sachen, das entscheidet dann wirklich das zuständige Jugendamt, was da, aber 
da können wir nur den Hinweis geben. (I: Mhm.) Ja (?) Oder dann schreiben wir eben 
die einsichtige Mutter trallala, unseres Erachtens braucht sie. [Leiterin Kinderschutz- 
ambulanz] 


Die Zusammenarbeit mit Mitarbeitern des Jugendamts wird hier als Arbeitsbezie- 
hung zwischen Diagnose- und Therapieinstanzen angesprochen. Medizinische Di- 
agnosen und sozialarbeiterischen Therapieangebote müssen hiernach aufeinander 
abgestimmt werden. Der gleiche Referenzrahmen erzeugt nicht nur Koordinie- 
rungsfragen, sondern bietet auch Chancen beruflicher Einflussnahmen. Auf der 
Basis ärztlicher Diagnosekompetenzen betrachtet sie sich daher als Entschei- 
dungsagent möglicher Weiterbehandlungen, wenngleich sich »sozialamtliche« In- 
terventionen selbstständig einer umfangreichen Angebotspalette bedienen können. 
Sozialpädagogisch begründete Fallauslegungen scheinen auf diese Weise kein ex- 
klusives Anrecht beanspruchen zu können. Das Hinzuziehen des Jugendamts 
stünde hingegen grundsätzlich unter dem Vorbehalt ärztlicher Entscheidungen. 
Auch bereits die der externen Kooperationspraxis vorgelagerten innermedizini- 
schen Abklärungsmöglichkeiten unterstreichen ihre fallbezogenen Gestaltungsan- 
sprüche wie auch die dazugehörigen Handlungsschritte. 


5.3.1 Abklärungen von Verletzungsspuren in Überweisungsnetzwerken 


Die Verdachtsabklärung von Körperspuren lässt sich aufgrund symptomspezifi- 
scher Spurenlagen auch medizinischen Zuständigkeiten zurechnen und weitge- 
hend ohne Beteiligung des Jugendamts und anderen Fachvertretern organisieren. 
Auch wenn Gefährdungseinschätzungen Unsicherheiten im ärztlichen Handeln er- 
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zeugen, besitzt Frau Dr. Sperling beispielsweise entsprechende Möglichkeiten, ih- 
ren Verdacht einer Kindeswohlgefährdung innerhalb medizinischer Zuständigkei- 
ten abzuklären und dabei auch ihren mitgedachten Unsicherheiten handlungsprak- 
tisch entgegenzuwirken. 


Frau Dr. Sperling: Ä:::h, der ein Hämatom im Bauchbereich hatte und am linken 
Oberarm hatte. (I: Mhm.) Und da habe ich der Mutter gesagt es kann sein, dass es ne 
Gerinnungsstörung ist und es kann aber auch einfach sein, dass sie zu fest zugefasst 
hat. Und das müsste ich abklären und deswegen müsste er in die Klinik, dass ma ein- 
fach das Organische abklärt und man so die Mutter auch mit unter Kontrolle hat. Das 
Kind ist nach kurzer Zeit wieder gekommen. In der Klinik war so weit alles in Ord- 
nung. Es wurde auch dort nicht über Misshandlungsmöglichkeiten gesprochen, es war 
halt einfach nur die Abklärung und die kam dann nach drei Wochen wieder und da 
waren zwei blaue Flecke woanders. Und dann habe ich gesagt, es kann also nicht sein. 
Es muss ja doch einer, entweder Vater oder Mutter, fester zugefasst haben. (I: 
Mhmhm.) Dann hab ich se noch mal in eine Klinik geschickt, in eine andere, aber mit 
dem Hinweis auf Verdacht auf Misshandlung. Das ist dort auch abgeklärt worden. 
Dann war sogar noch der Verdacht, dass ne Rippenfraktur war. Das hat sich dann aber 
nicht bestätigt und dann ist von der Klinik her und von mir her, äh, das Jugendamt 
informiert worden, dass die Familie unter Kontrolle bleibt. Dann hatten wir auch fest- 
gestellt, dass der Vater zur Gewalt neigen, (,) neigt. (I: Mhmhm.) Und die sind dann 
ein Jahr in regelmäßigen Kontrollen (,) erschienen, sodass ich alle 14 Tage oder vier 
Wochen mir angeguckt habe, ob das Kind irgendwo einen blauen Fleck hatte. Es hat 
sich dann noch ein Mal wiederholt und dann nicht wieder und jetzt ist es anderthalb, 
der Vater ist weg und das Kind ist in Ordnung. [niedergelassene Kinderärztin] 


Sie schildert dazu einen komplexen Abklärungsprozess. Im Zentrum steht ihre Un- 
sicherheit hinsichtlich einer eindeutigen Gefährdungseinschätzung und damit ver- 
knüpft eine als Abklärungsprozess gerahmte Suchbewegung nach Bestätigung o- 
der Widerlegung. Im dargestellten Fall führt die Verdachtsabklärung zu einer ab- 
schließenden Verdachtsbestätigung. Ihre Vorgehensweise folgt, betrachtet man 
die Handlungsfolge genauer, einem Stufenmodell organischer und gefährdungs- 
spezifischer Erklärungsansätze. Erst im zweiten Anlauf artikuliert sie offen den 
Verdacht einer »Misshandlung« gegenüber ihrem Überweisungspartner. Konzep- 
tionell dokumentiert sich in den Abklärungsstufen eine zuspitzende Sinnmodula- 
tion von Körperspuren zu Gefährdungsrahmungen. Der Körperspur tritt eine me- 
dizinische Information hinzu, die sie in ein Gefährdungsindiz überführt. Die ins 
medizinische System eingebrachten Informationen verändern sich dabei nur un- 
wesentlich. Was sich ändert, ist das gedankliche Vorzeichen ihrer Abklärungsmo- 
tivation. Auf Handlungsebene unterstreicht dies die Möglichkeiten, Verdachtsfälle 
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im Ausschlussprinzip im medizinischen System zu prozessieren (vgl. Abbott 
1988: 48). Die positiven Effekte einer sukzessiven Verdichtung des Verdachts im 
Modus des Ausschlusses lassen sich ebenfalls aus der Schilderung und ihrem Stu- 
fenmodell ableiten. Einerseits zeigt sich eine Offenheit der Verdachtsabklärung, 
die ein frühzeitiges und endgültiges Beurteilen der Gefährdung vermeiden will. 
Zum anderen bietet es auch unter der Bedingung des Gefährdungsverdachts die 
Möglichkeit, Mitarbeit und Beteiligung aufseiten der Eltern zu erzeugen. Denn die 
Abklärung zunächst organischer Ursachen ermöglicht es ihr, auch die »Mutter un- 
ter Kontrolle zu behalten«, statt sie frühzeitig mit dem Gefährdungsverdacht zu 
konfrontieren und damit auch einen Abbruch der Vertrauensbeziehung zu riskie- 
ren. 

Abgestützt wird der berufsinterne Abklärungsprozess durch den Gebrauch 
passender und dem jeweiligen Vorzeichen entsprechender Diagnosekategorien. 
»Gerinnungsstörungen« oder »Misshandlung« stehen nicht nur für berufsförmige 
Verdachtskategorien, sondern sie eröffnen auch unterschiedliche, aber je spezifi- 
sche Deutungs- und Handlungskontexte für anschließende Abklärungsmaßnah- 
men. 

Bezogen auf die sich anschließenden Arbeitsabläufe dokumentiert die Aus- 
sage von Frau Dr. Sperling ihre Wahlmöglichkeiten, geeignete Kooperations- 
partner per Überweisung mit weiteren Abklärungsmaßnahmen zu beauftragen. Sie 
sucht sich Überweisungspartner, von denen sie auch eine hinreichende Aufmerk- 
samkeit für Verdachtsfälle erwarten kann. Überweisungen sind nicht nur hand- 
lungspraktisch geeignet, Patienten bzw. Kinder und Jugendliche im Medizinsys- 
tem zu prozessieren, sie bilden darüber hinaus die Möglichkeit, Verantwortungs- 
beteiligung und gemeinsame Kinderschutzüberzeugungen unter den beteiligten 
Netzwerkpartnern herzustellen. Konzeptionell gesehen sind »Überweisungen« 
bzw. »Überweisungsboykotte« informelle Kontrollinstrumente zur Sicherstellung 
gemeinsamer Fachlichkeitsüberzeugungen.''? 

Besteht nach einer ersten fachärztlichen Vorstellung ihr Verdacht weiterhin 
bzw. konnte er dadurch nicht ausgeräumt werden, zieht sie die Option, eine »an- 
dere Klinik« zur Verdachtsabklärung einzuschalten. Daher endet ihre Verantwor- 
tung auch nicht mit der bloßen Überweisungsaufforderung. In ihrer Position als 
niedergelassene Kinderärztin bleibt sie trotz der eingeleiteten Fall- und Verfah- 





114 Freidson (1975: 68) unterscheidet zwei informelle Kontrollmöglichkeiten der medizinischen Pra- 
xis, die auch zur professionellen Selbstregulierung beitragen: im positiven Fall die Überweisung, 
im negativen Fall der Boykott. „Die hauptsächliche Eigenart des Kontrollsystems [...] scheint sich 
im wesentlichen auf das zu stützen, was Carr-Saunders und Wilson „Boykott“ nennen, womit ge- 
meint ist: die Weigerung des einzelnen praktizierenden Arztes, mit denen ein Zusammenarbeits- 
verhältnis oder eine Überweisungsbeziehung einzugehen, deren Verhalten er nicht billigt“. 


5.3 Verdachtsabklärungen als Möglichkeit beruflicher Einflussnahmen 177 





rensbeteiligung medizinischer Fachkräfte weiter für ihre Patienten bzw. die Bear- 
beitung des Gefährdungsverdachts verantwortlich. In Abgrenzung zur stärker wis- 
sensbasierten Einschätzung von Klinikärzten nutzt sie jetzt ihre Ressourcen zur 
langfristigen Gefährdungsbeobachtung auch im Hinblick einer Korrektur fachärzt- 
licher Stellungnahmen. Auch der skizzierte Einbezug des Jugendamts lässt ihre 
Verantwortung nicht abreißen. Sie nutzt weiterhin ihre Möglichkeiten zur Dauer- 
beobachtung bspw. durch eng getaktete Patientenvorstellungen. 


5.3.2 Verdachtsabklärungen innerhalb des medizinischen Systems 


Für Abklärungsmaßnahmen sind aber nicht nur niedergelassene Kinderärzte zu- 
ständig. Weite Teile des medizinischen Systems können mit Überweisungen zur 
Kindeswohlabklärung beitragen, woraus eine fach- und aufgabenspezifische Form 
kooperativer Arbeitsorganisation entstehen kann. Nicht nur vertikale Arbeitsbe- 
ziehungen zwischen niedergelassenen Kinderärzten und Krankenhausmedizinern 
lassen sich in diesen Abklärungsprozessen intensiviert, sondern auch die auf ei- 
nem horizontalen Differenzierungsprinzip basierenden unterschiedlichen medizi- 
nischen Fachrichtungen können problemlos in Abklärungsprozesse hineingeholt 
werden. Sowohl zwischen niedergelassenen Allgemeinmedizinern als auch spezi- 
alisierten Krankenhäusern und ihren Fachabteilungen können Absprachen zur 
Verdachtsabklärung getroffen werden. 


Frau Dr. Sperling: Also nur wir Ärzte eigentlich nur die Feststellung. Dass ma ver- 
sucht ne Abklärung zu schaffen. (I: Ja.) Dass wa diejenigen sind, die den Verdacht 
äußern (I: Mhm.), äh, und als niedergelassene kann man sie dann wirklich nur in die 
Klinik schicken, dass die dann ne Abklärung machen. [...] Mehr geht als Niederge- 
lassener eigentlich nicht. Das ist eigentlich nur den Verdacht (3) finden, feststellen. 
[niedergelassene Kinderärztin] 


Frau Dr. Sperling beschreibt dazu die vertikale Form der Kooperation zwischen 
niedergelassenen Ärzten und der Krankenhausorganisation und ihre je spezifi- 
schen Aufgabenschwerpunkte. Ihre Arbeit als niedergelassene Ärztin konzentriert 
sich darauf, den Verdacht zu »finden« bzw. »festzustellen«. Die » Abklärung« er- 
folgt anschließend »in der Klinik« durch die von ihr organisierte Überweisung. 

Einerseits werden der Klinik damit fachspezifische Abklärungskompetenzen zu- 
geschrieben, die bei Kindeswohlgefährdungen auch ihre Verdachtseinschätzung 
bestätigen können. Andererseits bleibt ohne ihre eigene Beteiligung am Abklä- 
rungsverfahren nicht nur die Überweisung, sondern auch der Verdacht der Gefähr- 
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dung unausgesprochen. Erst ihre Verdachtsäußerung und ihre Stellung als „Tür- 
öffner“ zur Abklärung führen zu Folgemaßnahmen, die sich fachbezogen im ge- 
samten Medizinsystem abspielen können. 

Auch kinderschutzbezogene Abklärungsmaßnahmen folgen einer in das In- 
nere des Medizinsystems gerichteten Spezialisierung, bei der jede Überweisung 
auch eine Zunahme symptomspezifischer Fachexpertisen einschließen kann. Ty- 
pischerweise richten sich solche Überweisungsanfragen von niedergelassenen 
Kinder- oder Hausärzten an Krankenhäuser und von dort aus an rechtsmedizini- 
schen Fachkollegen (Pathologie). Auf dem Hintergrund einer grundlegenden me- 
dizinsoziologischen Unterscheidung erfasst die ärztliche Verdachtsabklärung da- 
mit klientenabhängige Praxisformen (niedergelassene Ärzte) genauso wie durch 
Überweisungen angesprochene und daher stärker kollegial vernetze medizinische 
Spezialisten (Laborarbeit) (vgl. Freidson 1975: 66), wie auch die nachfolgenden 
Schilderungen von Frau Dr. Erdmann, Leiterin einer spezialisierten Kinderschutz- 
ambulanz, verdeutlichen. 


Frau Dr. Erdmann: Wir rufen die Rechtsmediziner nicht bei jedem blauen Fleck. Den 
können wir auch selber mit Lineal fotografieren und dann kriegt sie nur die Fotos oder 
wir sagen: "Komm hier, das gucken wir uns zusammen an, dass wir nichts überse- 
hen.", und dann wird das gebunkert und wenn das rechtsrelevant wird, also gebunkert 
heißt im Sinne von gespeichert, aufbewahrt, dem Patienten zugeordnet, so. Und wenn 
wir dann, wenn das dann doch, was weiß ich, zum Strafverfahren kommt oder zur 
Anzeige kommt oder es in Unterstützung des Sorgerechtsstreites relevant wird und 
dann gibts dazu ein Gutachten und da steht das messerscharf drin so wies sein muss 
und nicht mit, ja, ich habs Gefühl ich bin die Größte, weiß ich, ne (?) Kannste nicht 
machen. (I: Mhm.) Und deswegen haben wir da viel miteinander zu tun. Aber das ist 
eben och diejenige, die auch wirklich mal in einem drei Tage alten Schlüpferchen 
noch ein Spermium findet. Dit kann ich nicht [...] Dazu brauchts die rechtsmedizini- 
schen Labore, ne (?). [Leiterin Kinderschutzambulanz] 


Verdachtsabklärungen werden hier nicht nur fallweise bearbeitet, sondern auch in 
den Kontext strafbezogener Beweisführungen gestellt. »Gutachten« für Staatsan- 
waltschaft oder Familiengericht (»Sorgerechtsstreits«) sind dergestalt Überfüh- 
rungsinstrumente mit der Eigenschaft, Entscheidungen von großer Reichweite 
bspw. von familialen Eingriffen und Deplatzierungshandlungen von Kindern und 
Jugendlichen zu begründen. Strukturlogisch müssen Gutachter dabei nur für die 
Korrektheit ihres Gutachtens sorgen, sind aber für die Entscheidungen, die mit 
Gutachten begründet werden oder sogar aus ihm folgen, nicht verantwortlich (vgl. 
Behrens und Rabe-Kleberg 2000: 115). Das Gutachten bildet so gesehen eine Re- 
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präsentationsfläche berufliche Kompetenzen in angrenzenden Berufsfeldern, zu- 
mal sie im Rahmen uneindeutiger Fallauslegungen und kritischen Fallzuspitzun- 
gen zur Anwendung kommen (vgl. auch Peters 1999). 

Wie unbestechlich ein Gutachten im Gegensatz zur lediglich gefühlten Ver- 
dächtigung ist, verdeutlicht Frau Dr. Erdmann in der Terminologie einer »messer- 
scharfen« Beschreibung. In der anschließenden Stellungnahme steht die Begut- 
achtung daher auch in Konflikt zur nur persönlichen Überzeugung und individu- 
ellen Kompetenzdarstellung (ich bin die Größte«). Je vager der Gefährdungsver- 
dacht und je unscheinbarer die Gefährdungsspuren, desto spezialisierter auch die 
Maßnahmen zur Verdachtsabklärung. Erst die gerichtsmedizinische Laborarbeit 
macht dann »das Spermium im Schlüpferchen« sichtbar, der »blaue Fleck« ist hin- 
gegen auch von ihr und ihren Kollegen zu beurteilen und zu »dokumentieren«. 

Die Richtung solcher Überweisungsvorgänge, die hier zur gerichtsfesten La- 
borarbeit neigt, lässt sich aber auch umkehren. Der Überweisungszusammenhang 
weist dann eine gegenläufige Struktur auf und beinhaltet einen Arbeitsauftrag vom 
medizinischen Personal der Klinik zum zuständigen Kinderarzt oder Allgemein- 
mediziner. 


Herr Dr. Hiller: Also das, es ist natürlich so, dass den niedergelassenen Kinderärzten 
ne ganz besondere Rolle zukommt. [...] Denn ansonsten hätte man überhaupt keine 
Möglichkeit zu schauen, ob überhaupt die Untersuchungen wahrgenommen werden. 
Und dann hat ja der niedergelassene Arzt unter Umständen häufiger Kontakt zu dem 
Kind, ähm, weil es wegen Banalitäten beim Kinderarzt vorgestellt wird. Oder der nie- 
dergelassene Kinderarzt sieht das Kind hat schon wieder ne Soor-, Soorinfektion, ge- 
deiht nicht richtig, ist furchtbar ungepflegt oder die Mutter kommt mit dem Kind in 
die Praxis und ist selbst alkoholisiert. Ja (?) Es sind alles solche Dinge, die der nie- 
dergelassene Arzt noch, noch besser wahrnehmen kann als jemand, der in der Klinik 
arbeitet. Die kennen unter Umständen die Mütter schon von vorherigen Kindern. 
[Oberarzt Kinderchirurgie] 


Herr Dr. Hiller.: Ja (?) Und ich fände es nicht gut, wenn wir das Vertrauen, was uns 
Eltern und Patienten entgegen bringen, die ja voraussetzen, dass wir über all die 
Dinge, die wir sehen, verschwiegen sind (3), ähm, sorglos missbrauchen. (I: Mhm.) 
Ja (?) Also das sollte schon genau überlegt sein, wann man wirklich ne Gefährdung 
für das Kind sieht und wann wir glauben und wann wir meinen, äh, eigentlich Situa- 
tionen wo die Mutter mit ner gewissen Unterstützung gut mit zurechtkommt, ja (?) 
Ich meine eine Situation wo man durchaus, äh, mit der Mutter darüber sprechen 
könnte wie sie bestimmte Dinge besser machen kann, sich das Kind noch mal wieder 
bestellt, die niedergelassene Kinderärztin darauf aufmerksam macht, dass die Ge- 
wichtszunahme nicht so gut ist wie man sich vorstellt, sollte das mal engmaschiger 
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kontrollieren, also solche Möglichkeiten gibt es ja. Erstmal sich noch ein genaueres 
Bild zu machen, was da eigentlich los ist und nicht sofort ans Telefon zu gehen und 
zu sagen: "Schaut mal, wir haben hier ein Kind, m:::h, da müsst ihr mal nach Hause 
gehen, ja (?) Das gefällt uns nicht so recht. [Oberarzt Kinderchirurgie] 


Für Herrn Dr. Hiller hängt es daher von der Gefährdungstypik ab, wer welche 
Verantwortung bei Abklärungshandlungen übernehmen kann. Für sozial indizierte 
Verdächtigungen, die sich sprachlich als »Pflege- und Versorgungsprobleme« re- 
präsentieren, besitzen beispielsweise niedergelassene Ärzte Primärzuständigkei- 
ten. Demgegenüber tragen Klinikärzte für stärker medizinisch indizierte Abklä- 
rungsmaßnahmen die Verantwortung. Konzeptionell lassen sich die Arbeitszu- 
sammenhänge und die Struktur der Arbeitsteilung als Verhältnis langfristig ange- 
legter Kontakte und der Etablierung kindeswohlbezogener Beobachtungen und 
kurzfristiger, fachbezogener Begutachtungen verstehen. 

Niedergelassene Kinderärzte können sich aufgrund ihres Kontakts zu Fami- 
lien auf langfristige Beobachtungen sozial indizierter Gefährdungslagen und Ab- 
klärungsperspektiven konzentrieren; Kliniken und ihre medizinischen Angestell- 
ten hingegen auf stärker fachlich indizierte Gefährdungslagen bei relativ kontakt- 
armen Patientenvorstellungen. Am einen Ende dieses Kontinuums stehen nieder- 
gelassene Kinderärzte, am anderen Ende der gerichtsmedizinische Gutachter, der 
hoch spezialisiert vom Patientenkontakt weitgehend freigestellt ist. 

Die zweite Äußerung von Herrn Dr. Hiller expliziert anschließend den bereits 
oben angedeuteten Abklärungsauftrag der Klinik an niedergelassene Fachkräfte 
des medizinischen Systems. Handelt es sich um eine sozial indizierte Verdachts- 
abklärung, die er als »Unterstützungsmaßnahme« thematisiert, konzentriert sich 
sein Überweisungsauftrag auf verdeckte Langzeitbeobachtungen. Kontrollen der 
»Gewichtszunahme« übersetzen seinen Verdacht nicht nur in ein körperliches Ab- 
klärungsschema, sondern eröffnen praktisch auch erst die Möglichkeit zur fristset- 
zenden Überprüfung einer mitgedachten Gefährdung. 

Bei solchen Abklärungsaufträgen zeigen sich auch verdachtsbezogene The- 
matisierungsschwellen gegenüber Familienangehörigen. Verdächtigungen blei- 
ben solange unausgesprochen, solange damit keine Kontaktabbrüche zu Familien 
und den vorgestellten Kindern und Jugendlichen riskiert werden müssen. Im Ge- 
gensatz dazu lässt sich der medizinisch indizierte Gefährdungsverdacht, sofern er 
sich auf konkrete, nachweisbare Gefährdungsspuren beziehen kann, auch offen 
gegenüber Familienangehörigen ansprechen. Weil soziale Indikationen weitge- 
hend verschwiegen werden, bleibt auch der Vertrauensschutz der Arzt-Patienten- 
Beziehung weiter wirksam. 

Gegenläufige Überweisungszusammenhänge eröffnen einen Abklärungsrah- 
men medizinischer Verantwortung. Verdachtsfälle lassen sich dabei im gesamten 
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Medizinsystem, aber auch relativ unbemerkt von Jugendamt und sozialpädagogi- 
schen Fallverantwortlichen bewegen. Überweisungen sind hier nicht nur geeignete 
Instrumente zum fallspezifischen Andocken an unterschiedliche Fachbereiche, 
sondern auch Mittel zur thematischen Entgrenzung und Generalisierung der ärzt- 
lichen Kinderschutzverantwortung. Die Bearbeitung einer Kindeswohlgefährdung 
kann mittels Überweisung quer durch medizinische Organisationsprinzipien und 
ihre Fachrichtungen verlaufen. 


5.3.3 Das Kindeswohl unter stationärer Beobachtung 


Neben der Überweisung besteht eine weitere Möglichkeit von Verdachtsabklärun- 
gen in der Organisation stationärer Beobachtungen. Die Mittel niedergelassener 
Fachkräfte für langfristige Beobachtungen sind allerdings begrenzt. Frau Dr. Sper- 
ling verweist lediglich auf die Möglichkeit weiterer »Einbestellungen« von Kin- 
dern. Sie kann aber auch niemanden in ihre Sprechstunde zwingen. 


Frau Dr. Sperling: Also wir haben jetzt ein Baby gehabt, äh, und die Babys müssen 
zu einer gewissen Zeit zu diesen Vorsorgeuntersuchungen kommen, und da fiel uns 
auf, erstens dass die erste Vorsorge nicht wahrgenommen worden ist, dann dass es 
nicht an Gewicht zugenommen hat. Äh, dann haben wir uns das Kind wieder bestellt 
und erklärt, dass die Eltern so und so viel zu füttern müssen. Bei der ersten Kontrolle 
war alles in Ordnung, bei der zweiten Kontrolle hats Kind trotzdem nicht zugenom- 
men. Und da aber im Hinterkopf mehr der Gedanke war, dass die Eltern ne Vernach- 
lässigung machen, [...] Und ich machs dann so, dass ich diese Kinder, wo ich den 
Verdacht habe, dann regelmäßig auch bestelle, dass die öfters erscheinen müssen zum 
Wiegen, dass sie einfach merken, dass da n Druck, ne Kontrolle dahinter ist .[...] Von 
daher, ich denke es sollte halt von Situation zu Situation mit entschieden werden kön- 
nen (I: Ja.), aber ich hab halt nicht das Recht als Arzt, jemanden in die Sprechstunde 
zu bestellen. [niedergelassene Kinderärztin] 


Sie täuscht ganz ähnlich zur Äußerung von Herrn Dr. Hiller (siehe oben Kapitel 
5.3.2) zur weiteren Verdachtsabklärung medizinische Behandlungsnotwendigkei- 
ten vor, die den »Gedanken« der »Vernachlässigung« überhaupt erst zum medizi- 
nischen Handlungsproblem werden lassen. Das ärztliche (Be-)Handlungsschema 
erhöht wiederum die Wahrscheinlichkeit, Eltern zur Mitarbeit an diesen Abklä- 
rungshandlungen zu bewegen. Abklärungen in „geschlossenen Bewusstheitskon- 
texten‘““ (Glaser und Strauss 1974) sind demnach auf der Seite der Patienten und 
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Familienangehörigen mit einer erhöhten Bereitschaft zur Folgsamkeit und in Be- 
zug auf außermedizinische Einflüsse mit einer Reduktion von Störpotenzialen für 
Abklärungshandlungen verbunden. 

Solche auf kategorialen Sinnmodulationen aufruhenden medizinische Täu- 
schungen lassen sich insbesondere in Überweisungspraktiken zum Krankenhaus 
bzw. beim Prozessieren von Fallabklärungen in unterschiedliche medizinische Or- 
ganisationskontexte nachweisen. Handlungslogisch steigen mit Überweisungen 
nicht nur die Begründungspflichten beruflicher Tätigkeiten, sondern auch fachli- 
che Abstimmungsnotwendigkeiten im Hinblick auf gemeinsame Kinderschutz- 
überzeugungen. Während sich niedergelassene Ärzte verstärkt einer unmittelbaren 
Leistungskontrolle durch ihre Patienten ausgesetzt sehen, die im Konfliktfall auch 
einen Arztwechsel in Betracht ziehen können, werden mit (fachärztlichen) Über- 
weisungen Fachwissen und Berufspflichten disziplinären Leistungskontrollen un- 
terzogen. 


Herr Dr. Hiller: Manchmal ist es sogar von den niedergelassenen Kinderärzten so ge- 
wünscht, dass wir uns ein Bild machen wie Mutter und Kind miteinander zurechtkom- 
men. Also wir hatten neulich den Fall gehabt, dass wir einen Säugling bekommen 
haben, bei dem, äh, der Verdacht bestand, dass die Mutter sich eben nicht ausreichend 
gut um das Kind kümmert. Für die Ärzte hat das den Eindruck gehabt. In der Praxis- 
situation. Das Kind ist auch nicht so gut gediehen. Ja, und da hat also die, wir haben 
ja heute nicht mehr die Möglichkeit, Kinder aus sozialer Indikation aufzunehmen. 
Früher gabs das, ja (?) Da wurde also in ner Situation, wo man den Eindruck hat, das 
Kind schlecht versorgt und, ist, bestand die Möglichkeit, das ins Krankenhaus zu neh- 
men. Erst mal schauen, ja (?) Kinderärztin mich angerufen, hat gesagt: "Also wir 
müssten hier mal überlegen, was hier los ist, ja (?)", wächst nicht richtig. Hat den 
Eindruck, die Mutter, die ist dem Kind gegenüber völlig desinteressiert. "Wir würden 
uns jetztmal was einfallen lassen. Verdacht auf Herzfehler und (Gedeih)störung. Weis 
das Kind ein und ihr schaut mal, was da so geht". [Oberarzt Kinderchirurgie] 


Es lässt sich nicht abschließend klären, ob Herr Dr. Hiller den gleichen Abklä- 
rungsfall anspricht, den bereits Frau Dr. Sperling weiter oben schildert. Allgemein 
lässt sich jedoch schlussfolgern, dass die dargestellten informellen Überweisungs- 
kanäle zwischen beiden Fachkräften und Einrichtungen kooperatives Handeln er- 
zeugen. Der hier offen angesprochene Wechsel des Verdachtsrahmens von einer 
unterschwelligen Gefährdung hin zur medizinisch notwendigen Überweisung er- 
zeugt nicht nur für ihre Kooperation „Geheimabsprachen“ und stillschweigende 
Übereinkünfte (1.S. eines „tacit agreements‘“ Strauss 1978), sondern auch einen 
Konformitätsdruck im Hinblick auf gemeinsame Kinderschutzüberzeugungen. 
Ihre Absprachen verlagern sich in Intransparenzzonen, in die Außenseiter, also 
Berufskollegen und berufsfremde Fachkräfte außerhalb des Überweisungsnetzes, 
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schwer eindringen können. Warum es allerdings »heute nicht mehr möglich ist«, 
die stationäre Aufnahme mit medizinischen Argumenten „vorzutäuschen“, bleibt 
auch mit Blick auf das gesamte Datenmaterial unklar. Möglicherweise wirken sich 
Verwaltungsvorschriften der Krankenhausorganisation oder Rechtsvorschriften 
des Handlungsfeldes negativ auf ihre Entscheidungsspielräume aus.!'5 

Erst ein medizinisch organisierter Rahmenwechsel (»Herzfehler«, »Gedeih- 
störung«, »Gerinnungsstörung«) lässt Überweisungen und anschließende statio- 
näre Beobachtungen von Kindern möglich werden. Sinnmodulationen zwischen 
sozialen und medizinischen Indikationen scheinen auch handlungspraktisch pro- 
bate Mittel zur Integration von Kinderschutzaufgaben in medizinische Arbeitsab- 
läufe darzustellen, wie sie ebenso helfen können, angrenzende Berufsgruppen von 
der Fallarbeit fernzuhalten (vgl. Vogd 2002: 341). 

Für Abklärungsmaßnahmen im Gefährdungsfall eröffnen sie darüber hinaus 
die Möglichkeit, Mitarbeiter des Jugendamts nicht cher in ihren Verdacht „einzu- 
weihen“ bzw. sie mit Fall- und Gefährdungsinformationen zu versorgen, bis sie 
ihre eigenen Abklärungsmöglichkeiten im Austausch mit anderen medizinischen 
Berufsvertretern entsprechend ausgeschöpft haben.!!° Sinnmodulationen erzeugen 
Interpretationsspielräume und wirken den zeitlichen und inhaltlichen Beschrän- 
kungen der Primärversorgung entgegen. »Auf Station« lassen sich dann auch um- 
fassendere Gefährdungsbeobachtungen machen: 


Herr Dr. Hiller: Wir versuchen trotzdem in so ner Situation, erst mal der Mutter klar 
zu machen, dass es gut wäre, sie bleibt bei ihrem Kind, ja (?) (.) Es ist ne Testfrage. 
Bleibt sie dabei oder sagt sie: "Nee, das mache ich nicht. Interessiert mich nicht.", ja 
(?) Erst mal eine Testfrage. Und wenn sie sich denn darauf einlässt, bei ihrem Kind 
im Krankenhaus zu bleiben, dann ist es für uns ne Möglichkeit zu schauen, ja, wie 
passt das denn (?) Wie handelt die mit ihrem Kind, wie versorgt se (?) Wie geht die 
auf das Kind zu (?) Wie tröstend ist sie bei ner Blutentnahme, ja (?) Wie, ähm, wie 
arbeitet sie mit ihrem Kind (?) Spielt mit ihrem Kind (?) Holt es sich ein Mensch ärger 
dich nicht Spiel mit ans Bett oder liegt, liegt das Kind im Bett und die Mutter schaut 
Fernsehen (?). [Oberarzt Kinderchirurgie] 





115 Zwar ist im Zuge der Einführung des Bundeskinderschutzgesetzes von 2012 (BKischG) auch die 
Zusammenarbeit von Gesundheits- und Jugendhilfe geregelt. Eine gesetzliche Meldepflicht der 
Ärzte im Kinderschutz gibt es aber auch weiterhin nicht. 

116 Vogd (2002) beschreibt unterschiedliche Arenen, in denen diese regulativen Interessen ausgehan- 
delt werden. Beispielsweise auch bei der Wahl geeigneter Entlassungstermine im Krankenhaus. In 
diesen Situationen gelingt es Krankenhausärzten oftmals, Patienten auch ohne Notfallindikation 
auf Station zu behalten und dafür medizinische Gründe „vorzuschieben“. Sie täuschen gewisser- 
maßen eine medizinische Behandlung vor, obwohl die Probleme sozial indiziert sind (bspw. eine 
fehlende Betreuung zu Hause) (vgl. ebd.: 327£f.). 
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Herr Dr. Hiller: (3) M:::h, ich denke, dass das ohne Einverständnis der Eltern nicht 
geht. [...] Aber Eltern, die die stationäre Aufnahme zum, zur weiteren Abklärung der 
Situation und zur Behandlung ihrer Kinder ablehnen, machen sich natürlich verdäch- 
tig. Insofern stehen die Eltern in gewissem Druck der, dem Anliegen der Ärzte, das 
Kind stationär aufzunehmen, zuzustimmen. [...] Und, äh, ich denke, dass man in einer 
Situation, wo man glaubt, dass das Kind wirklich gefährdet wäre, wenn man es jetzt 
nicht stationär aufnimmt. Entweder bedingt durch das Verletzungsmuster oder auf- 
grund der ganz unklaren Situation schon auch (,) die Entscheidung durchs Familien- 
gericht herbeiführen könnte. [Oberarzt Kinderchirurgie] 


Herr Dr. Hiller beschreibt in der ersten Äußerung eine distanzierte Beobachtungs- 
praxis, die sich auf den Umgang zwischen Müttern mit ihren Kindern auf der Sta- 
tion richtet. Implizit rückt durch die von ihm gestellte »Testfrage« die generelle 
Verantwortungsbereitschaft der Mutter in den Mittelpunkt seiner Abklärung. Auf- 
fällig hierbei ist nicht nur eine Marginalisierung ihrer Erziehungsverantwortung, 
sondern sein verdeckter Umgang mit dem Verdacht unter den Bedingungen stati- 
onärer „Beobachtungsbeziehungen“ (Cloos und Schulz 2011: 70). Eine unmittel- 
bare Beteiligung der Eltern an der Gefährdungsdefinition und Verdachtsabklärung 
ist in seiner Darstellung weitgehend ausgeschlossen. 

Ganz im Gegenteil, denn bereits die Weigerungen, ärztlichen Anweisungen 
zu folgen, lassen sich im Stationsalltag als Indizien potenzieller Gefährdungen 
werten. Mit der Stationsbeobachtung verbindet sich dergestalt auch eine entspre- 
chende Autoritätsordnung. Es besteht zwar kein faktischer Zwang zur stationären 
Aufnahme von Kindern und Jugendlichen, weigern sich Eltern aber, ihre Kinder 
stationär aufnehmen zu lassen, machen sie sich gegenüber behandelnden Ärzten 
auch im Hinblick auf vorausgehende Gefährdungsvermutungen weiter verdächtig. 

Auch hier wird unterschwellig von einer zumindest mitgedachten Behand- 
lungsnotwendigkeit ausgegangen, die dann zur Frage der Mitschuld und Verant- 
wortung bei nicht zeitgerechten Interventionen umgedeutet werden kann. Steht die 
stationäre Aufnahme im Zusammenhang dieser medizinischen Behandlung, sehen 
beteiligte medizinische Fachkräfte die Weigerung zur Aufnahme von Kinder auf 
Station (und auch die Mitaufnahme der Eltern) als unterlassene Hilfeleistung. 
Inszenierte Behandlungsnotwendigkeiten sichern im Abklärungsfall die Elternbe- 
teiligung und lassen auch ihre Mitarbeit und Folgsamkeit wahrscheinlicher wer- 
den. 

Das hierbei wirksame »Rahmenspiel« von Verletzung und Gefährdung, Be- 
handlung und Beobachtung sowie akuter Gefahren und potenzieller Gefährdung 
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eröffnet Autonomie- und Handlungsspielräume ärztlicher Abklärungsmaßnah- 
men. Verdeckt unterschiedliche Rahmen im Verdachtsfall anzuwenden'!'”, erhöht 
sowohl die Bereitschaft, sich als Elternteil zu engagieren als auch die Chance, ei- 
ner medizinisch gerahmten abschließenden Verdachtsbearbeitung den Weg zu eb- 
nen. 

Beobachtungen »auf Station« stehen aber auch noch in anderen Sinnzusam- 
menhängen. Denn Arbeits- und Handlungsroutinen der organisierten Krankenbe- 
handlung bzw. die Arbeitsorganisation auf Stationen führen auch selbst zu abge- 
leiteten Gefährdungsverdächtigungen. Ihr Totalitätsanspruch in Bezug auf Hand- 
lungs- und Erziehungsnormierung lässt den Stationsalltag und ärztliche Autoritä- 
ten in Konkurrenz zur primären Erziehungsverantwortung der Eltern treten. 

Auch das Krankenhaus besitzt den Charakter, zeitlich befristetet, Tätigkeiten 
des Lebens auf Zeit an einem Ort unter eine fremde Autorität zu stellen (i.S. einer 
„totalen Institution“ Goffman 1973) und bietet für Verdachtsfälle Gelegenheit, Fa- 
milien von ihrer natürlichen Umgebung zu isolieren!'® (vgl. Rhode 1967). Primäre 
Erziehungsverantwortung und institutionelle Autoritäten können sich daher auch 
bei Erwartungen des Versorgungs- und Erziehungsverhalten gegenüberstehen. 
Parsons und Fox (1952) haben aus einer strukturtheoretischen Sicht darauf hinge- 
wiesen, dass Arzt-Patienten- und Eltern-Kind-Beziehungen eine zentrale Analogie 
aufweisen. Beide gelten als Orte gesellschaftlicher Normerfüllung: „needing and 
expecting to be taken care of by stronger, more “adequate” persons. Thus, in these 
two senses, illness is not unlike more or less complete reversion to childhood“ 
(ebd.: 32). Die stationäre Aufnahme von Kindern lässt strukturlogisch beide Ver- 
antwortungsbeziehungen in Konkurrenz zueinander treten. Konflikte zwischen 
beiden Autoritäten können dann auch im Stationsalltag entstehen. Familienange- 
hörige wiedersetzen sich nicht einfach ärztlichen Weisungen, sondern gelten für 
Organisationsabläufe und ihre Handlungsabläufe als „schlechte Patienten“! '”. 





117 Hier geht es nicht um rationale Kalküle, sondern um berufliche Dispositionen, die derartigen Prak- 
tiken eingeschrieben sind. 

118 Das Krankenhaus entwickelte sich immer stärker zu einer »Mehrzweck-Organisation«, das „Di- 
agnose, Therapie, Pflege und Isolierung des Kranken innerhalb ein und derselben Organisation 
institutionalisiert [...]. Das Krankenhaus sorgt (als Kollektiv!)“ (Rhode 1967: 351). Die Isolierung 
des Kranken dient dabei „sowohl dem Schutz der gesellschaftlichen Umgebung (in Fällen von 
Infektionsgefahr oder sonstiger sozial maligner Verfassung des Kranken) als auch der effizienten 
Anwendung von Diagnose und Therapie, als auch der Entlassung des Patienten von den Ansprü- 
chen seiner Normalumgebung“ (ebd.: 352). 

119 Seit den 1980er Jahren gibt es eine breite medizinsoziologische Forschung zu moralischen Urtei- 
len in der ärztlichen Praxis. Hat Freidson (1997) Moralisierungen noch für ein spezifisches »Un- 
ternehmertum« der ärztlichen Profession gehalten, stellt Murcott (1981) heraus, dass sie eher ein 
Ausdruck von Störungen medizinischer Organisations- und Handlungsroutinen darstellen: „My 
argument, however, is that staffs” concerns with getting through the day’s work are more immedi- 
ate relevance than general moral concerns in the genesis and use of such typifications” (ebd.: 129). 
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»Unpassendes Verhalten« auf Station lässt sich mit Blick auf die Verdachts- 
bögen als Domäne ärztlicher Verdachtsabklärungen beschreiben (siehe Abbildung 
11). 








TORA ONE Domänen Komponenten 
basis 
Unpassendes Wahrnehmen Termine und Therapien wurden von Mutter 
Verhalten (im nicht wahrgenommen 
Krankenhaus) 
Besuchen Zu unpassenden Zeiten auf Station 
Unter Drogeneinfluss und mit Bierflasche in der 
Hand (auf Station) 
Versorgen Mutter nicht in der Lage, die Tipps/Ratschläge 
der Schwestern umzusetzen oder anzunehmen 
Entlassen Auf eigenen Wunsch 
Vorstellen Häufige Vorstellungen in der Notaufnahme 


(Münchhausen-by-proxy-Syndrom) 





Abb. 11: Domänen und Komponenten »unpassenden Verhaltens« 


Auch die Domäne »unpassendes Verhalten« steht im Zusammenhang zur ärztli- 
chen Behandlung. Institutionell abgeleitete Gefährdungsmeldungen konzentrieren 
sich hiernach auf Häufigkeiten ärztlicher Vorstellungen (»Münchhausen-by- 
proxy-Syndrom«), die regelmäßige und verlässliche Teilnahme an Therapiemaß- 
nahmen (»Termine nicht wahrgenommen«) oder auf die Kritik eigenverantwortli- 
cher Entlassungen (»auf eigenen Wunsch«). Stärker inhaltlich begründet sind Mel- 
dungen, die sich auf das Verhalten der Eltern bei Stationsbesuchen und bei der 
Versorgung ihrer Kinder richten. In beiden Beobachtungskontexten dominieren 
Fragen der Arbeitsorganisation im Krankenhaus die Verdachtsabklärung. 

Die organisierte Krankenbehandlung, also letztlich das Krankenhaus selbst, 
bildet einen Bedingungskontext, abstrakte Verhaltens- und Entwicklungsnomen 
und berufliche Kinderschutzüberzeugungen mit konkreten Abklärungshandlungen 
praktisch zu verbinden. Ärztliche Kinderschutzüberzeugung und das Aufstellen 





Die Typisierung »schlechte Patienten« sind im ersten Fall Ausdruck eines professionellen Sen- 
dungsbewusstseins, das auf die Einhaltung von Verhaltensstandards abzielt, im zweiten Fall hin- 
gegen resultieren sie aus der Organisation der Krankenbehandlung. Das Referenzsystem der Be- 
urteilung wechselt dabei von der Profession auf die Ebene der Organisation. White (2002) hat 
diese Normierungspraktiken ethnografisch untersucht und festgestellt, dass in der Fallkonstitution 
nicht nur medizinische Indikatoren handlungsleitend sind, sondern sozialmoralische Praktiken die 
Falltypisierung wesentlich beeinflussen. Für den deutschsprachigen Raum liegen ähnliche Ergeb- 
nisse von Vogd (2002, 2004, 2004a). 


5.3 Verdachtsabklärungen als Möglichkeit beruflicher Einflussnahmen 187 





moralischer Handlungsvorschriften bleiben im Stationsalltag keine abstrakten 
Kinderschutzabsichten, sondern praktisch zu bewältigende Fall-, Verdachts- und 
Abklärungshandlungen (vgl. auch Strauss u.a. 1997: 138).1?° 


5.3.4 Arbeitsteilung in paraprofessionellen Behandlungsarenen 


Vorgetäuschte Behandlungsabsichten oder faktische Behandlungsnotwendigkei- 
ten, die auch für stationäre Aufnahmen im Krankenhaus eine Arbeitsgrundlage 
bilden, können auch als Ausgangspunkt für sich daran anschließende Kooperati- 
onsbeziehungen betrachtet werden, die Fachkräfte der Medizin mit Vertretern der 
Sozialen Arbeit eingehen. Stationäre Aufnahmen erzeugen zwar Verdachtsspiel- 
räume, dennoch unterliegen ihre Abklärungshandlungen spätestens mit der Frage 
nach geeigneten »Entlassungsterminen« zeitlichen Beschränkungen. Kontrastiv 
zur Delegation der Kinderschutzverantwortung bei Polizeimeldungen, eröffnen 
diese Aushandlungsarenen aber Möglichkeiten ärztlicher Einflussnahmen. 


Herr Dr. Küster: Genau, wir, wir gehen natürlich nicht selber hin, sondern in der, in 
dem Sinne wird mit den Eltern gesprochen. Äh, dass wir gerne vor Entlassung noch 
gewisse Dinge einfach, ähm, geklärt haben wollen und, äh, dann wird das Jugendamt 
eingeschaltet. Dann machen die Hausbesuche, dann gibts ne Rück-, ne Rückinfo, ähm, 
in den allermeisten Fällen sinds Kleinigkeiten, die vielleicht noch fehlen oder so. Wo 
die Eltern noch mal darauf hingewiesen werden, ähm. Wir selber verlassen uns natür- 
lich dann auf die Aussagen und bieten den Eltern dann eben erstens ne nachstationäre 
Untersuchung an. (I: Mhm.) Ja (?) Das heißt, wir sehen die Kinder nachdem sie zu 
Hause sind dann noch mal. (I: Mhmhm.) In manchen Fällen im schlechteren Zustand, 
ja (?) Wo wir dann wissen: "Aha, es war in dem Fall notwendig da zu gucken.", und 
dann gehen natürlich auch noch mal Informationen an die Hebamme oder an, äh, das 
Jugendamt, an die Familienbetreuerin raus, da noch mal zu, entsprechend mehr Wert 
zu legen. Das kann durchaus sein. [Assistenzarzt Neonatologie] 





120 Für Strauss u.a. (1997) steht berufliches Handeln im Spannungsfeld von abstrakter »professional 
ideology« und konkreter »professional beliefs« (vgl. ebd.: 138). Die beiden Konzepte »professio- 
nal ideology« und »professional belief« können sich, wie Strauss u.a. (1997) zeigen, auch aufei- 
nander beziehen. Bezeichnet »professional ideology« einen allgemeinen Wertekodex, der sich in 
der ärztlichen Profession beispielsweise darin niederschlägt, alles für den Patienten und im Sinne 
des Helfens und Heilens zu unternehmen, bezeichnet »professional belief« stärker organisations- 
bezogene Werte. Beispielsweise, dass ein Patient das Krankenhaus gesünder verlässt, als er ins 
Krankenhaus eingeliefert wurde. 
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Der in der Interviewpassage angesprochene »Hausbesuch« des Jugendamts steht 
nicht nur im gedanklichen Zusammenhang zur »Entlassung« aus dem Kranken- 
haus, sondern auch für eine semantische Trennlinie zwischen sozialpädagogischen 
und medizinischen Aufgabenbeschreibungen. Er möchte noch »gewisse Dinge ge- 
klärt haben will«, bevor er einer Entlassung zustimmt, was unterschwellig auch 
als Arbeitsauftrag an die Jugendhilfe gelesen werden kann. 

Die angesprochenen »Nachkontrollen« des Jugendamts zeigen bereits auf 
sprachlicher Ebene den Status und Stellenwert pädagogischer Tätigkeiten im Rah- 
men gemeinsamer Abklärungsmaßnahmen. Die örtliche Zuständigkeit von »Kran- 
kenhaus« und »Haushalt« vermittelt das Bild nachsorgender pädagogischer Haus- 
besuche und primärverantwortlicher medizinischer Fachkräfte und damit auch 
eine einseitige Abhängigkeit pädagogischer Tätigkeiten von medizinischen Ent- 
scheidungsabläufen. Das Jugendamt agiere im Haushalt der Familien nach Maß- 
gabe ärztlicher Kontrollaufträge, was im »Gucken nach den Fällen« sprachlogisch 
zusammenkommt. 

Den Erfolg einer sich dabei bestätigenden Kindeswohlgefährdung bzw. einer 
Verdachtsbestätigung wird dabei ebenso einseitig den medizinischen Akteuren in 
ihrer Funktion als Entscheidungsagenten zugeschrieben. Der Anspruch auf aktive 
Mitgestaltung pädagogischer Folgehandlungen ist in der angesprochenen »Wir«- 
Beziehung eingeschlossen, obschon die Maßnahmen der Jugendämter formal au- 
Berhalb des Medizinsystems und des ärztlichen Einflusses liegen. Im Wir-Bezug 
manifestiert sich insofern nicht nur der Grenzübertritt in Primärzuständigkeiten 
der Jugendhilfe, sondern auch ihre Steuerungsabsichten und umfassende Abklä- 
rungsbeteiligung. 


Herr Dr. Hiller: [...] (?) Und ich denke, dass die (.), also ich hab so den Eindruck, 
dass die, dass einige Mitarbeiterinnen, Mitarbeiter der Jugendhilfe eher so ticken, dass 
die sagen: Es war schön sauber zu Hause und die Babynahrung stand im Kühlschrank, 
ordentlich zubereitet. Ja (?) Also ich will denen nicht zu nahe treten, aber ich könnte 
mir vorstellen, dass ne ganze Menge Mitarbeiter genau so, diesen Denkschienen fol- 
gen. (I: Mhm.) Mhm (?) [...] Und dass die eher weniger Möglichkeiten haben einzu- 
schätzen oder zum Teil auch das als nicht so problematisch einschätzen, wenn das 
Kind emotional vernachlässigt wird, wenns nicht ausreichend viel Zuwendung, Liebe, 
Fürsorge erhält. Was aber für die Entwicklung des Kindes aus meiner Sicht von ganz 
entscheidender Wichtigkeit ist. (I: Mhm.) Gerade so im ersten Lebensjahr. Wir wissen 
das doch heute. [Oberarzt Kinderchirurgie] 


Auch Herrn Dr. Hiller dient der Arbeitsort als Grenzmarkierung sozialarbeiteri- 
scher Tätigkeiten und medizinischer Zuständigkeit. Statusbezogene Differenzen 
zwischen beiden Berufsgruppen schlagen sich in seiner Formulierung in der Figur 
örtlicher Verantwortung ebenso nieder. Mit der Kritik an »der Jugendhilfe« als 
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Instanz ordnungsbezogener Abklärungen, die darüber hinaus noch Versorgungs- 
probleme (»Babynahrung im Kühlschrank«) zu lösen hat, zeigt sich auch die ärzt- 
liche Tätigkeit weniger an dieser oberflächlichen Perspektive interessiert. 

Gerade in unsichtbaren Gefährdungsbereichen »emotionaler Vernachlässi- 
gungen«, bei Beziehungsfragen von »Liebe und Fürsorge« und allgemein für ent- 
wicklungsrelevante Fragestellungen stünde Mitarbeitern der Jugendhilfe kein ent- 
sprechendes Sensorium zur Verfügung, obwohl jene Kompetenzen weithin als be- 
rufliche »Selbstverständlichkeit« gelten. 

Für statusbezogene und auf die gesamte Berufswelt abzielende Grenzmarkie- 
rungen greift Herr Dr. Hiller auf das Format einer „Atrocity-Story“ (zuerst Ding- 
wall 1977) zurück. Solche »Schauergeschichten« zielen auf eine Aufwertung der 
eigenen Berufsarbeit durch Vergleiche und Herabsetzungen berufsfremder Tätig- 
keiten. Allen (2001: 76) beschreibt sie daher als narratives Genre, „that figures 
prominently in interactionist studies of health care settings, these stories are about 
dramatic or shocking events that may take on a legendary or apocryphal status in 
the oral culture of an occupational group”. 

Mit derartigen Vorstellungen hierarchisierender Arbeitsbeziehungen lassen 
sich üblicherweise nur paraprofessionelle Kooperationskontexte beschreiben. Ei- 
nerseits herrsche in der Medizin eine klare Vorstellung über Hierarchien und Wei- 
sungen’?! und damit auch über eine auf Dominanz herauslaufende Struktur der 
Arbeitsteilung: „Einige Berufsgruppen [...] sind autonome Professionen [...]. An- 
dere, die gewöhnlich als ‚paramedizinisch‘ bezeichnet werden, sind Teil einer Ar- 
beitsteilung, die als Autoritätshierarchie aufgebaut ist“ (Freidson 1997: 65). Un- 
tergeordnete Berufsgruppen suchen aber deshalb die Nähe zur ärztlichen Profes- 
sion, weil auch unter der Bedingung von Abhängigkeit Autonomiespielräume ent- 
stehen können. Dafür übernehmen sie klar abgrenzbare aber subordinierte Arbeits- 
aufträge und stehen darüber hinaus in einseitigen Weisungsbeziehung (vgl. Döhler 
1997: 69). Für die Medizin sind solche Kooperationspraxen dahingehend funktio- 
nal, als sie die Möglichkeit bieten, sich auf Kernarbeitsinhalte zu beschränken und 
„unliebsame Tätigkeiten“ auf angrenzende Berufsfelder zu übertragen.!?? 





121 Insbesondere systemtheoretische Analysen konzipieren die Medizin über berufsstrukturelle 
Schließungsprozesse und Dominanzansprüche. Die Sonderstellung der Medizin gründet auf ihrem 
Dominanzanspruch in monoberuflich organisierten Funktionssystemen. Der Arztberuf stellt inner- 
halb der Krankenbehandlung eine »Leitprofession« dar, die sowohl die zentralen Wissensbestände 
und Definitionsmonopole als auch die Weisungsbefugnis gegenüber anderen Berufsgruppen in 
einem funktionalspezifischen Arbeitskotext verwaltet (vgl. Stichweh 1996: 61). 

122 Hünersdorf (2009) erinnert dabei an den historischen Prozess, der zur Herausbildung von Tätig- 
keitsfeldern der Sozialen Arbeit beigetragen hat. Nicht unwesentlich dafür war die Übergabe der 
„Besuchsarbeit“ der Klienten von der ärztlichen Profession. Auch gesundheitsfürsorgliche Dienste 
mit der Absicht der Krankheitsvorbeugung waren noch bis zu Beginn des 20 Jahrhunderts weitge- 
hend ärztliche Aufgaben. Die im häuslichen Bereich zu kontrollierende Sozialhygiene der Bevöl- 
kerung wurde anschließend auf die Soziale Arbeit übertragen, was auch zur Autonomiesteigerung 
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Die Spezifik der hier diskutierten Abklärungsbeziehungen liegt aber und 
auch im Kontrast zu anderen paraprofessionellen Arbeitszusammenhängen im 
Überschreiten von Organisationsgrenzen und offiziellen Arbeitsaufträgen. Denn 
üblicherweise sind Akteure paraprofessioneller Arbeitsbeziehungen zumindest 
Teil einer gemeinsamen Organisationsordnung. Die Krankenhausorganisation bei- 
spielsweise gilt als Paradefall medizinischer Dominanzansprüche in berufsüber- 
greifenden Arbeitsfeldern. Die hier angesprochenen Abklärungsbeziehungen zwi- 
schen medizinischem Personal und Fachkräften der Jugendhilfe können sich nicht 
auf einen ähnlichen Organisationsrahmen zur Aushandlung ihrer Mitverantwor- 
tung stützen und gelten daher als relativ ungeschützte Arbeitskontexte. 

Aber auch im Überschreiten von Organisationsgrenzen zwischen Jugendamt 
und Krankenhaus bleiben Vorstellungen paraprofessioneller Arbeitsbeziehungen, 
wie die Schilderungen dokumentieren, weiter bestehen. Wenn sich Tätigkeiten des 
Jugendamts auf »Hausbesuche« konzentrieren sollen, steht auch die Arbeitsbezie- 
hung zum Jugendamt unter einem medizinischen Anspruchsdenken. 


Herr Dr. Hiller.: M:::h. (3) Wir haben (.) n, ne gute Zusammenarbeit mit dem Jugend- 
amt. Wir kennen die Leute, ja (?) Und die kennen uns. Ja. Wenn wir mal Hilfe brau- 
chen, sind sie schnell da. Ja (?) Ich glaube, dass die meisten der Mitarbeiterinnen, mh, 
ein gutes Geschick haben mit den Eltern zu reden und umzugehen. Wir hatten die 
entwicklungspsychologische Beraterin schon bei uns gehabt, dass sie mal ihre Arbeit 
vorstellt, und haben darüber geredet, in welchen Situationen wir sie vielleicht mit ins 
Boot nehmen könnten. Ja. [Oberarzt Kinderchirurgie] 


Herr Dr. Küster: Dann versuchen wir das hier zu lösen und wenns hier nicht geht bzw. 
wenn wir denken da sind genug Probleme zu Hause, die wir möglicherweise, ähm, 
klären müssen, dann, äh, haben wir einfach nur die Möglichkeit dann das Jugendamt 
mit ins Boot zu holen. [Assistenzarzt Neonatologie] 


Zwar erweitert Dr. Hiller in der folgenden Schilderung die Zuständigkeit des Ju- 
gendamts auch auf den »geschickten Umgang mit den Eltern«, ergo auf die Bezie- 
hungsarbeit mit ihren Klienten. Dennoch unterstreicht seine Aussage eine „über- 
legene“ verdachtsspezifische Interventionsplanung. Die »gute Zusammenarbeit« 
basiere nämlich auf einseitigen Hilfeanfragen, wenn »wir« — also die Ärzteschaft 





der Medizin beitrug. Mit der Delegation von Kontrollaufgaben an die Soziale Arbeit sicherte sich 
die Medizin auch die Hilfezugänge zu ihren Patienten: „Die Abgabe der Kontrolle an die „Visi- 
teurs‘“ ermöglichte es, das Vertrauen gegenüber den Klienten als Grundlage seiner Professionalität 
nicht zu verlieren. Deswegen ist es für die Autonomie des Funktionssystems der Gesundheit funk- 
tional, diese „schmutzige“ Arbeit abzugeben“ (Hünersdorf 2009: 79£.). 
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— »mal Hilfe benötigen«. Die Einschätzung von Herrn Dr. Küster ignoriert in die- 
ser Sprachfigur nicht nur primäre Kinderschutzaufträge der Jugendhilfe, sondern 
vermittelt zudem den Eindruck einer lediglich zuarbeitenden Sozialpädagogik. 

Im Gegensatz zur sach- und zweckbezogenen Abklärung, wie sie beispiels- 
weise Polizeimeldungen anstreben, nutzen medizinische Fachkräfte auch persön- 
liche Beziehungen, um ihre Einflussnahme auf Abklärungsmaßnahmen auszuwei- 
ten. Gemeinsame Bekanntheit (»Wir kennen die Leute, ja (?) und die kennen uns«) 
erhört noch diese Wahrscheinlichkeit. Initiieren Ärzte Abklärungshandlungen mit 
Vertretern der Kinder- und Jugendhilfe, steht ihrem Selbstanspruch nach keine 
aufgaben- und organisationsspezifische Arbeitsteilung im Mittelpunkt. 

Statt konsekutiver Verdachtsabklärungen, die formale und organisationale 
Zuständigkeiten anerkennen, erzeugt und stützt sich ihr Vorgehen auf eine berufs- 
bezogene Gesamtverantwortung. Zeitliche Befristungen (»Entlassung von Sta- 
tion«) und räumlicher Trennungen (»Hausbesuch«) nötigen zur gemeinsamen 
Fallabstimmung, reduzieren dort aber nicht ihren Anspruch auf Mitbestimmung. 
Enden Zuständigkeiten nicht mit dem Hinzuziehen externer Fachkräfte, entstehen 
in den Arbeitsbeziehungen Ansprüche fortwirkender ärztlicher Beteiligung und 
simultaner statt konsekutiver Fallbearbeitung. 


Herr Dr. Hiller.: Wir haben das mit dem Jugendamt diskutiert. Das Jugendamt hatte 
natürlich noch viel mehr Informationen als wir. (I: Mhm.) Die kannten das Umfeld 
noch viel besser als wir es, ähm, gekannt haben und auch können müssen. ( ) Und 
dann werden eben verschiedene Dinge zusammengefügt. Ich habe mit der Mutter ge- 
sprochen. Letztendlich wurde dann vereinbart, dass zunächst ne Unterbringung des 
Kindes in ner Pflegefamilie erfolgt, ja (?). [Oberarzt Kinderchirurgie] 


Herr Dr. Winter: Ja (?) Denn es ist zwar in den letzten Jahren, ähm, glücklicherweise 
zu ner verschärften Kontrolle, äh, gekommen, sodass die Eltern schon gezwungen 
werden, es auch nach kontrolliert wird, dass sie zu den Pflichtuntersuchungen ihre 
Kinder vorstellen, ähm, aber die, sagen wir mal, die Zeitabstände dieser Untersuchung 
sind zwar im ersten Jahr relativ eng bemessen, werden natürlich immer weiter. Man, 
äh, kann durchaus ein Kind in nem guten Zustand dort vorstellen obwohl es, äh, ja, 
äh, im häuslichen Umfeld größte Probleme gibt. Das ist also durchaus sicher machbar, 
ja (?) Und das ist, denke ich auch, das Problem, was die niedergelassenen Kollegen 
haben. Wenig Zeit, sich in wenigen Minuten ein Bild im Umgang mit der Familie, mit 
den Eltern zu schaffen und kleine Verdachtsmomente eben zum Anlass zu nehmen, 
ähm, (.) sich Hilfe zu organisieren, ja (?) Denn das ist das, was, das Problem haben 
wir halt, dass wir dann, wenn die Kinder hier von Station sind, eigentlich keinen Ein- 
fluss mehr haben. [Oberarzt Neonatologie] 
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Diesen ärztlichen Anspruch auf Einmischung und aktive Einflussnahme auf Ab- 
klärungstrajekte belegen auch die folgenden Äußerungen. Allerdings steht jetzt 
nicht nur das Hinzuziehen von Fachkräften der Jugendhilfe im Mittelpunkt, son- 
dern konkrete Vorstellungen anschließender Hilfe- und Abklärungsmaßnahmen. 
Der dabei erzeugte Grenzübertritt in das Feld der Jugendhilfe zielt auf ein ärztli- 
ches Verfügbarmachen jugendamtlicher Interventionsmaßnahmen. 

Herr Dr. Hiller schreibt sich dafür die Kompetenz zu, mit der Mutter ein Ab- 
klärungsgespräch zu führen, was anschließend auch eine »Unterbringung des Kin- 
des in einer Pflegefamilie« nach sich zieht. Das Herabstufen der Jugendamtsbetei- 
ligung zeigt sich auch in der angesprochenen Abklärungsverantwortung (D»letzt- 
endlich wurde dann vereinbart“). Und auch wenn die Fallbeteiligten »verschiede- 
nen Dinge für angemessene Abklärungsmaßnahmen nur noch zusammenfügen« 
müssen, verschwinden auf sprachlicher Ebene eigenständige Versionen einer spe- 
zifisch sozialpädagogischen Fallauslegung.'” Die Informationsweitergaben des 
Jugendamtes zu mitbeteiligten medizinischen Fachkräften reproduzieren diese 
Vorstellung fehlender beruflicher Grenzziehungen. Ihre Informationsanfragen er- 
zeugen scheinbar keine beruflichen, rechtlichen oder organisationalen Blocka- 
den.!?* 

Mit der zweiten Schilderung von Herrn Dr. Winter zeigt sich noch deutlicher 
die Überwindung beruflicher Feldbegrenzungen im Rahmen kinderschutzbezoge- 
ner Abklärungen. Die »Entlassung von Station« markiere zunächst die zeitliche 
Befristung medizinischer Verantwortung. Strategisch aber erhöhen Entlassungs- 
termine auch den Kooperationsdruck auf Fachkräfte der Jugendhilfe und die 





123 Insbesondere Abbott (1988) betont den engen Zusammenhang zwischen Informationsgewinnung 
und professioneller Zuständigkeit. Das Sammeln und Zusammenfügen von Klientendaten erfolgt 
weitgehend nach professionsinternen Gesichtspunkten. Welche Informationen überhaupt als in- 
formationswürdig deklariert werden, hängt vom jeweiligen Diagnosesystem und dem daraus ab- 
geleiteten Anspruch auf legitime Problembearbeitung ab: „Classification means referring colliga- 
ted picture to the dictionary of professionally legitimate problems. A classification system is a 
professions’ own mapping of its jurisdiction, an internal dictionary embodying the professional 
dimensions of classification” (ebd.: 41). Wenn ein Problemzusammenhang unter verschiedene 
Klassifikationssysteme fällt und nur lose mit der eigenen Zuständigkeit verknüpft ist, besteht die 
Möglichkeit zur interprofessionellen Einflussnahme. Abbott dazu an anderer Stelle: „Diagnostic 
classification implicitly claims any problems sharing features with the standard professional prob- 
lems and, more generally, any problems identifiable by the underlying dimensions of the diagnos- 
tic classification system. (...) These residually conceptualized areas are a standard site of interpro- 
fessional poaching. Since they are not claimed explicitly by a specific picture on the main list of 
professional tasks, but rather implicitly by the dimensions of professional jurisdiction, they are 
held only weakly. Redefinition under a new system of abstraction can easily remove them” (ebd.: 
44). 

124 Abbott (1988) spricht hier von sogenannten beruflichen „stop-gaps“. Für den medizinischen Be- 
reich ist ein bekanntes Phänomen dieser Informationsbarrieren die Zurückhaltung von Informati- 
onen zu „Kunstfehlerprozessen“. 
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Chance zur damit verbundenen Einflussnahme. Das Zeitdiktat der Fallarbeit unter 
den Bedingungen medizinischer Zuständigkeit eröffnet Chancen zur Steuerung 
von Interventionshandlungen. 

In den Abstimmungen und Entscheidungen geeigneter Entlassungstermine 
bzw. den dort eingerichteten Behandlungsarenen zeigen sich deutliche Unter- 
schiede offizieller und inoffizieller Zuständigkeitsebenen. Formal bilden Entlas- 
sungen Endpunkte der ärztlichen Versorgung - informell jedoch Ausgangspunkte, 
den Abstimmungs- und Koordinierungsbedarf zu Fachkräften der Jugendhilfe zu 
erhöhen. Sie erzeugen aber auch Konflikte und Diskussionen, wenn beispielsweise 
unterschiedliche Maßnahmen verfochten werden. Einen solchen Konfliktfall mit 
dem Jugendamt schildert Herr Dr. Küster in der folgenden Äußerung. 


Herr Dr. Küster: Zum Beispiel, dass, ähm, die, die Möglichkeit oder die Geschwin- 
digkeit mit der gewisse Entscheidungen dann durchgesetzt werden oder, ähm, Begut- 
achtungen durchgeführt werden, dass das einfach ein bisschen schneller abläuft, ja (?) 
(I: Mhmhm.) Ähm, oder dass eben auch dann getroffene Entscheidungen, ähm, um- 
gesetzt werden können und nicht durch, ähm, sagen wir mal, Einflussnahmen Dritter, 
ähm, wieder revidiert wor-, werden. (I: Mhm.) Ja (?) Also Sie müssen sich so vorstel- 
len Jugendamt stellt fest, dass das Kind nicht in der Familie bleibt, die Ärzte stellen, 
geben den Eltern eine Chance (I: Mhmhm.), ähm, das Jugendamt geht mit, geht mit 
(‚), müssen aber im Nachhinein bedauern, dass die Eltern diese Chance nicht genutzt 
haben, ja (?) Dass weiterhin massivste Probleme auftreten. Jugendamt, ah, entscheidet 
sich das Kind aus der Familie herauszulösen. (I: Mhmhm.) Äh, an dem Tag, wo es 
passieren soll, fällt das Jugendamt um. Kind geht in die elterliche Familie mit, erfolgt 
mit relativ großen Problemen. (I: Mhm.) Ja (?) Das sind solche falschen Einflussnah- 
men. [Assistenzarzt Neonatologie] 


Zunächst plädiert Herr Dr. Küster für ein „straffes Verfahren“ der medizinischen 
Begutachtung und anschließenden Entscheidungsfindung. Mit Einflussnahmen 
»Dritter« steht dann vermutlich das Handeln der fallverantwortlichen Fachkraft 
des Jugendamts in der Kritik, was dem beteiligten Sozialarbeiter auch sprachlich 
eine randständige Position im Kinderschutzverfahren zuweisen würde. Bei der ge- 
schilderten Einflussnahme auf jugendamtliche Abklärungs- und Interventions- 
maßnahmen verlässt das ärztliche Handeln relativ deutlich den „Korridor‘“ medi- 
zinsicher Argumentationen. 

Der Konflikt zwischen Sozialer Arbeit und Medizin tritt aber erst dort hervor, 
wo Mitarbeiter des Jugendamts „eigenmächtig“, außerhalb getroffener Vorabspra- 
chen, sich für einen anderen, nämlich familienerhaltenden, Interventionsplan ent- 
scheiden. Auch die Begriffswahl »Umfallen« des Jugendamts verdeutlicht die ge- 
nerelle Bedeutung informeller Absprachen. 
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Auch die hier in Konflikt geratenen Interventionspläne werden erst mit der 
Entlassung aus dem Krankenhaus zu manifesten Handlungsproblemen. Die »Pfle- 
gefamilie« steht dabei nicht nur begrifflich im Gegenhorizont zur »Entlassung 
nach Hause«, sondern trägt auch den Charakter einer Richtungsentscheidung der 
Maßnahmenplanung. Insbesondere der Übergang vom Krankenhaus zur Her- 
kunfts- oder Pflegefamilie besitzt im Hinblick auf Gesamtfallentwicklungen wei- 
chenstellende Bedeutung! ?. Ist die Entlassung hingegen ausgesprochen bzw. auch 
praktisch vollzogen, ist die weitere medizinische Einflussnahme weitgehend aus- 
geschlossen. 


Herr Dr. Küster: Wenn, wenn die Eltern, wenn die Eltern dem Kontakt, äh, mit dem 
Amt zugestimmt haben, also nicht widersprochen haben im Gespräch dann, dann, äh, 
es wird sich ja nicht, es wird sich ja nicht über Details der Erkrankung unterhalten, 
sondern es wird sich, in der Regel betrifft es Fälle, äh, die da hingehen, ob die häusli- 
chen Verhältnisse einer Unterbringung und einer Versorgung des Kindes gerecht wer- 
den. (I: Mhmhm.) Darum gehts. Und, äh, also wir würden aus unserer Sicht sagen 
können, glaube ich, dass wir kein Kind von Station entlassen, wo wir uns nicht sicher 
sind, dass das Kind entsprechend untergebracht ist, ja (?) (I: Ja.) Und wenn wir da 
Bedenken haben (,), das können sein absolute Unzuverlässigkeit der Eltern, Termine 
ausgemacht, verschwitzt, ja (?) Äh, im Umgang mit dem Kind extreme Defizite, ja (?) 
Ähm, dann, das sind solche Eltern wo wa sagen: "Okay, wir würden uns dieser Sache 
annehmen, würden das den Eltern besprechen und würden dann sagen okay, wir haben 
hier, sehen hier durchaus gewisse Probleme, würden Ihnen ne Hilfestellung anbieten. 
Die Hilfe können wir nicht leisten, sondern da haben wir eine bestimmte Anlaufstelle. 
Die würden für Sie die Sachen organisieren, die würden Sie unterstützen, was zum 
Beispiel Behördengänge anbetrifft, welche Dinge, äh, eventuell auch noch im, äh, Fi- 
nanziellen möglich sind.", und, äh, das wird dann aber auch so angenommen. (I: Ja.) 
Ich glaube es ist für die Eltern schwieriger mit den Kindern nach Haus zu gehen und 
sich dann selber Hilfe zu holen. (I: Mhm.) Da ist die, sagen wir mal, da besteht noch 
ein relativ großer Respekt (I: Mhm.), äh, das Amt anzurufen und zu sagen: "Ich brau- 
che jetzt Hilfe.", das erleben wir eigentlich kaum. (I: Ja.) Wenn man die Eltern nicht 
aktiv wirklich mit ins Boot nimmt. Sagt: "Wir haben den Eindruck (,) und wir würden 
das für sie organisieren.", die sind auch dankbar. Viele sind auch dankbar, weil die, 
viele haben Angst, die kennen die Verhältnisse noch (I: Mh.) wie sie vielleicht früher 
waren und viele haben Angst, dass sie dann, ähm, unter entsprechenden Repressalien, 





125 Schütze (1996) bezeichnet den Fallverlauf, der durch Einflussnahmen von Akteuren angestoßen 
wird in Anlehnung an den Trajektbegriff von Strauss als „Gesamtarbeitsbogen“. Strauss (1993) 
selbst nutzt den Begriff Trajekt in doppelter Weise. Einmal, um die zeitliche Entwicklung eines 
Phänomens sichtbar zu machen und, darüber hinaus, um die Interaktionen zu identifizieren, die 
zur Entwicklung beigetragen haben (vgl. ebd.: 53). 
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ja (?) stehen, wenn die sich Hilfe holen. Aber so ist es einfach nicht mehr. Und davon 
versuchen wir die Eltern zu überzeugen. [Assistenzarzt Neonatologie] 


Zwar können beteiligte medizinische Fachkräfte Hilfen »nicht leisten«, aber sie 
können »organisierend« auf anstehende Maßnahmen Einfluss nehmen. Herr Dr. 
Küsters Einschätzung nach übernehmen sie umfassende Koordinierungsaufgaben, 
die zunächst darin bestehen, bei betroffenen Familien für die Inanspruchnahme für 
Hilfemaßnahmen zu werben. Konzeptionell werden in dieser Form der Arbeitstei- 
lung Diagnose- und Interventionskompetenzen unterschiedlichen Berufsfeldern 
zugeschrieben. Während sie als beteiligte Ärzte Hilfezugänge zu Familien offen- 
halten und dadurch auch das Erziehungs- und Versorgungsverhalten diagnostisch 
bewerten können (»wir sehen hier gewisse Probleme«), obliegt der Jugendhilfe 
anschließend die Verwaltung und Vergabe passender Behandlungsmaßnahmen 
(»Unterstützungs- und Hilfemaßnahmen«). 

Die von ihm dargestellte ärztliche Fallsteuerung nutzt demnach das ärztliche 
Erstbearbeitungsmandat sowie ihren barrierefreien Patientenzugang für weitere 
Kontakt- und Hilfeanbahnungen. Nicht nur die ärztliche »Hilfebeziehung« wird 
dabei kontrastiv zur »Kontrollbeziehung« des Jugendamts sprachlich hervorgeho- 
ben, hinter dieser Kompetenzzuschreibung lässt sich auch eine besondere Arbeits- 
beziehung zum Jugendamt vermuten. Zumindest andeutungsweise lassen sich in 
den Interviews im Rahmen der angesprochenen Abklärungshandlungen berufliche 
Tauschbeziehungen zur Sozialen Arbeit rekonstruieren. Sie geben dann gefähr- 
dungsrelevante Verdachtshinweise an Jugendämter weiter, wenn sie sich im Ge- 
genzug auch in die Interventionsplanung einschalten können. 

Für die Beziehung zu ihren Patienten, also den Kindern und Familienange- 
hörigen, ist dieses Tauschgeschäft immer auch mit dem Risiko von Kontaktabbrü- 
chen verbunden. Aber nur diese Beziehungsfigur ermöglicht es ihnen, im Rahmen 
kalkulierbarer Risiken beruflichen Einfluss auf benachbarte Berufsgruppen und 
ihre Arbeitsvollzüge auszuüben. Tauschelemente bilden ihre Hilfezugänge, auf 
deren Fundament sie die Stellung des Jugendamts gegenüber Familien aufwerten, 
aber auch erhebliche Einflusschancen auf ihre Abklärungsmaßnahmen besitzen 
(vgl. Döhler 1997: 60fF.).'? 


Herr Dr. Hiller: Das, was wir dann zuweilen machen und ich denke das ist was, was 
man dann auch vor sich selbst vertreten kann und vor allen Beteiligten, ist, dass wir 
zu der Mutter gehen und sagen: "Frau Müller, passen Se auf, ja (?) Wir glauben, dass, 





126 Döhler (1997: 67) beschreibt die Tauschbeziehung unter Berufsgruppen folgendermaßen: „Das 
Tauschelement ergibt sich in diesem Beziehungsmodus daraus, dass die Aufgabendelegation auf 
der einen Seite dem Arzt eine Produktivitätserhöhung erlaubt, für den Assistenzberuf auf der an- 
deren Seite die Gewährung eines Autonomie- und Verantwortungsbereichs beinhaltet, die nur 
durch enge Bindungen an die dominante Profession möglich wird“. 
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Ja, die Versorgung Ihres Kindes Ihnen schon große Schwierigkeiten macht, ja (?) Dass 
sie immer wieder Situationen erleben, wo Sie sehr unglücklich sind und sich dringend 
Hilfe wünschen würden. (,) Wir möchten Sie gern professionell unterstützen lassen, 
ja (?) (,) Wir würden Sie, wir würden mal mit den Leuten, die sich, die Ihnen Hilfe 
geben können gern reden, ja (?) Wir rufen heute mal bei Frau Dings Bums an, nicht 
bei der Jugendhilfe, sondern bei der Frau Meyer, Müller, ja, die uns ne gute Partnerin 
ist und die Ihnen mal ein Gespräch anbieten würde. (I: Mhmhm.) Und sich gern ein 
bisschen mehr um Sie kümmern würde." Wenn man so offen mit den Eltern darüber 
spricht, ja (?) Dann wird (3) die Position der Jugendhilfe auch ne andere. (I: Mhm.) 
Die sind dann nicht die Observatoren und Bestrafer, diejenigen, die das Kind aus der 
Familie reißen wollen, sondern wir wollen schon auch die Position der Jugendhilfe 
als potenzielle Helfer stärken. [Oberarzt Kinderchirurgie] 


Gleichwohl verstärken sich dabei die Abhängigkeiten beider Berufssysteme von- 
einander. In der Beschreibung von Herr Dr. Hiller kulminiert die Verkopplung von 
Informationsweitergaben und ärztlicher Einflussnahme in der Aussage »Wir 
möchten Sie gern professionell unterstützen lassen«. Sie bleiben der Ausdrucks- 
gestalt nach „treibende Kraft“ der Unterstützungsmaßnahme, die allerdings nicht 
selbstständig, sondern lediglich vom Jugendamt ausgeführt werden kann: also 
„unterstützen lassen“. Oder konzeptionell zusammengebracht: Für sie als medizi- 
nische Fachkräfte sind solche Abklärungshandlungen ein riskantes Spiel, bei dem 
auch sie ihre Hilfezugänge zu Patienten riskieren, einerseits mit dem Ziel die 
Chancen einer Inanspruchnahme von Hilfemaßnahmen zu erhöhen, andererseits 
aber auch, um Einfluss auf das Jugendamt in den sich bildenden Behandlungsare- 
nen geltend zu machen. 

Im Kontrast zur Aufgabendelegation polizeilicher Meldebeziehungen steht 
die Zusammenarbeit zwischen medizinischem Personal und Berufsangehörigen 
der Sozialen Arbeit für beruflich strukturierte Verantwortungsübernahmen in re- 
lativ offenen Behandlungsarenen (vgl. auch Schubert und Vogd 2009). In den Ar- 
beitsbeziehungen zum Jugendamt werden dabei nicht nur ärztliche Erstbearbei- 
tungen und ihre Patienten- und Gefährdungszugänge sprachlich hervorgehoben, 
sondern auch die partnerschaftliche Zusammenarbeit in Behandlungsnetzwerken 
einschließlich der damit einhergehenden Fallsteuerung in den Fokus genom- 
men.!?7 





127 Dass Ärzte zwischenprofessionelle Arbeitsbeziehungen nutzen, um ihren Dominanzanspruch zu 
artikulieren, zeigen auch internationale Studien (vgl. Baxter u.a. 2008, Roberts 1989). Besonders 
in der Zusammenarbeit mit Sozialarbeitern treffen unterschiedliche Konzeptionen von Teamarbeit 
bei beiden Berufskulturen aufeinander: „Social workers and physicians hold very different per- 
spectives on teamwork. Whereas social workers are taught the value of collaboration, physicians 
are trained to take charge and assume an unquestioned role of leadership in any multidisciplinary 
effort” (Roberts 1989: 217). 
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5.3.5 Zwischenbetrachtung: die ärztliche Verdachtsabklärung als 
Chance fallbezogener Einflussnahmen 


Zuerst konnte gezeigt werden, dass Ärzte von einem medizinisch geprägten Diag- 
nose- und Behandlungsschema ihrer Abklärungsmaßnahmen ausgehen. Lässt sich 
ein Gefährdungsverdacht auf dieser Basis abschließend bearbeiten, lohnt es sich 
auch, sich in Arbeitsbeziehungen zu Fachkräften der Jugendhilfe zu engagieren. 
Während sich das Engagement der Polizei bei Abklärungshandlungen nicht zuletzt 
aufgrund einer generalisierten Orientierung an milieu- und strukturbedingten Ge- 
fährdungslagen in zumeist verwaltungsförmigen Grenzen bewegt, stützt sich das 
generalisierte Hilfeversprechen ärztlicher Fachvertreter auf fallbezogene Verant- 
wortungsübernahmen. Ihre Beteiligung an Abklärungshandlungen basiert daher 
nicht nur auf diagnostischen Kompetenzen und entsprechenden Behandlungsab- 
sichten, sondern generell auch auf der Vorstellung einer zuständigkeitssichernden 
ärztlichen Selbstwirksamkeitsüberzeugung. 

Überweisungen gelten dabei als Mittel, medizinische Zuständigkeiten zu un- 
terstreichen. Einerseits stehen sie für strukturelle Entgrenzungen von Abklärungs- 
handlungen entlang horizontaler (zwischen medizinischen Fachrichtungen) und 
vertikaler (zwischen niedergelassener Praxis und organisierter Behandlung) Orga- 
nisationsformen, aber auch für die sich dabei inhaltlich abspielenden Sinnmodu- 
lationen von Gefährdungsspuren, die wiederum ärztliche Handlungsspielräume 
vergrößern können. Informelle Überweisungsnetzwerke lassen darüber hinaus 
auch geteilte Kinderschutzüberzeugungen entstehen. Der polizeilichen Externali- 
sierung von Verantwortung im Modus der Meldung steht im ärztlichen Kinder- 
schutz eine Integration kindeswohlbezogener Arbeitsaufträge bzw. die Internali- 
sierung von Verantwortung in medizinische Handlungspläne gegenüber. Im Kon- 
trast zu nach außen gerichteten fallunspezifischen Sicherheitsstrategien polizeili- 
cher Verdachtsabklärungen, organisieren sich ärztliche Arbeitsbeziehungen im 
Modus fallweiser Überweisungsentscheidungen, die auch das Risiko von Bezie- 
hungsabbrüchen und falscher Verdächtigungen übernehmen. 

Die Arbeitsordnung basiert dabei nicht auf der Logik konsekutiver Zustän- 
digkeiten, die im Verdachtsfall geordnet nebeneinander ablaufen, sondern auf der 
Logik synchronisierter beruflicher Arbeitsabläufe und Verfahrensbeteiligungen. 
Berufliche Perspektiven, die medizinische Fachkräfte in Abklärungsprozesse ein- 
bringen können, stützten sich daher nicht auf eine verwaltungsförmig sektorisierte 
Eingriffsordnung, sondern auf eine Einheitsvorstellung professioneller Anam- 
nese-, Diagnose- und Behandlungszusammenhänge. Im Gegensatz zur Polizei, de- 
ren Informationsweitergaben aufgabenbezogene Meldearenen hervorbringen, be- 
gegnen sich Angehörige der Sozialen Arbeit und der Medizin in mitunter ärztlich 
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eingerichteten Behandlungsarenen. Sie bilden einen Diskussionsrahmen geeigne- 
ter Abklärungsmaßnahmen und eine Aushandlungsarena zwischenprofessioneller 
Einflussnahmen. 





6 Die Verdachtsarbeit der Sozialen Arbeit 


Der empirische Blick auf die Verdachtsarbeit der Sozialen Arbeit soll den Berufs- 
vergleich abschließen und auf weitere Differenzierungen des Verdachtskonzepts 
hinarbeiten. Während die Gegenüberstellung von Polizei und Medizin die Vermu- 
tung maximaler Kontrastierungen in der Schrittfolge der Verdachtsarbeit weitge- 
hend bestätigen konnte (siehe abschließende Fallkontrastierung in Kapitel 7), folgt 
dem Einbezug der Sozialen Arbeit die Überlegung einer zu beiden Berufswelten 
minimalen Kontrastierung. 


6.1 Die Verdachtsbildung im Spannungsfeld von Meldung und 
Abklärung 


Stehen Gefährdungsräume und Gefährdungskörper für relativ klar strukturierte be- 
rufliche Zugänge, ist ein ähnlich exklusiver Zugang zu Verdachtshinweisen in der 
Sozialen Arbeit zumindest auf sprachlicher Ebene relativ schwer nachzuweisen. 

Zumindest für die behördenspezifische Arbeitssituation des Jugendamts lässt 
sich eine analog zur Polizeipraxis über Meldung und Abklärung strukturierte Ver- 
dachtsbildung nachzeichnen. Im Gegensatz zur Polizeiarbeit steht aber und allein 
schon aufgrund der gesetzlichen Verantwortungszuschreibung das Kindeswohl im 
Mittelpunkt von Gefährdungsmeldungen. Im Kontrast zur Beiläufigkeit der poli- 
zeilichen Gefährdungsbeobachtungen beginnt daher für die Fachkräfte im Jugend- 
amt ihre Verdachtsarbeit mit einer »Meldung auf Kindeswohlgefährdung«. 


Herr Daniel: Ja, das ist ja ohnehin [...] schwierig zu sagen, was ist eigentlich Kindes- 
wohlgefährdung. Es ist ja auch oft so, dass wir, dass wir vor Situationen stehen, zu 
klären, liegt eine Kindeswohlgefährdung vor oder nicht also ich denke, dass ganz klas- 
sisch eigentlich sind wir permanent ähm mit Meldungen konfrontiert, von welcher 
Seite auch immer, ob das von der Polizei ist oder von Nachbarn, von auch teilweise 
Verwandten, die sagen: Also die Situation hier die bereitet uns Bauchschmerzen oder 
wir ham da was beobachtet oder auch die Schule, die sacht wir sehn, dass die Kinder 
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wirklich in einem schlechten Zustand, Pflegezustand, in die Schule kommen, und ver- 
muten da einfach, dass die Mutter sich da nicht ausreichend kümmert. [ASD Fach- 
kraft] 


Die Stellungnahme von Herrn Daniel verweist zudem auf den offenen Bedeu- 
tungshorizont des Kindeswohls, das sich in einer Vielzahl unterschiedlicher Mel- 
debeziehungen als auch in gänzlich unterschiedlichen Gefährdungsinformationen 
protokollieren kann. Kindeswohlgefährdungen schließen »Nachbarn«, »Schulen« 
und »Polizei« als Melder ein, aber auch einen »schlechten Pflegezustand« oder 
nicht »kümmernde Mütter«. 

In den unterschiedlichen Graden der Vagheit und Klarheit von Gefährdungs- 
informationen liegt daher auch eine besondere Unsicherheit der Verdachtsbildung. 
Diffuse Informationen, die lediglich intuitiv (via »Bauchschmerzen«) erfasst wer- 
den können, konkurrieren hiernach mit konkreten Beobachtungen (win der 
Schule«) hinsichtlich der Vermutung einer Kindeswohlgefährdung. Diese Offen- 
heit von Kindeswohlsemantiken zeigt sich auch mit Blick in den Aktenkorpus der 
im Jugendamt eingegangenen Verdachtsmeldungen. 

Herr Daniel hebt hervor, dass »klassischer« ergo typischer »Weise« Jugend- 
ämter bei Kindeswohlgefährdungen mit Meldungen konfrontiert sind. Bemerkens- 
wert ist diese Einschätzung deshalb, weil sie den Horizont des Kindeswohls auf 
Fremdmeldungen und anschließende Abklärungen verengt. Zumindest gedanken- 
experimentell könnte das Kindeswohl auch Selbstmeldungen und Hilfeanfragen 
umfassen und grundsätzlich auch ein damit verbundenes präventives Gefähr- 
dungsverständnis hervorheben. 

Nicht nur die Interventionsseite jugendamtlichen Handelns wird in seiner Be- 
schreibung am Begriff Kindeswohlgefährdung hervorgehoben, sondern auch eine 
von externen Informationen abhängige reaktive Abklärungsperspektive.'?® Für ei- 
nen eigenständigen Gefährdungszugang deutet diese Auslegung auf sekundäre 
Verdachtsbildungen hin. 





128 Diese pointierte Darstellung geht auch auf ein Gespräch mit einem Jugendamtsmitarbeiter zurück, 
der sinngemäß sagte, dass er es noch nicht erlebt hat, dass eine Familie sich selber wegen einer 
Kindeswohlgefährdung angezeigt hätte. Mit dieser Zuschreibung wird auch die Logik von Schuld 
und Verantwortung reproduziert, bei der eine Selbstmeldung strukturlogisch einer Selbstanzeige 
gleichkommen würde. Betrachtet man dazu noch die statistisch erfassten Melder und Häufigkeiten 
im untersuchten Jugendamt, so zeigt sich, dass für das Jahr 2011 9,1 % der Meldungen Kindern 
und Jugendlichen oder Eltern(teile) zugeschrieben wurden. Diese statistische Differenzierung wird 
allerdings in der Typisierung der Fachkräfte in den Interviews weitgehend unkenntlich gemacht. 
Kindeswohlgefährdungen sind zuerst Fälle gemeldeter Gefährdungsbeobachtungen. 
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Melder einer Kindeswohlgefährdung 





Melder Nachbarn 
Verwandtschaft 
Soziale Einrichtungen 
Anonym 
Medizinische Dienste 
Schule 
Polizei 
Eltern(-teil) 
Kindergarten 
Kind/Jugendlicher 


Abb. 12: Meldebeziehungen des Jugendamts 





Ohne Berücksichtigung von Häufigkeiten zeigt die Übersicht der Verdachtsmel- 
dungen die für das Jugendamt relevanten Meldebeziehungen (siehe Abbildung 
12). So offen die Beziehungen zu Meldern organisiert sein können, so vielschich- 
tig sind auch die in den Meldungen dokumentierten Verdächtigungen, die in der 
folgenden Übersicht begrifflich zusammengetragen wurden. 





Verdachtshinweise der Gefährdungsmeldung 





Gefährdung nach Vernachlässigung 

Meldung Verwahrlosung 
Misshandlung 
Häusliche Gewalt 
Verdacht sexueller Missbrauch 
Überforderung 
Stromabschaltung 
Alkohol- und Drogenmissbrauch 
Selbstverletzung 
Suizidandrohung 
Schulschwänzen 
Verhaltensauffälligkeit 
Beziehungsprobleme 
Kindergeschrei 
Ruhestörung 
Obdachlosigkeit 





Abb. 13: Gefährdungskategorien der Verdachtsmeldung im Jugendamt 


Solche Gefährdungskategorien bilden Eckpfeiler des Begriffsinventars der Mel- 
debögen, sie ließen sich mit einem umfangreicheren Datenkorpus aber noch weiter 
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ausbuchstabieren. Aufseiten der Melder dokumentieren sie eine generelle Offen- 
heit für Kinderschutzfragen, die sich rein begrifflich nicht immer auf Kinder und 
Jugendliche richten müssen, sondern auch unspezifische „Junk-Kategorien“!? 
(vgl. Schön 1983) (wie »Stromabschaltung« oder »Ruhestörung«) erzeugen kön- 
nen (siehe Abbildung 13). 

Auf der Seite des Jugendamts unterstreicht die Offenheit der Meldewege so- 
wie die von den Fachkräften eingenommene Abklärungsperspektive eine themati- 
sche Öffnung der Verdachtsbildung bzw. eine kategoriale „Allzuständigkeit“ ihrer 
Abklärungsvorgänge. Die Anschlussfrage lautet dann, ob es der Sozialen Arbeit 
in Vertretung der im Jugendamt tätigen Fachkräfte gelingt, sich gegen auferlegte 
Aufgaben- und Relevanzzuschreibungen der Melder abzugrenzen und eine eigene 
Sicht auf Gefährdungshinweise und Gefahrenlagen hervorzubringen? Eine beruf- 
liche Perspektive, die konzeptionell betrachtet einen beruflichen Zugang zur Kin- 
deswohlgefährdung einschließen kann und sich als strukturelles Äquivalent zu Ge- 
fährdungsräumen und Körperspuren betrachten lässt. 


6.1.1 Das Perspektivenproblem von Gefährdungsgeschichten 


Frau Gundermann: Jein. Klar. Ein deutliches Jein. Wir haben ja nun, ähm, ich weiß 
nicht haben Sie das gesehen unsere, äh, Strategien, Arbeitsstrategien (?) Da haben wir 
das ja noch wesentlich eindeutiger, äh, in verschiedene Felder sogar noch unterteilt. 
M:::h, rein theoretisch könnten wir mit diesem Katalog in die Familie gehen, Klemm- 
brett und ankreuzen. Dann das zu interpretieren wie viel Kreuze isn jetzt ne Gefähr- 
dung oder wie viele nicht (?) Das liegt dann in unserer Hand. Also wir haben mitunter 
wirklich auch Fälle wo wir, ähm, wenn die Meldung kommt von wem auch immer, 
dann hier sitzen und vom Blatt her sagen: "Das ist eindeutig ne Gefährdung. Hier muss 
das Kind raus.", wenn wir dann aber vor Ort sind auch ein, ich sag mal, Gefühl für die 
Familie, Gefühl für die Situation bekommen wie das Ganze ist, wer da noch dahinter 
steckt, wie es zu der Situation kam, kann das schon wieder völlig anders aussehen. 
[ASD Fachkraft] 





129 Aus anderen professionellen Handlungskontexten ist bekannt, dass „Junk-Kategorien“ dazu die- 
nen können, Handlungsroutinen bei Krisenereignissen kurzfristig aufrecht zu erhalten. In der Wei- 
terbearbeitung setzten diese Kategorien aber oftmals standardisierte Bearbeitungsvorgänge in 
Gang. Dann würden auch Gefährdungsfälle nach „Schema-F“ bearbeitet und auf eine fallbezogene 
Problemdiagnose weitgehend verzichtet (vgl. Schütze 1996; Oevermann 2009; Schön 1983). 
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Das »Jein« von Frau Gundermann bezicht sich zwar nicht explizit auf ihre Grenz- 
arbeit der Verdachtsbildung und somit auf die eben gestellte Zugangsfrage zu Ge- 
fahrenhinweisen, sondern auf einen Kommentar zur Differenzierung eindeutiger 
und uneindeutiger Kindeswohlgefährdungen. Mit ihrer Äußerung lässt sich aber 
auch der Frage nach einem beruflichen Zugang der Sozialen Arbeit im Handlungs- 
kontext Kindeswohlgefährdung nachgehen. 

Im ersten Teil der Schilderung rekurriert sie auf die für Jugendämter im Zuge 
rechtlicher Verfahrensvorschriften verpflichtend einzusetzenden Meldebögen. 
Mit dieser »Arbeitsstrategie«, wie sie es nennt, lassen sich Gefährdungen zwar 
verschiedenen Gefährdungskategorien zuordnen (»verschiedenen Feldern«), eine 
Gefährdung aufzuspüren, bleibt aber nur »theoretisch« denkbar. Die Abklärungs- 
praxis, so eine sich im Fortgang der Äußerung bestätigende Vermutung, gehorcht 
offensichtlich anderen Gesetzen als diese Arbeitspapiere. Oder anders konnotiert: 
Teile ihrer praktischen Arbeit bleiben von den Checklisten und formalen Abklä- 
rungsverfahren unberührt. 

Im Folgenden konkretisiert sie den durch die Praxis und die »Checklisten« 
erzeugten Widerspruch genauer. Das »Klemmbrett« scheint deswegen ungeeignet 
für eine eigenständige Gefährdungsbeobachtung, weil es eine distanzerzeugende 
Barriere im Zugang zur Familie darstellt. Die katalogisierte Gefährdungswirklich- 
keit gerät dort mit der Praxis in Konflikt, wo aus den »Kreuzen« der Verdachts- 
bögen gefährdungsrelevante Schlüsse zu ziehen oder »Interpretationen« hinsicht- 
lich weiterer Maßnahmen anzustreben sind. Bereits das Zusammenführen und 
Aufaddieren von Einzelbeobachtungen liegt »in ihrer Hand« und wird nicht vom 
Arbeitspapier übernommen. 

Dem Gefährdungskatalog der Checkliste steht insgesamt »das Gefühl für die 
Familie« gegenüber, das nicht nur anderen Relevanzen folgt, sondern auch eine 
handlungslogische Differenz zwischen Schreibtischtätigkeit, mit einer Gefähr- 
dungsprüfung »vom Blatt her« einhergeht und einer Arbeit »vor Ort«, die den 
Kontakt mit „gemeldeten“ Familien einschließt, erzeugt. Aber lediglich der Arbeit 
»vor Ort« spricht sie die Fähigkeit zu, die zuvor »vom Blatt her« erzeugte Ein- 
schätzung in Zweifel zu ziehen und eine ihr gegenüber dominante Verdachtswirk- 
lichkeit zu etablieren. Frau Gundermann typisiert die Prozesse der Verdachtsbil- 
dung darüber hinaus als Abklärungsphasen, die einen zeitlichen Versatz zwischen 
„Akten- und Aktionspraxis“ (vgl. Mensching 2008) hervorbringen. 

Auf sprachlicher Ebene steht das Abklären von Verdachtsmeldungen im Ak- 
tenstudium der eigenständigen Verdachtsbildung »in der Familie« gegenüber. Der 
semantische Gehalt von »in Familien gehen« beschränkt familiale Grenzziehun- 
gen nicht nur auf räumliche Familiengrenzen, die beispielsweise bei der »Woh- 
nungsbegehung« der Polizei übertreten werden. 
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»In Familien gehen« bedeutet der Semantik nach einen Totalitätsanspruch 
der Verdachtsbildung, die sich durch die Kernopposition von »drinnen« oder 
»draußen« reguliert und keine sprachliche Unterscheidung hinsichtlich möglicher 
Intimitätsgrade nach sich zieht. Gefährdungsbeobachtungen »in der Familie« füh- 
ren dann zu einer erheblichen Komplexitätssteigerung, die auch den ersten Ein- 
griffsimpuls der Verdachtsmeldung »hier muss das Kind raus« korrigiert. Die Be- 
obachtungen »in der Familie« stehen nicht nur für Differenzen und Annäherungen 
von Akten- und Aktionspraxis, sondern auch für eine Aufwertung der persönli- 
chen Beteiligung im Prozess der Verdachtsbildung. Die Verdachtsarbeit lässt sich 
dort nicht auf ein von Checklisten vorgegebenes Routineverfahren reduzieren — 
wenn und wo sie persönlichen Beziehungen und gefühlsmäßiger Beteiligung 
Raum lässt sowie Amtsvorgaben zeitlich befristet außer Kraft setzt. 

Die in persönlichen Beziehungen erzeugte Komplexitätssteigerung der Ver- 
dachtsbildung, beschreibt sie in Kategorien von Intuition und perspektivischer Ge- 
fährdungsauslegung, als ein »Gefühl für die Familie«, »Gefühl für die Situation 
als Ganzes« und als Fragen »wer da noch dahinter steckt« oder »wie es zur Situa- 
tion kam«. Das »Gefühl« stellt eine besondere Nähe zur Familie her, das auch die 
persönliche Seite der Verdachtsbildung sprachlich fixiert und anschließend ihre 
Gefährdungswahrnehmung personell (»wer ist beteiligt«) und zeitlich (»wie kam 
es dazu«) kontextualisiert. 

Konzeptionell gesprochen zielt ihr Vorgehen auf eine Herstellungspraxis von 
Verstehen und Verständigung der Gefährdungsmeldung, bei der sie gedanklich 
unterschiedliche Standpunkte auf gemeldete Gefahrenhinweise einnehmen kann. 
Ein perspektivisches Gefährdungsverständnis, wie es hier zum Ausdruck kommt, 
verlangt nach generativen Sinnöffnungen, die in Verdachtsbildungsprozessen um 
einen Wahrheitsanspruch konkurrieren können. Wenn sie die Meldung aus der je- 
weiligen Perspektive der Betroffenen versteht, kann nämlich auch das »Ganze 
wieder völlig anders aussehen«. 

Ihre Beschreibung deutet insgesamt eine an Perspektiven aufgeschichtete 
Verdachtsbildung an, die auf konkurrierenden und sich ausschließenden Gefähr- 
dungsgeschichten basiert. Die Informationsgewinnung der Verdachtsbildung steht 
sinn- und handlungslogisch für einen Zugewinn an Perspektiven dieser Geschich- 
ten. Für die Grenzarbeit zur Privatsphäre lässt sich konzeptionell ableiten, dass 
sich Verdachtsbildungen der Sozialen Arbeit entlang übermittelter (von Meldern) 
und vermittelte (von betroffenen Familien(angehörigen) Gefährdungsgeschichten 
organisieren. 


Herr Daniel: Natürlich dann auch die Gespräche mit den Eltern führen. Wie ist es zu 
der Situation gekommen (?) Was war der ausschlaggebende Punkt (?) Wie kann es 
weiter gehen (,) mit der Einrichtung oder mit der Person, die es festgestellt hat (?) Da 
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einfach auch die Gespräche suchen und dann bildet sich wirklich auch ein Team. 
[ASD Fachkraft] 


Herr Daniel konkretisiert dieses perspektivische Gefährdungsverständnis der So- 
zialen Arbeit. Denn »natürlich« gehören zur Arbeit mit den beteiligten Eltern auch 
»Gespräche«, die darüber aufklären, »wie es zur Situation gekommen ist«, »was 
der ausschlaggebende Punkt war« und »wie es weiter gehen kann«. Erst diese ge- 
sprächsbasierten Einbettungen besitzen anamnetischen und prognostischen Cha- 
rakter, ohne jedoch die gemeldeten Gefährdungsinformationen selbst zu qualifi- 
zieren bzw. sie einer übergeordneten Glaubwürdigkeitsprüfung zu unterziehen. 
Zugespitzt formuliert: Die über Meldungen „zugespielten“ Gefährdungsinforma- 
tionen werden von ihm im dargestellten Abklärungsprozess als gegeben hinge- 
nommen, aber erst in Kontexten ihrer narrativen und perspektivischen Einbettung 
handlungspraktisch ernst genommen. 

Gelten solche Narrationen und Kontextualisierungen von Gefährdungsge- 
schichten als Ausdruck beruflicher Grenzübertritte zu familialen Lebenswelten, 
lassen sich auch weitere theoretische Überlegungen an die Konzeptbildung an- 
schließen. Narrative Gefährdungskonstruktionen sind global durch die Dimensio- 
nen: Krisenhaftigkeit, Partikularität, Intentionalität und Ambiguität gekennzeich- 
net. '?° Über Krisenzuschreibungen entfaltet eine Geschichte ihre typische zeitliche 
Struktur. Krisen schlagen Schneisen in Handlungsabläufe und konturieren Zu- 
kunft, Gegenwart und Vergangenheit (vgl. Mead 1959). Partikular sind Narratio- 
nen, weil mit ihnen biografische Ein- und Auslassungen einhergehen, die die Kon- 
sistenz von Erfahrungen zu sichern versuchen (vgl. Strauss 1968) und zum „Ein- 
oder Ausklammern“ (vgl. Goffman 1980: 278) von Ereignissen führen. Intentio- 
nal, weil ihnen auch das Prinzip der Autorenschaft korrespondiert, das Handlun- 
gen auf Motive zurückführt, sie rationalisiert und kontextualisiert (vgl. Schütz 
1971: 80ff.). Ambigue deswegen, weil sie aufseiten der Zuhörer auf ebenso erfah- 
rungsgesättigte Vorverständnisse treffen, die nicht zwangsläufig den gleichen Re- 
levanzen der „Urheber“ folgen müssen. Folgen auch Verdächtigungen diesen Nar- 
rationen, müssen sie Krisenereignisse identifizieren, die Gefährdungen raum-zeit- 
lich lokalisieren, Akteure benennen und ihnen Gefährdungspotenziale zuschreiben 
sowie unterschiedliche Standpunkte berücksichtigen. 

Eröffnen Gefährdungsgeschichten Zugänge zu Familienwirklichkeiten, erge- 
ben sich für Fachkräfte der Sozialen Dienste damit verbundene berufliche Heraus- 
forderungen. Eine erste Aufgabe bestünde darin, Familien im Verdachtsfall über- 
haupt „zum Reden zu bringen“ und eine perspektivische Erzählung auf Verdachts- 
hinweise zu generieren. Eine weitere Herausforderung beträfe das anschließende 





130 Zur Bedeutung von Narrationen in der Fallkonstitution von Gefährdungsfällen vgl. Klatetzki 2013: 
118F£f. 
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perspektivische Verstehen, das zur Sinn- und Perspektivenöffnung der Verdachts- 
bildung beitragen kann und grundsätzliche Fähigkeiten zur Reziprozität und Per- 
spektivenübernahme verlangt.'”! Stehen sich darüber hinaus im Verdachtsbil- 
dungsprozess unterschiedliche Gefährdungsnarrationen gegenüber, stehen auch 
die Erzählungen in der Spannung von Authentizität und Fiktion. Konzeptionell 
gesehen betonen Gefährdungsgeschichten perspektivengebundene Informations- 
zugänge zu Familien und Gefährdungshinweisen sowie die Notwendigkeit zur 
Thematisierung von Gefährdungs- und Krisenereignissen.!?? 


6.1.2 Die Aufmerksamkeitsstruktur: die Vorgeschichte der 
Gefährdungsmeldung 


Nicht jede Meldung zieht Abklärungsmaßnahmen nach sich, die sich im Kontakt 
mit Familien für ihre Versionen von Gefährdungsgeschichten interessieren. Die 
Aufmerksamkeit sozialpädagogischer Fachkräfte folgt einer rechtlich vorgegebe- 
nen, aber auch sprachlich ratifizierten Relevanzprüfung, die erst im positiven Fall, 
einer ersten Glaubwürdigkeitsprüfung, auch den Kontakt zu Betroffenen legiti- 
miert. Welche Relevanzstrukturen dabei zur Geltung kommen und wie diese kol- 
legialen Abstimmungen überhaupt in Gang gebracht werden, zeigen die anschlie- 
Benden Kommentierungen. 

Im Rahmen organisierter Glaubwürdigkeitsüberprüfungen stellen Fachkräfte 
des Jugendamts gemeldete Verdachtshinweise in eine Beziehung zu institutionel- 
len Vorgeschichten von Verdächtigungen. Passungsverhältnisse und -probleme 
zwischen institutioneller Vorerfahrung und aktueller Gefahrenlage bilden für neue 
Verdachtsbildungen ein besonderes Aufmerksamkeitszentrum. 





131 Grundlagentheoretisch ist damit die Kompetenz zur Einstellungs- und Perspektivenübernahme an- 
gesprochen (vgl. Mead 1968). 

132 In der wissenschaftlichen Auseinandersetzung wurde die Narrationseinbettung der Kindeswohl- 
gefährdung bisher darauf verkürzt, den Fachkräften der Sozialen Arbeit eine zumeist unreflektierte 
Übernahme der Problemperspektiven der Eltern zuzuschreiben. Fachkräfte der Kinder- und Ju- 
gendhilfe würden sich zur Gefährdungseinschätzung häufig an den Deutungen der Eltern orientie- 
ren, was auch die Gefährdungswahrnehmung der Fachkräfte in den Sog familialer Verzerrungen 
führe, so die allgemeine Einschätzung (vgl. Bühler-Niederberger u.a. 2014; Eisentraut und Turba 
2013; Retkowski u.a. 2011). Mit der Überlegung einer Orientierung an Gefährdungsgeschichten 
ließe sich der unterstellte familiale Bias der Gefährdungswahrnehmung zumindest soweit kontex- 
tualisieren, dass die Übernahme der Perspektiven Bedingung und Ergebnis beruflicher Grenzre- 
gulierungen zur Privatsphäre darstellen. Oder einfacher gesagt: Mit der Überlegung der Narrati- 
onseinbettung einer Gefährdung ließe sich ein Bezugspunkt konzipieren, der die Spezifik der 
Grenzregulierung der Sozialarbeit im Verdachtsfall einer Kindeswohlgefährdung in den Mittel- 
punkt stellt. 
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Drei zentrale Relevanzprinzipien lassen sich im Aktenmaterial und den Interviews 
identifizieren, die begrifflich eine Verbindung zwischen fallbezogenen Gefähr- 
dungsinformationen und formalen Gesetzesvollzügen herstellen. Kontakthäufig- 
keit, Dringlichkeit und Mehrstimmigkeit tragen als falläußerliche Gefährdungsin- 
dikatoren wesentlich zur Aufschichtung der Verdachtsbildung bei. Sie verstehen 
sich als Relevanzmarkierungen, die situative Gefährdungshinweise und institutio- 
nelle Vorerfahrung im Gefährdungsfall zusammenführen. 

Zur Veranschaulichung dieser Aufmerksamkeiten wurden die im Jugendamt 
eingegangenen Verdachtsbögen auf ihren sprachlichen Zusammenhalt von »Mel- 
deinhalt« und »Gefährdungseinschätzung« untersucht. Ergänzend dazu wurden 
die Interviews mit den Fachkräften der Kinder- und Jugendhilfe ebenso nach auf- 
merksamkeitssichernden Domänen und Taxonomien abgesucht.'* 


»Die Kontakthäufigkeit zum Jugendamt« 


Folgt man den sprachlichen Relevanzsetzungen sozialpädagogischer Fachkräfte, 
erfolgt mit dem Eingang einer Meldung zuerst eine Überprüfung der Kontakthäu- 
figkeit. Bei »bekannten Gefährdungen« geben sich sowohl Melder als auch be- 
troffene Familien dem Jugendamt zu erkennen. Auch die Bekamntheitsgrade las- 
sen sich in der semantischen Textur ihrer Äußerungen dementsprechend auswei- 
sen. Sind gemeldete Familien »in Hilfe«, also in einer institutionell organisierten 
und abgesicherten Hilfemaßnahme, wird sprachlich auch eine besondere Bekannt- 
heit zur Familie hergestellt. Weniger bekannt sind Familien, die dem Jugendamt 
»häufig« als reine Verdachtsfälle gemeldet werden. Eine andere aber auch distan- 
ziertere Form sind »lose Betreuungen« von Familien in der Bezirkssozialarbeit. 
Diese Bekanntheitsüberprüfungen arrangieren und kombinieren Gefährdungsin- 
formationen auf Grundlage institutioneller Vorerfahrungen (siehe Abbildung 14). 





133 ASD Fachkräfte sind mit dem Meldedokument formal „gezwungen“, sich für eine Dringlichkeits- 
stufe der Gefährdungsmeldung zu entscheiden und diese auch im Protokollbogen an vorgegebener 
Stelle sichtbar zu vermerken. Die Analyse der semantischen Relationen konzentriert sich daher 
auf die kognitive Verknüpfung der formal vorgegebenen Domänen mit den fallbezogenen Taxo- 
nomien und Komponenten. 
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Domäne Taxonomien Komponenten 
Bekannte Familien Familien in Hilfe Gefährdungspotenziale 
Gefährdungen Lose Betreuung Gesamtbild der 
Häufige Meldungen Familie 
Wohnumfeld/Soziales 
Umfeld 
Melder Nachbarn 
Kinderärzte Häufige Meldungen 
Kita 
Freie Träger 
Unbekannte Familien Unbekannt 
Gefährdungen Melder Anonym 





Abb. 14: Bekanntheitstypisierung der Gefährdungsmeldung 


Vorgeschichten zum Jugendamt, betrachtet man die in den Verdachtsbögen aus- 
gewiesenen Komponenten »bekannter Familien« noch genauer, klären über 
»Wohnumfelder«, das »Gesamtbild der Familie« und allgemein ihre »Gefähr- 
dungspotenziale« auf. Zu »bekannten Familien« gehören meist auch dem Jugend- 
amt »bekannte Melder«, worunter sich »Nachbarn« genauso wie »Kinderärzte« 
befinden können. Im semantischen Gegenhorizont zur »bekannten Gefährdung« 
stehen die dem Jugendamt »unbekannten Familien« und auch der »anonyme Mel- 
der«. Beide können keinen Kontakt zum Jugendamt nachweisen oder geben sich 
ihm gegenüber nicht zu erkennen. Handelt es sich bei Meldungen um jugendamts- 
bekannte Familien, steigt auch das Sicherheitsniveau der Fachkräfte im Hinblick 
auf einen sicheren Umgang mit Gefährdungsinformationen an. Sind gemeldete Fa- 
milien dem Jugendamt demgegenüber unbekannt, erhöht sich das Unsicherheits- 
potenzial der Fachkräfte grundlegend, wie die nachfolgenden Schilderungen ver- 
deutlichen. 


Frau Gundermann: Ja, ja das ist so. Wobei man den Familien natürlich nicht den Ver- 
änderungswillen absprechen möchte. A:::ber aus der Erfahrung raus, es ist so. (I: 
Mhm.) Und es ist jaauch wichtig für mich, dass ich schon mal von meinen Kollegen, 
die vielleicht schon mal drinne waren, höre: "Pass auf, die lügt gern.", oder mehr 
Schein als Sein. [ASD Fachkraft] 


Frau Gundermann beginnt ihre Äußerung mit den negativen Konsequenzen, die 
mit einer Orientierung am institutionellen Gedächtnis des Jugendamts einherge- 
hen können. Die über das Erfahrungswissen des Jugendamts oder ihrer Kollegen 
aufgerufene Relevanzprüfung tendiert in Richtung einer Generalisierung der Ver- 
dachtsbildung. Was letztlich dazu führen kann, Familien auch ihren »Verände- 
rungswillen« abzusprechen. 
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Zeitlich zurückschauende Verdachtsbildungen fixieren nicht nur den Ver- 
dacht auf dem Hintergrund institutioneller Vorgeschichten, sondern erzeugen auch 
einen gemeinsamen Erfahrungshorizont im Jugendamt.'?* Auch die Bekanntheits- 
prüfung unter Berufskollegen zeigt sich sprachlich als Oppositionsmuster von 
„drinnen sein“ in Familien oder „draußen bleiben“. Überprüfungen der Kon- 
takthäufigkeit zum Jugendamt stehen daher auch für eine kollegial rückversicherte 
Form der Verdachtsbildung. 

Individuelle bzw. persönliche Erfahrungen mit Familien scheinen sich in 
Verdachtsbildungsprozessen in kollektive, gemeinsame Kinderschutzüberzeugun- 
gen zu übersetzen. Insofern stehen institutionell erzeugte Glaubwürdigkeitsüber- 
prüfungen für eine kollegiale Absicherung der eigenen Verdachtsbildung. Der 
Schilderung nach konkurrieren gemeinsame Vorgeschichten der Familien mit dem 
Jugendamt nicht nur mit den Gefährdungsansichten von Betroffenen und Meldern, 
sie hätten ihnen gegenüber auch dominante Wahrheitsansprüche. Den Arbeitskol- 
legen kann man grundsätzlich vertrauen, bekannten Familien eher nicht (»die lügt 
gern«). Rückfragen nach jugendamtsbekannten Familien entsprechen handlungs- 
logisch einer verdachtsbezogenen „Authentifizierungsstrategie“ (Bergmann 1993: 
305) von Gefährdungshinweisen. Insofern bildet auch das institutionelle Gedächt- 
nis des Jugendamts ein handlungswirksames Korrektiv zur Bewertung von Ge- 
fährdungsspuren. 


Frau Steger: Wo ich dann schon weiß, äh, och in Absprache mit anderen Kollegen 
schon in dem Fall, ähm, die Kollegin och ausn ASD, wo ich mich da erkundige, du 
sach mir mal, du kennst die doch. Und die sagt mir dann schon, okay das ist alles ähm 
gegessen, die machen ihren Kram, wenn auch nicht gerade zu den Konditionen, was 
wir uns vielleicht vorstelln, aber die versorgen das Kind, die gehn zum Arzt und die 
haben och genug im Kühlschrank stehn. Und dass hab ich damals schon abgeprüft, da 
müss ma uns keine Sorgen machen. [ASD Fachkraft] 


Noch drastischer fällt die Einschätzung von Frau Steger aus, die auf das gleiche 
Bekanntheitsschema unter Rekurs auf eine kollegiale Absicherung verweist. Auf 
eine kurze und relativ unspezifische Anfrage nach der Bekanntheit von Familien 





134 Dieses »Einfrieren« von Problembeschreibungen bei der Anwendung von Kategorien wurde be- 
reits vielfach beschrieben. Welter-Enderlin und Hildenbrand (1996) formulieren dazu: „Wir leh- 
nen Krankheitsbegrifflichkeiten in dem Maße ab, wie sie das Eröffnen neuer Gestaltungsmöglich- 
keiten verschließen, anders gesprochen: einfrieren. Wenn man dieser Auffassung folgt, kann [...] 
Diagnostik nicht von Therapie getrennt werden [...]“ (ebd.: 44). Gergen u.a. (1996) formulieren 
dazu aus einem konstruktivistischen Diagnoseverständnis heraus: ”Most of us are fully aware that 
we ourselves are too complex to slot into categories, that relationships are subject to infinite inter- 
pretation, that the same actions and the same descriptions may mean different things at different 
times and with different consequences. Would we not wish our clients to take advantage of these 
forms of cultural wisdom? In whose service do we "freeze the frame?"“ (ebd.: 108). 
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(»sach mir mal, du kennst die doch«) folgt der Beschreibung nach eine generali- 
sierende Bewertung der Gefährdungssituation. Diesem persönlich akkumulierten 
Fall- und Gefährdungswissen wird in Verdachtsprozessen scheinbar absolute Ver- 
lässlichkeit zugesprochen. Alternative Auslegungen von Gefährdungshinweisen, 
die auch gedanklich eine andere Richtung einschlagen können, werden damit auf 
semantischer Ebene nicht in ihre Verdachtsbildung einbezogen. 

Generalisierte Verdächtigungen dokumentieren sich darin, dass »alles geges- 
sen« sei und die Familie »ihren Kram« mache. Der semantische Gehalt dieser 
sinnabschließenden Sprachregelung steht, so lässt sich konzeptionell zusammen- 
fassen, für kollegial absichernde und eindeutige Wahrnehmungs- und Beurtei- 
lungsvorgänge. 

Ein inhaltliches Indiz für eigenständige Verdachtsbildungen findet sich im 
Nachsatz »aber die versorgen das Kind, die gehn zum Arzt und die haben och 
genug im Kühlschrank stehn«. Im Gegenhorizont zu den damit hervorgehobenen 
»Jugendamtskonditionen« steht die in Begriffen der »Gesundheitsvorsorge« und 
»Nahrungsversorgung« hervorgehobene kindgerechte Grundversorgung. Die Ge- 
staltschließung einer institutionell hergestellten und kollegial organisierten Rück- 
versicherung erfolgt über die Einschätzung, dass »wir« uns »keine Sorgen ma- 
chen« müssen. Damit ist auch die Verdachtsbildung über Bekanntheitsprüfungen 
kollegial eingeschlossen und semantisch abgeschlossen, gleichzeitig aber auch 
zwischen Vorgeschichte und erneuter Meldung sinnlogisch kurzgeschlossen. 
Diese zeitlich zurückschauende Sinngebung von Verdachtstypisierungen lässt sich 
mit Weick (1995) als spezifisch organisational geprägtes Verfügbarmachen von 
Narrationen beschreiben. Weick hat dafür den Begriff der Retention genutzt: „Der 
Organismus und die Gruppe gestaltet mehrdeutiges Rohgerede, das Gerede wird 
retrospektiv gesichtet und mit Sinn belegt, und dieser Sinn wird im Retentionspro- 
zess als Wissen gespeichert“ (ebd.: 195). Retentionen bilden hierbei das Substrat 
des Organisationsgedächtnisses. 

Der Abgleich einer Gefährdungsmeldung mit den im Organisationsgedächt- 
nis abgelagerten Wahrnehmungs- und Entscheidungsprozeduren steht dann auch 
für einen besonderen Umgang mit beruflichen Ressourcen. Denn statt den Fall neu 
und umfassend auszulegen, und dabei auch unbekannte „Partikel“ einer Gefähr- 
dungsgeschichte in der Verdachtsbildung freizulegen, wird der Fall auf der Basis 
bekannter Informationen gesichtet und inhaltlich bestimmt. Das Neue der Mel- 
dung gerät damit strukturell in den Hintergrund, das Alte strukturell in den Vor- 
dergrund. Bei »bekannten Familien« muss sich der Verdacht seinen Weg ins Kri- 
senbewusstsein einer Organisation erst bahnen. Demgegenüber steht das Unbe- 
kannte für eine generalisierte Unsicherheitsvermutung. 


Frau Gundermann: Ähm, die Informationseinholung vorher. Das heißt, ähm, ich weiß 
nicht, also ich weiß vom Melder, okay, aber ich kenne die Familie nicht. Das heißt, 
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ich kenne weder das soziale Umfeld, weiß nicht in welcher, äh, wie sind die Kinder 
eingegliedert (?) KiTa (?) Äh, Kinderarzt, sonstiges. Hat die Familie ein stabiles so- 
ziales Umfeld (?) Dass dann einfach Auswirkungen hat, wenn ich jetzt, okay die Mel- 
dung bewahrheitet sich, äh, was mache ich jetzt (?) Bei ner bekannten Familie weiß 
ich vielleicht um das Potenzial und kann sagen: "Okay, ihr macht das jetzt in der und 
der Zeit sonst werde ich die Kinder vielleicht zur Oma bringen." Bei ner unbekannten 
Familie weiß ich das erst mal nicht. Sind das alles noch so ungeklärte Faktoren. [ASD 
Fachkraft] 


Bekannten Verdachtsmomenten steht auch in der Schilderung von Frau Gunder- 
mann die »unbekannte Gefährdung« gegenüber. Sie typisiert die veränderte Auf- 
merksamkeit zwischen beiden Fallkonstitutionen handlungslogisch über die »In- 
formationseinholung«. »Unbekannte Familien« erschweren ihre Verdachtsbil- 
dung, weil auch die Informationen des Melders unglaubwürdig sein können. Be- 
trachtet man anschließend ihre Authentifizierungsstrategie genauer, deuten sich 
sprachliche Relevanzmarkierungen an, die der »unbekannten Gefährdung« ihre 
Unsicherheit verleihen. Sie kennt weder das »soziale Umfeld«, das Kinder auch 
institutionell »eingliedert«, noch die »Potenziale« der Familien sowie ihre Res- 
sourcen (»Oma«), die auch eine Antwort auf zeitliche Befristungen von Gefähr- 
dung geben können (»in der und der Zeit«). 

Auffällig an ihrer Schilderung ist nicht nur die zeitliche und soziale Einbet- 
tung der Gefährdungsmeldung, sondern auch die relative Sprachlosigkeit hinsicht- 
lich ihrer eigenen Verdächtigung. Insofern sich ihre Schilderung primär für die 
Folgehandlungen und Konsequenzen der Gefährdungsmeldung interessiert, blei- 
ben die Gefährdungshinweise selbst inhaltlich weitgehend unkommentiert. Die 
Auslegung von Gefährdungsinformationen steht dabei sprachlich gesehen nicht 
im Aufmerksamkeitszentrum, sondern erst das damit verbundene Problem einer 
passenden Folgehandlung (»was mache ich jetzt«). Ihre Aufmerksamkeit folgt in- 
sofern auch nicht einer besonders sensitiven Gefährdungsbeobachtung, sondern 
einer Sinnverknüpfung zwischen Meldung und Folgehandlung. 

Konzeptionell lässt sich zusammenfassen, dass Bekanntheitssemantiken ein 
Glaubwürdigkeitsproblem von Gefährdungsinformationen zu regulieren beabsich- 
tigen: »Bekannt« und »unbekannt« steht dann nicht für faktische Kontakthäufig- 
keiten, sondern für eine organisational erzeugte rückschauende Verdachtsbildung. 
Solche Retentionen erzeugen nicht nur geteilte Jugendamtsüberzeugungen, son- 
dern auch eine Sinnschließung und Generalisierung der Verdachtsbildung. Dem 
»Bekannten« und »Vergangenen« wird dabei ein dominanter Wahrheitsanspruch 
zugeschrieben. 
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»Die Dringlichkeit der Gefährdung(-sbearbeitung)« 


Auch die Darstellung der in den Aktenbögen und Interviews angesprochenen 
Dringlichkeitssemantiken lassen sich als Relevanzmarkierungen der Verdachtsbil- 
dung betrachten. Einschätzungen »akuter«, »latenter« oder »drohender« Gefähr- 
dungen werden in den Meldebögen als Leitunterscheidungen bereits kategorial 
vorgegeben. Während Dringlichkeitsdomänen fixe Kategorien der Meldebögen 
darstellen, unterliegt die Zuordnung von Gefährdungsinformationen zu jenen Ka- 
tegorien sprachlichen Differenzierungen, die wiederum taxonomische Strukturen 
erzeugen (siehe Abbildung 15). 

Für »akute« Gefährdungen bilden Informationen »körperlicher Misshandlun- 
gen« oder der »Verdacht auf einen sexuellen Missbrauch« Orientierungspunkte. 
Insbesondere bei »Missbrauchsmeldungen« wird die Sprechregelung des Ver- 
dachts explizit übernommen. Jene Fälle bedürfen scheinbar auch aufgrund ihrer 
Unsichtbarkeit einer eingehenderen Abklärung. Körperliche Misshandlungspuren 
sind der Tendenz nach sichtbarer — wenn auch mit Ausnahmen (bspw. »geschüt- 
telte Kinder«). 

Aber nicht allein die Schwere der Gefährdung, sondern die Dringlichkeit ih- 
rer Bearbeitung wird sprachlich über die Kategorie »akuter Gefährdungen« her- 
vorgehoben, wie insbesondere die »Entbindungssituation« oder »Kindesentfüh- 
rung« begrifflich vor Augen führt. Eine dritte Variation akuter Gefährdungsein- 
schätzungen zeigt sich in drastischen Gefahrenmeldungen. Auch Wohnverhält- 
nisse können eine akute Gefährdungseinschätzung legitimieren, bspw. dann, wenn 
ihnen »katastrophale Zustände« zugeschrieben werden. Die »akute Gefährdung« 
sorgt für sofortiges Handeln der Fachkräfte. Insofern verweisen auch die anderen 
Dinglichkeitssemantiken auf institutionelle Reaktionszeiten des Jugendamts, den 
Meldungen durch eigene Abklärungshandlungen entgegenzutreten. 

So lassen »Latente Gefährdungen«'” auch längere Bearbeitungszeiträume 
zu, die sich mit anderen Interventionsfristen verbinden. Sie beziehen sich inhalt- 
lich auf langfristige Gefährdungslagen, bei denen statt manifester Gefährdungsan- 
zeichen (bspw. Hämatome) unscheinbarere Gefährdungsbeschreibungen (»nicht 
kümmern« oder »Streitigkeiten«) im Mittelpunkt stehen. »Drohende Gefährdun- 
gen« stellen strukturell eine Residualkategorie dar, die kein eigenständiges Bedeu- 
tungszentrum und keine eigenständige Sprachstruktur aufweist. 





135 Auf die kategoriale Differenz zwischen »akuten« und »latenten« Gefährdungen kann an dieser 
Stelle nicht weiter vertiefend eingegangen werden. Dennoch soll betont werden, dass diese Sprach- 
struktur Inkonsistenzen aufweist. Sprachlogisch müssten »akute« und »chronische« oder »latente« 
und »manifeste« Gefährdungen unterschieden werden. Da sich die Praxis jedoch an der Vorgabe 
»akut« und »latent« orientiert, wird der Befund einer Behandlungssemantik, die sich einseitig für 
die Reaktionszeiträume ihres Eingreifens interessiert, weiter gestützt. 
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Domäne Taxonomien Komponenten 
Akute Sexueller Miss- Hämatome Genitalbereich 
Gefährdung brauch (Verdacht) 
Körperliche Hämatome Ober- 
Misshandlung schenkel 
Bauch 
Gesicht Kopf 
Kind geschüttelt 
Entbindung Versorgung Ungeklärt 
Drogenkonsum Mutter 
Wohnzustände Katastrophal 
Kindesentführung Aus der Kita 
Latente Überforderung Streitigkeiten Ausrasten Mutter 
Gefährdung Auseinan- Eltern 
dersetzun- 
gen 
Vernachlässigung Versorgungs- Nicht Kind abgängig 
probleme kümmern 
Kind unbeauf- 
sichtigt 
Alkoholprob- Mutter 
leme 
Verhaltens- Entwicklungs- Kind 
auffälligkeit störung 
Drohende Unsaubere Wohnung 
Gefährdung Zustände 
Keine Unterkunft 
Körperverletzung Eltern 





Abb. 15: Dringlichkeitstypisierung der Gefährdungsmeldung 


Domänen der Kontakthäufigkeit (siehe Abbildung 14) und Dringlichkeit (siehe 
Abbildung 15) stehen nicht nur für eine je spezifische Relevanzsetzung zur Iden- 
tifikation einer Gefährdung, sondern auch für einen darüber erzeugten Sinnzusam- 
menhang, wie die nachfolgenden Schilderungen der ASD Fachkräfte verdeutli- 


chen. 


Frau Steger: (1) Ich denke latent sind auch Mitteilungen, das Kind hat gebrüllt heut 
Nacht, n Säugling hat gebrüllt. o:der latent (3) wenn wir Anrufe beko:mmen, wo wir 


beide Parteien zum Beispiel ähm in Hilfen haben, wo man dann schon weiß, äh da 


wiss ma dann schon, woher die Information kommt. Das sind so latente Sachen, wo 


man äh off Grund einfach der Ortskenntnis, der Familiennamen äh einzuschätzen (.) 
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vermögen muss, was ist hier jetzt los. Ähm zum Beispiel wars letztens so gewesen, 
dass ich unterwegs gewesen bin, äh zu nem ganz normaln Hilfeplangespräch, die (An- 
meldung hatte) man muss sich vorstelln n Block (2) Wohnblock, mit wohl acht Par- 
teien, wo sich jede Partei um die andere bemüht und versucht, der quasi eins auszu- 
wischen, weil (jede der acht) Parteien s eigene (.) Rucksäcke für sich so hat. Und man 
weiß das als Jugendamtmitarbeiter und in dem Fall war es dann so gewesen, dass ich 
auf das Haus zugegang bin, mir schon Mitbewohner entgegen gekomm war, Frau- Sie 
sind doch die Frau vom Jugendamt, ich will Ihn mal was mitteiln. [...] Genau diese 
Person kam mir entgegen und wollte uns ne Mitteilung machen, wo ich dann schon 
sag, das könn Sie gerne tun (.) nicht aufn Hof, Sie könn mich anrufn, wir könn uns n 
Termin machen und kön uns dazu (.) speziell (.) unterhalten und verständigen. (.) Da 
(.) mach ich dann schon noch bissl ne Abwehr, ähm. Am Ende ist es dann so gewesen, 
äh dass ich dann schon gesagt hab, ich versteh Sie (.) es ist alles aber von meiner Seite 
her bei den Hilfeplangespräch, grade an dem Tag, abgebu- abgeprüft wurden und das, 
was Sie glauben, was hier im Argen liegt, liegt (.) nicht im Argen, es ist alles in Ord- 
nung, brauchen sich keine Sorgen zu machen, kümmern Sie sich um Ihrn Haushalt, 
um Ihr Kind, dann passt das schon. (2) So diese Sachverhalte (I: Hmh.) ham wa eben 
zu Hauff- und das wird immer mehr (I: Hmh.), weil eben die Sensibilisierung äh der 
Bevölkerung och nich Halt macht (.) vor den anderen Familien, die selber, an für sich 
(1) wenn sie das wollten enne Hilfe bekämen. [ASD Fachkraft] 


Frau Steger kombiniert in ihren Fallschilderungen Bekanntheitsfiguren mit Dring- 
lichkeitszuschreibung. »Latente Gefährdungen« beziehen sich hiernach auf unspe- 
zifische Informationen, für die das »Kindergeschrei« sprichwörtliche Bedeutung 
besitzen kann. Gerade die als latent eingeschätzten Gefährdungen fokussieren »be- 
kannte Familien«. 

Auffällig an ihrer Schilderung bleibt der Totalitätsanspruch ihrer Einschät- 
zung, der sich sprachlich in der Äußerung »in Hilfen haben« manifestiert. »La- 
tente« Gefährdungen und »bekannte« Familien stehen hiernach außerhalb legiti- 
mer Hilfeansprüche oder einer generellen Hilfeorientierung. So äußerlich an- 
schließende Maßnahmen damit der Gefährdung gegenüberstehen, so allumfassend 
bleiben ihre daraus gewonnenen Sicherheiten. Denn die über Hilfemaßnahmen 
mitgedachte Bekanntheit von Familien klärt umfassend über die aktuelle Ver- 
dachtslage auf. 

Für Frau Steger können daher insbesondere im Bereich latenter Gefährdun- 
gen Abkürzungen der Fall- und Gefährdungsauslegung in Kauf genommen wer- 
den. Die »bekannte Gefährdung« bewegt sich aber auch deshalb auf einem unter- 
schwelligen — eben latenten — Niveau, weil hier milieuspezifische, wechselseitige 
Täuschungen der Melder eine besondere Rolle spielen. Betrachtet man ihre Äuße- 
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rung im Zusammenhang, verschränken sich »latente« und »bekannte« Gefährdun- 
gen zu einer Verdachtsgeneralisierung. Sie stellt dafür Kontakthäufigkeit (alle Par- 
teien sind dem Jugendamt bekannt und haben ihre »Rucksäcke«!”® zu tragen), 
Dringlichkeit (»Haushaltsführung« als latente Gefährdung), erwartete Reaktion 
der Familien sowie das Ergebnis ihrer Verdachtsabklärung (»Abwehr von Anfra- 
gen und Abprüfen ohne Bestätigung«) in einen eindeutigen Sinnzusammenhang. 
Für milieuspezifische Gefährdungsmeldungen scheint es auch keine Hemm- 
schwellen der Anschuldigung zu geben. Frau Steger wird bereits vor einer eigenen 
Gesprächsanfrage als »Frau vom Jugendamt« identifiziert und über Gefährdungs- 
lagen informiert. Eine »Sensibilisierung der Bevölkerung« wird aus ihrer Sicht 
insbesondere bei »latenten Gefährdungen« als ein gegenseitiges Denunzieren von 
Konfliktparteien ohne triftige Gefährdungsanzeichen missverstanden. 
Solche Verdachtsgeneralisierungen zielen aber auch auf generalisierte Hilfevor- 
stellungen. Jugendamtsbekannte Familien wären grundsätzlich geeignete An- 
sprechpartner für Erziehungshilfen. Ein Zustandekommen der Hilfen würde ledig- 
lich vom Nachfrageverhalten ihrerseits abhängen. Zugespitzt formuliert: Familien, 
die in einem latenten Gefährdungsverdacht stehen, sind der Tendenz nach grund- 
sätzlich hilfebedürftig. 


Frau Suter: Ja, ich denk mal äh, diese-diese schriftliche Information auszufülln geht 
einher mit der Meldung. (I: Hmh.) Gegebenenfa:lls in einem Arbeitsschritt aber spä- 
testens äh ichs würde jetzt mal so sagen, im gleichen Arbeitsgang (I: Hmh.) Also wenn 
wir da ne Situation haben, muss ich jetzt überprüfen, muss ich jetzt erst raus (I: Hmh.) 
oder kann ich schnell was schreiben, dem Kinderschutzbeauftragen mitteiln und ich 
geh jetzt los. Das ist unterschiedlich, denk ich mal. Das äh wird die Situation ergebn. 
(I: Hmh. Und wie-) Aber es ist auf jeden (I: Ja?) Fall n Meldebogen (.) auszufülln. (I: 
Hmh.) Egal ob das jetzt n kleiner Anruf is, der Nachbar ruft an, mein- ich hör n Kind 
schreien oder es is ne Information seitens der Polizei, dass n Missbrauch oder sonsti- 
ges is, is n Meldebogen. [ASD Fachkraft] 


»Akute Gefährdungen« werden sprachlich weniger deutlich differenziert, was 
nicht nur auf eine Häufigkeits-, sondern auch auf eine entsprechende Aufmerk- 
samkeitsverteilung zurückgeführt werden kann. Frau Suter bringt dafür jetzt das 
»Raus-Gehen« der Fachkräfte mit ins Spiel. Zudem unterscheidet sie akute und 
latente Gefährdungen sprachlich als Differenz »kleiner Anrufe« von »Nachbarn«, 
die ein »Kind schreien hören« und »Informationen« der »Polizei«, die dem Ver- 





136 In der Rucksackmetapher wird deutlich, dass sich auch Gefährdungen über lange Zeiträume „an- 
häufen“, aber nicht bearbeitet werden. 
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dacht eines »Missbrauchs« nachgehen. Die »akute Gefährdung« wird der seman- 
tischen Gestalt nach mit Bedeutung aufgeladen, die latente Gefahr auch sprachlich 
klein gehalten. 


»Die organisierte Mehrstimmigkeit der Gefährdungswahrnehmung« 


Eine dritte Aufmerksamkeit bildet die Mehrstimmigkeit der Verdachtsbildung. 
Bekanntheits- und Dringlichkeitstypisierung verweisen auch auf die Notwendig- 
keit personeller Aufschichtungen bzw. auf kollegiale Zusammensetzungen zur 
Gefährdungswahrnehmung. 


Frau Suter: Es kann ja auch sein, dass ich jetzt ne Meldung bekomme und, ähm, mir 
unschlüssig bin oder wir andere Meinungen haben oder Sonstiges und dann gibts noch 
die Möglichkeit, ähm, (3) irgendwo gibts die Möglichkeit das erweiterte Team, also 
dass ich mein Team einfach ( ). Dass einfach andere dabei sind, um einfach noch 
andere Meinungen zu kriegen, äh, andere Infos. (I: Bei welchen (.) welchen Fällen 
wird so etwas gemacht (?)) Ähm, in heiklen (2) Ja bzw. wenn vielleicht auch, äh, (,) 
man merkt da entwickelt sich was, um einfach noch mal einen anderen Blick, das ist 
wie so eine kleine Supervision eigentlich. Zu schildern, was hab ich wahrgenommen 
(?) Was hast du wahrgenommen (?) Was haben wir vielleicht übersehen (?) Oder was 
könnte sich draus entwickeln (?) Also ist ein seltenes Instrument. Bei sexuellem Miss- 
brauchsverdachtsfällen häufig genommen. [ASD Fachkraft] 


Frau Suter bringt in der Schilderung das Prinzip der Mehrstimmigkeit in Verbin- 
dung mit der eigenen Unsicherheit bzw. ihrer »Unschlüssigkeit« der Gefährdungs- 
bewertung. Allerdings kann diese Unschlüssigkeit auch Resultat der Fallbespre- 
chungen selbst werden, dann nämlich, wenn dort noch »andere Meinungen« zu 
Wort kommen. Was sich zunächst wie eine kollegiale Form fachlichen Rückver- 
sicherungen liest, deutet bei eingehender Interpretation auf das Muster einer auf- 
geschichteten Gefährdungswahrnehmung hin. Denn die zusätzliche Beteiligung 
von Kolleginnen steht in ihrer Schilderung nicht für eine kollegial verantwortete 
Verdachtsbildung, sondern für die Aufschichtung partikularer »Meinungen«. 

Die Gefährdungsbeobachtung bleibt der semantischen Textur nach auf den 
Standpunkt einzelner Fachkräfte bezogen und erzeugt keine übergeordnete integ- 
rierende Perspektivenverschränkung. Verdachtsbildungen würden dabei im Status 
von Meinungsbildern verbleiben. Oder um in einer Fokussierungsmetapher zu 
sprechen: Mit der institutionell erzeugten Mehrstimmigkeit wird die Gefährdungs- 
beobachtung nicht scharf gestellt, sondern von Meinungsbildern überlagert. 
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Für den Prozess der Verdachtsbildung deutet das Prinzip der Mehrstimmigkeit 
dennoch auf einen Prozess der Perspektivenöffnung 1.S. extensiver Gefährdungs- 
auslegung hin. Allerdings auf eine spezifische Form dieser Auslegung: Auf eine 
Fallauslegung, die Gefährdungsperspektiven über Meinungsbilder zu öffnen ver- 
sucht. Oder um im Bild der Mehrstimmigkeit zu bleiben: Mit personen- und per- 
spektivengebundenen Meinungsbildern lässt sich keine Gesamtwahrnehmung or- 
chestrieren, sondern lediglich unterschiedliche Standpunkten eine Gesprächsplatt- 
form geben. 

Handlungslogisch bieten diese Formen der Zusammenarbeit Möglichkeiten 
zur Präsentation der Gefährdungsmeldung vor einem kollegialen Publikum. Die 
»Schilderung« der »eigenen Wahrnehmung« kann dabei auch mit der Wahrneh- 
mung der Kollegen kollidieren. Der Abgleich unterschiedlicher Standpunkte 
würde, so ihre Schilderung weiter, auch die „weißen Flecken“ der Gefährdungs- 
beobachtung freilegen. Wobei ihre Darstellung an einem spezifischen Punkt in die 
Irre führt. Betrachtet man die Handlungsfolge von Akten- und Aktionspraxis 
(siehe oben), wenden sich Fachkräfte auch in den beschriebenen kollegialen Ar- 
beitssituationen lediglich dem Text der Gefährdungsmeldung zu. Die Gefähr- 
dungswahrnehmung verlangt von daher keine „seherische“!37 („was habe ich über- 
sehen?«), sondern hermeneutische (1.S.v. „was habe ich überlesen?‘“) Kompeten- 
zen. Die Textförmigkeit der Verdachtsbildung bietet die Möglichkeit, Verdachts- 
hinweisen einen Diskussionsrahmen zu geben und sie dadurch einem kollegialen 
Publikum als Arbeitshypothese vorzulegen. Erst zu den hypothetisch vorgetrage- 
nen Lesarten lassen sich auch unterschiedliche Standpunkte einnehmen.'?® Bleibt 
es bei einem sinnverkürzenden Querlesen der Meldung, entspricht auch die Ver- 
dachtsbildung strukturell einem „Rätselraten“, mit dem nicht sinnvoll!” prognos- 
tiziert und weiterarbeitet werden kann (»was könnte sich daraus entwickeln?«). 

Frau Suter schließt ihre Äußerung mit dem Hinweis auf den Status eines »In- 
struments«, den sie der Teamarbeit zuschreibt. Es sei ein »seltenes Instrument«, 
das aber »häufig« bei »sexuellen Missbrauchsfällen« eingesetzt wird. Diese Äu- 





137 „Seherisch“ soll hier eine Kopräsenz zwischen Akteur und Gefährdungswahrnehmung bedeuten, 
wie sie nur im unmittelbaren Kontakt „vor Ort“ möglich wird. Mannheim (1980) hat für diese 
Form der existenziellen Erfahrung, die zu einem Verschmelzen zwischen eigener Position und 
dem wahrgenommenen Gegenstand führt, den Begriff der Kontagion eingeführt (vgl. ebd.: 208ff.). 

138 In einer Übernahme der Sprache der objektiven Hermeneutik lassen sich Gefährdungsmeldungen 
in unterschiedliche Lesarten von Gefährdungsgeschichten transformieren (vgl. Oevermann 2002). 
Wernet (2006) hat dafür explizit auf den methodischen Schritt der Sinnöffnung hingewiesen, in- 
dem man „Geschichten erfindet“ (vgl. ebd.: 39ff.) und erst anschließend Hypothesen generiert. 

139 „Sinnvoll“ bedeutet pragmatisch und syntaktisch anschlussfähig. Oevermann (2014: 40) hat wie- 
derholt auf die „bedeutungsgenerierenden Regeln entsprechenden pragmatischen Erfüllungsbe- 
dingungen“ sozialen Handelns hingewiesen. 
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Berungen verdichten das Bild einer Standardprozedur kollegialer Rückversiche- 
rungen bei Missbrauchsfällen, auch wenn diese selbst Seltenheitswert besitzen. 
Wird der Verfahrensvorschrift einseitig gefolgt, entspricht auch die kollegiale Zu- 
sammenarbeit tendenziell dem Muster einer vorgeschriebenen Rückmeldung statt 
einer kollegialen Rückversicherung, die kehrseitig wieder in Richtung einseitigen 
Verantwortungszuschreibungen der fallzuständigen Fachkräfte tendieren. 

Verallgemeinernd lässt sich eine semantische Beziehung zwischen den ein- 
zelnen Aufmerksamkeitsdimensionen Bekanntheit, Dringlichkeit und Mehrstim- 
migkeit rekonstruieren, die sich auf folgende Formulierung bringen lässt: Je unbe- 
kannter und dringlicher Gefährdungsmeldungen eingeschätzt werden, desto mehr- 
stimmiger gestaltet sich ihre Fallauslegung mit dem Ziel, der Unsicherheit unbe- 
kannter und akuter Gefährdungen entgegenzutreten. Kontrastiv zu über bekannte 
Vorgeschichten hergestellte Sicherheiten erzeugen unbekannte Gefährdungen 
nicht nur mehrstimmige Textauslegungen, sondern mobilisieren auch die gesamte 
Organisation zur eingehenderen Verdachtsbildung. Sind der Tendenz nach be- 
kannte und latente Gefährdungsmeldungen eigenverantwortlich zu bearbeiten, er- 
öffnet das Unsicherheitsdispositiv »akuter« und »unbekannter« Gefährdungen 
eine „Bedrohungskommunikation“ (Hünersdorf und Toppe 2011: 26), der mit or- 
ganisatorischen Vorkehrungen praktisch entgegen getreten werden kann. Im Zuge 
mehrstimmiger Fallauslegungen können Gefährdungshinweise in Organisations- 
routinen integriert und den Mitgliedern der Organisation zur Verfügung gestellt 
bzw. vorgelegt werden. 

Die Aufmerksamkeitsstruktur wird aber in allen drei Hinsichten von der 
Frage nach weiteren Maßnahmen bzw. von der Frage nach der Notwendigkeit und 
Dringlichkeit anschließender Kontaktaufnahmen mit gemeldeten Familien beglei- 
tet. Insofern stehen auch ihre Aufmerksamkeitsdimensionen bzw. die darin einge- 
lagerten Glaubwürdigkeitsüberprüfungen in unmittelbarer Relation zur jugend- 
amtlichen Folgehandlung. Die abschließende Stellungnahme von Frau Gunder- 
mann bringt die einzelnen Komponenten der Aufmerksamkeitsstruktur in einen 
sprachlichen Gesamtzusammenhang. 


Frau Gundermann: ((lacht)) Ich bekomme die Meldung und, ähm, nehme die als Fall 
zuständige Fachkraft auf oder leite sie an den entsprechenden Kollegen weiter und 
mache dann meine erste Gefährdungseinschätzung. Sind Kinder unter einem Jahr in 
der Familie integriert, äh, sofort mitm Kinderschutzbeauftragten, wenn nicht mit ner 
zweiten Fachkraft bei uns ausem Team. Dort haben wa de Möglichkeit, ähm, zu gu- 
cken, ist es akut, latent oder drohend die Gefährdung (?) Sprich haben wir jetzt akute 
Situation, dass wir sofort rausgehen. Haben wir latent die Situation, dass es sich über 
einen längeren Zeitraum vielleicht, ähm, abzeichnet oder dass wir dieses Unter- 
schwellige haben, wo immer mehrere kleine Dinge kommen oder eben drohend. Es 
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wird eintreten je nachdem und wägen dann ab, gehen wir sofort (?) Gehen wir inner- 
halb einer Woche (?) Oder gehen wir gar nicht (?) Das dann auch begründen, warum 
entscheiden wa so (?) Und da spielt eben dann rein, äh, ist die Familie uns bekannt (?) 
Nicht bekannt (?) Gabs schon mal Gefährdungsmeldungen (?) Okay. Dann wird diese 
Sicherheitseinschätzung an unsere Kinderschutzbeauftragte weitergeleitet. (Weil wir 
ein Veto haben), wird sie uns das dann hoffentlich an der Stelle sagen ((lacht)). Ähm, 
je nach dem wie der Fall jetzt ist, also Alter der Kinder, Inhalt der Meldung, ähm, 
fahren wir dann zum Beispiel sofort raus. Ähm, habe ich ne Schweigepflichtsentbin- 
dung, weil ich in dem Fall ausgehe, dass ich die Familie lose betreue, hab ich das ja 
meistens und, ähm, in der Meldung sagen die mir: "Die Kinder sind die ganze Woche 
zu Hause. Die gehen nicht in die KiTa.", dann rufe ich in der KiTa an und frage: "Was 
isn los (?)". Im Idealfall ist es natürlich so, dass die KiTa uns schon Bescheid sagt. 
Normalerweise machen wir das so, Vereinbarungen, wenn die zwei Tage unentschul- 
digt fehlen, dass wir kurz ne Info bekommen, wies denn läuft, ja. [ASD Fachkraft] 


Frau Gundermann schildert das interne Prozedere nach Eingang einer Gefähr- 
dungsmeldung. Sie verweist auf eine Verfahrens- oder Vollzugswirklichkeit, die 
sie als Entscheidungsprozedur kommentiert. Je näher dabei eine bedrohliche Ge- 
fährdungsmeldung dem Jugendamt kommt, desto zügiger erfolgt eine Kontaktauf- 
nahme. Ihre Schilderung erzeugt eine enge sprachliche Beziehung zwischen Auf- 
merksamkeitsfeldern und institutionellen Reaktionsmöglichkeiten, also eine un- 
mittelbare Verknüpfung der Gefährdungswahrnehmung mit korrespondierenden 
Abklärungsmaßnahmen. Bekanntheit und Dringlichkeit steuern nicht nur die per- 
sonellen Beteiligungen der Verdachtsbildung, sondern auch die Zeitfristen, ob sie 
»sofort«, in »einer Woche« oder »gar nicht« »rausgehen« müssen. In dieser Äu- 
Berung dokumentiert sich auf sprachlicher Ebene die Verkopplung zwischen Ver- 
dachtsbildung und Verdachtsabklärungen, die sich nachdrücklich an organisatio- 
nal vorgegebenen Relevanzsetzungen orientieren (vgl. Retkowski u.a. 201119). 
Für kindeswohlbezogene Verdachtsbildungen lässt sich abschließend eine 
über Meldungen auferlegte Aufmerksamkeit nachzeichnen, die sich an den Di- 
mensionen Kontakthäufigkeit, Dringlichkeit und Mehrstimmigkeit orientiert und 
Gefährdungsinformationen mit Entscheidungsvorgängen weiterer Abklärungs- 
maßnahmen kombiniert. Stehen Bekanntheitsprüfungen für rückschauende Ver- 
dächtigungen, fragt die Dringlichkeitsprüfung nach den Zeitfristen anschließender 





140 Retkowski u.a. 2011 beschreiben diese Kopplung von Verstehen und Intervention folgenderma- 
Ben: „Vergleicht man das für das Handlungsfeld Kinderschutz erörterte Vorgehen drüber hinaus 
mit dem Handeln in anderen sozialpädagogischen Feldern, so zeigt sich eine sehr enge zeitliche 
Verkopplung von Fall- und Interventionsperspektiven, womit eine unzureichende Entfaltung des 
Falls und eine deutungs- und handlungsschematisierende Bearbeitung von Fällen strukturell nahe- 
gelegt ist“ (ebd.: 501). 
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Abklärungsmaßnahmen. Mehrstimmige Einschätzungen versuchen hingegen, den 
in der Verdachtsbildung auftretenden Unsicherheiten durch Organisationsvorkeh- 
rungen entgegenzuwirken. 

Der semantischen Relation von »bekannten Familien«, »latenten Gefährdun- 
gen« und »einstimmiger Einschätzung« steht eine Sinnverknüpfung »unbekannter 
Familien«, »akuter Gefährdungen« und »mehrstimmiger Absicherungen« gegen- 
über. Im ersten Fall lassen sich Gefährdungsgeschichten generieren, die über das 
Organisationsgedächtnis stabil und verfügbar gehalten werden. Besteht zwischen 
Vorgeschichten und neuen Verdachtshinweisen eine Passung, tendiert auch die 
Verdachtsbildung in Richtung einstimmiger und generalisierender Einschätzun- 
gen. Der bekannten Gefährdung wird dann auch keine besondere Dringlichkeit 
zugeschrieben, sie wird als latente Gefährdung im Organisationsgedächtnis fort- 
geschrieben. 

Kontrastiv zu dieser abwartenden Haltung stellt die Relation »unbekannter«, 
»akuter« und »mehrstimmiger« Wahrnehmungen das Handlungsproblem weiterer 
Abklärungsmaßnahmen in den Vordergrund. Die unbekannte Meldung trifft das 
Jugendamt auch deswegen unvorbereitet, weil keine sicherheitserzeugenden Vor- 
geschichten greifbar sind. 
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Abb. 16: Semantische Beziehung der Aufmerksamkeitskomponenten 


Beide hier sprachlich zusammengeschlossenen Wahrnehmungs- und Handlungs- 
figuren versuchen auf eine je spezifische Weise, der Unsicherheit von Gefähr- 
dungsmeldungen entgegenzutreten. Im ersten Fall bilden Vorerfahrungen der Or- 
ganisation ein Netz aus Sicherheiten, die die Blickrichtung der Verdachtsbildung 
auf Bekanntes und Vertrautes verengen. Im zweiten Muster werden Organisati- 
onserfahrungen durch Organisationsverfahren ersetzt, die mit institutionellen 
Maßnahmen dem Unsicherheitsdispositiv der Fachkräfte entgegenwirken. 

Beide Aufmerksamkeitsstrukturen stehen aber in einer semantischen Rela- 
tion zur Notwendigkeit weiterer Abklärungshandlungen (siehe Abbildung 16). Die 
Verdachtsbildung der Kindeswohlgefährdung bzw. die Kategoriensysteme der 
Glaubwürdigkeitsüberprüfung zeigen handlungslogisch und überspitzt formuliert 
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in die Richtung von Interventionsüberlegungen. Ihre Aufmerksamkeitskategorien 
stehen dabei nicht für eine Perspektivenöffnung, sondern in enger Nachbarschaft 
zur Folgehandlung. 


6.1.3 Das Sicherheitsbedürfnis der Fachkräfte: »große« und »kleine« 
Sachen 


Welche Bedeutung schreiben Fachkräfte der Jugendhilfe affektiven Rahmungen 
bei der Annäherung an Gefährdungshinweise zu? Gelten in der Polizeipraxis sub- 
jektive Dispositionen bei Verdachtsbildungen als „Störgröße“ neutraler Observa- 
tionen, eröffnen sie in der ärztlichen Verdachtsarbeit erst die Chance zur gefähr- 
dungsbezogenen Perspektivenöffnung. 

Würde aber die Wahrnehmung einseitig ihren Affekten folgen, versteigt sich 
auch das anschließende Handeln in unkontrollierte Assoziationen. Distanzieren 
sich Wahrnehmungen dauerhaft von emotionalen Beziehungen, würde der Ver- 
dacht einer Gefährdung aber erst gar nicht entstehen. Emotionale Anteilnahme und 
Affektkontrolle begegnen sich konzeptionell gesehen im Verhältnis von »Engage- 
ment und Distanzierung«. Die „Unfähigkeit zur Kontrolle geht gewöhnlich Hand 
in Hand mit hoher Emotionalität des Denkens und Handelns“ (Elias 2003: 181). 
Wenn es zu einer zirkulären Bewegung zwischen hohem Gefahrenniveau und ho- 
hem Affektniveau kommt, werden Formen der Selbstkontrolle ausgeschaltet und 
es findet ein ständiger Reproduktionszyklus von Gefahren und Affekten statt. 


Frau Suter: Also sowohl als auch. Sicherlich Meldungen, die sich dann auch bestätigt 
haben, aber sicherlich auch, äh, viele Meldungen wo einfach der Melder ne andere 
Sichtweise auch hat als wir dann von Amts wegen. Also sowohl als auch, ne (?) Wo- 
bei, äh, trotzdem, äh, diese Meldung, wo wa erst mal gedacht haben: "Oh Gott. Äh, 
was kommt auf uns zu (?)", sich dann doch, äh, mehr, ja, zur Ente entwickelt hat. 
[ASD Fachkraft] 


Während Frau Suter die Gefährdungsmeldung oben noch kleinredet, steht sie jetzt 
als überwältigendes Ereignis vor ihr. Auf sprachlicher Ebene wird ihr über das 
Größenverhältnis auch eine besondere Bedeutung beigemessen. Aus der Distanz 
betrachtet, stellt die Gefährdung ob ihrer Unausweichlichkeit zumindest gedank- 
lich eine massive Bedrohung dar (»Oh Gott. Äh, was kommt auf uns zu%«). Aus 
der Nähe betrachtet, entwickelt sie sich häufig zur »Ente«, was die Gefährdungs- 
meldung begrifflich in den Horizont einer Falschmeldung stellt. 

Der Bedeutung nach stehen nicht nur Melder im Verdacht solcher Falschaus- 
sagen, sondern auch die Verdachtsbildung für wahre oder falsche Verdächtigun- 
gen. Die Tendenz zur eindeutigen Gefährdungsauslegung erfolgt sprachlich über 
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die Bestätigung der Verdachtsmeldung oder ihre Negation - des unbestätigten Ver- 
dachts. Kategoriale Schattierungen zwischen beiden Verdachtspolen werden 
sprachlich damit weitgehend aufgegeben. 

Das in der Äußerung zur Sprache gebrachte Bedrohungsszenario erinnert an 
den »Tur-Tur-Effekt«!*! pädagogischer Tätigkeiten. Aus der Ferne wirken Ge- 
fährdungen bedrohlich und überwältigend, aus der Nähe sind sie unscheinbar 
klein: „Denkt man das Tur-Tur-Phänomen zu Ende, erschreckt ein Verdacht: je 
größer die Distanz wird, um so mehr geht die flimmernde Wirklichkeit des Riesen 
in die Welt über. Die Konturen und Grenzen verschwimmen, welche den Riesen 
von seiner Umwelt unterscheiden lassen. Tur-Tur ist dann überall [...]‘“ (Winkler 
2006: 40)!*. Der Gefährdung lässt sich dann weder aus dem Weg gehen, noch ihr 
mit der Absicht auf eine Kanalisierung der Affekte gegenübertreten, wie eine be- 
sonders drastische Schilderung eines Gefährdungsfalls verdeutlicht. 


Frau Suter: Der Fall, das war Meldung Schule. Feststellung, äh, von Hämatomen, 
massiven Einwirkungen, wo wir dann das Kind von der Schule abgeholt haben und in 
die, direkt in die Kinderschutzambulanz gefahren sind. Dann die Eltern informiert 
wurden, dass das Jugendamt, äh, erst mal eine gesundheitliche Abklärung macht, aber 
noch nicht wo. Damit die Eltern nicht sofort dann auch in die Klinik kommen. (I: 
Mhmhm.) In der Klinik sich bestätigt hat, dass, äh, ja diese Hämatome durch Einfluss, 
äh, Dritter zustande gekommen ist. Also auch Rechtsmedizin das bestätigt hat, mit 
involviert wurde und wir das Kind Inobhut genommen haben. Die Eltern nicht damit 
einverstanden waren. Wir auch das Gericht an dem Tag umgehend mit hinzu gezogen 
haben. Der Richter mit diesen, mit dieser Kurzdiagnose dann, äh, auch entsprechende 
Maßnahmen einleiten wollte bzw. wir hier vor Ort die Eltern mit hinzu gezogen ha- 
ben, da die Eltern getobt haben. Wir auch die Polizei mit hinzuziehen mussten (I: 
Mhmhm.). Dann im Rahmen dessen die Eltern ihr Einverständnis gegeben haben, dass 
ma das Kind unterbringen konnten bzw. wir mit dem Richter noch mal in die, äh, in 
die Inobhutnahmestelle gefahren sind, damit der Richter dort vor Ort das Kind anhö- 
ren kann. Im Rahmen dieser Fahrt von unserem Jugendamt in die Bereitschaftspfle- 
gestelle haben ma mitbekommen, dass uns die Eltern verfolgen. Wir dann nicht in die 
Bereitschaftsstelle gefahren sind, äh, wir dann Halt unterwegs gemacht haben, äh, und 
auch die Eltern damit konfrontiert haben und der Richter gesagt hat: "Entweder Sie 





141 Tur-Tur ist ein Scheinriese aus der Geschichte »Jim Knopf und Lukas der Lokomotivführer«. Aus 
der Ferne betrachtet besitzt er eine immense Größe und wirkt auch durch sein Erscheinungsbild 
äußerst bedrohlich. Nähert man sich ihm aber an, schrumpft auch sein Erscheinungsbild auf „Nor- 
malgröße“. Aber wer will sich schon einem Riesen nähern. 

142 Soziologisch reformuliert bilden die sich wechselseitig verstärkenden Prozesse von distanzieren- 
dem Sicherheitsbedürfnis und ansteigender Verunsicherung das »Sicherheitsparadox« moderner 
Gesellschaften (Kaufmann 1973). 
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gehen jetzt oder es wird sofort entzogen.", dass die Eltern dann auch gegangen sind 
und noch mal ein paar Tage der Inobhutnahme zugestimmt haben. Also dann waren 
schon sehr (,) ((atmet hörbar aus)), ja, emotionale, äh, Dinge gelaufen, wo, äh, man 
auch überlegt hat, inwieweit, äh, ja ist auch unser Schutz auch noch weiter gewähr- 
leistet, weil die Familie massiv natürlich auch gedroht hat gegen uns als Person, als 
Institution (I: Mhmhm.). Also das waren schon recht massive Dinge, die da gelaufen 
sind. [ASD Fachkraft] 


Die von Frau Suter dargestellte Fluchtgeschichte!*? beschreibt einen Fallverlauf, 
bei dem alle Sicherheitsbemühungen Zug um Zug ins Leere greifen. Auch die fall- 
beteiligten Fachkräfte, nicht die Kinder, sind dabei einer umfassenden Bedrohung 
ausgesetzt. Obwohl eine Gefährdung eindeutig als »massive Einwirkung« festge- 
stellt wurde (und zwar nicht von Fachkräften der Sozialarbeit) und auch sonst alle 
Absicherungsmaßnahmen durch die Beteiligung weiterer Institutionen und Ak- 
teure getroffen wurden (»Schule«, »Kinderschutzambulanz«, »Rechtsmediziner«, 
»Bereitschaftspflegestelle«, »Richter«, »Polizei«), werden die verantwortlichen 
Fachkräfte von der Bedrohung immer wieder eingeholt. Erst die Autorität des Ge- 
richtes kann mit der Androhung eines Sorgerechtsentzugs auch der Bedrohung 
ihre Grundlage entziehen. So drastisch diese Fallschilderung das Sicherheitsprob- 
lem der Fachkräfte vor Augen führt, so deutlich zeigt sich darin aber auch die 
Richtungsänderung der Affektsteuerung. Nicht die Bedrohung der Kinder steht im 
Mittelpunkt ihrer Schilderung, sondern eigene Absicherungsüberlegungen bei der 
Verdachtsbearbeitung. 

Ihre Angst reproduziert der Tendenz nach eine Katastrophenkommunika- 
tion!**, der sie nichts Substanzielles entgegensetzen kann. Der Externalisierung 
von Verantwortung, verkörpert durch ein Hinzuziehen weiterer Akteure, folgt um- 
gehend der Einbruch der damit erhofften Absicherung. Ihre Unsicherheit lässt sich 
nicht nur nicht durch mitbeteiligte berufliche Systeme kanalisieren, sondern ver- 
vielfältigt sich noch durch die Beteiligung anderer Expertensysteme. Und auch ihr 





143 Die „Fluchtgeschichte“ ist bei SozialarbeiterInnen ein gängiges Format zur Darstellung riskanter 
Arbeitssituationen bei der Abklärung von Kindeswohlgefährdungen. 

144 Der Begriff stammt ursprünglich von Luhmann (1997: 616) und wurde anschließend von Giegel 
(1989) mit der Unterscheidung zwischen kontextoffener und kontextneutralisierender Systeme 
aufgegriffen. Kontextoffene Systeme können Katastrophen nicht umfassend neutralisieren: „Wäh- 
rend hier also das Risiko normalisiert wird, führen kontextoffene Operationen zur Katastrophen- 
kommunikation. Sie erzeugen eine Sensibilität für das Abbrechen von Ketten, für den Einbruch 
von aufgebauten Routinen und Sicherungen unterlaufenden Kontingenzen und insbesondere für 
die aus unkontrollierbaren Kontexten einströmenden Zuflüsse zum Risikopotenzial und machen 
es darum möglich, Angst zu kommunizieren. Statt dass Risiken durch Vertrauen in stabilisierende 
Leistungen anderer Systeme untergebracht würden, werden sie gerade durch Misstrauen gegen- 
über der Umwelt potenziert: eben als potentielle Katastrophen verstanden“ (ebd.: 139). 
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Planungshorizont verkürzt sich in der Schilderung auf ein akutes Bedrohungssze- 
nario, bei dem eine langfristige Bearbeitungsperspektive in den Hintergrund tritt. 
Für Biesel (2009) liegt darin ein Grundproblem des sozialpädagogischen Kinder- 
schutzes. Denn die enge zeitliche Fokussierung auf eine gefährdungsreaktive Ver- 
dachtsabklärung fördere geradezu, dass die „Katastrophe zur Praxisnormalität“ 
(ebd.: 51) verklärt wird. Würden langfristige Orientierung Kinderschutzverfahren 
dominieren, würde auch die Helferbeziehung der Fachkräfte wieder gestärkt wer- 
den. Bleibt das Handeln im Sinnhorizont der Kindeswohlgefährdung auf situative 
Abklärungsmaßnahmen beschränkt, ist es — wie die Fluchtgeschichte zeigt — auch 
deutlich krisenanfälliger. 


Herr Kahlert: Na gut, wir reden ja ganz klar über Paragraf 8a. Der hat ja, der gibt ja 
schon vom Gesetzgeber hervor wie letztendlich vor zu gehen ist bei ner Verdachts- 
meldung Kindeswohlgefährdung. Dit was ick ja da vorher noch mal anmerken 
möchte, ist einfach, dass ja sehr viel ( ) sprechen, (nicht) sehr viel Zeit nämlich dafür 
übrig bleibt, um eine wahre Kindeswohlgefährdung zu bearbeiten, sondern ein großes 
Zeitkontingent und das sehe ich als sehr kritisch, verwenden wir ja mittlerweile da- 
rauf, als Sozialarbeiter darauf, sich selbst zu schützen. [Fachdienstleitung] 


Frau Steger: Die Verantwortung is unverändert geblieben. Ich denke nur die ähm in- 
ternen (I: Hmh.) oder och äußeren ähm Mechanismen ham sich verändert. (I: Hmh.) 
Die Verantwortung ist immer schon bei uns gebli-gewesen als Sozialarbeiter im All- 
gemein Sozialen Dienst. (I: Hmh.) Wenn uns irgendwas äh nachgewiesen werden 
kann, dass man äh nicht zeitgerecht, nicht (.) ich sach einfach mal situationsgerecht 
entschieden-gehandelt hat, war und ist es so, dass wir uns (.) in eigener Person zu 
verantworten haben. (I: Hmh.) Das ist unverändert. (I: Hmh.) Von daher hat sich da 
nichts (.) aus meiner Position her nichts verändert. [ASD Fachkraft] 


Absicherungsstrategien sind laut Schilderung von Herrn Kahlert und Frau Steger 
bereits in der Gesetzesvorschrift angelegt (hier $ 8a SGB VII). Die gesetzliche 
Normerfüllung steht dabei außerhalb der „eigentlichen“ Bearbeitung einer Kin- 
deswohlgefährdung. Mit seiner Aussage bestünde insbesondere im Kontext si- 
cherheitsrelevanter Fragen ein eklatantes Missverständnis zwischen der Intention 
des Gesetzgebers und den Relevanzen der Praxis. Die gesetzlich geforderte Hand- 
lungsnormierung hätte insbesondere im Hinblick auf die zeitlichen Ressourcen der 
Mitarbeiter negative Auswirkungen. Fordert das Gesetz ein formal strukturiertes 
Abklärungsverhalten nach Eingang einer Gefährdungsmeldung, steht diese Hand- 
lungspraxis — so seine Einschätzung — im scharfen Gegensatz zur Bearbeitung 
»wahrer« Kindeswohlgefährdungen. Das Gesetz fördere nicht den Kinderschutz, 
sondern führe einseitig zur Ressourcenbindung und einer Mehrbelastung, geset- 
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zeskonformes Handeln angemessen nachzuweisen. Unter Absicherungsgesichts- 
punkten stünde der Selbstschutz vor dem Kinderschutz. Biesel (2009, 2011) hat 
nachgewiesen, dass diese Figur ein konsistenter und durchgängiger Topos im 
sprachlichen Repertoire von Fachkräften im ASD darstellt. Schiebt sich im Hin- 
blick auf eine affektive Rahmung der Selbstschutz vor den Kinderschutz, sinkt 
auch die Bereitschaft der Fachkräfte, fachlich begründet Risiken einzugehen, wäh- 
renddessen sich die Wahrscheinlichkeit erhöht, Unsicherheiten an formalstruktu- 
rierte und strukturierende Verfahren zu delegieren. 


6.1.4 Zwischenbetrachtung: die organisierte Verdachtsbildung der 
Sozialen Arbeit 


Für Verdachtsbildungsprozesse in pädagogischen Feldern fallen Organisationsse- 
mantiken sprachlich ins Gewicht. Sowohl die Regulierung familialer Grenzver- 
hältnisse, ihre Aufmerksamkeitsstrukturen bei Verdächtigungen als auch die Ka- 
nalisierung von Affektbeziehungen werden in Bildern organisierter Verdachtsbil- 
dungen vorgetragen. 

Am Beginn eigener Verdächtigungen stehen übermittelte Gefährdungsmel- 
dungen, die im Selbstverständnis der Fachkräfte organisierte Abklärungsmaßnah- 
men nach sich ziehen und das Kindeswohl in organisationale Entscheidungspro- 
zeduren überführen. Auch für den Zugang zu familialen Lebenswelten greifen 
Fachkräfte auf organisational miterzeugte Vor- und Gefährdungsgeschichten zu- 
rück. 

In ihren Aufmerksamkeitsstrukturen werden Organisationsindexe im Hin- 
blick auf die Authentifizierungen von Gefährdungshinweisen entsprechend wirk- 
sam. Rückblickende Organisationserfahrungen und entscheidungssensible Orga- 
nisationsverfahren bilden das Spannungsfeld zur Glaubwürdigkeitsprüfung. Kon- 
takthäufigkeit, Dringlichkeit und Mehrstimmigkeit dienen dabei der Perspektiven- 
Öffnungen, aber auch der Wahrnehmungsnormierung von Verdachtsbildungen. 
Liefern und verfügen Organisationen über keine passenden Informationen, steigt 
nicht nur das Unsicherheitsniveau der Fachkräfte an. Auch verantwortungsabsi- 
chernde Organisationsvorkehrungen gewinnen auf der Rückseite der Unsicherheit 
an Bedeutung. Auf semantischer Ebene wird die Verdachtsbildung dabei von di- 
chotomen Sprachbildern geleitet, die sich auf Beziehungen zu Familien (»drin- 
nen« und »draußen«, »bekannt« und »unbekannt«), Relevanzen der Wahrneh- 
mung (»große« und »kleine« Sachen) oder auf Handlungsfolgen (»akute« vs. »la- 
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tente« Gefährdung) beziehen können. Im Kern stehen sie für organisational er- 
zeugte Sicherheitssemantiken, die immer schon das Folgehandeln begrifflich ein- 
rahmen.'!® 


6.2 Die Verdachtsartikulation: Berufserfahrung und 
Eingriffsnormierung 


Analog zu Polizei und Medizin stehen anschließend die Verdachtsurteile der So- 
zialen Arbeit im Mittelpunkt der Konzeptbildung. Auch hier geht es um die Erfah- 
rungshintergründe zur Verdachtseinschätzung, als auch um ihre Normierungsab- 
sichten und die Verwendung diesbezüglicher Schlussfolgerungen, also insgesamt 
um ihre kognitiven Ressourcen, Verdachtsfälle reflexiv zu bearbeiten. 


6.2.1 Die berufliche Regulierung von Eingriffsimpulsen 


Bilden für Polizeiangehörige persönliche Bewertungen und für medizinische 
Fachkräfte klinische Erfahrungen Grundlagen dafür, den Verdachtsrahmen einer 
Kindeswohlgefährdung zu aktivieren, finden sich im Datenkorpus sozialpädago- 
gischer Fachkräfte Hinweise auf Erfahrungshintergründe, die sich semantisch als 
»Berufserfahrung« artikulieren. Zur Berufserfahrung treten aber auch Eingriffs- 
überlegungen, sodass sich beide Bezüge miteinander verbinden. 


Frau Steger: (5) Tja. Es gibt ja keine Definition in dem Sinn, aber für mich persönlich 
ähm denke schon ne Kindeswohlsituatio:n wenn aus ja eine latente Situation wirklich 
äh aussichtslos geworden ist fürn Kind. (.) Und da ham wa ja äh viele Rubriken. Das 
(seelische), das psychische, das Versorgungs (2) niveau (I: Hmh.) oder eben be- 
stimmte Vernachlässigungen (-.) Misshandlungen, der gleichen. Äh wir ham hier viele 
Familien, wo das latent ne Rolle spielt (.) äim und da muss man irgendwo dann auch 
den Punkt finden, bis hierher und nich weiter. Dass wirklich jetzt die Perspektive und 
das Kindeswohl (.) äh nich mehr erträglich ist (.) für den verantwortlichen Sozialar- 
beiter, äh genau so gut wie akute Situationen, die wir immer ma och wieder vorfinden. 
Kinder, die allein gelassen sind. Kinder, die nicht versorgt sind und das sind Kinder, 
hab ich erlebt, äh vom (1) Kleinkindalter, grad ma son ersten Geburtstag hinter sich, 





145 Thole (0.J.; Ms.) hat dieses Phänomen als „Eindeutigkeitsproduktion“ in der Sozialen Arbeit be- 
schrieben. Ungeklärt bleibt die Frage, inwiefern diese Eindeutigkeit organisational hergestellt und 
mitgeprägt ist, was die Sprachregelungen in meinem empirischen Material nahe legen. 
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was wa alleingelassen aufgefunden haben, in Obhut genomm haben bis hin, och vor- 
ges Jahr, Schulkinder, wo die Mutter off (Trebe) war und Nachbarn uns dann gesagt 
ham, do gehts hier nich weiter. (.) Ja, das is relativ groß und (.) man kanns im Einzel- 
nen nich benenn, aber es geht von latent (.) bis in die akute Situation rein. (I: Hmh.) 
Und sicherlich auch mit entsprechenden Erfahrungswerten, dass man manches länger 
sich anschaun kann, als es vielleicht n jüngerer Kollege tun kann. (I: Hmh.) Das is 
ganz klar, das sind einfach Erfahrungswerte da. (I: Hmh.). [ASD Fachkraft] 


Frau Steger rahmt ihre Bewertungspraxis als persönliche Stellungnahme, die kei- 
nen Anspruch auf eine generalisierende Definition erhebt. Dennoch verweist sie 
anschließend auf einen allgemeinen Zusammenhang zwischen Gefährdungsurteil 
und beruflicher Erfahrung. Statt einer formalisierten Beurteilungspraxis verlangt 
die Gefährdungseinschätzung auch nach persönlicher Intuition. Gleichwohl ver- 
deutlicht bereits der Auftakt ihrer Schilderung, dass dieser Beurteilung keine fach- 
lichen Verdachtskriterien und objektivierbaren Bewertungsmethoden vorausge- 
hen können. Daraus ließe sich bereits schließen, dass Verdachtsinformationen ge- 
fühlsmäßig bearbeitet werden und ihre Gefährdungseinschätzungen in vorprädi- 
kativen Sphären stecken bleiben. 

Ein Verdachtsurteil wird erst dann virulent, wo es um Fragen des eingreifen- 
den Handelns geht, bzw. wo eine »latente Situation« so »aussichtslos geworden 
ist«, dass sie auch zum Handeln zwingt. Der Bedeutung nach stehen aussichtslose 
Fallverläufe für eine langfristige Gefährdungsbeobachtung und für eine erst 
dadurch mögliche Bewertung der Gesamtfallentwicklung. 

Ihre Typisierung auswegloser Fallkonstitutionen bewegt sich auf der Ebene 
von Eindeutigkeitsmotiven, die keine Deutungs- und Handlungsspielräume zulas- 
sen können. Der »Eingriff« verlangt in diesem Narrativ keine vorgeschaltete Di- 
agnostik, sondern lediglich nach entsprechenden Langzeitbeobachtungen. 

Insofern verweisen auch die von ihr angesprochenen »Diagnoserubriken« auf 
die dazu passende Folgehandlung. »Latente Gefährdungen« überspannen »das 
Psychische«, »Versorgungsniveau«, »Vernachlässigung« und »Misshandlung« 
und stehen in der Darstellung relativ unvermittelt nebeneinander. 

Semantisch zusammengehalten wird der Komplex »latenter Gefährdungen« 
durch das ihm eingeschriebene Problem der Fixierung von Interventionszeitpunk- 
ten. Sie muss den »Punkt finden«, der darüber entscheidet »bis hier hin und nicht 
weiter«. Auch ein hochgradig fachlich differenzierter Gefährdungsbegriff wird an 
der Stelle unbrauchbar, wo er nicht das diagnostische Verstehen anleitet, sondern 
Eingriffshandlungen lediglich fachlich begleitet. Dabei stünden nicht Fragen einer 
trennscharfen Gefährdungsdiagnostik, sondern die Begründungszusammenhänge 
von Interventionen im Mittelpunkt der Verdachtsbewertung. 
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Im Gegenhorizont zur »latenten Gefährdung« stehen auch in ihrer Schilde- 
rung »akute Gefährdungen«, die, betrachtet man ihre Beispiele, ebenso »Mel- 
dung« und »Eingriffe« zusammendenken. Beide Typisierungsentwürfe beziehen 
sich so gesehen auf eine Eingriffsbewertung. Der Eingriff selbst versteht sich da- 
bei als logische Ableitung; entweder aufgrund aussichtslos gewordener Fallver- 
läufe oder weil er aufgrund eindeutiger Gefährdungsanzeichen alternativlos 
wurde. 

Zuletzt bringt Frau Steger ihre »Erfahrungswerte« zur Beurteilung mit ins 
Spiel. Mit dem Erfahrungswissen von Fachkräften verändert sich die vorher auf- 
gebaute Interventionsargumentation aber nur graduell. Denn ihre Erfahrungswerte 
würden keine fachliche Perspektive auf Gefährdungssituationen eröffnen, sie wür- 
den lediglich die Grenz- und Schwellenwerte des Eingriffs positiv oder negativ 
beeinflussen. Der Eingriffsimpetus und die relative Sprachlosigkeit der Gefähr- 
dungsbeurteilung würden in diesem Deutungsrahmen bestehen bleiben. Was sich 
jedoch ändert, wäre die Bereitschaft, sich Gefährdungen »etwas länger anzu- 
schauen«, was mit der Risikobereitschaft von Fachkräfte gleichgesetzt werden 
kann, auch wenn sie sich dafür auf eine passive Beobachtungsposition zurückzie- 
hen müssen (wanschauen«). Erst die Beobachtung aus der Distanz eröffnet eine 
»Perspektive« zwischen noch verträglichen« und »unerträglichen« Gefährdungen. 
Berufliche Erfahrungen regulieren Eingriffshandlungen, die implizit bei jüngeren 
Kollegen ein Herabsetzen von Gefährdungsschwellen erzeugen können. 


Frau Suter: Die Arbeitsweise schon, dass man, ähm, (.) genauer dahinter geschaut hat, 
äh, was die Fallkonstellation anbelangte, ne (?) Da näher nachzufragen in den einzel- 
nen Fällen bzw. Obacht zu geben. Äh, um, um dann so einen gewissen Schutz auch, 
äh, nicht nur der Kinder dann, auch, äh, primär die Entwicklung, was ich anfangs gar 
nicht so, äh, in Betracht gezogen hab auch der Schutz der eigenen Person, die, ähm, 
dann zunehmend, äh, dann immer mehr, auch immer mit in den Vordergrund mit kam. 
Anfangs ist man da recht locker und oberflächlich och noch damit umgegangen (I: 
Mhm.), aber das sind dann och sicherlich Erfahrungswerte, die man dann im Laufe 
der Jahre auch gemacht hat, wenn man dann halt mit solchen Fällen konfrontiert 
wurde. [ASD Fachkraft] 


Frau Suter: Ja, ist vielleicht och die Art und Weise wie man mit den Familien umgeht. 
Hat jeder ne andere, ne (?) Und sicherlich bei den einen oder anderen mehr, äh, äh, 
ich denke, dass, äh, schon auch die Arbeit der einzelnen Sozialarbeiter mittlerweile 
auch anders ist. Gerade im Gegensatz zu den jungen Leuten, die da schon och ne 
andere Sichtweise haben als wir, die dann schon noch ne andere Erfahrung haben und, 
äh, ich denke auch wir als ältere Sozialarbeiter da anders heran gehen und manchmal 
mehr mit ner Engelszunge reden als die jüngeren Sozialarbeiter. [ASD Fachkraft] 
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Auch die »Arbeitsweise« würde sich bei zunehmender Erfahrung entsprechend 
verändern. Mit ihr wäre ein »genaues Schauen«, »näheres Nachfragen« oder ge- 
nerell eine erhöhte Wachsamkeit verbunden. Diese Abstufung orientiert sich an 
den Dienstjahren, also der Zugehörigkeit zum Beruf im Allgemeinen, obgleich sie 
der Schilderung nach wiederum auf eine grundlegende Sicherungsabsicht (der »ei- 
genen Person«) der Fachkräfte zielen. »Locker und oberflächlich« kann sie mit 
der Gefährdung insbesondere aus Gründen der eigenen Mitverantwortung nicht 
umgehen. 

Zwar betont Frau Suter mit der Figur der Berufserfahrung Erfahrungsauf- 
schichtungen, die durch den Umgang mit Gefährdungsfällen gewonnen wurden, 
gleichwohl würde diese Erfahrung nicht unmittelbar fallbezogen, sondern nur als 
allgemeine Einstellung, eben der » Arbeitsweise«, zum Ausdruck kommen. Auch 
wenn Erfahrungswerte im Berufsalltag in der Auseinandersetzung mit Verdachts- 
fällen entstehen, lassen sie sich anschließend als „Rezeptwissen“'!* auch vom Fall- 
bezug lösen und als berufliche Einstellung generalisieren. Auf eine tiefergehende 
Fallauslegung kann aufgrund der gebildeten Erfahrungsroutinen dann ebenso ver- 
zichtet werden. Oder in der Sprache der Logik konzeptionell zusammengefast: 
Das Erfahrungswissen schließt vom Ergebnis der Problembearbeitung auf die Be- 
urteilung von Verdächtigungen. Es hat sich in der praktischen Tätigkeit als Wissen 
zur Problemlösung bewährt, ohne jedoch nähere Angaben zu seiner Funktions- 
weise machen zu können. Damit bleiben auch inhaltliche Begründungen zur Ge- 
fährdungseinschätzung unausgesprochen bzw. ohne reflexive Grundierung. 

Diese als Erfahrungsroutine pointierte Verdachtsbeurteilung verlangt kein 
Aufschließen einzelner Gefährdungsspuren bzw. eine reflexive Bearbeitung, Zu- 
ordnung und Neugruppierung einzelner Wissenselemente. Das Neue, Fremde, An- 
dersartige wird dabei systematisch von der Vorerfahrung überformt, was sprach- 
lich auch in der Formulierung »Konfrontation mit solchen Fällen« zum Ausdruck 
kommt. 

Die im empirischen Material angesprochene »Berufserfahrung« bildet derge- 
stalt ein semantisches Korrelat zur Eingriffsnormierung. Die auf sprachlicher 





146 Schütz und Luckmann (1979) haben eine Typologie des Wissensvorrats entworfen, die sich an 
unterschiedlichen Graden an Klarheit und reflexiver Verfügbarkeit einzelner Wissenselemente 
und ihrer Figuration orientiert. Die Routinen, die mit Rezeptwissen einhergehen, beschreibt er 
dabei folgendermaßen: „Rezeptwissen ist zwar mit den Grundelementen des Wissensvorrats nicht 
mehr unmittelbar über Fertigkeiten verbunden, aber dennoch automatisiert und standardisiert. Dies 
bedeutet, dass es als selbstverständliche Implikation im Horizont gerade noch in Situationen mit 
vorhanden sein kann, ohne thematisiert zu werden: Spuren lesen für einen Jäger, sich auf Wetter- 
veränderungen einstellen für einen Seemann oder Bergsteiger, »automatisierte« Übersetzungs- 
phrasen für einen Dolmetscher usw.“ (ebd.: 141). Bei Rezeptwissen handelt es sich der Tendenz 
nach um Faustregeln, die ein hohes Maß an Generalisierung und Automatisierung der Handlungen 
einschließen. 


230 6 Die Verdachtsarbeit der Sozialen Arbeit 





Ebene kurzgeschlossene Beziehung zwischen Bewertung und Intervention erfor- 
dert dann auch keine weiteren Begründungen. Auf konzeptioneller Ebene stehen 
Eingriffsnormierungen für unsichtbare und sprachlose Gefährdungseinschätzun- 
gen. Und an die Stelle fallbezogener Verdachtsurteile treten falläußerlichen Ge- 
fährdungskategorien (»latent«, »akut«, »bekannt« usw.). 


6.2.2 Die Sprachlosigkeit bei der Verdachtsarbeit 


Kindeswohlgefährdungen werden nicht nur als Grenz- und Schwellenprobleme 
von Eingriffsüberlegungen typisiert, sondern auch mit einer Gefährdungseinschät- 
zung oberhalb und unterhalb der Eingriffsschwelle kombiniert. Frau Gundermann 
zeichnet dafür zunächst das Bild eines »typischen Klientel«, das in einem unter- 
schwelligen Gefährdungsverdacht steht. 


Frau Gundermann: Also man kann das so ein bisschen teilen. Wir haben einmal das 
typische Klientel, ähm, mit Thema Versorgungsproblemen finanzieller Art, die dann 
eben Ernährung und Sonstiges nicht sicherstellen können. Dann haben wir die Gruppe 
derer, die, das häusliche Umfeld, wos nicht klappt. Also ganz oft Vermüllungstenden- 
zen oder dass überhaupt die, äh, zum Beispiel Bett, Kinderzimmer, gar nichts vorhan- 
den ist bzw. dann der Sektor, wo gegen das Kind, psychisch oder Sonstiges, agiert 
wird. Und, ähm, wo einfach auch ein Stück weit noch die Eltern, der Zoff der Eltern 
sich auf die Kinder so, ähm, psychisch der Druck aufbaut. Das, wobei das eine relativ 
kleine Gruppe ist, weil das auch einfach schwierig nachzuvollziehen ist, die das ja 
meistens ganz geschickt tarnen. [ASD Fachkraft] 


Zieht man die Gefährdungslagen zusammen, die über die Chiffre »typische Klien- 
ten« aufgerufen werden, steht ihre Argumentation für Größenordnungen von Ge- 
fährdungsgruppen. »Finanzielle Versorgungsprobleme« bilden hierbei den größt- 
möglichen Bezugsrahmen, unter dem sich beispielsweise »Ernährungsprobleme« 
rubrizieren lassen. Der Tendenz nach konkreter sind Gefährdungslagen, die sich 
über das »häusliche Umfeld« und dessen Ordnung ergeben können. Am Ende steht 
eine »kleine Gruppe, bei der sich die Gefährdung auf familiale Interaktionsbe- 
ziehungen konzentriert. Je stärker sich die Gefährdungseinschätzung auf Akteure 
und ihre Beziehungen fokussiert, desto undurchsichtiger wird auch das gesamte 
Gefährdungsbild. 

Denn hier besteht immer auch die Möglichkeit, Gefährdungen zu »tarnen«, 
was auch ihren »Nachvollzug« erheblich erschwert. Geht es um den »Nachvoll- 
zug« der Kindeswohlgefährdung im Hinblick auf eine Gefährdungseinschätzung, 
werden auch eigenständige, fachlich sich distanzierende Beurteilungen ungleich 
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schwieriger. Oder theoretisch reformuliert: Der Nachvollzug!*’ verweist auf kei- 
nen Referenzrahmen außerhalb subjektiver Dispositionen. Das Verstehen bleibt 
im Modus des Nachvollzugs in erster Linie lebensweltlich organisiert. Daher be- 
steht auch eine zentrale Schwierigkeit der Beurteilung in der bewusst herbeige- 
führten mentalen „Verzerrung“ der Gefährdungsbeobachtung. Während »Versor- 
gungsprobleme« oder die häusliche Ordnung im Gegensatz dazu sichtbare Gefähr- 
dungsindikatoren darstellen, sind Beziehungsfragen relativ unsichtbare Gefähr- 
dungsquellen. Der anschließend vom Interviewer angefragte Bereich der »körper- 
lichen Sachen« bleibt daher aus „nachvollziehbaren Gründen“ von ihrem Diffe- 
renzierungsentwurf zunächst unberührt. 


(I: [...] weil jetzt hätten Sie quasi die ganzen körperlichen Sachen erst mal raus ge- 
nommen.) Frau Gundermann: Mhm, weil die nicht den Großteil unserer Arbeit ma- 
chen, äh, ausmachen meinen Erfahrungen nach. Das sind, ähm, Einzelfälle, die dann 
aber meist gravierender verlaufen. (I: Mhmhm.) Muss man so sagen. Aus meinem 
Empfinden heraus, was jetzt sicher subjektiv ist [ASD Fachkraft] 


»Körperliche Sachen« stellen allerdings nur aus Gründen ihrer Häufigkeit im Ar- 
beitsalltag einen Einzelfall dar und nicht aus Gründen fallspezifischer Beurteilun- 
gen. Das Gegenteil scheint eher der Fall zu sein. Weil körperliche Gefährdungs- 
fälle eine »gravierende« Verlaufskurvengestalt aufweisen, ist auch ihre Beurtei- 
lung einfacher. Für beide Gefährdungsbereiche (»körperliche Sachen« oder »Ver- 
sorgungssachen«,) bildet der Fallverlauf und die darin sich spiegelnde Grenzwert- 
überschreitung ein handlungsleitendes Beurteilungsprinzip. Konzeptionell ge- 
sprochen füllt die Verlaufskurve die Kluft zwischen Verdachtsbildung (Gefähr- 
dungswahrnehmung) und Verdachtsabklärung (Weiterbehandlung) inhaltlich aus. 
Der Fallverlauf in seiner unterschwelligen oder grenzwertüberschreitenden Ge- 
stalt bildet die Grundlage von Intervention, nicht die fachlich sich distanzierende 
Beurteilung. 

In dieser Figuration verdichten sich Fallbegleitung und Eingriffsimpulse zur 
Verdachtsbewertung. Auch die Verbindung zur Gefährdungsgeschichte lässt sich 
hier konzeptionell weiterführen. Der Fallverlauf bzw. die darin verfügbar ge- 
machte Gefährdungsgeschichte erzeugt einen Deutungsrahmen zur Gefährdungs- 
bewertung, ohne einen Akt des Schlussfolgerns oder eine aktive Bewusstseinsleis- 
tung einzufordern. 


Frau Kreuzner: Hmh. (1) Is schon was dran. (I: Ja?) (1) Wobei man da genau sich äh 
abgrenzen muss und sagen muss, wir sind das Jugendamt (I: Hmh.) (1) wir haben den 





147 Oevermann (1993) spricht beispielsweise im Kontrast zur objektiven Hermeneutik von einer 
Nachvollzugshermeneutik, die sich auf Motive und subjektive Dispositionen der Akteure kon- 
zentriert. 
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Au:ftrag wenn wir n Kind sehn zu schützen (I: Hmh.) ähm wir ermitteln sicherlich äh 
bestimmte Sachverhalte wie och die Elternschaft, die Angaben der Eltern. Das is für 
uns das Ermitteln, aber es is nicht unser Auftrag, ich sag einfach mal wie das die Justiz 
oder (I: Hmh.) Strafverfolgungsbehörden äh innehaben Verantwortung ermitteln und 
ich sag mal Schuld oder Unschuld (1) zu beweisen, das is nich unser Auftrag (I: Hmh.) 
Es ist dann mein Auftrag wenn ich gesehn habe äh n Kind is zu Schaden gekommen 
und wenn ich erlebe die Eltern sind nich in der Lage ähm das Kind vor weiterem 
Schaden ähm zu bewahren oder es könnte durchaus sein, dass die Eltern die Verursa- 
cher des Schadens (.) an dem Kind sind, dann hab ich ne Inobhutnahme zu veranlassen 
(leiser). Dann isses och vordergründig das Kind zu schützen und ähm dann könn die 
Eltern och zehn mal sagen äh oder oder Sachen behaupten, aber das is dann für mich 
n: Punkt, auf den ich äh nich so einzugehn habe, sondern eben zu schaun habe, das 
Kind im Vordergrund zu sehn. (I: Hmh.) (2) Manchmal äh isses ja och äh (.) am Ende 
nicht gerechtfertigt gewesen <lacht> n Kind zu schützen, aber das lässt sich dann erst 
n paar Tage später vielleicht äh (.) erkennen (I: Hmh.) und dann isses och wieder gut, 
dann geht das Kind wieder in den Haushalt zurück (1) aber das is ja nich mein Auftrag 
(I: Ja.) in dem Fall zu gucken, wer is der Verursacher, sinds die Eltern oder sinds nich, 
sondern ich hab nur zu gucken, braucht das Kind Schutz (?) (1) Wenn ja, hab ich zu 
handeln (I: Hmh.) und das Verursacherprinzip is die Aufgabe (I: Ja.) dor Polizei. (So 
vielleicht //) [ASD Fachkraft] 


Im ersten Teil der Äußerung konzentriert sich Frau Kreuzer auf eine Abgrenzung 
ihrer Verdachtsarbeit zur Ermittlungstätigkeit der Justiz und den Strafverfolgungs- 
behörden. Zwar würden sich in der Ermittlung bestimmter Sachverhalte wie »EI- 
ternschaft« oder andere »Angaben der Eltern« tätigkeitsbezogene Überscheidun- 
gen ergeben, vom Arbeitsauftrag her sind beide Institutionen jedoch grundver- 
schieden. Welche Aufgaben Strafverfolgungsbehörden übernehmen, lässt sich da- 
bei relativ deutlich angeben. »Verantwortung ermitteln« oder »Schuld und Un- 
schuld beweisen«, ergeben auch einen relativ klaren Zuständigkeitszuschnitt. 

Ihr beruflicher Gegenentwurf zur Ermittlungslogik beinhaltet hingegen, sich 
Kinder »anzusehen«, Eltern zu »erleben« und anschließend das Kind vor weiterem 
Schaden zu bewahren. Ihre Schilderung verknüpft dabei wiederholt die Beurtei- 
lung einer Gefährdung mit der sich anschließenden Eingriffshandlung. Sie geht 
von Gefährdungssituationen aus, die »anzusehen« und zu »erleben« sind, womit 
sie ihre persönliche Beteiligung zumindest sprachlich auf eine „Zuschauerrolle“ 
reduziert. Erst aus der Distanz lässt sich die Gefährdung angemessen wahrnehmen 
und beurteilen. Auf die Eltern »einzugehen« bzw. ihre Erklärungsversuche in die 
Gefährdungseinschätzung einzubeziehen, tritt hierbei in den Hintergrund. Auch 
die über den Antagonismus von »Kindeswohlsicherung« und »Elternbeteiligung« 
aufgerufene Differenzierung steht im Horizont dieser Eingriffsorientierung, die 
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sich im Interventionsfall einseitig für die Sicherung des Kindeswohls und nicht für 
eine angemessene Beteiligung der Eltern entscheiden muss.'* 

Anschließend greift sie zur Markierung ihrer Zuständigkeit auf das Motiv 
»Kinder schützen« zurück, das der Schilderung nach aber synonym für den Ein- 
griff bzw. die Herausnahme von Kindern aus Familien steht. »Am Ende, d.h. im 
Nachgang der Intervention, kann es auch »nicht gerechtfertigt gewesen sein«, den 
Schutz des Kindes durch eine Fremdunterbringung sicherzustellen. 

Innerhalb des geschilderten Handlungszusammenhangs verlagert sich die Be- 
urteilung in eine offene Zukunft, in der der Fallverlauf die Legitimationsquelle 
ihrer Interventionen bildet. Eine so vorgetragene Urteilspraxis kann erst rückbli- 
ckend einschätzen, ob eine Gefährdung vorlag und die Eingriffshandlung sachlich 
überhaupt angezeigt war. Auf semantischer Ebene wird die Passivität im Prozess 
der Verdachtsbewertung bzw. eine allgemeine Fallbegleitung sprachlich fortge- 
schrieben: Statt ihrem Eingriff und der damit in Verbindung stehenden Deplatzie- 
rung von Kinder eine fachliche Einschätzung „vorzuschalten“, wird aus der Fall- 
entwicklung der Eingriff logisch abgeleitet — wobei auch völlig offenbleibt, 
wodurch sich selbst das anschließende »Erkennen« inhaltlich begründet. Letztlich 
ist auch ihre Begründung, die das Zurückführen des Kindes in den Haushalt der 
Familie motiviert, sprachlich gesehen, relativ beiläufig organisiert. Denn die zu- 
mindest für die betroffene Familie potenzielle Krisensituation, die dem Eingriffs- 
handeln des Jugendamts innewohnt, bleibt von ihr in der gesamten Äußerungsein- 
heit unkommentiert. 


6.2.3 Zwischenbetrachtung: Verdachtsartikulationen der Sozialen Arbeit 


Die »Berufserfahrung« bildet nicht nur eine Stütze zur Beurteilung von Verdäch- 
tigungen, sondern bringt auch auf sprachlicher Ebene Gefährdungsgrenzen und 
Eingriffsschwellen gedanklich zusammen. Die im Beruf sowie im Umgang mit 
Gefährdungen gewonnene Erfahrung steht für eine Zunahme von Verantwortung 
und Risikobereitschaft, mit der ein Heraufsetzen von Eingriffsschwellen möglich 
wird. Mit geringer Berufserfahrung würde nicht nur die Bereitschaft steigen, Ent- 
scheidungen und Verantwortung durch Organisationsverfahren abzusichern, son- 
dern auch risikominierende Eingriffe in familiale Lebenswelten zunehmen. Im Ge- 
genhorizont steht die Zunahme an Berufserfahrung für ein längeres Aushalten von 
Verdächtigungen mit offenen Ausgängen. 





148 Für Kinderschutzpraktiken haben Bauer und Wiezorek (2007) bereits herausgearbeitet, dass fami- 
liäre Beziehungen insbesondere bei der Dominanz rechtlicher Fallauslegungen in einen Antago- 
nismus elterlicher und kindlicher Perspektiven aufgelöst werden (vgl. ebd.: 631). 
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In den sprachlichen Thematisierungslinien zeigt sich deutlich eine als Ein- 
griffsorientierung artikulierte Problemnormierung, die sich handlungslogisch auf 
die Fixierung von Interventionszeitpunkten richtet. Gefährdungen zu beurteilen 
bedeutet hiernach, über Zeitpunkte von Eingriffen zu entscheiden. Sprachliche 
Differenzierungen zwischen »Vernachlässigung« und »Misshandlung« oder sinn- 
verwandten Einschätzungen lassen sich als ein Kategoriensystem von Eingriffsse- 
mantiken verstehen, die sprachlich für Grenzwertüberschreitungen oder Grenz- 
wertunterschreitungen stehen. 

Fallverläufe und die Begleitung von Gefährdungsfällen lassen sich so an die 
Stelle fachlich „vorgeschalteter‘ Einschätzungen stellen. Fallverläufe als Bewer- 
tungsgrundlage zur fachlichen Beurteilung heranzuziehen, steht auch für eine hin- 
tergründig operierende organisationstypische Sinnstiftung!*, die die Begrün- 
dungspflicht von Gefährdungseinschätzungen aussetzt und inhaltlich „über- 
springt“. 

Auch wenn problemtypische Diagnosekategorien als fachliche Stellungnah- 
men zur Sprache kommen, stehen die gebrauchten Begriffsunterscheidungen des 
Diagnosevokabulars in Relation zur Eingriffsintention. Die Frage nach dem Vor- 
liegen einer Kindeswohlgefährdung bleibt so gesehen gedanklich mit der Frage 
nach dem Eingriffshandeln der Fachkräfte verbunden. 


6.3 Grenzwertzuschreibungen in Prozessen der Verdachtsabklärung 


Die Typisierung von Verdächtigungen als Grenz- und Schwellenzustände, die 
oberhalb der Gefährdungsschwelle Eingriffshandlungen, unterhalb kontrastiv die 
eigene Verantwortung betonen, führen bei Abklärungsmaßnahmen zu Grenzmar- 
kierungen sozialarbeiterischer Zuständigkeitsansprüche. 

Im Kontrast zu fallbezogenen Abklärungshandlungen bei ärztlichen Ver- 
dachtsbearbeitungen und der »Unbehandelbarkeit« von Gefährdungslagen in po- 
lizeilichen Stellungnahmen zeigen sich in den Sprachprotokollen sozialpädagogi- 
scher Fachkräfte kindeswohlbezogene Grenzwertsemantiken, die Gefährdungs- 
schwellen regulieren wollen. 





149 Garfinkel (1967) hat bereits aus Perspektive des Alltagshandelns festgehalten, dass die Möglich- 
keit besteht, „dass die Person die getroffenen Entscheidungen erst im Nachhinein definiert. Das 
Ergebnis kommt vor der Entscheidung. (...) die Entscheidungsregeln im Alltagleben (...) können 
sich in viel stärkerem Maße mit dem Problem beschäftigen, den Ergebnissen ihre legitime Ge- 
schichte zuzuschreiben, als mit dem Problem, vor dem tatsächlichen Anlass zur Wahl zu entschei- 
den, unter welchen Bedingungen einer von mehreren Handlungsabläufen gewählt werden wird“ 
(ebd.: 114). 
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Grenzwertunterschreitungen erzeugen Verantwortungsbereiche, in denen ei- 
genständige Abklärungshandlungen entworfen und vollzogen werden können: 
»Gespräche führen« und »Mitwirkung organisieren« bieten ihren Schilderungen 
nach Möglichkeiten, unterschwellige Verdächtigungen in eigener Fallverantwor- 
tung zu prozessieren. 

Ihre »Gesprächsbereitschaft«, die gewissermaßen als Pendant zur »Mitwir- 
kung der Erziehungsberechtigten« gelesen werden kann, steigt und sinkt grundle- 
gend entlang von Grenzwertzuschreibung. Übersteigen Gefährdungen solche ge- 
danklichen Gefährdungsschwellen steigt auch der Einbezug und Einfluss externer 
Kinderschutzpartner in Abklärungsverfahren erheblich an. Kooperationen zu be- 
nachbarten Berufswelten organisieren sich wesentlich an Grenzwertsemantiken, 
die im Ergebnis auch zu einer Externalisierung von Verantwortung in Diagnose- 
arenen führen können. 


6.3.1 Mitwirkung herstellen und Gespräche organisieren 


Gegenüber den rekonstruierten Wahrnehmungskategorien (Kontakthäufigkeit, 
Dringlichkeit, Mehrstimmigkeit) und Bewertungskategorien (bspw. »Misshand- 
lung«, »Vernachlässigung« usw.) verbirgt sich hinter der »Mitwirkungsbereit- 
schaft« eine Prozesskategorie der Verdachtsabklärung. Sie dynamisiert die Ver- 
dachtsperspektive insofern, als sie nicht nur als falläußerliche Gefährdungskate- 
gorie gelesen werden kann, sondern auch die Eigenverantwortung der Fachkräfte 
in Abklärungsphasen reflektiert. 


Frau Suter: Zum, genau. Erscheinungsbild, Ordnung, Sauberkeit, Hygiene (I: Mhm.) 
und eben auch das Auftreten von jemandem. Das ist ja doch sehr unterschiedlich, ne 
(?) Also die Mitwirkungsbereitschaft dann auch. [ASD Fachkraft] 


Daher stehen auch die von Frau Suter „gebrauchten“ Abklärungskategorien für 
entgegengesetzte Bewertungsprinzipien. »Erscheinungsbild«, »Ordnung«, »Sau- 
berkeit« und »Hygiene« sind sprachlich gesehen Oberflächenphänomene. Sie las- 
sen sich situativ erfassen und werden durch dichotome Merkmalsausprägungen 
umschlossen (Ordnung und Unordnung, sauber und unsauber, hygienisch und un- 
hygienisch). Die Mitwirkungsbereitschaft beschreibt kontrastiv dazu eine auf Ab- 
klärungsphasen gerichtete Prozesskategorie. 

In aktuellen Kinderschutzstudien wurde die Mitwirkung bereits als Kompe- 
tenzdomäne der Sozialen Arbeit im Kinderschutz ausgewiesen und auf professi- 
onssoziologische Fragestellungen übertragen. Eisentraut und Turba (2013) spre- 
chen von einer spezifischen Abweichungslogik sozialpädagogischer Fachkräfte, 
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bei der Lebensführung, Erziehungsverhalten und Kooperationsbereitschaft als ele- 
mentare Prinzipien der Verdachtsabklärung wirksam werden (vgl. ebd.: 96). Büh- 
ler-Niederberger (2014) ergänzt dazu, dass im Hinblick auf das professionelle 
Mandat der Sozialen Arbeit im Kinderschutz Compliance als Wille zur Mitarbeit 
von Eltern und ihre Bereitschaft zur Veränderung von Gefährdungssituationen zu- 
ständigkeitssichernde Wirkung entfalten kann. 

Die Mitwirkungsbereitschaft bildet aber auch im Hinblick auf den formalen 
Gesetzesvollzug ein wenn nicht das entscheidende Kriterium zur Eingriffshand- 
lung. Erst bei einer fehlenden Mitwirkungsbereitschaft eröffnet sich nach $ 8a 
SGB VIIT'5® handlungslogisch die Option zur Intervention. Grundsätzlich steht da- 
her auch die Mitwirkungsbereitschaft und familiale Mitwirkungspflichten in einer 
semantischen Relation zur Intervention. 


Frau Kreuzner: Ja, Kriterien. Einfach dieser äußere Eindruck, äh, den Familien hin- 
terlassen. Ähm, dann auch einfach die Mitwirkungsbereitschaft. Man kann ja nicht 
immer nur von diesen äußeren Kriterien ausgehen und einfach auch, inwieweit die 
Familie in der Lage ist, äh, auch, äh, Veränderungen zu schaffen, ne (?) Also äußere 
Sachen, Mitwirkungsbereitschaft und eben auch intellektuelle (,) Hintergründe muss 
ma sicherlich beleuchten. Inwieweit sie überhaupt in der Lage sind, da eine Verände- 
rung zu schaffen. [ASD Fachkraft] 


Frau Kreuzner orientiert sich am Sprachgebrauch der Rechtsvorschrift, wobei äu- 
Bere und innere Gefährdungsindikatoren gegenübergestellt werden. Zunächst gilt 
ihre Aufmerksamkeit dem »äußeren Eindruck«. Wenn Familien keinen »Ein- 
druck« hinterlassen, sinken auch ihre Gefährdungspotenziale, so könnte man ver- 
muten. Weil man sich nicht nur von diesen sichtbaren Anzeichen leiten lassen 
könne, geht es auch, gewissermaßen auf latenter Ebene, um ihre Bereitschaft zur 
»Veränderung« der Gefährdungssituation. Die »Mitwirkungsbereitschaft« steht 
der Bedeutung nach als Mittler zwischen äußeren Umständen und subjektiven Ein- 
stellungen. Um aber die Fähigkeit zur Veränderung der Gefährdung einschätzen 
zu können, müssten die kognitiven Ressourcen der Familie »beleuchtet« werden. 
Mit der Betonung familialer Ressourcenlagen, die auch der Veränderungsbereit- 
schaft eine Basis geben, lässt sich einerseits der Fallbezug von Abklärungshand- 
lungen deutlich hervorheben. Gleichwohl werden andererseits der Mitwirkung 
und Veränderung sprachlich gesehen auch enge Grenzen gesetzt. Denn die Rah- 
menumstände (die »Lage«) haben auf die Mitwirkung der Familien zentrale Aus- 





150 Laut $8a Abs. 3 SGB VII ist ein Eingriff in familiale Zusammenhänge erst dann gerechtfertigt, 
„wenn die Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der 
Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken“. 
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wirkungen. Es bleibt der Tendenz nach im Interviewsegment bei Abklärungshand- 
lungen aus der Entfernung, bei der selbst psychische Dispositionen (Einstellung 
und Veränderungswille) nicht in Interaktionen »besprochen«, sondern »beleuch- 
tet« werden müssen. Worauf ihre „seherische Kompetenz“ allerdings genau ba- 
siert, bleibt in der Äußerungseinheit unkommentiert. 

Der Bedeutungsgehalt von »Mitwirkung« und »Mitwirkungsbereitschaft« 
verweist darüber hinaus auf eine Angleichung einer gemeinsamen Abklärungsper- 
spektive zwischen Familien und Fachkräften, die laut Aussage von Frau Kreuzner 
auf beruflicher Ebene mit einem Herabsetzen ihrer Erwartung und auf der Gegen- 
seite, der Familien, mit einem Heraufsetzen ihrer Verantwortung einhergehen 
kann. Die »Mitwirkungsbereitschaft« steht so gesehen für ein allgemeines Abklä- 
rungsprinzip, das den Anpassungsprozess zwischen institutioneller Erwartungs- 
haltung des Jugendamts und individueller Erziehungsverantwortung von Familien 
in einen gedanklichen Abgleich bringt. Die anschließenden Überlegungen zeigen, 
wie diese wechselseitigen Anpassungsprobleme sprachlogisch bearbeitet werden. 


»Gespräche mit Familien führen« 


Weil auch die Mitwirkung von Familien nicht vorausgesetzt werden kann, sondern 
im Abklärungsprozess erst hergestellt werden muss, bilden Gespräche mit Fami- 
lien den Ausgang von Verdachtsabklärungen. Der erste Schritt besteht zumeist 
darin, den eigenen Arbeitsauftrag gegenüber Familien zu formulieren und ihre Ab- 
wehrreaktionen einzukalkulieren. 


Frau Gundermann: Natürlich versuche ich erst mal, ähm, auf den mir Gegenüberste- 
henden zu reagieren, weil es ist klar, dass es unangenehm ist, wenn jetzt jemand vom 
Jugendamt, äh, unangekündigt vor meiner Haustür steht. Das heißt diese, ähm, Panik 
oder das, erst mal das Eis zu brechen. (I: Mhm.) Klar den Auftrag definieren. Warum 
sind wir hier (?) Was wollen wir hier (?) Um da schon ein bisschen runter zu kochen 
bzw., ähm, ja. Sie Unsicherheit zu nehmen. [ASD Fachkraft] 


Das »Herunterkochen« von Familien zielt ihrer Schilderung nach auf eine umfas- 
sende Unsicherheitsreduktion. Im Mittelpunkt solcher Abklärungsprozesse, die 
sich als „cooling out“ (Goffman 1952) verstehen lassen, stehen Abgleiche und 
Vermittlungen beruflicher und familialer Erwartungshaltungen, die der Schilde- 
rung nach insbesondere im unangekündigten Hausbesuch virulent werden können. 
Ihre Gesprächsöffnung erfolgt über die Rahmung des eigenen Auftrags, der 
Gründe und Zielstellung ihrer Anwesenheit einschließt und darauf aus ist, die »Pa- 
nik«, die ihr Besuch auszulösen vermag, abzusenken und im positiven Fall auch 
das »Eis« zur Familie zu brechen. Abklärungsmaßnahmen sind der Schilderung 
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nach kommunikative Prozesse, institutionelle und familiale Erwartungshaltungen 
gesprächsbasiert abzugleichen und auf ein argumentatives Fundament zu setzen, 
wie auch die anschließenden Beschreibungen von Frau Kreuzner veranschauli- 
chen. 


Frau Kreuzner: Wenn ich eben (.) so latente Familien äh begleite, die ich dann öffnen 
kann irgendwann für so ne Hilfe. Oftmals ist es ja so, dass diese Handbewegung bleibt 
mir vom Leibe ich äh erlebe, aber mit der Zeit dann schon ähm (.) wie gesagt ich die 
Erfahrung gemacht hab, dass irgendwann gesagt wird, okay dann probiern wers mal 
(I: Hmh.) und dann gehn och diese- und ganz ähm och öhm benannt im Hilfeplan und 
wir haben hier den Auftrag Kindeswohlgefährdungen zu vermeiden und den Schutz 
der Kinder zu gewährleisten und auch die SPFH bekommt vom Jugendamt den Auf- 
trag, eindeutig gegenüber der Mutter hier zu achten. Die wissen das dann. (I: Hmh. 
Ja.) Das ist also kein verstecktes Aufgabenfeld, sondern offiziell Teil (.) der Zielerrei- 
chung der Hilfeplanung. [ASD Fachkraft] 


Frau Kreuzner: (2) Is situationsabhängig. (I: Hmh.) Das is nie das gleiche Vorgehn, 
man muss immer schaun, welche Situation find ich vor, in welchem Verfassungs- ähm 
oder Gemütszustand sind die (.) äh Sorgeberechtigten, die Eltern (.) Ja, zum einen 
versuch ich dann schon aufzuschließen und ich sag einfach mal für weitere (.) Hilfs- 
maßnahmen zu öffnen. (I: Hmh.) Das is äh so eigentlich das äh oberste Prinzip, was 
ich ähm versuche anzuwenden (.) kann aber auch durchaus sein, wenn man eben ich 
sag einfach mal jugendamtliche Maßnahmen einzuleiten hat und die Eltern nicht ein- 
verstanden sind, da och erstmal auf Gegenwehr stößt (I: Hmh.) ganz klar. Auf Abwehr 
stößt. (2) Und äh im Nachhinein würde ich dann och wieder versuchen, trotzdem auf- 
zuschließn und einfach och für die (.) Handlungsschritte des Jugendamtes Verständnis 
(1) ja zu bekommen. Zumindestens aber so zu a:rbeiten ähm (1) dass man äh weiß, 
das ist eben unsre (.) Maßgaben sind unsre gesetzlich vorgeschriebenen Maßgaben, 
dass wir mitunter in Situation keine andere Möglichkeit haben, als so zu handeln. 
[ASD Fachkraft] 


In der ersten Äußerungseinheit überspannt eine latente Gefährdung die gesamte 
Familie, was auch den Gefährdungshorizont auf das gesamte Familienmilieu'°' 
ausdehnt. Insbesondere für den Bereich unterschwelliger Gefährdungen ergibt 
sich für sie der Abklärungsauftrag, Familien »zu öffnen«, sie zu begleiten und für 
eine Inanspruchnahme von Hilfen zu werben. Eine Orientierung an Hilfehandlun- 
gen, die konkrete »Hilfemaßnahmen« und »Hilfepläne« einschließen, ist hiernach 





151 Hildenbrand (2005: 12) beschreibt das Familienmilieu als Verweisungszusammenhang milieuty- 
pischer Selbstverständlichkeiten der Welt- und Selbstauffassung. 
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im Bereich latenter Gefährdungen anzusiedeln. Aber auch dort ist mit Abwehrre- 
aktionen von Familien, die sich selbst nicht als Klienten sehen, zu rechnen. Kon- 
zeptionell formuliert: Je weiter sich die Abklärungsmaßnahmen in den Bereich des 
Eingriffs und des beruflichen Kontrollmandats fortbewegen, desto verschlossener 
werden Familien und desto geringer ist auch ihre Bereitschaft zur Mitwirkung. 

Die begriffliche Gegenüberstellung »offener« und »verschlossener« Familien 
steht dabei nicht nur für die Beteiligung von Familien an Abklärungsmaßnahmen, 
sondern auch in Relation zu beruflichen Verantwortungsübernahmen. Im seman- 
tischen Gegenhorizont zur eigenen Verantwortung mit gesprächs- bzw. mitwir- 
kungsbereiten Familienangehörigen stehen »jugendamtliche Maßnahmen, die sie 
bei »verschlossenen Familien« »einleiten« kann. Sowohl bei grenzwertüberschrei- 
tenden Gefährdungen als auch in der anschließenden fehlenden Mitwirkung von 
Familien liegt ein sprachlicher Verweis auf die Herabsetzung der eigenen Beteili- 
gung auf den Status einer Verfahrensbegleitung. 

Ihre Abklärungskompetenzen sieht sie dementsprechend darin, die Erwar- 
tungshaltungen zwischen »gesetzlich vorgeschriebenen Maßnahmen« und famili- 
aler Selbsteinschätzungen abzugleichen und im Fall von Widersprüchen entspre- 
chend zu bearbeiten. Wobei sich das hier skizzierte Werben um Verständnis auf 
eine einseitige Anpassung und damit auf eine relativ schematische Rechtsbefol- 
gung konzentriert. Dennoch markiert sie damit einen beruflichen Zuständigkeits- 
anspruch, der sich um den anvisierten Hilfeprozess organisiert. Der Eingriff hin- 
gegen steht im Horizont kontrollinvasiver »Jugendamtsmaßnahmen«, womit auch 
die angesprochenen Kontrollhandlungen und Eingriffsbefugnisse dem Amtsge- 
schäft zugeschrieben werden. Die Trennung persönlicher Hilfemandate und orga- 
nisierter Eingriffslizenzen verweist in ihrer Schilderung auf eine sprach- und hand- 
lungslogische Differenz von Hilfe- und Kontrollverantwortung. 


»Auflagen als Instrument der Gesprächsöffnung« 


Abwehrreaktionen von Familien auf Abklärungsanfragen lassen sich auch strate- 
gische Mittel des Jugendamts entgegenhalten, deren Ziel es ist, Mitwirkung über 
Umwege herzustellen. Insbesondere die Auflagenerteilung scheint hierfür ein ge- 
eignetes Instrument darzustellen. Als invasivere Form der Gesprächsöffnung 
scheint sie aber auch die Eingriffs- und Gefährdungsschwellen sozialarbeiterischer 
Abklärungsmaßnahmen zu markieren bzw. auch zwischen latenten und akuten Ge- 
fährdungen sowie zwischen institutionellen und familialen Erwartungshaltungen 
zu vermitteln. 
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Frau Rösner: Ja es ist ja nicht so, [...] Es gibt immer Brennpunkte, wo wir sagen im 
Prinzip, die Familien müssen wir im Auge haben, das sind alles so Grenzwerte noch, 
ja, wo wir gesagt haben, gut, da haben wir immer so ein Bauchgefühl, aber das reicht 
nicht aus, um hier einen Eingriff zu machen. Ja, wir arbeiten mit Auflagen. Ja es gibt 
Familien, gerade die Familie mit 13 Kindern, die haben immer 10 Auflagen, 2 erfüllen 
sie, an der Maßnahme wirken wir mit. Jetzt sitzen wir bei dem vorm Gericht, sagen 
die dann, wir haben doch mitgewirkt. [ASD Leitung] 


Frau Rösner greift in ihrer Abklärungsschilderung auf die bereits rekonstruierte 
Verschränkung von Milieuorientierung und Eingriffsnormierung zurück. Insbe- 
sondere in sozialen »Brennpunkten« lägen die Grenzwerte der Gefährdung unter- 
halb der Eingriffsnorm - es bliebe dort lediglich bei einer „gefühlten“ Gefährdung. 
Solche Gefährdungslagen verlangen zwar langfristige Aufmerksamkeiten, recht- 
fertigen aber zumeist kein unmittelbares Eingreifen. Im zweiten Teil der Äußerung 
kommen dann die für diese Fallkonstitution relevanten Abklärungsmaßnahmen zu 
Wort. Mit dem Erteilen von Auflagen lässt sich der Schilderung nach die Mitwir- 
kungsbereitschaft nicht nur entsprechend dokumentieren, sondern gegenüber Fa- 
milien eine Beteiligung an Abklärungsverfahren auch entsprechend initiieren. 

Freiwillige Kontaktschließungen und eine innere Überzeugung in die Not- 
wendigkeit und Wirksamkeit von Hilfemaßnahmen geraten in dieser Lesart von 
Mitarbeit strukturell in den Hintergrund, ein instrumenteller über Rechtsbefug- 
nisse abgesicherter Zugriff auf Familien unter der Bedingung möglicher Distan- 
zierungen strukturell in den Vordergrund. Von Frau Rösner wird das Scheitern 
eines geplanten Eingriffs (gegen den Willen der Eltern) vor dem zuständigen Ge- 
richt bei Auflagenerteilungen daher bereits mitgedacht. Insgesamt ergibt sich für 
Fachkräfte und Familien daraus ein formal eingebetteter strategischer Umgang ih- 
rer Zusammenarbeit in Abklärungsverfahren. Auflagen stellen hiernach ein Mittel 
dar, Gespräche in Gang zu bringen und Mitwirkung herzustellen, auch wenn sich 
diese Form der Gesprächsführung dann unter der Bedingung von Unfreiwilligkeit 
und auf der Rückseite einer zumindest latent im Raum stehenden Eingriffshand- 
lung vollzieht. 


Frau Gundermann: Per Inobhutnahme. Wenn wir diese, äh, Bedrohungssituation ha- 
ben, können wir es so sanktionieren. Aber das wird dann mit den Eltern auch vorher 
thematisiert. Also wenn dann (,), aber da muss man auch, äh, schätzen, weil mit den 
Auflagen das ist immer so eine Sache. Also erstens sie sollten realistisch sein, in dem 
Zeitraum zu erledigen, den man ihnen gibt und dann muss man aber Auflagen auch 
so formulieren, dass sie wirklich die Gefahrensituation abwenden. Weil es ist schön, 
wenn ich ne Auflage formuliere, die Familie hats geschafft und trotzdem sag ich: 


6.3 Grenzwertzuschreibungen in Prozessen der Verdachtsabklärung 241 





"Ähäh ((verneinend)), Kind bleibt nicht hier wegen dem und dem.", deshalb muss ich 
da gucken, dass ich das umfassend mache. [ASD Fachkraft] 


Differenzierter fällt hingegen die Einschätzung von Frau Gundermann zu mögli- 
chen Abklärungsmaßnahmen und der Auflagenerteilung aus, obwohl auch sie zu- 
nächst die Sanktionsmöglichkeiten des Jugendamts bei fehlender familialer Betei- 
ligung mit der Androhung einer »Inobhutnahme« betont. Aber: Die offene The- 
matisierung des Gefährdungsverdachts steht jetzt zeitlich vor dem Erteilen von 
Auflagen. Zudem reflektiert sie auch eine passende Dosierung von Auflagen im 
Hinblick auf entsprechende Erfolgsaussichten. »Realistische« Auflagen müssten 
demnach die Zeiträume ihrer Bearbeitung, gleichwohl aber auch ihre Wirksamkeit 
zur Gefahrenabwendung im Blick behalten. Andernfalls könnte trotz Auflagener- 
füllung die Inobhutnahme als Sanktionierungsmittel dennoch wirksam werden. 

Abklärungshandlungen auf der Basis organisierter Auflagen lassen sich als 
strategisches Mittel beschreiben, Beteiligung auch unter Bedingungen unfreiwil- 
liger Kontaktschließung zu ermöglichen. An die Stelle einer persönlich hergestell- 
ten Vertrauensbeziehung tritt dann allerdings eine institutionell miterzeugte Ver- 
dachtsabklärung, die sich an äußerlichen Kriterien von Mitteilungs- und Mitwir- 
kungsbereitschaft orientiert. 

In zweiter Hinsicht unterstreichen diese Deutungen zur familialen Mitwir- 
kung auch organisationale Verantwortungszuschreibungen. Dazu ein kurzer Hin- 
weis auf die Organisation der Kinderschutzverantwortung im untersuchten Ju- 
gendamt. Der Landkreis hat nach Empfehlung des Kinder- und Jugendhilfeaus- 
führungsgesetzes des entsprechenden Bundeslandes bereits 2006 mit der Einstel- 
lung eines Kinderschutzbeauftragten im Allgemeinen Sozialen Dienst auf die lan- 
desweite Forderung nach der Einrichtung von Kinderschutzdiensten reagiert. Mit 
der Angliederung des Kinderschutzdienstes im Jugendamt bzw. als Sonderdienst 
im Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) ging die Überlegung einher, Kinder- 
schutzkompetenzen im Jugendamt zu bündeln und sie nicht an Freie Träger zu 
übertragen.'”” Für Abklärungsaufgaben im Kinderschutz hat sich daraus eine be- 
sondere Arbeitsteilung zwischen Fachkräften des ASD und dem Kinderschutz- 
dienst ergeben. 





152 Idealtypisch lassen sich vier unterschiedliche Kooperationszusammenhänge von Kinderschutz- 
diensten und Jugendamt rekonstruieren. Trägerübergreifende Kooperation (Zusammenarbeit von 
öffentlicher Jugendhilfe und freien Trägern), amtsübergreifende Kooperation (Zusammenarbeit 
zwischen Gesundheitshilfe und Jugendhilfe), amtsinterne Kooperation (Zusammenarbeit zwi- 
schen ASD und Sonderdienst) und die ASD-interne Kooperation (als Residualkategorie im Fall 
des „Fehlens‘“ von eigenständigen Kinderschutzdiensten). Diese Typologie wurde aus einem Ver- 
gleich von jugendamtsspezifischen Anpassungsstrategien auf die Forderung der Errichtung von 
Kinderschutzdiensten im Rahmen des Projekt C3, SFB 580 (Jena/Halle) entwickelt. Siehe grund- 
sätzlich Hildenbrand u.a. (2012) und auch Bode und Turba (2014: 319ff.). 
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Stellt die oben beschriebene Auflagenerteilung ein Routineinstrument zur 
Verdachtsabklärung dar, das weitgehend eigenverantwortlich von Fachkräften des 
ASD im Fall unterschwelliger Gefährdungen eingesetzt werden kann, steht das 
Hinzuziehen des Kinderschutzbeauftragten nicht nur für eine ausbleibende Mit- 
wirkung der Familien, sondern auch für eine Grenzwertüberschreitung von Ge- 
fährdungen. Im Gegensatz zum Routineverfahren gilt der Einsatz des Kindes- 
schutzbeauftragten als Möglichkeit des Jugendamts, Grenzfälle eines Gefähr- 
dungsverdachts bearbeitbar zu halten. 


Frau Suter: Also fand ich sehr angenehm und gut. Gerade auch in dem Hinblick, dass 
man nur zu zweit dann auch unterwegs oder, dass man wirklich zu zweit auch unter- 
wegs ist. (I: Mhmhm.) Worum wir sehr, sehr lange gekämpft haben. Wo einfach dann 
auch eine andere Sicherheit gegeben ist und gerade auch in dem Hinblick, äh, Mann, 
Frau, ähm, auch n anderes Auftreten und ne Sicherheit gegeben ist für sich selber, 
aber auch gegenüber den Familien. (I: Mhm.) Also, was wir als sehr positiv, also ich 
selber auch als sehr positiv (I: Mhmhm.) erachtet habe in der inhaltlichen Arbeit und 
auch in der Zusammenarbeit, äh, weil einfach ne andere Möglichkeit auch der Arbeit 
mit der Familie dann war, ne (?) Er hatte ja ne ganz andere Position wie der Sozialar- 
beiter, wo man dann auch, äh, auch miteinander, äh, das Gut und Böse dann auch ein 
bisschen, äh, mit der Familie bearbeiten konnte und, äh, man als Sozialarbeiter auch 
einen recht guten Stand, äh, dann sich erarbeiten könnte, weil man doch dieser posi- 
tive Part dann, äh, war und den auch übernommen hat. (I: Mhmhm.) Ne (?) Und damit 
auch, ja, (,) also ich habs als sehr positiv empfunden. [ASD Fachkraft] 


Frau Suter versetzt sich gedanklich in die Situation der Einführung dieses Kinder- 
schutzdienstes zurück und bringt ihre Einschätzung in eine zeitliche Ordnung vor 
und nach dieser Neubesetzung. »Zu zweit unterwegs zu sein« unterstreicht nicht 
nur den gemeinsamen Einsatz im Verdachtsfall, sondern auch die »Sicherheiten«, 
die sich bei Abklärungsverfahren dadurch gewinnen lassen. Der Gebrauch der 
Kampfmetapher steht scheinbar für innere Widerstände im Jugendamt, diese ge- 
setzliche Forderung auch umzusetzen, was in der Darstellung zum Konflikt zwi- 
schen Leitung und Fachkräften führte (»worum wir sehr lange gekämpft haben«). 
Auf dem Hintergrund der Kampfsemantik lässt sich vermuten, dass fallverant- 
wortliche Fachkräfte vor einer gemeinsamen Abklärung mit dem Kinderschutzbe- 
auftragten als Einzelkämpfer auf sich allein gestellt waren. 

Durch die Beteiligung des Kinderschutzbeauftragten lassen sich im Abklä- 
rungsprozess bereits im » Auftreten« gegenüber betroffenen Familien Sicherheiten 
gewinnen. Die Aufgabenbereiche von Beziehungsarbeit (ASD Fachkräfte) und 
Auflagenerteilung (Kinderschutzbeauftragter) bzw. die sich darin dokumentie- 
rende personelle wie institutionelle Differenz zwischen Hilfe- und Kontrollzustän- 
digkeiten lässt sich noch geschlechtsspezifisch unterstützen. Insgesamt läuft ihre 
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anschließende Darstellung auf eine Arbeitsteilung hinaus, die eine personelle 
Trennung von Kontroll- und Hilfezuständigkeit vorsieht, was sich in der Rollen- 
zuschreibung zwischen »Gut und Böse« semantisch dokumentiert. Auf dem Hin- 
tergrund der auf den Kinderschutzbeauftragten übertragenen Kontrollaufgaben 
lässt sich sowohl die Stellung der ASD Fachkräfte aufwerten als auch ein positives 
auf Beteiligung zielendes Abklärungsverhalten der Familien provozieren. Struk- 
turlogisch werden in dieser institutionellen Vorkehrung die für professionelle 
Handlungsvollzüge konstitutiven Widersprüche von Hilfe- und Kontrollbezie- 
hung arbeitsteilig abgeschwächt, sodass sich auch ein yangenehmes« Abklärungs- 
verhalten herstellen lässt. 


Frau Gundermann: Ne geschultere Fachkraft. Ähm, in unserem Spezial-, speziellen 
Fall dadurch, dass [...] noch mal ne erfahrenere Fachkraft, die ein anderes Blickfeld 
() noch mal drauf'hat, das Ganze. Für mich ist sie jemand, wo ich mich rückversichern 
kann und, ähm, die meine Entscheidung unterstützt oder die mir dann auch gegebe- 
nenfalls sagt: "Mh, ich würde das anders machen." (I: Mhm.) Aber das ist auch bezo- 
gen, personenbezogen. Wie gestern schon gesagt, als, äh, Herr (Krahmer) das gemacht 
hat, wars dann wirklich cher so böser Bulle, (I: Mhm, mhm.) lieber Bulle. Was auch 
funktioniert hat auf eine andere Art und Weise. Also sie macht das auch, sie kann das 
auch. Bei bestimmten Familien strikte Auflagen erteilen, wo wir dann als Sozialarbei- 
ter dann hingehen und die prüfen (.) im Nachhinein und dann eine Aussage auf unserer 
Grundlage schaffen. (I: Mhm.) Da haben wir natürlich einen anderen Standpunkt. 
Wenn sie sagt: "Okay. Jetzt so isses.", und wir haben bei manchen Familien noch ein 
anderes, ich nenns mal Druckmittel. Wenn wir sagen: "Okay, so. Es läuft nicht mehr. 
Dann müssen wir jetzt den Kinderschutz einschalten." [ASD Fachkraft] 


Für Frau Gundermann steht hingegen die Beteiligung des Kinderschutzbeauftrag- 
ten für eine fachliche Unterstützung. Er verfügt über erlerntes Fachwissen (»ge- 
schult«) als auch über angeeignete Erfahrungen (»erfahrenere!® Fachkraft«) im 
Umgang mit Kindeswohlgefährdungen, womit sich auch das »Blickfeld« auf das 
»Ganze« vergrößern kann. Sie beschreibt die sich dadurch etablierte Arbeitstei- 
lung in der überaus punitiven Chiffre »böser Bulle« - »lieber Bulle«, womit sie 
auch den übergeordneten Kontrollimpetus der Verdachtsabklärung begrifflich ze- 
mentiert. Inhaltlich besteht der Aussage nach nämlich auch die Möglichkeit, den 
Kinderschutzbeauftragten als Druckmittel zur Auflagenerteilung »einzuschalten«, 
der sowohl Arbeitsaufträge und Erledigungsfristen vorgibt. Ihre eigene Beteili- 
gung konzentriert sich anschließend lediglich darauf, »hinzugehen« und die Erle- 
digung der Auflagen im »Nachhinein zu prüfen«. Auch wenn Frau Gundermann 





153 Der Terminus „erfahrene Fachkraft“ bezieht sich aber auch explizit auf $8a SGB VIII: Für eine 
Gefährdungseinschätzung soll eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ hinzugezogen werden. 
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in dieser Äußerungseinheit die Gefährdungslagen nicht näher expliziert, die auch 
zum Einsatz des Kinderschutzbeauftragten führen, lässt sich zumindest gedanken- 
experimentell schlussfolgern, dass auch die hier angesprochenen gemeinsamen 
Kinderschutzeinsätze unter dem Vorzeichen einer grundsätzlichen Grenzfallbear- 
beitung stehen. 

Aufschlussreich für die Arbeitsteilung der Verdachtsabklärung ist anschlie- 
Bend der Hinweis auf die »Aussage auf unserer Grundlage«, die die Mitwirkungs- 
bereitschaft der Eltern auch im Hinblick auf ein mögliches späteres Eingreifen 
festhalten. Auflagen hätten in diesem Verständnis das Ziel, den Kontakt zur Fa- 
milie so zu dokumentieren, dass auch Gefährdungshinweise in Verlaufskurvenge- 
stalten über ihre Folgsamkeiten, gewissermaßen in eine Geschichte der Jugend- 
amtszusammenarbeit (siehe dazu auch das Konzept der Vorgeschichte in Kapitel 
6.1.2) umgedeutet werden können. 

»Wenn nichts mehr läuft«, wenn also keine Mitwirkung von Seiten der Fa- 
milie mehr zu erwarten ist, kann sie den Kinderschutzbeauftragten »einschalten«, 
bei einer anschließenden Mitarbeit scheinbar wieder ausschalten. Auch auf der 
Grundlage dieser semantischen Struktur ist der Kinderschutzbeauftragte Reprä- 
sentant von Gefährdungsschwellen, Grenzwertzuschreibungen sowie Agent in- 
strumenteller Gesprächsführungen. 


Herr Kahlert: Klar, es ist ja so, da sind ja klare Vereinbarungen getroffen. Ich geb mal 
ein Beispiel, äh, selbst die SPFH hat, selbst die, äh, also diese Familienhelferinnen 
haben auch auf den Kinderschutzbeauftragten entsprechend ja zurückgegriffen. Das 
heißt, wenn (es zum Beispiel eine kritische Situation in der Familie gab), ist der Kin- 
derschutzbeauftragte direkt durch die SPFH zum Beispiel (involviert/informiert) wor- 
den und dann ebend halt mit vor Ort gegangen. Und jetzt will ick euch mal zwei Bei- 
spiele nennen, die einfach wirklich nachhaltig sind. Äh, wir hatten ne Familie, da ist 
seit zirka vier, zwei Jahren ne SPFH drin jewesen und es waren immer so, wat heute 
sehr oft ist, Vermüllungstendenzen. Sechs Kinder mit im Haushalt, äh, und, ähm, ja, 
man, kam man an den Punkt, wo einfach kaum noch was ging. Also das ist wirklich 
so, ähm, ich bin dann hinzugezogen worden. Bin vor Ort gegangen. Ähm, hab dann 
wirklich ganz klar gesagt, was los ist, was müssen, was muss hier getan werden (?) 
Wie sollte das aussehen (?) Wir haben seitdem und da ist mittlerweile über ein hal-, 
über ein halbes Jahr vergangen, wirklich keine Meldungen. Die SPFH kommt jetzt 
vor Ort und in dem einen Fall ist es wirklich so, dass das Jugendamt aufn normalen 
Level gehalten wird und natürlich, die Frage ist, äh, es wird natürlich zum Teil schon 
durch die Kollegen mal gesagt, na, soll ich dem Kinderschutzbeauftragten wieder Be- 
scheid sagen (?). [Kinderschutzbeauftragter] 
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In der Schilderung von Herrn Kahlert, dem zum Interviewzeitpunkt zuständigen 
Kinderschutzbeauftragten, fällt insbesondere die Kombination aus langfristiger 
Gefährdungsperspektive, spezifischer Gefährdungslage und festgefahrener Abklä- 
rungsprozesse auf. Eine erfolgreich Verdachtsabklärung bedeutet hiernach, die 
Beteiligung der Eltern soweit „hochzufahren“ (auf ein entsprechendes »Level«), 
um kontrafaktisch die Gefährdung soweit zurückzufahren, sodass sie keine Mel- 
deschwellen mehr überspringt. Oder einfacher und überspitzt formuliert: Solange 
es im Amt ruhig bleibt, ist in diesem Verständnis auch der Kinderschutz bzw. der 
Kinderschutzbeauftragte erfolgreich. 

Erst eine erneute Gefährdungsmeldung würde auch den Kinderschutz in Per- 
son des Kinderschutzbeauftragten aktivieren. Nicht nur die reaktive Bearbeitungs- 
struktur zeigt sich in dieser Äußerung besonders prägnant, sondern auch das 
schwellenbezogene Abklärungsverhalten, was im niedrigschwelligen Gefähr- 
dungsbereich (bspw. »Vermüllungstendenzen«) repetitive Züge trägt und sich 
grundsätzlich in einer abwartende Haltung niederschlägt. 

Die analysierten Sequenzen und Sprachregelungen deuten im Hinblick auf 
die institutionelle Rahmung von Abklärungsperspektiven mehrere Aspekte an: Ei- 
nerseits wird deutlich, dass sich auch das Abklärungsverhalten an Grenz- und 
Schwellensemantiken orientiert und das berufliche Handeln in den Kontext eines 
möglichen oder nötigen Eingriffs stellt. Unterhalb des Eingriffs, im Horizont von 
Hilfebeziehung und Mitwirkung, zeigt sich auf sprachlicher Ebene eine beruflich 
gestützte Verantwortungsübernahme. Steigt das Gefährdungsniveau an, steht auch 
die Abklärung unter dem Vorzeichen der Beteiligung spezialisierter Kinderschutz- 
dienste, die zur Gesprächsöffnung von Familien beitragen sollen. In den Abklä- 
rungsprozessen zeigt sich daher grundlegend eine institutionell organisierte Spe- 
zialisierung der Kinderschutzverantwortung. 

Der zur Abklärung eingesetzte Kinderschutzbeauftragte ist dabei nicht nur 
Repräsentant sozialer Kontrollhandlungen, sondern übernimmt unter konzeptio- 
nellen Gesichtspunkten jene beruflichen Scharnierfunktionen, die sich im Zusam- 
menhang von Gefährdungsschwellen und Verantwortungsübernahmen ergeben. 
Strukturell eröffnet das „Einschalten“ des Kinderschutzes die Möglichkeit, Fami- 
lien zur Mitarbeit „zu motivieren“. Diese Organisationsvorkehrung erzeugt dann 
auch eine Arbeitsteilung, die widersprüchliche Handlungsanforderungen in eine 
institutionelle Differenz von Hilfe- und Kontrollbeziehungen überführt und statt 
generalisierter beruflicher Verantwortungsübernahmen zu spezialisierten Abklä- 
rungszuständigkeiten führt. 
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6.3.2 Abklärungsbeziehungen als »Gesprächsöffner« 


Stehen Mitwirkung und Auflagenerteilung mit oder ohne Kinderschutzbeauftrag- 
ten für Handlungsmöglichkeiten, Verdachtsfälle jugendamtsintern zu bearbeiten, 
lassen sich auch externe Kooperationsanforderungen bei Abklärungshandlungen 
als Ausdruck und Ziel von »Gesprächsöffnung« beschreiben. Auch nach außen 
und in andere Berufswelten gerichtete Abklärungshandlungen hätten dann zum 
Ziel, Familien im Verdachtsfall zum Reden zu bringen oder mindestens eine Mit- 
arbeit an entsprechenden Abklärungshandlungen zu erzeugen, wie auch die an- 
schließenden Schilderungen zeigen können. 


Frau Suter: Wobei ich aber insgesamt sagen muss, also ich hab in meiner bisherigen 
Laufbahn, äh, die Polizei bisher ganz wenig gebraucht. (I: Mhm.) Also ich musste se 
eigentlich (I: Ja, ja.) nie, nie rufen, um, um mit ner Familie auch reden zu können oder 
die Kinder sehen zu können. Also kenne ich eigentlich nicht. (I: Ja.) Ich kenns nur 
eben aus dieser wirklich einen oder aus zwei Situationen, wo Polizei mit involviert, 
involviert waren. Wo es konkret eben darum geht den Schutz des Kindes sicher zu 
stellen indem Moment, äh, dass es eben dann zur Inobhutnahme kommen konnte bzw. 
wo wir uns selber auch absichern mussten. Wo der, die Familie massiv gedroht hat, 
ja, gegen uns vorzugehen und ansonsten hab ichs immer aktuell mit der Frau (V.) 
erlebt, wo die junge Mutti uns nicht rein gelassen hat. Wo sichs dann aber entspannt 
hat nachdem die Polizei da war und wir das Kind in Augenschein nehmen konnten 
und weiteres och absprechen konnten und die Familie da och gegangen ist. (I: 
Mhmhm.) Also ich hab die Polizei bisher (I: ((lacht)) (.) nicht gebraucht. [ASD Fach- 
kraft] 


Frau Suter reduziert beispielsweise die Beteiligung der Polizei auf den Status eines 
Werkzeugs, das aber und entgegen der Überzeugung von Polizeiangehörigen nicht 
die Öffnung von Gefährdungsräumen, sondern die Gesprächsöffnung mit der be- 
troffenen Familie garantieren soll. Sie musste sie »eigentlich nie rufen«, um mit 
der Familie »zu reden«, oder um sich »Kinder anzusehen«. Die Polizeibeteiligung 
schafft hiernach die Voraussetzung zur Durchsetzung ihrer Zuständigkeit auch im 
Hinblick auf eine entsprechende Gefahrenabsicherung. Die eigentlichen sozialar- 
beiterischen Arbeitsaufträge blieben hingegen von der Polizeitätigkeit im Prozess 
der Verdachtsabklärung der Aussage nach unberührt. 

Aufschlussreich ist dabei nicht nur die Herabstufung der Polizei auf ein In- 
strument der Zugangssicherung und persönlichen Absicherung, sondern auch die 
Sinntransformation der Abklärungsmaßnahme in den Horizont der Gesprächsöff- 
nung. Auch der Einsatz der Polizei steht damit begrifflich unter dem Vorzeichen 
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der Herstellung von Mitwirkung unter der Bedingung einer mehr oder minder ver- 
weigerten Kontaktschließung. 


Frau Suter: Das ist auch so ein Schutzraum für die Kinder, Abklärungsraum (I: Ja.), 
wo ma auch einfach dann noch mal Zeit hat, äh, mit den Eltern zu arbeiten, zu gucken 
und zu besprechen wie kanns weiter gehen (?) (I: Mhm.) Äh, was sicherlich ganz 
förderlich ist. Wobeis aber andererseits auch wieder schwierig ist, ähm, ja, sofern 
wirklich, ähm, der, der, dieser Misshandlungsvorwurf sich auch bestätigt und wo EI- 
tern ja dann auch erst mal nicht in die Klinik dürfen, ne (?). [ASD Fachkraft] 


Frau Gundermann: Also das ist der gute Wille der Ärzte. (I: Mhm.) Es ist so, die 
meisten, wenn wir jetzt sagen: "Okay. Wir brauchen jetzt vielleicht noch ein, zwei 
Tage, um das zu klären, aber dann haben wir wirklich ne Perspektive, die für alle gut 
ist.", (I: Ja.) kann man gucken, ob man (redet) mit den Eltern. Aber darauf können wir 
uns nicht verlassen. (I: Mhmhm.) Aber es klappt eigentlich recht gut. (I: Ja.) Dass man 
das abspricht. Auch so mit den Entlassungsdaten. Das bekommen wir dann richtig 
zuverlässig damit wir auch für unsere Arbeit dann auch eine Zeitschiene festlegen 
können. [ASD Fachkraft] 


Kontrastiv zur Polizeibeteiligung steht die Inanspruchnahme medizinischer 
Dienste und die geschilderte Möglichkeit zur stationären Aufnahme von Kindern 
und Jugendlichen für weitere Abklärungen auch für zuständigkeitsrelevante 
Grenzverwischungen. Dennoch -— und das verbindet die Polizei und Medizin aus 
Perspektive der Fachkräfte der Sozialen Arbeit konzeptionell — stehen auch diese 
Abklärungsbeziehungen unter dem Vorzeichen einer initialen Gesprächsöffnung. 
Nicht nur aus Gründen medizinischer Diagnostik ist eine Zusammenarbeit mit Kli- 
niken und Fachärzten daher angezeigt, sondern auch aus Gründen der Öffnung von 
Familien bzw. einer erhofften Kontaktschließung, wie die Schilderungen andeu- 
ten. Die stationäre Aufnahme lässt sich dann sowohl als »Schutzraum« für Kinder, 
aber auch als »Abklärungsraum« für Fachkräfte der Jugendhilfe nutzbar machen. 
Die Klinik ist in diesem Zusammenhang ein geeigneter Ort für Abklärungsgesprä- 
che, wenn auch auf dem Terrain der Medizin. 

Aufschlussreich an der Schilderung von Frau Suter ist jedoch der enge Fokus 
der Abklärung auf die anschließende Perspektivenklärung (»wie kanns weiterge- 
hen«), die auch die Gesprächsöffnung auf Folgehandlungen weiter Maßnahmen 
einengt. Das klärende Gespräch mit der Familie stünde dann nicht für das Einholen 
und Erheben weiterer Familien- oder Gefährdungsinformationen oder einer dar- 
über hinausweisenden Bedarfsfeststellung von Erziehungshilfen, sondern einseitig 
für die Wahl und Organisation jugendamtlicher Folgehandlungen. 
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Werden für weitere Abklärungen Gefährdungsfälle zeitlich und räumlich in 
den Verantwortungsbereich der Klinik überwiesen, stehen auch die dort stattfin- 
denden Abklärungsgespräche unter ärztlichen Zuständigkeitsansprüchen. »Zuver- 
lässig« und planbar ist die Arbeitsbeziehung zum Krankenhaus daher nur im Hin- 
blick auf Informationsweitergaben im Zusammenhang mit anstehenden Entlassun- 
gen. In Zeitfristen der stationären Aufnahme steht die Zusammenarbeit hingegen 
unter dem Vorzeichen informeller Absprachen und persönlicher Kontakte, die 
kehrseitig auch die Verantwortung der Medizin innerhalb der Krankenhausorga- 
nisation betonen. 


Frau Suter: Na Reibungspunkte höchstens in, in, in dem Ablauf. In der Organisation. 
(I: Ja.) Aber nicht jetzt, äh, massiv, was wirklich Meinungsverschiedenheiten anbe- 
langt, äh, wie weiter mit dem Kind zu verfahren ist, ne (?) (I: Mhmhm.) Es gab si- 
cherlich mal, ähm, ja, Dinge wo wir halt, äh, die Familie zur, zu dem Arzt geschickt 
hat, um eben, äh, bestimmte Sachen abklären zu lassen, äh, wo sich dann der Arzt 
moniert hat, dass wa nicht im Vorfeld selber das Gespräch mit dem Arzt gesucht ha- 
ben und informiert haben, dass wir diese Familie schicken. Also das ist mehr so orga- 
nisatorische Abläufe und Informationen (I: Mhmhm.), aber jetzt nicht, äim. [ASD 
Fachkraft] 


Frau Kreuzner: Mh, mh, äh. Schutz des Kindes. Also wie kann dieser gelingende 
Schutz des Kindes aussehen (?) (Laut Gesetz haben wir ja das Kind zu schützen.) Das 
ist ja unser aller Auftrag. Sowohl Ärzte als auch wir, ähm, und dann eben wie implizit 
muss das sein (?) Wie kann son, son Schutz aussehen (?) Muss der innerhalb, kann 
der innerhalb der Familie gewährleistet werden (?) Muss der außerhalb der Familie 
gewährleistet werden (?) Ähm, ich hab so das Gefühl, dass manche Ärzte nicht wis- 
sen, was wir alles für, äh, eine breite Palette an Möglichkeiten haben. Sondern, also 
hört man ja oft: "Welche Hilfen gibts (?) Heim, Pflegefamilie, Punkt." [ASD Fach- 
kraft] 


Auffällig an der Schilderung von Frau Suter ist nicht nur die Fortschreibung orga- 
nisierter Verdachtsabklärung mit der Medizin, in der auch problematische Arbeits- 
beziehungen verankert sein können, sondern auch die prononcierte Maßnah- 
menorientierung, bei der sich anschließende »Meinungsverschiedenheiten« erge- 
ben können. Berufliche Konflikte liegen nämlich, wie auch beteiligte Ärzte beto- 
nen, in der Aushandlung weiterer Behandlungsmaßnahmen (siehe Kapitel 5.3.4). 

Für die vorgelagerten Handlungsschritte der Verdachtsbildung und Ver- 
dachtsartikulation lassen sich keine ähnlichen Grenzkonflikte zwischen Vertretern 
von Medizin und Sozialer Arbeit nachweisen. Erst Verdachtsabklärungen (»wie 
weiter mit dem Kind verfahren«) erzeugen auf sprachlicher Ebene die angedeute- 
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ten beruflichen Zuständigkeitskonflikte. Konzeptionell und mit Blick auf die Ver- 
antwortungszuschreibung der Fachkräfte gesehen, bleibt der Grenzübertritt der 
Ärzte in das Feld der Jugendhilfe in Behandlungsarenen daher nicht unbemerkt 
bzw. unkommentiert. 

Auch Frau Kreuzner reflektiert die unterschiedlichen Perspektiven der Kin- 
derschutzarbeit zwischen medizinischem Personal und Fachkräften der Jugend- 
hilfe. Unterhalb eines gesetzlichen Arbeitsauftrags lassen sich durchaus Unter- 
schiede im jeweiligen beruflichen Ansatz finden. Auch ihre Stellungnahme, die 
das Handlungsrepertoire der Sozialen Arbeit der ärztlichen Perspektive gegen- 
überstellt, orientiert sich an amtsförmigen Maßnahmendifferenzen. 

Fallbeteiligte Ärzte hätten keinen Einblick in ihre Angebotspalette und die 
dahinterliegenden Entscheidungsketten und würden zudem allzu schnell Hilfen 
außerhalb des Elternhauses favorisieren. Derartige berufliche Grenzkonflikte be- 
ziehen sich auf die Organisationsprinzipien und Vergabepraktiken von Maßnah- 
men zur Verdachtsabklärung. Zugespitzt formuliert: Für die Abgrenzung zu be- 
nachbarten Berufsgruppen verweisen Berufsangehörige der Sozialen Arbeit auf 
ihre organisational abgesicherten Eingriffsbefugnisse. 

In den zur Sprache gebrachten Abklärungshandlungen betonen Fachkräfte 
der Sozialen Arbeit zunächst ihre Möglichkeiten zur Gesprächsöffnung mit ihren 
Klienten. Aber auch außerhalb eigenverantwortlicher Gesprächsführungen zielen 
ihre Arbeitsbeziehungen auf die Herstellung familialer Beteiligung und Mitwir- 
kung. Innerhalb dieser Abklärungsbeziehungen verkürzt sich ihre Beteiligung je- 
doch auf eine scheinbar diagnostisch nicht eigenständig abgesicherte Maßnahme- 
und Perspektivenklärung. Eigenverantwortliches Abklärungshandeln bezicht sich 
der Sprachgestalt nach auf unterschwellige Verdachtsabklärungen. In jenen Ge- 
fährdungsbereichen lassen sich sowohl die Mitarbeit von Familien beruflich orga- 
nisieren als auch ein klarer Arbeitsauftrag an die Fachkräfte, nämlich den der Ge- 
sprächsführung, artikulieren. 

Oberhalb gedanklich gezogener Gefährdungsschwellen nimmt demgegen- 
über nicht nur die Gesprächsbereitschaft von Familien ab, sondern auch die Be- 
reitschaft der Fachkräfte, sich solchen Abklärungsgesprächen überhaupt zu stel- 
len. An die Stelle einer in unterschwelligen Bereichen wirksamen Verantwor- 
tungsübernahme tritt im Fall gefährdungsbezogener Grenzwertüberschreitungen 
auch eine zwischenberufliche Externalisierung von Verantwortung. Die abschlie- 
Bende Konzeptbildung verdeutlicht dazu den sprachlich gesteuerten Zusammen- 
hang von Gefährdungsgrenzen und beruflicher Verantwortung. 
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6.3.3 Gefährdungsgrenzen und Verantwortungsgrenzen 
jugendamtlicher Abklärungen 


Die Bereitschaft, Gefährdungsfälle anderen beruflichen Systemen zuzuführen, 
steigt entsprechend ihrer Gefährdungsintensitäten und des erwarteten Eskalations- 
niveaus. Im Horizont einer als Schwellenproblem typisierten Kindeswohlgefähr- 
dung intensivieren sich oberhalb jugendamtlich indizierter Grenzwerte auch Ar- 
beitsbeziehungen zu benachbarten Berufsgruppen, unterhalb von Gefährdungs- 
grenzen nehmen hingegen Eigenverantwortung und Zuständigkeitssicherungen 
zu. 


Frau Steger: Na klar kann ma och jetzt an-an Meldungen äh festmachen. Zum Beispiel 
ne Meldung äh ne Schule, das Kind ist ähm immer beunruhigt, wenns schlechte Zen- 
surn bekommt. (I: Hmh.) Dann scheints zu Hause Ärger zu haben, wir machen uns 
um die Entwicklung des Kindes große Sorgen, das Jugendamt sollte mal schaun. Das 
is für mich n Sachverhalt, wo ich äh vorsichtig mich rantaste und nicht mit der Axt 
(1) im Walde um mich rumschlage. Da werdn äh (1) ja Termine in der Schule verein- 
bart, Gespräche in der Schule geführt, den Elternteil zum Beispiel eingeladen, um da 
einfach zu gucken, was ist hier los. Denn es is ja genau so ne Kindeswohlgefährdungs- 
mitteilungen wie zum Beispiel ne andre Sache, wenn der Kindergarten anruft und uns 
ne Mitteilung macht, wir ham heute den Paul aufgenommen und der is übersät mit 
blauen Flecken. (1) Da ist gar keine Diskussion, dann sieht man zu, dass man n Fahr- 
zeug bekommt, dass man dort hingeht und dass man sich die Situation vor Ort an- 
schaut. Gegebenenfalls die Elternteile mit heran zieht, dort gleich schaut, was ist hier 
los, was hat das Elternteil zu sagen. Und dann die Entscheidung zu treffen hat. (I: 
Hmh.) Konsultation dor Ärzte. (I: Hmh.) Schutzmaßnahme einleiten. Also ich denk, 
dass sind so die zwei Extreme, die hier auftauchen können, was bei mir latent und 
akut ähm (.) zu hinterfragen ist und zu handeln wäre. [ASD Fachkraft] 


Frau Steger differenziert der Aussage nach ihr Abklärungsverhalten entlang von 
Gefährdungsintensitäten, die sie über zwei jugendamtstypische Gefährdungsbe- 
schreibungen abruft. Auf der einen Seite stehen Meldungen, in der Kindeswohl- 
gefährdungen relativ diffus in Erscheinung treten, wofür die Bezeichnungen »be- 
unruhigt«, »Ärger« und »Sorgen« stehen. Im Gegenhorizont stehen indes Meldun- 
gen, die mit ihrer Sichtbarkeit auch eine andere berufliche Zuständigkeit nahe le- 
gen. 

Die »blauen Flecke« markieren scheinbar vorgezeichnete Handlungspläne, 
die »Anschauen«, »Eltern heranziehen« und ärztliche Abklärungen (»Konsulta- 
tion«) sowie ggfs. das Einleiten von Schutzmaßnahmen nach sich ziehen. Auffäl- 
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lig und aufschlussreich an dieser Gegenüberstellung abklärungsbezogener Ext- 
rempositionen ist die Kombination aus einer besonderen Sichtbarkeit von Gefähr- 
dungen und einer Zuschreibung beruflicher Zuständigkeit. Insbesondere für den 
diffusen bzw. den Bereich latenter Gefährdungen beansprucht Frau Steger auch 
eigene Verantwortung. Sie muss hier nicht nur mit Blick auf die weiteren Schritte 
selbstständig aktiv werden (was sich auch am „Ich-Bezug“ »für mich«, »wo ich« 
niederschlägt), sondern sich auch für einen angemessenen Handlungsplan ent- 
scheiden (»herantasten« vs. »rumschlagen«). Im Handlungsfeld unterschwelliger 
Gefährdungen stehen ihr dafür der Aussage nach auch alternative Abklärungs- 
schritte zur Verfügung. Im Kontrast dazu rückt die körperliche Gefährdungsspur, 
für die der »blaue Fleck« paradigmatisch steht, ein schematisiertes Abklärungs- 
verfahren in den Mittelpunkt, das sie über die Chiffre »keine Diskussion« einführt. 
Auf semantischer Ebene stehen sich beide Handlungspläne wiederum durch Dif- 
ferenzen der Gesprächsbereitschaft gegenüber, bzw. ihrer Bereitschaft, die Per- 
spektiven beteiligter Familienmitglieder in ihre Verdachtsarbeit einzubeziehen. 

Konzeptionell und mit Blick auf die Zuständigkeitsstruktur reformuliert: 
Körperliche Gefährdungsspuren stehen für ein gedankliches Überschreiten von 
Gefährdungsschwellen und für eine sprachlich präsentierte Externalisierung von 
Verantwortung. Dem eindeutigen Verdachtsanzeichen (»blauer Fleck«) korres- 
pondieren unabweisbare ärztliche Zuständigkeiten. Unterhalb von Gefährdungs- 
schwellen, in Bereichen diffuser Gefährdungsanzeichen, erhöhen sich nicht nur 
wechselseitige Bereitschaften zur Gesprächsöffnung und Fallbeteiligung, sondern 
auch der Anspruch auf eine eigenverantwortliche Verdachtsabklärung. 


Herr Kahlert: Und gerade bei sexuellem Missbrauch und so weiter ziehen wir sie mit 
hinzu, da gibts für uns überhaupt keene Diskussionen und wenn jetzt Kinder als wirk- 
lich entsprechend misshandelt sind, die Dokumentation überlassen wir dann schon 
den Fachleuten in [Klinik Ort]. [...] Wir kriegen da eine Rückinfo. Und wir, wenn wir 
hier, wie gesagt, den Verdacht haben, wo wir sagen es reicht nicht aus Türen klingeln, 
dann gehen wir nach [Klinik Ort]. [Kinderschutzbeauftragter] 


Auch Herr Kahlert thematisiert den Zusammenhang zwischen Missbrauchsfall 
und ärztlicher Zuständigkeit über seine Gesprächsbereitschaft (»keine Diskus- 
sion«). Aufschlussreich ist dabei nicht nur die relative Sprachlosigkeit des Jugend- 
amts in scheinbar eindeutigen Fällen des sexuellen Missbrauchs, sondern auch die 
Aufgabenzuschreibung, die im Anschluss daraus hervorgeht. Denn im Fall des 
Verdachts auf sexuellen Missbrauch - der in der Schilderung sprachlich bereits als 
ein faktischer Missbrauchsfall präsentiert wird — würde es nicht ausreichen, in ei- 
gener Zuständigkeit an »Türen zu klingeln«, sondern die Überweisung in eine spe- 
zialisierte Kinderschutzeinrichtung grundsätzlich nahe liegen. Einerseits steht das 
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»Klingeln an Türen« der Bedeutung nach für ein Abwerten der eigenen Abklä- 
rungsmöglichkeiten, anderseits aber und inhaltlich betrachtet auch für eine Ge- 
sprächsbeteiligung verdächtiger Familienangehöriger. Überschreitet der Verdacht 
den Grenzwert der Gefährdung, intensiviert sich nicht der Kontakt zu verdächtigen 
Familien, sondern der Kontakt zu angrenzenden Diagnoseinstanzen, wir der hier 
ausgewiesenen Kinderschutzambulanz. 


Frau Suter: Mh, zur weiteren, äh, Diagnostik (I: Ja.) und Feststellung, inwieweit das 
jetzt Fremdeinwirkung war oder nicht. (I: Ja.) Oder inwieweit keine weitere, ähm, 
Unterbringung von der gesundheitlichen Seite her erforderlich war. (I: Ja.) Da wurden 
se dann überwiegend in Obhut genommen (I: Mhmhm.) und in Pflegestellen unterge- 
bracht. [ASD Fachkraft] 


Kontrastiv zur reinen Meldebeziehung der Polizei und ebenso in Abgrenzung zur 
ärztlichen Mitbestimmung in Abklärungs- und Behandlungsarenen, stehen die hier 
geschilderten Abklärungsbeziehungen für einen spezifisch diagnostischen Koope- 
rationszusammenhang. Kooperationsdruck und Abstimmungsbedarf mit angren- 
zenden Berufsgruppen steigen bei grenzwertüberschreitenden Verdachtsfällen er- 
heblich an. Die von der Sozialen Arbeit eingerichteten Diagnosearenen Zielen auf 
eine verbindliche Fallklärung, auch wenn dafür berufsfremdes Wissen in ihre Ab- 
klärungsprozesse integriert werden muss. 

Sozialpädagogische Diagnosen scheinen hierfür keine Aufklärungskraft zu 
besitzen. Denn die auf der Basis medizinischer Diagnostik herbeigeführte Ver- 
dachtsbeurteilung scheint auch ihr anschließendes Abklärungshandeln maßgeb- 
lich zu bestimmen. Sollte sich der Gefährdungsverdacht medizinisch bestätigen, 
wäre auch die Eingriffsmaßnahme (»Inobhutnahme«,) für sie eine logische Folge- 
handlung. Weil sich die ärztliche Abklärung lediglich auf medizinische Ursa- 
chenklärung beziehen kann und kein sozialpädagogisches Prognoseurteil über- 
nimmt, käme die aus der medizinischen Diagnostik abgeleitete Eingriffshandlung 
des Jugendamts einer absichernden Anerkennung berufsfremder Kompetenzen 
gleich. 

Hinter der Anfrage nach einer ärztlichen Arbeitsbeteiligung stehen daher 
auch Ratifikationen ihrer Expertenkompetenzen und die Anerkennung ihrer Gut- 
achterfunktionen. Auch wenn die Inobhutnahme sich als kurzfristige Schutzmaß- 
nahmen versteht, unterstreicht ihre Äußerung die Übernahme ärztlicher Problem- 
beschreibungen zur Absicherung eigener Interventionsabsichten. Oder konzeptio- 
nell zusammengefasst: den Kurzschluss von ärztlicher Diagnostik und Jugend- 
amtsintervention. 
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6.3.4 Zwischenbetrachtung: die Verdachtsabklärung der Sozialen Arbeit 


Für Arbeitsbeziehungen zwischen Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe und an- 
grenzenden Berufssystemen zeichnen sich kontrastiv zu Polizei und Medizin 
schwellen- und grenzwertbezogene Zuständigkeiten ab. 

Stehen Verdachtsabklärungen, die sich auf Fallkonstitutionen niedrigschwel- 
liger Gefährdungslagen beziehen, auch für beruflich strukturierte Verantwor- 
tungsübernahmen, die darauf abzielen, Gefährdungen situationsbezogen zu be- 
grenzen und unter Eingriffsschwellen abzusenken, stehen grenzwertüberschrei- 
tende Fallkonstitutionen in einer semantischen Relation zur fallunspezifischen 
Eingriffsmotivation. Innerhalb dieses Spannungsfeldes bewegen sich auch ihre 
Fachlichkeitsüberzeugungen und gedankliche Grenzlinien der Arbeitsteilung. 

Mitwirkung und Gesprächsöffnungen erzeugen auf semantischer Ebene eine 
Thematisierungslinie der Hilfebeziehung, die sich als wiederkehrende Abklä- 
rungshandlungen auszeichnen. In diesen semantischen Feldern lässt sich durchaus 
eigenverantwortliches und beruflich strukturiertes Handeln nachweisen. Abklä- 
rungsmaßnahmen latenter Gefährdungslagen sind daher auch mit entsprechenden 
beruflichen Zuständigkeitsansprüchen versehen. 

Das Überschreiten von Grenzwerten erzeugt demgegenüber nicht nur ver- 
schärfte Unsicherheiten, sondern auch risikoentlastende Verantwortungsdelegati- 
onen an vermeintlich spezialisierte(re) Kinderschutzinstitutionen. Abklärungs- 
handlungen mit Gefährdungsintensitäten kognitiv zu verbinden, verstärkt auch 
den Eindruck einer besonderen Maßnahmeorientierung sozialpädagogischer Per- 
spektiven. Eigenverantwortliches Handeln reduziert sich bei Grenzwertübertre- 
tungen dann auf die Planung, Vermittlung, Koordinierung und Durchsetzung fach- 
fremd mitgesteuerter Interventionsmaßnahmen. 





7 »Fallkontrastierung«: die Verdachtsarbeit im 
Berufsvergleich 


Im folgenden Kapitel werden die aus den empirischen Rekonstruktionen gewon- 
nenen Kontraste beruflicher Verdachtsarbeit vergleichend gegenübergestellt. Das 
Kapitel zielt darauf ab, die hintergründig mitgedachte Komparation der analysier- 
ten Berufsgruppen nun explizit auszubreiten. Die Darstellung folgt dabei dem 
Handlungsschema der Verdachtsarbeit als Bewegung zwischen Verdachtsbildung, 
Verdachtsartikulation und Verdachtsabklärung und den im jeweiligen Handlungs- 
schritt herausgearbeiteten Kontrastdimensionen. Mit der anschließenden Konzept- 
bildung verdichten sich die Analysen der im Beruf gebrauchten Sprachregelungen 
bei Kindeswohlgefährdung zu einer konzeptionellen Gesamtdarstellung. 


7.1 Zugänge, Wahrnehmungen und persönliche Intuition 


Kontrastierungen im Handlungsschritt der Verdachtsbildung markieren unter- 
schiedliche Zugänge von Berufsgruppen, sich Gefährdungsfällen anzunähern. 
Grenzregulierung, Aufmerksamkeitsstruktur und affektive Beteiligung bilden da- 
bei sprachlich eingelassene Vergleichsdimensionen gefährdungsbezogener Zu- 
gangsstrukturen. Insofern Verdachtsbearbeitungen vor dem Problem unfreiwilli- 
ger Kontaktschließungen stehen, geben diese Kontrastdimensionen Aufschluss 
über Struktur, Modus und Motivation kinderschutzsensibler Informationsgewin- 
nung. 

Professionelle Berufsgruppen stehen, insbesondere im Rückblick auf profes- 
sionssoziologische Überzeugungen, als Vermittler im Spannungsfeld öffentlicher 
und privater Ansprüche. Sie besitzen Sonderrechte, Grenzen zu Privatsphären 
auch fallbezogen zu überwinden und Einblicke in geschützte private Lebensberei- 
che zu gewinnen. Grundsätzlich lassen sich auch die hier gegenübergestellten Be- 
rufsgruppen nach ihren Zugangschancen unterscheiden und danach, welchen Fo- 
kus und welche Reichweite ihre Inblicknahmen dabei aufweisen. 
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Grenzregulierungen zu familialen Lebenswelten stehen für gesellschaftlich 
anerkannte Weisen, auf Basis beruflicher Lizenzen sich Zugänge zu Verdachts- 
hinweisen zu verschaffen. Für Kinderschutzambitionen bilden sie ein Fundament 
und Vorbedingung zur Verdachtsbildung. Gefährdungsinformationen stehen 
ebenso in der Spannung von Authentizität und Täuschung und bedürfen daher ei- 
ner besonderen Wahrheits- und Glaubwürdigkeitsprüfung. Welche Relevanzstruk- 
turen dabei wahrnehmunsgsleitend wirken, zeigt sich in Abstufungen aufmerksam- 
keitserzeugender Glaubwürdigkeitszonen. Affektive Rahmungen stehen letztlich 
für verdachtsspezifische Perspektivenöffnungen, die auch eine Korrektur etablier- 
ter Denk- und Deutungsgewohnheiten notwendig machen. 

Verdachtsbildungen, die sich auf räumliche Ordnungen beziehen, lassen sich 
im Sprachgebrauch von Polizeiangehörigen nachweisen. Kindeswohlgefährdun- 
gen, die sich dementsprechend auf Raumsemantiken konzentrieren und hinter 
»verschlossenen Türen« abspielen, erzeugen besondere Grenzbarrieren zu famili- 
alen Lebenswelten. »Wohnräume« demarkieren hier nicht nur kinderschutzspezi- 
fische Einsatzorte, sondern auch rechtliche Zugangsbarrieren der Gefährdungs- 
wahrnehmung. Wohnungszutritte verlangen dann besondere Legitimationen, die 
bei Verdachtshinweisen meist außerhalb beruflicher Primärzuständigkeiten 
(»häusliche Gewalt«, »Körperverletzung« oder »Ruhestörung«) liegen und Kin- 
derschutzaktivitäten strukturell an den Rand ihrer Arbeitsaufgaben drängen. 

Gefährdungsräume eignen sich auch zur Authentifizierung von Gefährdungs- 
spuren und erzeugen Öffentliche und private Aufmerksamkeitszonen. »Straßen« 
und »Wohnungen« stehen nicht nur für entgegengesetzte Raumwahrnehmungen, 
sondern für Räume, die Gefährdungshinweise mit Wahrheitsansprüchen versehen. 
Werden eigene Beobachtungen »auf der Straße« aufgrund ihrer Sichtbarkeit als 
authentische Verdachtsspuren eingestuft, erzeugen herangetragene, auf den 
»Wohnraum« bezogene Meldungen generalisierte Glaubwürdigkeitskonflikte. 
Kinderschutzaktivitäten lassen sich maßgeblich dem Wohnraum zuschreiben und 
der Zugang zum Wohnraum als zentrales Handlungsproblem ausweisen. 
Verdachtsbildungen im Modus wohnräumlicher Observationen versuchen affek- 
tive Beziehungselemente auf Distanz zu bringen und Kontaktschließungen mit Fa- 
milien zu neutralisieren. Intuition und gefühlte Verdächtigungen werden dabei auf 
den Status von Störgrößen zurückgestuft. Distanzierungen ergeben sich aus Ver- 
dachtsbildungsroutinen und wechselseitigen Misstrauensbekundungen. 

Gefährdungskörper, bzw. der Blick auf sie als Symptomträger, gelten als me- 
dizinische Äquivalente beruflicher Informationszugänge. Sie stehen analog zu Ge- 
fährdungsräumen für Grenzziehungen individueller Intimitätszonen, aber auch für 
weitgehend barrierefreie ärztliche Verdachtsbildungen. Einbestellungen, Behand- 
lungsnotwendigkeiten und die Sorge um die kindliche Integrität motivieren nicht 
nur Arztbesuche, sondern gelten grundsätzlich als geschützte Formen beruflicher 
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Kontaktschließung, die nachträglich auch Prozesse der Verdachtsbildung in Gang 
bringen können. Kontrastiv zur räumlichen Verdachtsordnungen vollzieht sich die 
Kontaktschließung auf dem Feld der Medizin an spezifisch alltagsfremden Orten. 
Formalen Raumbarrieren stehen medizinische Schutzräume gegenüber, die auch 
medizinische Berufsvertreter von Alltagsdeutungen und ihren diffusen Ansprü- 
chen befreien. 

Ärztliche Aufmerksamkeiten richten sich demnach auf jene Gefährdungsspu- 
ren, die Glaubwürdigkeitskonflikte zwischen »Verletzungen« und »Gefährdun- 
gen« erzeugen können. Passungsverhältnisse von Körperspuren und zugehörige 
Verletzungsgeschichten bilden Anlässe zur Authentifizierung von Gefährdungs- 
hinweisen. Statt auferlegter Observationen und der Überprüfung von Gefähr- 
dungsspuren folgt der Verdacht hier eigenmotivierten Introspektionen, die sich um 
die Differenz von »Gefährdung« und »Verletzung« organisieren. Stehen sich Ver- 
letzung und Gefährdung als gleichwertige Perspektiven im Status legitimer Ar- 
beitshypothesen gegenüber, sinkt auch die Wahrscheinlichkeit generalisierender 
Anschuldigungen und Verdächtigungen. 

Introspektionen verlangen nach besonderer Körpernähe, aber auch nach ent- 
sprechender Distanzierung von vorgetäuschten Verletzungen. Während Polizeian- 
gehörige Affekte als Störgröße vermeintlich objektiverer Beobachtungen auszu- 
grenzen versuchen, basieren ärztliche Verdachtsbildungsprozesse auf einer in den 
»Arztkörper« hineinverlagerten gedanklichen Annäherung an Gefährdungsspu- 
ren. Verdachtsbildungen gelten dann nicht als Deutungs- und Handlungsroutinen, 
sondern als Fallbearbeitungen unter erhöhter persönlicher Wachsamkeit bzw. als 
krisenträchtige »Entdeckungen«. 

Gefährdungsgeschichten bilden den Ausgangspunkt sozialpädagogischer 
Verdächtigungen und einen Fixpunkt, um von einem narrativen Gefährdungsver- 
ständnis auszugehen. Einblicke in familiale Lebens- und Gefährdungswelten sind 
nicht nur von umfangreichen Meldebeziehungen abhängig, sondern erst durch ent- 
sprechende Perspektivenübernahmen überhaupt möglich. Positionierungen und 
ein generatives Gefährdungsverständnis bilden dabei Vorbedingungen zur Einbet- 
tung singulärer Gefährdungsspuren. Auch die eingebettete Gefährdungsgeschichte 
versteht sich als ein Äquivalent zur Überwindung von Familiengrenzen. 
Gegenüber Observationen und Introspektionen stützt sich die Wahrheitsprüfung 
gemeldeter Gefährdungshinweise auf zurückschauende Retentionen. Im Organi- 
sationsgedächtnis abgelagerte Bekanntheitsordnungen bilden Grundlagen zur Au- 
thentifizierung von Gefährdungsspuren. 

Raumordnungen (»Wohnung« kontra »Straße«), Körper- und ihre Symptom- 
ordnungen (»Verletzung« kontra »Gefährdung«) sowie pädagogische Bezie- 
hungs- und Bekanntheitsordnungen (»bekannt« vs. »unbekannt«) bilden Glaub- 
würdigkeitsdifferenzen ihrer Verdächtigungen. 
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Auch das Sicherheitsempfinden pädagogischer Fachkräfte stützt sich auf 
diese Bekanntheitsordnung. Können Vorgeschichten zu Verdachtshinweisen her- 
angezogen werden, erhöht sich auch ihr Sicherheitsempfinden grundlegend. Neue, 
bisher unbekannte Informationen lassen hingegen ihr Unsicherheitsempfinden 
steigen und Absicherungshandlungen notwendig werden. An die Stelle einer aus 
Organisationserfahrungen abgeleiteten Sicherheit tritt das Eindämmen von Unsi- 
cherheiten durch Organisationsverfahren. 

Gefährdungsräume lassen sich in den Grenzen rechtlicher Zulässigkeiten be- 
treten und Verdachtshinweise auf Gefährdungshandlungen nur beiläufig wahrneh- 
men. Ärztliche Verdächtigungen benötigen hingegen persönliche Wachsamkeit 
und geschützte Patientenkontakte. Verdächtigungen im Feld der Sozialen Arbeit 
stützen sich auf übermittelte Gefährdungsgeschichten sowie auf organisierte Ver- 
dachtsbildungen, die gemeldete Verdächtigungen auf ihre Vorgeschichte hin ab- 
prüfen (siehe Tabelle 3). 














Polizei Medizin Soziale Arbeit 
Rechtlich Beruflich Organisational 
Grenzregulierung beschränkter zugänglicher Ge- | vermittelte Gefähr- 
Gefährdungsraum fährdungskörper dungsgeschichten 
. ö Retention von 
Aufmerksamkeits- OS N END DORIS »bekannten« und 
»Straße« und »Verletzung« und 
struktur £ »unbekannten« 
»Wohnung« »Gefährdung« : 
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ö Affekte als Affekte als Affekte in 
Affektive 1 ar EL EI 
Rahmung Störgröße Perspektivenöffner | Organisationsver- 
ausschalten dosieren fahren überführen 
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Verdachtsbildung Beiläufig Eigenmotiviert Organisiert 











Tab. 3: Kontraste der Verdachtsbildung zwischen Polizei, Ärzten und Soziale 
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7.2 Kognitionen, Reflexionen und Normierungen 


Die auf Einzelbeobachtungen beruhende gefühlte Verdächtigung nötigt in beruf- 
lichen Bearbeitungsvorgängen zur wissensförmigen Beurteilung. Das dem Ver- 
dacht eingeschriebene normierte Misstrauen muss sich in sprachlichen Strukturen 
und der Anwendung von Verdachts- und Urteilskategorien entsprechend artiku- 
lieren, um Verdachtshinweise bearbeitungsfähig zu halten. 

Verdachtsrahmen verweisen im Kontext beruflicher Wissensanwendungen 
auf die Organisation von Erfahrung und Erfahrungsbildung, die einen spezifischen 
»Erkenntnis, Deutungs- und Handlungsstil« (Goffman 1980) auch in Kinder- 
schutzurteilen nach sich ziehen. Semantische Strukturen sowie ihre inneren Diffe- 
renzierungen geben Aufschluss über die im Verdachtsfall wirksame Problemnor- 
mierung. Je differenzierter diese Normierungen ausfallen, desto unwahrscheinli- 
cher sind auch generalisierte Anschuldigungen. Je näher sie hingen dem All- 
tagsverständnis stehen, desto undifferenzierter auch ihr Verdachtsurteil. Berufli- 
che Schlussfolgerungen bilden Scharniere zwischen Gefährdungshinweisen und 
beruflichen Verdachtsurteilen, insofern sie Verfahrensroutinen in Frage stellen 
und Fallorientierungen abstützen können. 

So stark Wohnräume Grenzbarrieren bilden, so eindeutig sind die im Wohn- 
raum gewonnenen Verdachtshinweise einzuschätzen. Persönliche Bewertungen 
und alltägliche Erfahrungen sprechen die Sprache oberflächlicher Verdachtsrah- 
mungen. Normalitätskonstruktionen, die darüber hinaus als Legitimationsgrund- 
lage herangezogen werden, erzeugen dichotome Abweichungsargumentationen, 
die den Gefährdungsverdacht um die Differenz von »normal« und »nicht-normal« 
gruppieren. Erfahrungen, die sich auf Einschätzungen zur Lebensführung richten, 
stehen nicht nur außerhalb beruflicher Wissensstrukturen, sondern dienen dazu, 
fachliche Widerstände und externe Kritik umfassend abzuschirmen. Offensichtli- 
che Verdachts- und Gefährdungslagen nötigen nicht nur zum Auslassen kognitiver 
Anstrengungen, sondern begrenzen auch die berufliche Kinderschutzverantwor- 
tung. Eine Orientierung an Verfahrensvorschriften lässt Fragen zur fachlichen Ein- 
schätzungen gar nicht erst aufkommen, sondern stellt den Handlungsvollzug und 
die Durchsetzung formaler Arbeitsabläufe in den Mittelpunkt der Verdachtsbeur- 
teilung. 

Verdachtsartikulationen medizinischer Fachpersonen benötigen klinische Er- 
fahrungsaufschichtungen. Klinisches Fall- und Gefährdungswissen aktiviert nicht 
nur den Verdachtsrahmen Kindeswohlgefährdung, sondern fungiert auch als 
Chiffre, Risiken und Unsicherheiten im Verdachtsurteil zu reduzieren. Treffsi- 
chere Beurteilungen steigen bei zunehmender Fallerfahrung. Zur klinischen Er- 
fahrung tritt auch eine fachliche Orientierung, die sich im Kinderschutz auf Krank- 
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heitsbilder und klinisch-pathologische Diagnosemanuale stützen kann. Akutmedi- 
zinische Einschätzungen (»Schütteltrauma« oder »Misshandlungsätiologien«), 
aber auch gefährdungspräventive Diagnosekategorien (»Gedeihstörung« oder 
»emotionale Vernachlässigung«) bilden fachliche Hintergründe ihrer Verdachts- 
argumentationen. Stehen akutmedizinische Diagnosen für das Sichtbarmachen 
von Gefährdungen und der Erwägung konkreter Behandlungsmaßnahmen, stehen 
präventive Diagnostiken für Entwicklungsbeeinträchtigungen, denen mit ärztlich 
verschriebenen Verhaltensregulierungen entgegengewirkt werden kann. Akutme- 
dizinische und präventive Diagnosesysteme sprechen für eine Allokation medizi- 
nischer Gefährdungseinschätzungen im Umgang mit Verdächtigungen. 

»Persönlichen Erfahrungen« von Polizeiangehörigen und »klinischen Erfah- 
rungen« ärztlicher Fachvertreter steht eine »allgemeine Berufserfahrung« sozial- 
pädagogischer Fachkräfte gegenüber. Sie bezieht ihre Aufklärungskraft aus der 
Berufszugehörigkeit zur Sozialen Arbeit, die sich anschließend auf ihre Verant- 
wortungsübernahmen im Kinderschutz auswirkt. Mit Zunahme der Berufserfah- 
rung steigen auch fachlich vertretbare Verantwortungsübernahmen. Bei abneh- 
mender Berufserfahrung sinkt hingegen die Bereitschaft, fachliche Risiken zu 
übernehmen. Sprachlich zusammengeschlossen sind beide Rahmungen durch den 
Topos einer allgemeinen Eingriffserzählung. Verdachtskategorien und Interventi- 
onsabsichten werden hier gedanklich zusammengeschlossen. Gefährdungen zu 
beurteilen, bedeutet demnach über Zeitpunkte des Eingriffs zu entscheiden. Inso- 
fern stehen ihre Bewertungskategorien für eingriffsbezogene Entscheidungskate- 
gorien. Zwischen den Begriffen »Vernachlässigung« und »Misshandlung«, »la- 
tenten« oder »akuten« Gefährdungen, »drinnen« und »draußen« stehen hand- 
lungslogisch Entscheidungskalkulationen. 

In der Polizeiarbeit sind Verdachtsurteile über persönliches Ermessen und 
Verwaltungsvorgänge kurzgeschlossen; im Sprachgebrauch der Sozialen Arbeit 
werden sie als Entscheidungskategorien des Folgehandelns interpretiert. Tendiert 
die Polizeiarbeit in Richtung einer Verdachtsgeneralisierung auf der Basis von 
Normalitätskonstruktionen, muss über Einsatz und Dosierung von Schlussfolge- 
rungen in der ärztlichen Verdachtsarbeit fallweise entschieden werden. In der So- 
zialen Arbeit überkreuzen sich Verwaltungsnormierung und berufliche Schluss- 
folgerungen. Verdächtigungen verlangen einerseits nach Reflexionen, um Kinder- 
schutzverfahren in Gang zu bringen, gleichwohl werden die Leitplanken formali- 
sierten Entscheidungshandelns zumeist nicht überschritten. Reflexive Bewertun- 
gen basieren auf der Übernahme einer Entscheidungssprache und nicht auf einer 
vorgeschalteten Fachgrundlage. 

Verdachtsartikulationen der Polizei folgen dem Modus offensichtlicher Ge- 
fährdung, der persönliche Urteile und formale Handlungsvollzüge kombiniert. 
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Ärzte und medizinische Fachkräfte sprechen hingegen von verdeckten Gefährdun- 
gen, für die klinische Erfahrungen und fachliche Diagnosen notwendig werden. 
Im Feld der Sozialen Arbeit lassen sich Verdächtigungen als berufsförmig regu- 
lierte Entscheidungsprobleme verstehen (siehe Tabelle 4). 














Polizei Medizin Soziale Arbeit 
Lebenserfahrung 
und Klinische Allgemeine 
NEE persönliche Erfahrung Berufserfahrung 
Werturteile 
Problem- Vollzugs- : Eingriffs- 
A £ Fachnormierung i 
normierung normierung normierung 
Peulele Gefühlte Persönliche Entscheidungs- 
Schluss- Be 
fi Verdächtigung Kompetenz handeln 
olgerungen 
Modus der Ver- Offensichtliche Verdeckte Gefährdung als 
dachtsartikulation Gefährdung Gefährdung Entscheidung 











Tab. 4: Kontraste der Verdachtsartikulation zwischen Polizei, Ärzten und Soziale 
Arbeit 
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Prozesse der Verdachtsabklärung informieren darüber, ob und inwiefern Ver- 
dächtigungen als bearbeitbar gelten und auf welcher Basis und mit welchen Kon- 
sequenzen Berufsangehörige angrenzender Arbeitswelten sich in Abklärungspro- 
zessen begegnen. Im Kontrast zu affektiven Rahmungen von Verdachtsbildungen 
(Informationszugang) und reflexiv organisierten Verdachtsartikulationen (Infor- 
mationsverarbeitung) stehen Abklärungsprozesse für die interaktiv-prozessuale 
Seite der Verdachtsbearbeitung. 

Insofern berufliche Mittel selten ausreichen, einen Verdachtsfall eigenständig 
zu bearbeiten, tendieren auch Abklärungen von Gefährdungssituationen dahin, be- 
nachbarte Berufsgruppen in gemeinsame »Arbeitsbögen« einzubinden. In wel- 
chem Geflecht aus eigenen Handlungsmöglichkeiten, beruflichen Überschneidun- 
gen, und gerichteter Einflussnahme sich Akteure als Repräsentanten ihrer Berufs- 
welt begegnen, verdeutlichen die Kontrastdimensionen Zuständigkeitsauffassung, 
Verantwortungsübernahme und Arbeitsteilung. 
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Gefährdungsräume bilden Einsatzorte polizeilicher Abklärungsmaßnahmen. 
Einerseits, weil sie helfen polizeiliche Zuständigkeiten herzustellen, andererseits, 
weil sie Arbeitsaufträgen mit Abklärungspartnern einen Handlungsrahmen geben. 
Sind Gefährdungslagen gefährlichen Wohnräumen zuzurechnen, können Polizei- 
angehörige selten mit eigenständigen Abklärungsmaßnahmen das Kindeswohl 
schützen. Raumgefahren gelten als chronifizierte Gefährdungslagen, für deren Be- 
arbeitung sie keine Behandlungsmandate besitzen. Erstbearbeitungen von Krisen- 
interventionen, die »Türen öffnen«, »Anwesenheitskontrollen« und »Deplatzie- 
rungshandlungen« einschließen können, begrenzen ihre Eingriffsmöglichkeiten 
und ihre fallsteuernden Einflussnahmen. Formale Zutrittsrechte und fehlende Ein- 
griffsbefugnisse zu Wohnräumen lassen Kooperationszusammenhänge zur Sozia- 
len Arbeit im Modus von Meldearenen entstehen. 

Abklärungshandlungen stehen dabei nicht nur für Verflechtungen sektorisier- 
ter Behördenstrukturen, sondern auch für eine Abklärungsordnung konsekutiv zu- 
ständiger Verwaltungseinheiten. Meldebeziehungen verstehen sich dabei als fall- 
unspezifische Absicherungsbemühungen, bei denen Polizeiangehörige ihren Sta- 
tus als Zuarbeiter ohne Entscheidungsverantwortung reproduzieren. Die Herabstu- 
fung ihrer Abklärungsarbeit zur Hilfstätigkeit ist gleichermaßen mit einer in Rich- 
tung Soziale Arbeit zielenden Verantwortungszuschreibung verbunden. 

Kontrastiv zu diesen Zuständigkeitsbegrenzungen stehen medizinische Ab- 
klärungshandlung für ein berufliches Anrecht zur fallbezogenen Fallsteuerung. 
»Überweisungen arrangieren«, »Beobachtungen organisieren« und »Maßnahmen 
installieren« bilden sprachliche Korrelate, Verdachtshinweise auf der Basis ärztli- 
cher Behandlungsmandate zu prozessieren. Überweisungen machen Verdachts- 
fälle im Medizinsystem anschlussfähig und verpflichten innerhalb der Netz- 
werkstrukturen Abklärungspartner auf gemeinsame Kinderschutzüberzeugungen. 

Überweisungsnetzwerke eröffnen Möglichkeiten, Verdächtigungen in medi- 
zinische Handlungs- und Begründungszusammenhänge zu überführen. Gegenüber 
Familienangehörigen erzeugen Behandlungsarenen Folgsamkeit und Mitwirkung 
auch unter der Bedingung zumindest latenter Verdächtigungen. Wenn Behand- 
lungsnotwendigkeiten und Gefährdungswirklichkeiten gleichermaßen medizini- 
sche Abklärungshandlungen motivieren, müssen Verdächtigungen gegenüber Fa- 
milienangehörigen nicht offen kommuniziert werden. Hierin dokumentiert sich 
nicht zuletzt auch eine kinderschutzbezogene berufliche Internalisierung von Ver- 
antwortung. 

Abstimmungsprozesse und Kooperationsdruck nehmen erst dort zu, wo ärzt- 
liche Behandlungsmandate an räumliche (»Haushalt« kontra »Klinik«), sachliche 
(»Vergaben von Hilfemaßnahmen«) oder zeitliche (»Entlassung«) Grenzen sto- 
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ßen. Stehen polizeiliche Informationsweitergaben für fallunspezifische Sicher- 
heitsüberlegungen, eröffnen medizinische Abklärungsvorgänge Chancen auf zwi- 
schenprofessionelle Einflussnahmen. 

Gegenüber der Sozialen Arbeit dokumentiert die Abklärungsordnung zwi- 
schenprofessionelle Tauschbeziehungen. Patienteninformationen und Gefähr- 
dungshinweise anderen Berufssystemen (insbesondere der Jugendhilfe) zugäng- 
lich zu machen, eröffnet Aushandlungsspielräume über Mitsprachemöglichkeiten 
geeigneter Interventionsmaßnahmen. Gegenüber einer formalen Aufgabenerledi- 
gung (im Fall der Polizei) stehen medizinische Abklärungsbeziehungen für simul- 
tane Bearbeitungsvorgänge und ärztliche Entscheidungsbeteiligung. 

Unbehandelbaren Gefährdungen oder fallspezifische Verdachtsabklärungen 
lassen sich in der Sozialen Arbeit situative Gefährdungsbegrenzungen gegenüber- 
stellen. Abklärungshandlungen sind hier nicht gänzlich unwirksam, noch führen 
sie zu einer restlosen Gefährdungsaufklärung. Gefährdungslagen lassen sich in 
Ausmaß und Intensität regulieren, wenn man sie als Schwellenzustand gedanklich 
fixiert. 

Bei Grenzwertunterschreitungen werden Ansprüche beruflicher Verantwor- 
tung hervorgehoben, die sich in Sprachbildern von Gesprächsführung und Mitwir- 
kung (»Gespräche führen«, »Familien öffnen«) manifestieren. Kindeswohlgefähr- 
dung mit Abklärungsmaßnahmen unter Eingriffsschwellen zu halten, wird hier zur 
zentralen Aufgabenstellung. Oberhalb von Grenzwertzuschreibungen steigen auch 
Abhängigkeiten und Kooperationsnotwendigkeiten zu benachbarten Abklärungs- 
partnern. »Verwahrlosung« und »Misshandlung« repräsentieren auf sprachlicher 
Ebene jene verdachtsbezogenen Grenzwertregulierungen. Unterschwellige Abklä- 
rungen fördern eine Haltung an Unterstützung und Hilfeleistung. Überschreitun- 
gen stehen für Kontroll- und Strafbarrieren, die auf eine externe diagnostische 
Verankerung des eigenen Verdachts abzielen. Gefährdungsgrenzen und Verant- 
wortungsgrenzen verschränken sich in diesen gedanklichen Zusammenhängen, 
weil massive Gefährdungen zumeist auf externe Verdachtsbegutachtungen her- 
auslaufen. In solchen Diagnosearenen stehen für Fachkräfte der Sozialen Dienste 
Organisation und Koordination von Abklärungshandlungen im Vordergrund und 
keine sozialpädagogische Fallauslegung. 

Sozialpädagogische Koordinierungsaufgaben stehen Orientierungen an kon- 
sekutiven oder simultanen Abklärungsprozessen gegenüber, auch wenn diese nur 
geringe Eigenständigkeit aufweisen (siehe Tabelle 5). 
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Polizei Medizin Soziale Arbeit 
Chronifizierte Behandelbare DESTERZDAE 
Behandelbarkeit i i Gefährdungs- 
Gefährdungslagen Verdachtsfälle B 
bereiche 
Externalisierung Internalisierung SPERREN 
grenzen als 
Verantwortung von von ernsorinde- 
Verantwortung Verantwortung 5 
grenzen 
Arbeitet Informations- Entscheidungs- Maßnahmen- 
ee bereitstellung beteiligung koordination 
Zusammenarbeit In Meldearenen Rd, In Diagnosearenen 











Tab. 5: Kontraste der Verdachtsabklärung zwischen Polizei, Ärzten und Soziale 
Arbeit 


7.4 Die »kulturellen Themen« beruflicher Verdachtsarbeit 


Folgt man der methodischen Ausgangsüberlegung, dernach semantische Texturen 
kognitive Orientierungen einschließen, die sich auch in beruflichen Feldern und 
Berufskulturen in Begriffssystemen materialisieren, lassen sich im Gebrauch von 
Kindeswohlsemantiken berufliche Kinderschutzorientierungen ablesen. Die Be- 
wältigung von Handlungsproblemen führt entsprechend methodologischer Voran- 
nahmen zu differenzierten Sprachregelungen. 

Kindeswohlverdächtigungen stehen im Polizeikontext für ein Problem der 
Zugangssicherung zu Gefährdungsräumen. Handlungslogisch werden Prozesse 
informationsgewinnender Verdachtsbildungen im Begriffsinventar hervorgeho- 
ben. Bereits bei Verdachtsbildungen ist mit formalen Zugangsbeschränkungen zu 
rechnen. Verdachtseinschätzungen als auch nachgeordnete Abklärungsmaßnah- 
men sind auf das berufliche Zugangsproblem und auf seine Raumordnung zurück- 
zuführen. Kindeswohlgefährdungen sind in den Sprachstrukturen von Raumse- 
mantiken durchzogen, die auf das im Kinderschutz wirksame Zugangsproblem zu 
Gefährdungsräumen hinweisen. 
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Ärztliche Verdächtigungen fokussieren das Erkennungsproblem von Gefähr- 
dungen. Treffsichere Verdachtsurteile bilden dabei zentrale Handlungsanforde- 
rungen. Sie stehen als Mittler zwischen gesicherten Informationszugängen und 
praktischen Abklärungsmaßnahmen. Ihre Sprachregelungen tendieren darin, einen 
Gefährdungsverdacht auch ohne äußerlichen Anlass zu identifizieren und zur Ab- 
klärung weitere Schritte einzuleiten. Denkprozesse der Verdachtsartikulation ste- 
hen hiernach im Aufmerksamkeitszentrum ihrer Sprachorganisation. 

Verdachtsabklärungen und die damit semantisch verbundenen Eingriffs- 
handlungen werden im Sprachgebrauch der Sozialen Arbeit hervorgehoben. Ver- 
dachtsurteile und Verdachtsbildungen stehen vor Problemen der Interventionspla- 
nung und bilden gedankliche Ableitungen von Abklärungshandlungen. Insofern 
Fachkräfte der Jugendhilfe Verdachtssituationen über Eingriffsimpulse regulieren, 
steht auch ihr Handeln zuerst vor der Herausforderung, Abklärungs- und Eingriffs- 
handlungen zu planen und zu koordinieren. 

Berufliche Leitorientierungen lassen sich auf die Handlungsfolge von Ver- 
dachtsabläufen und als spezifische Handlungs- und Aufgabenschwerpunkte über- 
tragen. Ob als Zugangsproblem der Verdachtsbildung, Erkennungsproblem der 
Verdachtsbeurteilung oder Handlungsproblem der Verdachtsabklärung, diese 
Herausforderungen liegen in semantischen Feldern von Verdacht und Verdächti- 


gung. 





8 Ergebnissicherung und 
professionssoziologische Reflexionen 


Der vorangegangene Berufsvergleich soll mit professionssoziologischen Überle- 
gungen an ein vorläufiges Ende kommen. In den abschließenden Betrachtungen 
werden die gewonnenen Befunde auf der Basis professionssoziologischer Refle- 
xionen gesichert und über den Handlungskontext Kinderschutz hinaus eingeord- 
net. Erst am Ende empirischer Forschungsabsichten zeigt sich der Ertrag rekon- 
struktiver Mühen. Galt es zunächst entlang verdachtsbezogener Arbeitsformen das 
Handlungsfeld Kinderschutz aufzuschließen, und den Umgang mit Verdächtigun- 
gen als Basis des Berufsvergleichs auszumachen, lassen sich die bereits dargestell- 
ten Ergebnisse mit weitergehenden professionstheoretischen Argumentationen 
verbinden. Auch in den folgenden Überlegungen spielen berufliche Platzierungen 
und an normativen Erwägungen ausgerichtete Professionskriterien eine unterge- 
ordnete Bedeutung. Es steht, wie im Gesamtzusammenhang der vorliegenden Ar- 
beit mehrfach betont wurde, die Aufklärung praktischer Arbeitszusammenhänge 
angrenzender Berufsgruppen in grenzüberschreitenden Themen- und Handlungs- 
feldern im Mittelpunkt. 

Jede hier angesprochene Berufsgruppe, die Medizin, die Soziale Arbeit, aber 
auch die Polizei kann auf eine sozialwissenschaftlich geprägte, nicht immer klar 
disziplinär abgrenzbare Berufs-und Professionsforschung zurückblicken. Auch 
wenn die Einordnung der Befundlage im Folgenden aufgrund der interdisziplinä- 
ren Grundausrichtung lediglich stichwortartig erfolgen kann und mit kursorischen 
Annäherungen an teilweise komplexe disziplinäre Argumentationen auskommen 
muss, eröffnet der empirische Vergleichshorizont die Chance, die soziologisch 
aufgeworfene Professionsfrage in einem immanenten Kontrastierungsrahmen zu 
beantworten. Die im Folgenden angesprochenen Dimensionen von Professionali- 
tät und Profession verstehen sich im Kontext dieser Argumentation als berufsüber- 
greifend theoretisierte jedoch berufsspezifisch strukturierte Querschnittsmotive 
der Professionsforschung. 

Berufliche Zuständigkeiten, Wissensordnungen, Organisationsprinzipien 
und Arbeitsbeziehungen bilden professionssoziologische Kontrastdimensionen, 
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die über das in der empirischen Studie rekonstruierte Handlungsfeld des Kinder- 
schutzes und die hier analysierten Berufsgruppen hinausweisen. 


8.1 Kinderschutz zwischen beruflicher Geschlossenheit und 
Sonderzuständigkeit 


Institutionelle Zuständigkeiten bilden äußere Absicherungen und insofern das 
Grundgerüst autonomer Berufsausübungen. Berufswelten und ihre gemeinsamen 
Überzeugungen erzeugen Schutzräume gegen fachfremde Eingriffe und konsoli- 
dieren in Abgrenzung zu ihren Umwelten disziplinäre Handlungs- und Argumen- 
tationszusammenhänge. Selbstkontrollen bilden fachliche Begrenzungen dieser 
Leitorientierungen und befördern die professionsweite Geltung ihrer Grundüber- 
zeugung. 

Als Standardreferenz von Professionen wird insbesondere in der ärztlichen 
Berufsausübung auf Autonomieansprüche im Schutz institutioneller Sicherungen 
hingewiesen. Berufliche Homogenitätsvorstellungen und institutionelle Geschlos- 
senheit verwiesen hier wechselseitig aufeinander. In der Handlungspraxis doku- 
mentiert sich der Anspruch auf autonome Berufsausübung in medizinischen Diag- 
nose- und Behandlungszusammenhängen, die praktische Tätigkeiten in Fallbe- 
züge ärztlicher Bearbeitungsmandate überführen. Ansprüche auf eine Krankheits- 
bewältigung bilden die Grundlage, sich gegenüber benachbarten Berufsgruppen 
als „Leitprofession“ (Stichweh 1996: 61) auszuweisen, Arbeitsabläufe in und zwi- 
schen mitbeteiligten Berufsakteuren festzulegen und den Status mitarbeitender 
Berufe vorzugeben (vgl. Abbott 1981; Atkinson 1995; Freidson 1997; Strauss u.a. 
1963, 1997). Auch wenn diese Einschätzungen nicht unumstritten bleiben und ak- 
tuell mit Gegentendenzen zu rechnen ist (vgl. Bollinger und Hohl 1981, Bollinger 
und Gerlach 2008, Lützenkirchen 2004), bildet der Arztberuf im Hinblick auf in- 
stitutionelle Zuständigkeitssicherungen oftmals Ausgangs- und Endpunkt profes- 
sionstheoretischer Reflexionen (vgl. Vogd 2002a; 2004; 2006). 

Der Polizei gelänge es demgegenüber nicht, ihre Reihen zu schließen und 
eine berufliche Einheitsvorstellung nach außen zu kommunizieren. Sie agiere da- 
für zu stark in rechtlichen und organisationalen Abhängigkeiten. Ihre fehlende be- 
rufliche Geschlossenheit würde daher auch professionssoziologische Reflexio- 
nen's* erheblich erschweren (vgl. Möller 2010; Behr 2000, 2006; Groß und 





154 Ohlemacher (2003) begründet den Mangel an professionssoziologischen Analysen mit ihrer ge- 
ringen praktischen Verwertbarkeit für die konkrete Polizeiarbeit. In der Polizeiforschung würden 
Studien für, aber nicht über die Polizei dominieren, was bereits als Indiz für starke Grenz- und 
Barrierebildungen der Polizeiorganisation gelesen werden kann. 
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Schmidt 2011; Alpheis 1992)'°°, Zwar kann beispielsweise der Einsatz des Ge- 
waltmonopols exklusive Anrechte der Polizeiorganisation kenntlich machen, die 
auch auf berufliche Überzeugungen zurückwirken (vgl. Christe-Zeyse 2006), al- 
lerdings führen diese Sonderrechte ihr Handeln regelmäßig zurück in formalisierte 
Arbeitskontexte (vgl. Behr 2006; Dold 2010). In weniger formalen Arbeitszusam- 
menhängen mangelt es ihren Berufsangehörigen demgegenüber an lizenzierten 
Eingriffsbefugnissen und an einer entsprechenden beruflichen Mandatierung (vgl. 
Winter 1998). Insofern verwundert es nicht, dass Handlungsfelder mit größeren 
Hilfeanteilen Überschneidungen und Konflikte zu angrenzenden Berufsgruppen 
erzeugen, aber auch Inkonsistenzen ihrer beruflichen Selbstbeschreibung nach 
sich ziehen (vgl. Feltes 1990, 2003, 2010; Möller 2010a; Stüwe und Obermann 
1998; Simon 1999). 

Die Organisationseinbettung sozialer Dienstleistungen bildet in der Sozialen 
Arbeit ein Grundmotiv ihres Professionalisierungsdefizits und erzeuge im Hin- 
blick auf exklusive Zuständigkeiten Einschränkungen autonomer Berufsausübun- 
gen (vgl. Thole und Polutta 2011; Combe und Helsper 1996; Heiner 2004; Nadai 
u.a. 2005; Thieme 2013)'5°, Grundüberzeugungen zur beruflichen Hilfeleistung 
und organisationale Lizenzierungen für Kontrollhandlung erzeugen berufliche 
Unvereinbarkeiten und den Ausgangspunkt für schwierige Prozesse ihrer Profes- 
sionalisierung (vgl. Toren 1969; Böhnisch und Lösch 1973; Oevermann 1996; vgl. 
Merten 1997: 149ff., Dewe 2013; Köngeter 2009). Die organisationale Bedingt- 
heit schaffe zwar die Voraussetzungen, an unterschiedlichen Berufsfeldern und 
ihre Institutionen anzudocken, führe aber zumeist zur Unterordnung der Sozialen 
Arbeit unter Organisationsroutinen und Handlungszwänge dominanter Berufs- 
gruppen (vgl. Bommes und Scherr 1996; Baecker 1994; Kurtz 2004; Fuchs und 
Schneider 1995: 210ff.) bzw. zur einseitigen Übernahme organisational vorgege- 
bener Koordinierungsfunktionen (vgl. Abbott 1995; Luhmann und Schorr 1999: 
66). 





155 Die Polizeiforschung konzentriert sich auf einzelne Tätigkeitsfelder (wie Strafverfolgung oder Ge- 
fahrenabwehr) oder Organisationseinheiten (wie Schutz- und Kriminalpolizei) (vgl. Asmus 2011: 
20). 

156 Insbesondere die 1980er und 1990er Jahre standen unter dem Vorzeichen einer umfassenden Pro- 
fessionalisierungsdebatte in der Sozialen Arbeit (vgl. Gross 1985; Olk 1986; Sahle 1987; Gilde- 
meister 1992; Dewe u.a. 1992; Combe und Helsper 1996; Merten 1997). Aktuell beschäftigen sich 
nur wenige Beiträge mit soziologischen Fundierungen ihrer Professionalisierung (vgl. Becker- 
Lenz u.a. 2009, 2011; Becker-Lenz und Müller 2009). Aber auch im Feld der Sozialen Arbeit gibt 
es theoretische Weiterentwicklungen des Professionsbegriffs (Dewe und Otto 2002, Dewe 2013; 
Köngeter 2009, 2013; Becker-Lenz u.a. 2015). 
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»Kinderschutz als Reflexionsgegenstand beruflicher 
Zuständigkeitsansprüche« 


Fallbezogene Arbeits- und Deutungszusammenhänge lassen sich in einem thera- 
pienahen Verständnis ärztlicher Kinderschutzarbeit nachweisen. Diagnose- und 
Behandlungszusammenhänge stehen für Zuständigkeitssicherungen ärztlicher Be- 
handlungsmandate. Kinderschutzaufgaben lassen sich auf der Basis fallbezogener 
Handlungsrahmen in medizinische Zuständigkeiten hineinholen, aber auch auf- 
grund der medizinalen Rahmensetzung disziplinär gegenüber Außenseitern ab- 
schirmen. Berufliche Selbstwirksamkeitsüberzeugungen sind dann nicht nur ide- 
ologischen Einstellungen zur generellen Bedeutung von Kinderschutzaufgaben, 
sondern Ergebnis erfolgreicher Fallbearbeitungen. 

Kooperationen zur Sozialen Arbeit begrenzen dann nicht eigene Zuständig- 
keiten, sondern eröffnen Chancen gerichteter Einflussnahmen auf anstehende Be- 
handlungsmaßnahmen. Auch wenn diese Einflusschancen nicht grenzenlos sind 
und sich in Verhandlungen mit Fachkräften der Jugendhilfe bewähren müssen, 
zeigen ihre Steuerungsabsichten Zuständigkeitsansprüche auch in fremden Ar- 
beitskontexten. Es überrascht also nicht, dass der Einbezug der Sozialen Arbeit 
ihre Fallverantwortung nicht auslöscht. Berufliche Verantwortung endet nicht an 
sachlichen und formalen Zuständigkeitsgrenzen. Fallbezogene Behandlungsan- 
sichten stehen für autonome Arbeitsvollzüge und eine Ausweitung medizinischer 
Zuständigkeitsansprüche. 

Tätigkeitsbezogene Verantwortungsübernahmen konzentrieren sich demge- 
genüber auf eine formale und sachgerechte Aufgabenerfüllung, wie sie in der Po- 
lizeipraxis besonders sichtbar werden. Einsatzgeschehen und Gefahrenabwehr bil- 
den eine Rahmenordnung zur Legitimation von Erstinterventionen. Insofern sich 
Erstbearbeitungen im Kinderschutz auf vielfältige wohnräumliche Gefährdungs- 
lagen beziehen können, unterliegen sie keinen ärztlich vergleichbaren inhaltlichen 
Beschränkungen. Formaler Handlungsrahmen und reaktive Fallbearbeitung ver- 
größern kinderschutzbezogene Aufgabenstellungen. 

Eine auf Eingriffslizenzen basierende Zuständigkeitsordnung betrachtet Ko- 
operationen als Orte von Verantwortungsübergaben bzw. als Ineinandergreifen 
konsekutiver Interventionsmöglichkeiten. Insbesondere Meldebeziehungen, die 
im Kinderschutz zum Jugendamt eingegangen werden, sollen berufsübergreifende 
Interventionsvollzüge sicherstellen. Ärztlichen Gesamthandlungsplänen stehen in 
der Polizeiarbeit tätigkeitsbezogene über Eingriffslizenzen geordnete Zuständig- 
keitsgrenzen gegenüber. 

Das Entscheidungsmandat der Sozialen Arbeit zeigt sich als eine Verschrän- 
kung von Fallzuständigkeit und rechtlicher Mitverantwortung. Zwar ist im Ent- 
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scheidungshandeln eine Fallorientierung aufgehoben, gleichwohl sind Entschei- 
dungsvorgaben und ihre Verfahren eng angelehnt an formale und organisationale 
Strukturen. Sich als Entscheidungsinstanz zu betrachten, verkürzt fallbezogene 
Gesamtarbeitsbögen auf Vergabepraktiken von Hilfemaßnahmen bzw. auf die Fi- 
xierung und Exekution von Eingriffshandlungen. Kontrastiv zur Polizeiarbeit sind 
darin aber nicht nur Einsatzhandlungen zur akuten Gefahrenabwehr eingeschlos- 
sen, sondern auch Richtungsentscheidungen der Gesamtfallentwicklung. 

Das hinter der Entscheidungslogik wirksame Strukturproblem von Hilfeman- 
dat und Eingriffsauftrag überträgt sich auch auf Arbeitsbeziehungen zu angren- 
zenden Berufsgruppen. Entscheidungskalküle bilden auch die Motivationsgrund- 
lage zur zwischenprofessionellen Beteiligung bzw. zur Inanspruchnahme ihrer Ar- 
beitsleistungen. Auf der Grundlage einer beruflichen Entscheidungsverantwor- 
tung scheint ihr Zuständigkeitsanspruch auf Koordinierungs- und Steuerungsver- 
antwortung hinauszulaufen. 


8.2 Die Wissensordnung im Kinderschutz 


Im Kinderschutz kommen auch unterschiedliche Wissensstrukturen zur Anwen- 
dung, die sich professionssoziologischen Argumentationen anschließen lassen und 
auf die inspizierten Berufsfelder übertragen werden können. Generell wird im Pro- 
fessionalisierungsdiskurs davon ausgegangen, dass Professionswissen aufgrund 
seines wissenschaftlichen Fundaments der Alltagsdeutung in Aufschließungs- und 
Überzeugungskraft überlegen ist. Es organisiere sich zudem an Fallbezügen und 
verschränke Theorie- und Praxisansprüche. In der Professionstheorie lässt sich 
darüber hinaus die Suche nach neuen Wissensbezügen und Formen der Wissens- 
anwendung ausmachen, die Professionswissen nicht einseitig als „rationalisierte 
Expertenlösungen“ (Luckmann und Sprondel 1972: 15) begreifen. Gesucht wer- 
den alternative Konzeptionen, die auch die Vermittlung und wechselseitige Ein- 
flussnahme von Theorie und Praxis begrifflich fassen können. 

Auch das medizinische Wissen steht zunehmend in Spannung praktischer 
und theoretischer Anforderungen. In soziologischen Stellungnahmen finden sich 
Hinweise auf eine Theorie und Praxis umspannende Offenheit medizinischer Wis- 
sensanwendung. Zwischen praktischer Erfahrung und theoretischer Absicherung 
wirkt das Professionswissen flexibel und unkonkret, um auch hinreichende An- 
schlüsse in beide Erfahrungsfelder zu ermöglichen (vgl. Fischer-Rosenthal 1996; 
Saake 2003; Schubert 2011; Vogd 2002a, 2007). 

Praktisches Medizinwissen verlangt nach klinischer Erfahrung (vgl. Freidson 
1975: 62; Hirschauer 1996: 115; Labisch 1992). Der »ärztliche Blick« ist aufge- 
fordert, fallweise zwischen Symptomen und Krankheiten zu schlussfolgern, und 
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ziele grundlegend darauf ab, auch das Verborgene ans Licht zu bringen. Jene ge- 
danklichen Tätigkeiten machen das Ärztewissen undurchsichtig, verbinden es aber 
auch mit exklusiven Kompetenzansprüchen (vgl. Foucault [1963]2008: 106). Die 
Offenheit zeigt sich darüber hinaus in einer „Verknüpfung von Welt (Erkrankung) 
und Worten (Diagnose)“ (Schubert 2011: 192), die Krankheitserleben und Krank- 
heitssymptome ins Gespräch zu bringen versuchen (vgl. Atkinson 1995; Hurrel- 
mann 2006: 115ff.). 

Das polizeiliche Wissen stünde kontrastiv dazu in Abhängigkeit zum Hand- 
lungsvollzug und den spezifischen Aufgabenbeschreibungen einzelner Organisa- 
tionseinheiten (vgl. Reichertz 1992: 141 f.). Eine auf theoretische Absicherung 
zielende Wissensorganisation trete dabei strukturell in den Hintergrund. Das Pra- 
xiswissen sichere zuerst den polizeilichen Handlungsvollzug. Mit seiner Fixierung 
auf Ergebnisorientierung und Situationsklärung bewege sich das Wissen in festen 
Strukturen einer umfassenden Gegenwartsfokussierung. Generalisierungsfähig 
bliebe es hingegen nur durch Normalisierungen und Alltagslegitimationen (vgl. 
Reichertz 1992; Bittner 1972). 

Das Wissen der Sozialen Arbeit steht in besonderer Abhängigkeit zur Le- 
benswelt ihrer Adressaten und ihren Problem- und Alltagsbeschreibungen. Weil 
aus den Problemlagen ihrer Klienten »diffuse« und auf ihren Alltag zielende Ar- 
beitsaufträge hervorgehen, ergäbe sich analog dazu eine alltagsnahe berufliche 
Wissensordnung (vgl. Gildemeister 1992). Im Hinblick auf theoretische Absiche- 
rungen bleibt das Wissen zumeist lebensweltlich organisiert, was auch fachliche 
Begründungen beruflichen Handelns erheblich erschwere (vgl. Dewe und Otto 
2002). In der Disziplin wird daher nicht nur auf berufliche Wissenslücken hinge- 
wiesen (vgl. Thole und Cloos 2000)!°”, sondern auch von einer Unsichtbarkeit so- 
zialpädagogischer Handlungsrationalitäten ausgegangen (vgl. Nadai u.a. 2005). 
Einige Positionen verzichten daher auf den Nachweis disziplinärer Wissensstruk- 
turen zugunsten der Beschreibung ihrer idiosynkratischen Strukturen in der prak- 
tischen Berufsausübung (siehe bspw. bei Klatetzki 1993). 





157 Thole und Cloos (2000: 278) bringen die Problematik der sozialpädagogischen Wissensorganisa- 
tion auf folgende Formulierung: „Die Sozialpädagogik kann [...] weder auf eine Kartographie 
ausformulierter und für sie reservierter Wissensbestände verweisen, noch hat sie einen eindeuti- 
gen, klar zu benennenden Ort in der Praxis, ein einheitliches Profil der Ausbildung, eine selbst- 
verständliche, von allen ihren VertreterInnen geteilte disziplinäre Heimat“. 
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»Kinderschutz als Reflexionsgegenstand beruflicher 
Wissensorganisation« 


Ärztliches Kinderschutzwissen lässt sich als offener Deutungsrahmen beschrei- 
ben. Abgestützt wird es durch gedankliche Verschaltungen zwischen konkreter 
Fallarbeit und fachlichen Absicherungen. Erst in der Fallarbeit kann es seine Po- 
tenziale entsprechend entfalten. Kindeswohlgefährdungen sind gleichermaßen 
verborgene Körperspuren und fachliche Diagnosezuschreibungen, die durch per- 
sönliche Deutungsanstrengung zusammengedacht werden können. Kreativität und 
Wachsamkeit sowie eine intuitiv sich vorantastende Fallbearbeitung kennzeichnen 
ihre Wissensanwendung. Im Hintergrund operieren Gefährdungs- und Misshand- 
lungsdiagnosen, im Vordergrund stehen fallanalytische Deutungsressourcen. 

Die gedankliche Offenheit des Ärztewissens zeigt sich in Kombinationen, 
Modulationen und Revisionen gedanklicher Schlussfolgerungen, sowie auch da- 
rin, dass Einschätzungen von »Verletzungen« und »Misshandlungen« oder »Ent- 
wicklungsbeeinträchtigungen« und »Verhaltensregulierungen« usw. keinen ein- 
deutigen und abschließenden Festlegungen unterliegen. Mehrdeutigkeiten von 
Gefährdungsanzeichen, ihre Verwobenheit und Aufhebbarkeit von Deutungsbe- 
zügen lässt eine offene Wissensordnung mit anamnetischer und prognostischer 
Wirkung entstehen. Erst auf dem Fundament dieser Offenheit, Unsicherheit und 
Unsichtbarkeit lässt sich persönliche Expertise in Anschlag bringen. 

Das Wissen von Polizeiangehörigen ist auf den konkreten Einsatz zuge- 
schnitten. Insofern es sich von konkreten Handlungsabsichten leiten lässt, kann es 
sich nicht ähnlich der Medizin reflexiv organisieren. Weil es sich zudem auf sicht- 
bare Raumordnungen konzentriert, nötigen auch Gefährdungsspuren nicht zur um- 
fassenden Reflexion. Bereits die Wohnungsbegehung, also der Handlungsvollzug 
selbst, würde hinreichen, um eine Gefährdung gedanklich zu fixieren. Hinter einer 
am Handlungsvollzug ausgerichteten Fallbearbeitung steht eine subsumtionslo- 
gisch ausgerichtete Wissensorganisation. Insbesondere in Ordnungskontexten 
folgt die Wissensanwendung bestehenden Strukturen und fest gefügten Argumen- 
tationen. Sofern eine fachliche Begründung des eigenen Handelns überhaupt not- 
wendig wird, verweist es auf Legitimationen außerhalb beruflicher Erwartungen. 

Das Wissen der Sozialen Arbeit zeigt sich perspektivenfixiert. Einerseits öff- 
net es sich über institutionelle und individuelle Fallbeteiligung und erzeugt dabei 
komplexe Wissensaufschichtungen, andererseits bleibt es auf Akteure und Institu- 
tionen bezogen und wirkt dadurch hochgradig unsicher und unabgeschlossen. 
Stützt sich der Wissenskorpus auf perspektivische Argumentationen, zeigen sich 
keine übergeordneten bzw. „höhersymbolischen“ (Schütze 1992: 136) Wissensdi- 
mensionen. 
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Wissensbestanteile können sich zwar überlagern, zu einer integrativen, die 
einzelnen Standpunkte transzendierenden Wissensordnung lassen sie sich nur 
schwer verbinden. Ersatzweise wird stattdessen auch auf Organisationsbewertun- 
gen zurückgegriffen. Organisationale Bekanntheit und Kontakthäufigkeiten erzeu- 
gen rückblickende Bewertungs- und Bearbeitungsstrukturen statt reflexiver und 
prognostischer Fallauslegungen. Organisationsargumentationen überspringen so- 
gar fachliche Fallauslegungen und Gefährdungsbegründungen. Nur in der Distan- 
zierung von Organisationsroutinen und kollegialen Vorerfahrungen zeigen sich 
fachlich konnotierte Fallreflexionen. 


8.3 Kinderschutz im Spannungsfeld von Generalisierung und 
Spezialisierung 


Organisationale Eingebundenheiten beruflicher Tätigkeiten erzeugen Spannungen 
zwischen fachlichen Grundüberzeugungen und externen Organisationsvorgaben. 
In der Bewältigung dieser Konfliktlagen lassen sich berufs- und organisationsspe- 
zifische Platzierungsstrategien identifizieren, die das Verhältnis und die Anteile 
beider Rationalitäten relationieren. 

In klassischen medizinsoziologischen Diskussionen stehen sich zwei Organi- 
sationsprinzipien der Krankenbehandlung gegenüber. Die niedergelassene Praxis 
gälte als Prototyp der freien Berufsausübung, die sich außerhalb organisationaler 
Eingebundenheiten fallbezogenen Arbeitsaufträgen widmen kann. Auch histo- 
risch tritt ihr die organisierte Krankenbehandlung anschließend gegenüber (vgl. 
Freidson 1975; Vogd 2006). Das Krankenhaus entwickelt sich zu einer »Mehr- 
zweck-Organisation«, die „Diagnose, Therapie, Pflege und Isolierung des Kran- 
ken innerhalb ein und derselben Organisation institutionalisiert“ (Rhode 1967: 
351). Aber auch das Krankenhaus kann die Fallbearbeitung nicht (mehr) nach al- 
len Seiten absichern. An den Organisationsgrenzen zwischen Krankenhaus und 
nachfolgenden Behandlungseinrichtungen entstünden zusehends organisations- 
übergreifende „Behandlungsnetzwerke“ (vgl. Baecker 2008; Vogd 2006; Schubert 
und Vogd 2009). Ein besonderes Problem in der sich dabei formierenden Arbeits- 
teilung bilde daher die Desintegration medizinischer Behandlungsvorgänge aus 
ihrem Diagnose- und Behandlungsschema (vgl. Feuerstein 1994; Badura und Feu- 
erstein 1994: 211ff.). 

Lägen die Herausforderungen der ärztlichen Profession darin, beim Über- 
schreiten von Organisationsgrenzen fallbezogene Handlungsabläufe aufrechtzuer- 
halten, wird in der Polizeiforschung auf unterschiedliche Organisationskulturen 
hingewiesen (vgl. Behr 2006; Mensching 2008; Christe-Zeyse 2006; Bittner 
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1972). Beispielsweise gelte der Polizeieinsatz organisationsweit als Kern ihrer Be- 
rufsrolle, während Schreibtischtätigkeiten als Organisationsroutinen mit weniger 
Prestige ausgestattet sind. Lediglich der »Einsatz« könne einen gemeinsamen 
Wertehorizont erzeugen, der sich auch als Basis geteilter Überzeugungen eigne 
(vgl. Christe-Zeyse 2006; Mensching 2008; Bittner 1972; Jacobsen 2001). Insge- 
samt such die Polizeiforschung nach einer adäquaten Verhältnisbestimmung von 
Organisation und Profession (vgl. Wilz 2012: 114). 

Sind Organisation und Profession in der Polizeiforschung Gegenspieler un- 
terschiedlicher Organisationskulturen, die sich im Polizeialltag begegnen können, 
stehen sie in der Sozialen Arbeit für nahezu unversöhnliche berufliche Grundori- 
entierungen (vgl. Toren 1969; Schütze 1996; Oevermann 2000, 2003; Heiner 
2004). In Sozialverwaltungen, wie dem Jugendamt, träte der Strukturkonflikt zwi- 
schen Organisation und Profession als Widerspruch therapeutischer und rechts- 
pflegerischer Handlungsvollzüge noch deutlicher hervor als in anderen sozialpä- 
dagogischen Handlungsfeldern (vgl. Oevermann 2000: 72). 

Die Vorstellung unversöhnlicher Handlungsvollzüge weicht allerdings zu- 
nehmend einer disziplinären Reflexion ihrer praktischen Verschränkungen. Denn 
auch der Konflikt zwischen Organisation und Profession kann im Berufsalltag pro- 
duktiv bewältigt werden (vgl. Thole und Cloos 2000: 289). Dabei zeige sich aber 
deutlich, dass eine erfolgreiche Konfliktbewältigung oftmals nur im Einzelfall auf 
der Basis persönlicher Ambitionen erfolgt bzw. sich nur schwer einem berufsweit 
geltenden Selbstverständnis zurechnen lässt (vgl. Heiner 2004: 23; Hildenbrand 
2004). Die organisationale Eingebundenheit der Sozialen Arbeit verlange darüber 
hinaus von den Fachkräften fallbezogene Reflexionen und eine gesteigerte beruf- 
liche Begründungsverpflichtung (vgl. Dewe und Otto 2002; Dewe 2013). Denn 
erst sie lieferten eine „Perspektiveneröffnung bzw. eine Entscheidungsbegrün- 
dung unter Ungewissheitsbedingungen“ (ebd.: 107). Auch die professionstheore- 
tische Begriffsbildung richtet sich zunehmend auf eine Integration disparater 
Handlungsstrukturen, wie die Beispiele reflexiver oder »relationaler Professiona- 
lität« belegen (vgl. Dewe 2013; Köngeter 2009: 195). 


»Die berufliche Arbeitsorganisation im Kinderschutz« 


Der Kinderschutz zeigt sich im Rahmen medizinischer Organisationsprinzipien 
als beruflich generalisierungsfähiges Arbeitsthema. Sowohl horizontale (bezogen 
auf medizinische Fachrichtungen) als auch vertikale Organisationsgrenzen (zwi- 
schen Solopraktikern und Krankenhausorganisation) können mit beruflichen Ar- 
gumentationen bei Fällen von Kindeswohlgefährdung überwunden werden. 
Grundlage für solche Organisationsanschlüsse bilden fallbezogene Diagnose- und 


276 8 Ergebnissicherung und professionssoziologische Reflexionen 





Behandlungszusammenhänge, die auch Kinderschutzaufgaben an Organisations- 
grenzen in Spezialzuständigkeiten transformieren. Inhaltliche Spezialisierungen 
beruhen ihrerseits auf fachlichen Strukturen und beruflichen Erwägungen und Er- 
wartungen für ihre Inanspruchnahme. 

Kontakthäufigkeit und Fachlichkeit bilden dabei zentrale Differenzierungsli- 
nien der Organisationsbeteiligung. Arbeiten niedergelassene Allgemein- und Kin- 
derärzte beispielsweise als Gatekeeper der Fallverteilung und konzentrieren sie 
sich anschließend auf kontaktintensive Nachkontrollen, übernehmen Kliniken 
stärker fachbezogene diagnostische Aufklärungen einschließlich weiterer Gut- 
achterfunktionen. Berufliches Mittel, Anschlussfähigkeiten zwischen Organisati- 
onseinheiten im medizinischen System herzustellen, bilden Überweisungen und 
Überweisungsanordnungen. Per Überweisung lässt sich der Kinderschutz an me- 
dizinischen Organisationsgrenzen überhaupt in ärztliche Handlungsprobleme von 
Diagnosen und Abklärungsmaßnahmen übersetzen, aufgrund des informellen 
Kontrollcharakters innerhalb der Überweisungsnetzwerke aber auch eine gemein- 
same Kinderschutzüberzeugung zwischen den Kooperationspartnern erzeugen. 
Das medizinische Rahmenspiel von organischer Abklärung und verdächtiger Kin- 
deswohlgefährdung öffnet nicht nur Überweisungswege der Medizinversorgung, 
sondern erzeugt ärztliche Gestaltungs- und Handlungsspielräume. Organisations- 
grenzen werden dergestalt erst dort sichtbar und zum Handlungsproblem, wo sie 
zeitliche, räumliche oder sachliche Gründe für die Beendigung ärztlicher Behand- 
lungen vorgeben. Aber auch in den über medizinische Organisationen hinauswei- 
senden Behandlungsnetzwerken reproduzieren sich organisationsweit bekannte 
paraprofessionelle Arbeits- und Abhängigkeitsvorstellungen, auch wenn sie in den 
nach außen gerichteten zwischenberuflichen Arbeitsbeziehungen unter einem be- 
sonderen Bewährungsdruck stehen. 

Für die Polizeiorganisation erzeugen Kinderschutzfragen Spezialaufträge 
und Sondertätigkeiten. In diversen Organisationseinheiten werden sie als je spezi- 
fisches Arbeitsthema aufgegriffen, bzw. von den dort dominanten Handlungsrati- 
onalitäten in praktische Problem- und Aufgabenstellung übersetzt. Die organisati- 
onal vorgegebenen und in der gesamten Organisation geltende Orientierungen, 
wie beispielsweise Täter- und Opferrollen oder andere Straftatzuschreibungen, 
bilden auch den Bezugsrahmen kindeswohlbezogener Fallbearbeitungen. Sachli- 
che, nach unterschiedlichen Gefährdungslagen getrennte Bearbeitungsvorgaben, 
wie sie beispielsweise in der Sachbearbeitungsstruktur zum Vorschein kommen, 
erzeugen kaum geteilte Überzeugungen zu gemeinsamen Fallbearbeitungen. Auch 
einsatzbezogene Krisenlösungskompetenzen entfalten keine integrative Wirkung 
hinsichtlich gemeinsamer Kinderschutzüberzeugungen. Kinderschutzaktivitäten 
verbergen sich kontrastiv dazu hinter Routinearbeiten und Servicetätigkeiten. 
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Für Fachkräfte der Sozialen Arbeit gehen Kinderschutzaufgaben einher mit 
spezifischen Organisationsvorkehrungen, die sich als Arrangements zur Trennung 
von Hilfe- und Kontrollzuständigkeiten verstehen lassen. Der Arretierung von 
Grenzwerten und Grenzwertzuschreibungen folgt auch die organisationale Zu- 
rechnung von Hilfe- und Kontrollverfahren. Beruflich begründete Hilfebezüge 
und organisational abgeleitete Eingriffshandlungen stehen sich im Schwellenzu- 
stand einer Gefährdungssituation relativ unversöhnlich gegenüber. Grenzwert- 
überschreitungen lassen unmittelbar die Organisationsrationalität in Form der 
Exekution von Eingriffsvorgängen sichtbar werden. Personelle und institutionelle 
Vorkehrungen können insofern als Repräsentationsflächen jener Eingriffsgrenzen 
und dichotomen Aufgabenzuschreibungen verstanden werden. 

Am Beispiel des „Einschaltens“ von Kinderschutzagenten (Kinderschutzbe- 
auftragte o.Ä.) zeigt sich deutlich eine Verschiebung hin zu Spezialzuständigkei- 
ten, die im Krisen-, Gefährdungs- oder Konfliktfall mit entsprechenden Eingriffs- 
lizenzen ausgestattet werden. Fallbearbeitungen stehen dergestalt nicht im Wider- 
spruch persönlich auszutarierenden Hilfe- und Kontrollbeziehungen, sondern für 
eine verfahrensgemäße Verschaltung vorgegebener Organisationsroutinen. 


8.4 Kinderschutzbeteiligung: Distanzierung und Mitwirkung in 
Arbeitsbeziehungen 


Für Arbeitsbeziehungen zu Familienangehörigen, die im Gefährdungsfall als Ad- 
ressaten von Hilfe- oder Schutzmaßnahmen angesprochen werden, lassen sich nur 
bedingt den professionellen Handlungsvollzug unterstützende freiwillige Kontakt- 
schließungen nachweisen. Auch die Anerkennung persönlicher Not- oder Krisen- 
situationen aufseiten der Klienten kann im Kinderschutz nicht als Vorbedingung 
der Kontaktanbahnung und Grundlage anschließender Arbeitsbeziehungen gelten. 
Insgesamt bleibt der Vertrauensschutz gegenüber Klienten in Abklärungsprozes- 
sen nicht durchgängig wirksam, sondern wird durch Kontroll- und Geständnisab- 
sichten negativ beeinflusst und herausgefordert, sowie auch der Zugewinn an Au- 
tonomie und Handlungsfähigkeit aufseiten betroffener Familien bei Kinderschutz- 
interventionen nicht durchgängig beobachtet werden kann. Unterschiede im Um- 
gang mit betroffenen Familienangehörigen sowie Kindern und Jugendlichen las- 
sen sich dennoch in den untersuchten Berufswelten ausmachen. Familiale Mitwir- 
kungspflichten sowie berufliche Distanzierungen und verdachtsförmige Normie- 
rungen bilden in ihrer widersprüchlichen Einheit besondere Heraufforderungen 
dieser Beziehungsgestaltung, worauf bereits disziplinäre Diskurse außerhalb von 
Kinderschutzaufgaben hinweisen. 
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In der ärztlichen Versorgung würden sich lediglich niedergelassene Ärzte für 
eine persönliche Nähe zu ihren Patienten interessieren. Der Krankenhausarzt ent- 
spräche eher einem medizinischen Experten, „der nur noch für die medizinalen 
Aspekte eines Behandlungsprozesses die Verantwortung trägt“ (Vogd 2006: 223; 
siehe auch Begenau u.a. 2012; Feuerstein und Kuhlmann 1999). Das Krankenhaus 
kann auch deswegen keine Nahbeziehung zu ihren Patienten aufbauen, weil es den 
Behandlungserfolg durch die Abstimmung und Organisation von Behandlungs- 
maßnahmen sicherstellen will. Die asymmetrische Grundstruktur der Arbeitsbe- 
ziehung und damit auch der Distanzgewinn gegenüber Patienten vergrößere sich 
in organisierten Behandlungskontexten. Andererseits verlange gerade das Kran- 
kenhaus nach folgsamen Patienten; erst ihre Einwilligung und Beteiligung an Be- 
handlungsmaßnahmen bilde die Grundlage für medizinische Behandlungserfolge 
(vgl. Lachmund 1987; Schubert und Vogd 2009). 

In der Polizeiarbeit hinge es vom Arbeitsauftrag ab, ob sich ein Arbeitsbünd- 
nis zu Familien oder Betroffenen etabliere (vgl. Szymenderski 2011; Turba 2014). 
Insbesondere im Handlungsfeld der Strafverfolgung oder bei konkreten Verdäch- 
tigen kann allerdings von „einem unbelasteten Kontakt nicht mehr die Rede sein“ 
(Möller 2010: 19). Im Einsatz und in kritischen Situationen tendiere das Polizei- 
handeln generell dahin, auch die Beziehung zu Betroffenen zu neutralisieren (vgl. 
Hüttermann 2000: 164). Die auf Krisenbewältigung hin angelegte Arbeitsbezie- 
hung beziehe sich nur selten auf individuelle oder familiale Unterstützungen, son- 
dern in erster Linie auf die Bewältigung kritischer Einsatzhandlungen (vgl. Ley 
1997, 1998). 

Für die Soziale Arbeit sind Kontaktanbahnungen zu Familien mit einer be- 
sonderen Barrierebildung verbunden. Insbesondere Oevermann (1996, 2000, 
2009) betont hier die Problematik von Kontaktschließungen auf der Basis rechtli- 
cher Handlungsrahmungen (vgl. Oevermann). Der soziale Kontrollmechanismus, 
der aus rechtlichen und organisatorischen Regelungen hervorgeht, verhindere 
auch die Herstellung tragfähiger Arbeitsbeziehungen. Für Kinderschutztätigkeiten 
könnten rechtliche Rahmenbedingungen fachliches Handeln nicht anleiten oder 
konsolidieren, sondern im Gegenteil die Inanspruchnahme von Hilfen systema- 


tisch vereiteln und Arbeitsbeziehungen strukturell destruieren'°®. 





158 Er hält bereits die Bezeichnung des Gesetzes für einen „schlichten Euphemismus. Es müsste ei- 
gentlich Kinder- und Jugend-Kontrollgesetz heißen. Denn wenn der Kontakt bzw. die Aufnahme 
der Interventionspraxis von Seiten der Sozialarbeit initiiert wird, dann handelt es sich von der 
Ausgangsbedingung her um Kontrolle und nicht um Hilfe“ (Oevermann 2009: 133). 
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»Die Arbeit mit Klienten im Kinderschutz« 


Vermutungen und Erwägungen über Vorstellungs- und Behandlungsnotwendig- 
keiten bilden oftmals die Motivationsgrundlage, sich als Familienangehörige dem 
medizinischen Personal anzuvertrauen bzw. überhaupt den Gang zum Arzt mit 
Kindern oder Jugendlichen anzutreten. Thematisierungen von möglicherweise 
schuldhaften Kindeswohlgefährdungen bleiben trotz der damit verbundenen An- 
erkennung ärztlicher Kompetenzen dort zumeist unausgesprochen. Nur im Einzel- 
fall erhalten medizinische Fachkräfte bei ärztlichen Konsultationen Kindeswohl- 
geständnisse im Rahmen offener Aussprachen. Bereits bei der Patientenvorstel- 
lung reproduziert sich insofern auch die asymmetrische Grundstruktur der Arzt- 
Patienten-Beziehung. Insbesondere aber die anschließenden Behandlungs- und 
Abklärungsprozesse erzeugen medizinische Abhängigkeiten und befördern Betei- 
ligungs- und Mitwirkungspflichten aufseiten von Familienangehörigen. Eine 
wenn auch nur vorgetäuschte Abklärungs- und Behandlungsnotwendigkeit erhöht 
immer auch die Chance auf ein Engagement von Familienmitgliedern, zumal 
wenn dieses noch im Schutz der Krankhausorganisation eingefordert werden kann. 
Asymmetrische Beziehungsstrukturen finden sich aber auch in kognitiven Distan- 
zierungen des medizinischen Personals zu den offengelegten Alltagbeschreibun- 
gen von Verletzungs- oder Gefährdungshandlungen. Und auch in ambulanten und 
stationären Beobachtungs- und Kontrollbeziehungen dominieren berufliche Dis- 
tanzierungen von den Lebenswelten der Betroffenen. 

In der Polizeipraxis bestimmen Neutralisierungen und generalisierte, also 
wechselseitig in Rechnung gestellte Misstrauensbekundungen bereits die perso- 
nenbezogene Kontaktanbahnung. Nicht nur gemeldete Verdächtigungen struktu- 
rieren die Kontaktschließung negativ, sondern auch die limitierten Klientenrollen, 
die betroffenen Familienmitgliedern im Kontakt zur Polizei zur Verfügung stehen 
(bspw. als Täter, Opfer, Zeugen), hindern Polizeiangehörige an einer gesprächs- 
öffnenden Vertrauensbeziehung. Tragfähigkeiten von Arbeitsbeziehungen können 
darüber hinaus durch Modulationen des Betroffenheitsstatus auch infrage gestellt 
werden. Ein grundsätzliches Misstrauen in den Arbeitsbeziehungen lässt sich von- 
seiten der Polizei ebenso bei der Bewertung des Wahrheitsgehalts ihrer Informa- 
tionen bzw. beim Mitdenken anderer Verwertungszusammenhänge nachweisen. 
Besteht für aufgesuchte Familienangehörige ein grundsätzlicher Zweifel an der 
Authentizität von Beziehungsanfragen, bestehen für Polizeiangehörige Vorbehalte 
hinsichtlich der sich anschließenden Beziehungsdynamiken. Eskalationsvermu- 
tungen und Eigensicherung sind handlungs- und textförmige Zeugnisse einer unter 
Vorbehalt stehenden Beziehungsgestaltung. Statt kognitiven, wissensförmigen 
Distanzierungen stützten sich Angehörige der Polizei auf Mittel zum strategischen 


280 8 Ergebnissicherung und professionssoziologische Reflexionen 





Umgang mit Familien und Betroffenen. Zahlenmäßige Überlegenheit oder das Ab- 
schöpfen von Informationen gehören unter strategischen Gesichtspunkten zum 
Repertoire beruflicher Beziehungsanbahnung und -gestaltung. Beteiligungen auf- 
seiten von Familienangehörigen lassen sich am ehesten durch wissens- und bezie- 
hungsförmige Zurückhaltungen (von Informationen und Arbeitsgrundlagen) er- 
zeugen. 

Insofern sich für Fachkräfte der Sozialen Arbeit Kinderschutzaufgaben auf 
Sinnstrukturen von Meldungen und Abklärungen beziehen, stehen auch Arbeits- 
beziehungen zu Familien unter dem negativen Vorzeichen zumeist unfreiwilliger 
Kontaktschließung. Leidensdruck und Einsicht in Gefährdungssituationen unter 
diesen Bedingungen nachträglich herzustellen, bilden zentrale Herausforderungen 
für die sich anschließende Beziehungsgestaltung. Insbesondere die Diskrepanz in- 
stitutioneller Erwartungen und familialer Normalitätsauffassungen muss in den 
Beziehungsdynamiken berücksichtigt werden. „Herunterkochen‘“ von Familien o- 
der organisierte Auflagenerteilungen verdeutlichen das Auseinanderdriften von 
beruflichen und persönlichen Erwartungshaltungen, gleichzeitig aber ihre wech- 
selseitigen Anpassungen. Nach diesem Muster lassen sich auch personelle und in- 
stitutionelle Trennungen von Hilfe- und Kontrollaufträgen als Mittel zur Bezie- 
hungsgestaltung unter der Bedingung sich ausschließender Normvorstellungen 
und Erwartungshaltungen begreifen. Auch wenn die Anerkennung der Lebens- 
wirklichkeiten von Familien damit in den Hintergrund rücken, lassen sich Ein- 
griffshandlungen zumeist nur dann vermeiden, wenn familiäre Ordnungs- und 
Normalitätsvorstellungen unter Druck geraten und Gesprächsbereitschaft herge- 
stellt werden kann. 





Schlussbetrachtung: theoretische und empirische 
Texturen der Verdachtsarbeit 


Die vorliegende Arbeit zielt darauf ab, den Bedeutungshorizont des Begriffs Kin- 
deswohlgefährdung in angrenzenden beruflichen Feldern freizulegen, seine se- 
mantischen Texturen zu dechiffrieren und seinen spezifisch beruflich organisier- 
ten Gebrauch aufzuklären. Auf der Basis empirisch-analytischer Feld- und Metho- 
denzugänge eröffnet das Konzept der Verdachtsbearbeitung einen Vergleichsho- 
rizont, der sowohl Prinzipien des Handlungsfeldes als auch die Eigenlogik beruf- 
licher Aneignungen und Auseinandersetzungen herausstellen kann: Das Allge- 
meine und Besondere beruflicher Kinderschutzarbeit lässt sich auf dem Hinter- 
grund beruflich organisierter »Verdachtsarbeit« zum Vorschein bringen. 

Für die folgende Zusammenfassung und Ergebnissicherung ist zunächst von 
grundsätzlicher Bedeutung, dass sich Verdacht und Verdachtsarbeit als Schlüssel- 
kategorien heuristischer Suchbewegungen verstehen und insofern auch als Schar- 
nierkonzept zwischen theoretischer Reflexion und empirischer Vergewisserung 
stehen. Als feldbezogene Theoriebildung bleiben die vorgelegten Befunde an den 
Geltungsbereich der Übernahme von Kinderschutzaufgaben und die hier kontras- 
tierten Berufsgruppen gebunden. Weitere Forschungsbemühungen könnten die 
Bedeutung von »Verdachtsarbeit« auch außerhalb von Polizei, Medizin und Sozi- 
aler Arbeit nachweisen und dazu beitragen, die generelle Bedeutung dieser Ar- 
beitsform auch theoretisch zu erarbeiten. Der Anspruch der vorliegenden Studie 
bleibt bezogen auf solche theoretischen Generalisierungsabsichten zunächst deut- 
lich bescheidener. Unter analytischen Gesichtspunkten ging es hier vordergründig 
um eine feldfähige und berufsspezifische Konzeptbildung zur Erschließung mul- 
tipler Professionswirklichkeiten. 

Arbeitsformen von Verdacht und Verdachtsbearbeitung erhöhen unter theo- 
retischen Gesichtspunkten die Reichweite der gewonnenen Befunde, sie bleiben 
aber auch im Hinblick auf empirische Differenzierungen trennscharf mit den ein- 
zelnen hier berücksichtigten Berufsfeldern verbunden. Insofern sind bereits die 
Identifikation, Dimensionierung und analytische Durchdringung jener Arbeitsbe- 
züge, die hier der Verdachtsarbeit zugrunde gelegt wurden, zentrale Ergebnisse 
der Vergleichsstudie. Professionstheoretische Grundlegungen, feldspezifische 


© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2017 
T. Franzheld, Verdachtsarbeit im Kinderschutz, Kasseler 
Edition Soziale Arbeit 7, DOI 10.1007/978-3-658-18047-8_10 


282 Schlussbetrachtung: theoretische und empirische Texturen der Verdachtsarbeit 





Rahmenbedingungen und berufsspezifische Aneignungen können entlang ver- 
dachtsförmiger Arbeitsbeziehungen ins Gespräch gebracht werden. 


Komponenten der Verdachtsarbeit 


Verdachtsbildung — Verdachtsartikulation — Verdachtsabklärung stehen im Rah- 
men dieser Konzeptbildung nicht nur für tätigkeitswirksame Elemente der Berufs- 
ausübung. Sie wurden auch dem Interventionsmodell professionellen Handelns 
strukturhomolog nachgebildet und gelten so gesehen als kinderschutzspezifische 
Äquivalente zum therapienahen Diagnose- und Behandlungsschema. Sie bilden 
aber auch im Hinblick auf das Institutionengeflecht angrenzender Berufsgruppen 
ein Analyseraster zur empirischen Durchdringung zwischenberuflicher Arbeitsbe- 
ziehungen, Zuständigkeitsansprüche und beruflicher Selbstverständnisse. Mit 
Blick auf professionssoziologische Überzeugungen handelt es sich um eine integ- 
rale Betrachtung beruflicher Wahrnehmungs-, Bewertungs- und Handlungszu- 
sammenhänge. 

Prozesse der »Verdachtsbildung« konzentrieren sich auf gefährdungsrele- 
vante Informationszugänge, die Zugangsbarrieren überwinden und mit besonde- 
ren Strukturen der Kontaktschließung verbunden sein können. In der Auseinan- 
dersetzung mit kontrastierenden Berufswirklichkeiten haben sich Grenzregulie- 
rung, Aufmerksamkeitsstruktur und affektive Beteiligung als integrale und kon- 
trastive Dimensionen beruflicher Wahrnehmungs- und Beobachtungsprozeduren 
herausgestellt. Theoretisch stehen diese Kontrastdimensionen in enger Nachbar- 
schaft zu professionssoziologischen Grundmotiven (siehe Kapitel 1). Verdächti- 
gungen setzen an Einblicken in Privatsphären an, die für Hughes mit der Gefahr 
falscher Entscheidungen und für Klienten mit weitreichenden Stigmatisierungen 
belastet sein können. Der Kinderschutz bedarf hier besonderer Grenzregulierun- 
gen, um legitimerweise Persönlichkeitsrechte zu verletzen bzw. auch verdeckte 
Gefährdungsspuren ans Licht zu bringen. Berufliche Wahrnehmungsperspektiven 
und Unterschiede ihrer Aufmerksamkeiten lassen sich hierbei gegenüberstellen. 

Die im ersten Schritt und im Zuge von Grenzüberschreitungen in familiale 
Lebenswelten zugänglich gewordenen bzw. gemachten Informationen erzeugen 
Glaubwürdigkeitskonflikte im Hinblick auf ihre Wahrheitsansprüche. Insofern 
lässt sich nicht nur eine beiläufige von einer selbst motivierten Verdachtsbildung 
unterscheiden, sondern auch bezogen auf die analysierten Berufsgruppen unter- 
schiedliche Zonen der Glaubwürdigkeit nachweisen. Bestimmen im ersten Fall, 
bei beiläufigen Verdachtsimpulsen, Handlungsroutinen die Verdachtsbildung, 
handelt es sich bei eigenmotivierten Verdächtigungen um informationsbasierte 
Krisenzuschreibungen. Handlungs- und Wahrnehmungskrisen stellen berufliche 
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Erwartungen infrage und nötigen Fachkräfte zu einer Neuauslegung von Gefähr- 
dungshinweisen hinsichtlich plausibler(er) Fallbestimmungen. Derartige Sinnöff- 
nungsprozesse werden durch persönliche Anteilnahmen wahrscheinlicher. 

Für den Kinderschutz zeigt sich hierin eine der Theorieentwicklung gegen- 
läufige empirische Befundlage. Geht die Theorie von einer Zunahme von Bezie- 
hungsintensitäten und Interaktionsdynamiken in der Qualifizierung professionel- 
len Handelns aus, die sich von strukturellen Asymmetrien hin zu affektiven 
Nahbeziehungen bewegen, zeichnen die empirischen Befunde für das Handlungs- 
feld Kinderschutz das Bild beruflich organisierter Distanzierungen, die das Wis- 
sens- und Kompetenzgefälle der Professionellen-Klienten-Interaktion unterstrei- 
chen. Gemeinsam hervorgebrachte Problem- und Gefährdungsdeutungen, die bei- 
spielsweise im Konzept der »stellvertretenden Deutung« oder im »Fallverstehen 
in der Begegnung« professionelles Handelns theoretisch einordnen, werden in ver- 
dachtsbezogenen Arbeitsprozessen an den Rand der Berufstätigkeit gedrängt. Im 
Mittelpunkt stehen stattdessen Glaubwürdigkeitsprüfungen und Beobachtungsar- 
rangements, die immer auch das wechselseitige Misstrauen und Kontaktabbrüche 
betonen. Gefährdungsbezogene Konfrontationen und beruflich erzeugte Beobach- 
tungen werden kooperativen Beziehungsansätzen systematisch aber auch struktur- 
bedingt vorgezogen. Vertrauensvorschuss, Arbeitsbündnisse, Schweigepflichts- 
versprechen und individuelle Mandatierung, die als Chiffren persönlicher Nahbe- 
ziehungen gelten können und darüber hinaus überhaupt die Grundlage therapeuti- 
scher Beziehungsarbeit bilden, lassen sich im Kinderschutz bzw. in semantischen 
Feldern des Kindeswohls und Kindeswohlgefährdung nur im Grenzfall nachwei- 
sen. 

»Verdachtsartikulationen«, die sich als vermittelnder Handlungsschritt zwi- 
schen Verdachtsbildung und Verdachtsabklärung verstehen und die primäre 
Wahrnehmung der Gefährdungsspur auf dem Hintergrund professioneller Wis- 
sensbestände reflexiv zu bearbeiten suchen, lassen sich nach Abstraktionsgrad und 
Differenzierungsniveau unterscheiden. Auch aufgrund der Einseitigkeit von Inter- 
aktionsbeziehungen zu betroffenen Familien konstituiert sich der Kinderschutz als 
Feld einseitiger, beruflich konnotierter Beweislastenverteilung. Im Begriffsinven- 
tar der Berufskulturen und seinen semantischen Relationen dokumentieren sich 
daher graduelle Unterschiede reflexiver Verankerungen beobachteter Verdächti- 
gungen, selbst wenn diese nicht gegenüber Angehörigen der Familien offen kom- 
muniziert werden. Gefährdungseinschätzungen bedürfen bei verschlossenen Fa- 
milien besonderer Repräsentationen und Legitimationen, die sich auf den Ebenen 
Erfahrungsbildung, Problemnormierung und berufliche Schlussfolgerungen kon- 
trastieren lassen. 
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Eine Situation, ein Ereignis, eine Spur in den Kontext einer Gefährdung zu 
stellen, verlangt nach erfahrungsgesättigten Sinnmodulationen, ergo nach berufli- 
cher Erfahrungsbildung. Goffmans Rahmenkonzept verdeutlicht dafür die Wich- 
tigkeit selektiver Wahrnehmungen ebenso wie die Notwendigkeit beruflicher 
Kompetenzen, um Anzeichen überhaupt in Verdachtswirklichkeiten zu transfor- 
mieren. Insofern auch der Verdacht auf unterschiedlichen Wirklichkeitsebenen 
operiert, bleibt er fiktiv und vorläufig strukturiert. Gefährdungen provisorisch im 
Hinterkopf zu behalten, ohne voreilige Schlüsse im Hinblick auf Schuld und Ver- 
antwortung zu ziehen, gehört zu einer nicht zu unterschätzenden Arbeitsleistung. 
Weil sich im jeweiligen Verdachtsrahmen auch nachhaltig die Denkrichtung der 
Fallauslegung ändern kann, müssen die sich gegenseitig ausgrenzenden Sinnbe- 
züge sowie ihre inneren Spannungen praktisch austariert werden. Verdachtskate- 
gorien bzw. die allgemeine Fähigkeit, diffuse Gefährdungshinweise überhaupt 
sprachlich zu artikulieren, bilden Reflexionsgrundlagen solcher Gefährdungsbe- 
urteilungen. »Alltagserfahrung«, »klinische Erfahrung« und »allgemeine Berufs- 
erfahrung« sind daher sprachliche Domänen, die darauf abzielen, mit mehr oder 
weniger Bereitschaft die Widersprüche der Verdachtspraxis anzuerkennen. 

Verdachtsbezogene Problemnormierungen unterscheiden sich in Abstrakti- 
onsgrad und ihrer inhaltlichen Durchdringung von Gefährdungsspuren. Ver- 
dachtsfälle in übergeordnete Diagnosekategorien zu überführen und nicht nur auf 
der Basis von Alltagsdeutungen eine Bewertung der Spurenlage vorzunehmen, ge- 
hört zu Kernarbeitsvorgängen professioneller Deutungsanstrengungen. Im Kin- 
derschutz stehen sich mit Blick auf die untersuchten Berufsgruppen Alltagslegiti- 
mationen, fachlich abgesicherte Diagnostiken und Verfahrensnormierungen ge- 
genüber, die sich zugespitzt auf einem Kontinuum eindeutiger und mehrdeutiger 
sprachlicher Repräsentationen bewegen. Dominieren in der Sprache der Polizei 
relativ undifferenzierte dichotome Abweichungssemantiken kindeswohlbezogene 
Gefährdungseinschätzung, rückversichern sich medizinische Fachkräfte über zu- 
meist fachbezogene Verdachtsdiagnosen einer Einschätzung, selbst wenn diese 
außerhalb akutmedizinischer Handlungspläne stehen. Beurteilungen sozialpäda- 
gogischer Fachkräfte fokussieren zumeist die Eingriffshandlung und nicht vorge- 
lagerte Fallauslegungen. Auch die Stellung und der Einsatz von Inferenzen lässt 
sich auf Verdachtspraktiken und ihre Urteilsvorgänge anwenden. Notwendigkei- 
ten und Möglichkeiten schlussfolgernd, also kognitiv, in Fall- und Gefährdungs- 
konstellationen „einzugreifen“ und trotz unvollständiger Informationsbasis und 
unsicheren Fallausgängen handlungsfähig zu bleiben, sind zentrale Herausforde- 
rungen der Verdachtsbearbeitung. Auch verdachtsförmige Tätigkeiten sind trotz 
ihrer Kontrollintentionen grundsätzlich nicht-standardisierte Arbeitsformen, die 
vor der Herausforderung fallbezogener und „passgenauer“ Problemdeutungen ste- 
hen. 
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Über das Maß an Inferenzen und die Reichweite ihrer Wirkungen lassen sich 
aber Unterschiede zwischen den hier gegenübergestellten Berufsgruppen hervor- 
heben. Verdachtsgeneralisierungen und fallbezogene Verdachtsartikulationen ste- 
hen sich auch im Kinderschutz als entgegengesetzte Urteilspraktiken gegenüber. 
Sind im ersten Fall Beobachtungen und Gefährdungswahrnehmungen und an- 
schließende Folgehandlungen über generalisierte Erwartungen kurzgeschlossen, 
werden sie im zweiten Fall durch den Einsatz von Inferenzen infrage gestellt und 
fallweise aufgebrochen. Verdachtsgeneralisierungen argumentieren subsumtions- 
logisch im Sinne abgeschlossener Wissens- und Erfahrungsableitungen. Fallori- 
entierungen hingegen stützen sich auf Programmatiken von Rekonstruktions- und 
Konstruktionsabsichten im Status einer vorläufigen und infrage stellenden Hypo- 
thesenordnung. Oberflächenphänomene, wie sie in der Polizeipraxis bei wohn- 
räumlichen Gefährdungslagen beobachtet werden, benötigen hiernach keine Infe- 
renzen und bringen das Handelns von Berufsangehörigen in die Nähe standardi- 
sierter Routinehandlungen. Unsichtbare Verletzungsspuren beruflich sichtbar zu 
machen bzw. mehrdeutige Gefährdungsspuren gedanklich einzuordnen, nötigt 
hingegen zu Denkprozessen im Status offener Interpretationen; aber auch zur Do- 
sierung und Begrenzung freier Assoziationen. Erzeugen Gefährdungsfälle kriti- 
sche, mehrdeutige und unabgeschlossene Verdachtsspielräume, benötigt ihre Be- 
arbeitung kognitive Ressourcen und kreative, nicht-standardisierte Problemlösun- 
gen. 

In »Verdachtsabklärungen« dokumentieren sich Handlungs- und Wirkmäch- 
tigkeiten beruflicher Arbeitsweisen als Ausdruck zwischenberuflicher Fallabstim- 
mungen. Sind Verdachtsbildungen strukturell auf Zugangssicherungen ausgelegt, 
und Artikulationen von Verdächtigungen auf die Wissensordnung und ihre kogni- 
tiven Strukturen bezogen, zeigen sich in Abklärungsprozessen Verdachtsbearbei- 
tungen als unabgeschlossene Aushandlungsordnung. Zur Feldoffenheit im Kin- 
derschutz tragen nicht unwesentlich Semantiken von Kindeswohl und Kindes- 
wohlgefährdungen bei, die auch gemeinsame Abklärungsprozesse thematisch 
grundieren. 

Zuständigkeitsauffassung, Verantwortungszuschreibungen und Vorstellun- 
gen der Arbeitsteilung lassen sich in diesen Ordnungszusammenhängen als Kon- 
trastdimensionen institutioneller Beziehungsarrangements ausmachen. Berufliche 
Beteiligungen an Gesamtfallentwicklungen bewegen sich in Abklärungsprozessen 
im Spannungsfeld fachlicher Zuständigkeitsansprüche und der Vermeidung und 
Ausgrenzung beruflicher Kinderschutzverantwortung. Im Kontrast zeigt sich hier- 
bei insbesondere das polizeiliche Abklärungsverhalten als formale Aufgabenerfül- 
lung gegenüber einem im Ansatz durchgängigen Anspruch auf Fallbeteiligung 
medizinischer Fachkräfte auch außerhalb unmittelbarer Patientenbehandlungen. 
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Kinderschutzfälle sind nicht nur Arenen, in denen berufliche Perspektiven 
um Deutungsansprüche konkurrieren können, wie medizinisch eingerichtete Be- 
handlungsarenen deutlich vor Augen führen, sondern auch Orte, die die Grenzen 
der eigenen beruflichen Verantwortung hervorheben und im Umkehrschluss zu 
Verantwortungsdelegationen oder Übertragungseffekten von Aufgabenstellungen 
führen können, wie exemplarisch polizeiliche Meldearenen zeigen. Zwischenbe- 
rufliche Arbeitsbeziehungen, die mit dem Auftrag der Diagnosesicherung einge- 
gangen werden, verweisen hingegen, wie die von Vertreterinnen und Vertretern 
der Sozialen Arbeit arrangierten Diagnosearenen hervorheben, auf teilweise 
schwach ausgeprägte Fachlichkeitsüberzeugungen und kaum erkennbare Zustän- 
digkeitssicherungen. In dieser Spannung stehen kindeswohlbezogene Abklärungs- 
prozesse für Spielfelder der Artikulation und Ratifikation beruflicher Leistungen, 
genauso wie für Arenen der Übertragung und Delegation „unliebsamer“ Tätigkei- 
ten. 

Arbeitsbeziehungen angrenzender Berufsgruppen, wie sie hier im Hinblick 
auf Verdachtsabklärungen bei Kinderschutzfällen diskutiert wurden, unterliegen, 
wie bereits die methodischen Ausgangsüberlegungen nahe legen, lokalen Aus- 
handlungsprozessen und lassen sich nur schwer in einen allgemeinen Rahmen set- 
zen. Sie sind lediglich, wie Freidson (1975: 75) betont, „institutionelle Arrange- 
ments [...], die zu einer bestimmten Zeit an einem bestimmten Ort durch die Be- 
teiligten ausgehandelt“ wurden. Andeutungsweise zeigen sich aber in den darge- 
stellten Ordnungsbildungen Zusammenhänge zwischen Kinderschutzüberzeu- 
gung und beruflicher Feldposition. Dass sich auch entgegen formaler Aufgaben- 
zuschreibungen bspw. medizinische Fachkräfte um eine berufliche Mitverantwor- 
tung im Kinderschutz bemühen, ist nicht unwesentlich davon abhängig, dass Fach- 
kräfte der Sozialen Arbeit sie in fallbezogene Abklärungsprozesse einbeziehen 
bzw. ihre Diagnosekompetenzen in Kinderschutzverfahren „angerufen“ werden. 
Fachfremde Übernahmen von Problemdeutungen und ihre fallsteuernden Ein- 
flussnahmen auch in pädagogischen Kontexten entsprechen der Ratifizierung me- 
dizinischer Expertisen bei gleichzeitiger Herabsetzung der eigenen Arbeitsleis- 
tung. In anderen institutionellen Arrangements (1.S.v. »Ecology of Institutions« 
(Hughes 1993)) und anders verlaufender Ordnungsbildungsprozesse können aber 
auch andere Positionierungen und inhaltliche Brechungen des Kinderschutzes er- 
wartet werden. 


Ein idealtypisches Handlungsmuster der Verdachtsarbeit 


Formen der Verdachtsarbeit konnten auf dem Hintergrund der bisherigen Argu- 
mentation als Basis beruflicher Quervergleiche in einem konkreten Handlungsfeld 
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betrachtet werden. Insofern diese Arbeitsform auch dem Interventionsmodell be- 
ruflichen Handelns nahe steht, eignet sie sich grundsätzlich zur Reflexion berufli- 
cher Gesamthandlungszusammenhänge. Eine idealtypisch sich vollziehende Ver- 
dachtsbearbeitung kombiniert Verdachtsbildungen, Verdachtsartikulationen und 
Verdachtsabklärungen auf spezifische Weise und verschränkt in dem als Gesamt- 
handlung verstandenen Arbeitszusammenhang emotional-affektgebundene, kog- 
nitiv-reflexive und interaktiv-prozessuale Elemente beruflichen Handelns. 

Affektgeladen sind zunächst gefühlsmäßige Verdächtigungen. Passungs- 
probleme von Gefährdungshinweisen, die ein Gefühl des Zweifels entstehen las- 
sen, müssen zur beruflichen Weiterbearbeitung anschließend in sprachlich verfes- 
tigte Einschätzungen überführt werden, bevor sie abschließend in interaktiven Pro- 
zessen einer Belastungsprobe unterzogen werden können. Bricht dieser emotio- 
nale, wissens- und handlungsförmige Ablauf frühzeitig zusammen, bzw. kann der 
Weg zwischen Verdachtsbildung, -artikulation und -abklärung nicht erfolgreich 
beschritten werden, bleibt auch die Verdachtsarbeit an unspezifische Gefühle und 
Vorurteilsstrukturen des Alltags gebunden. 

Unbeschränkte Informationszugänge, die auch eine affektive Nähe zu Ge- 
fährdungsspuren zulassen, mehrdeutige Problemzusammenhänge, die auch trenn- 
scharfe Reflexionen notwendig machen und eigenständige Abklärungsvorgänge, 
die über die Richtigkeit und Verlässlichkeit der Deutungen Auskunft geben, lassen 
einen Handlungsrahmen professioneller Verdachtsarbeit hervortreten. 

Erst die Verschränkung perspektivenöffnender Beobachtungen, sachlicher 
Distanzierungen und abschließender Fallabklärungen erzeugt im Fallhandeln jene 
beruflich anspruchsvollen Gesamtarbeitsbögen. Eine Reduktion beruflicher Tätig- 
keiten auf Ausschnitte dieser Handlungsfolge würde hingegen notwendigerweise 
auch zu Verkürzungen professionellen Handelns führen. »Professionell« soll ins- 
besondere bei der hier diskutierten Variante der Verdachtsarbeit nicht als Theorie- 
korsett verstanden werden, sondern der Terminus bezieht sich in erster Linie auf 
praktische Handlungsanforderungen der betrachteten Berufsangehörigen auf der 
Basis empirischer Erkundungen. 


Ein integratives Konzept der Profession 


Im Rückgriff auf theoretische Argumentationen stehen verdachtsbezogene Ar- 
beitsformen für komplexe berufliche Anforderungen, die sich sowohl auf Arbeits- 
beziehungen mit Klienten und Familien richten, aber auch berufliche Beziehungen 
zu angrenzenden Berufsgruppen einschließen. In der empirischen Durchdringung 
des Kinderschutzthemas zeigen sich forschungspraktische Notwendigkeiten zur 
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Verknüpfung beider Beziehungsdimensionen zu einer integrativen Professions- 
konzeption. 

Für Verdachtsarbeiten, die in beruflichen Kontexten organisiert werden müs- 
sen, erzeugen erst jene Spannungen, die aus der Verschränkung beider Bezie- 
hungsebenen entstehen, einen Gesamteindruck beruflicher Handlungsanforderun- 
gen. Berufszugänge, Professionswissen und Handlungschancen verweisen wech- 
selseitig aufeinander und erzeugen umfassende Verflechtungen. 

Das Eindringen in private Lebenswelten sowie das Verteidigen dieser Zu- 
gänge bilden die Grundlagen für die Übernahme beruflicher Fallverantwortung, 
die anschließend auch gegenüber angrenzenden Berufswelten eingesetzt bzw. 
„aufs Spiel gesetzt“ werden kann. Insofern sind auch berufliche Kompetenzan- 
sprüche, statusbezogene Zuständigkeiten und organisierte Dominanzerwartungen 
nicht ohne Fallverantwortung bzw. Fallbezüge zu denken. Erst die Transformation 
externer Arbeitsaufträge in berufliche Fallbezüge bzw. die Übersetzung von Kin- 
derschutzaufgaben in klientenförmige Beziehungskontexte eröffnen berufliche 
Deutungs- und Handlungsansprüche, die auch gegenüber Berufsvertretern angren- 
zender Fachrichtungen kommuniziert werden können. Für medizinische Kontexte 
sind beispielsweise Barrierebildungen ärztlicher Tätigkeiten auf fallbezogene Be- 
handlungsmotive und daraus erwachsene Ansprüche der Patientenversorgung zu- 
rückzuführen; während formale Kontaktzugänge und lediglich straf- und ord- 
nungsrechtliche Beziehungsansprüche die Polizeiarbeit auch mit einem reduzier- 
ten Anspruchsdenken ihrer Fallarbeit versehen. Nur formal eingefasste Arbeitsbe- 
ziehungen eignen sich denkbar schlecht, Problemlösungskompetenzen und Deu- 
tungsansprüche gegenüber anderen Berufen zu kommunizieren, sondern stehen 
stellvertretend für die Möglichkeit, sich in überlappendenden Fallarbeiten auf sub- 
ordinierte Positionen und die Übernahme von Hilfsarbeiten zurückzuziehen. 

Für die Soziale Arbeit zeigen sich indes Verflechtungen beider Beziehungs- 
ebenen, die sich in einer zweiseitigen Form ihrer Auftragsklärung bewegen. „Un- 
terschwellige Gefährdungen‘ nötigen nicht nur zum stärkeren Fallengagement mit 
dem Ziel, Familien für Hilfen zu öffnen und Fallverantwortung zu tragen. Sie ten- 
dieren ebenso dahin, einen beruflichen Alleinvertretungsanspruch der Verdachts- 
bearbeitung auch nach außen in Richtung mitbeteiligter Berufswelten zu kommu- 
nizieren. Niedrigschwellige Fallbearbeitungen vollziehen sich in sozialpädagogi- 
schen Schutzräumen, die sich disziplinären Argumentationen anschließen können. 

Grenzwertüberschreitungen fördern hingegen einseitige Kontrollbeziehun- 
gen, die gegenüber Familien mit Misstrauen verbunden sein können und gegen- 
über mitbeteiligten Berufsgruppen zu Verantwortungsdelegationen führen. Die 
Aufkündigung von Vertrauensbeziehungen zu Familien führt auch in zwischenbe- 
ruflichen Arbeitsbeziehungen zu einem auf Fallkoordination herabgesetzten be- 
ruflichen Anspruchsdenken. Insofern spiegelt sich in Motiven der Grenz- und 
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Schwellenzuschreibung auch im Feld des Kinderschutzes das für die Soziale Ar- 
beit konstitutive Passungsproblem von beruflichen Hilfeansprüchen und staatli- 
chen Kontrollabsichten. 

Aktuelle Theorieentwürfe können diese professionellen Beziehungskonstel- 
lationen nur bedingt theoretisch einordnen und konzeptionell erfassen. Um auch 
der Komplexität von Professionswirklichkeiten im Hinblick auf aktuelle Heraus- 
forderungen gerecht werden zu können, verdeutlich die vorliegende Studie die 
Notwendigkeit ihrer integrativen Betrachtung. Sowohl für empirische For- 
schungsabsichten als auch für theoretische Reflexionen sind die benannten Bezie- 
hungsebenen und ihre Verflechtungen Ankerpunkte künftiger Professionsdiskus- 
sionen. 


»Suspicion Work« als berufliche Arbeitsform 


Bewegte sich die Argumentation bisher auf der Ebene professionssoziologischer 
Überlegungen, bereichert die Arbeitsform »suspicion work« auch bisherige in der 
interaktionistischen Forschung gebräuchliche berufliche Arbeitsformen. Ver- 
dachtsarbeit (»suspicion work«) reiht sich ein und grenzt sich ab gegenüber ande- 
ren Formen beruflicher Tätigkeiten (bspw. »dirty work« (Hughes 1962), »invisible 
work« (Suchman 1995), »sentimental work«, »machine work« u.v.a.m. (Strauss 
u.a. 1997). Für den abschließenden theoretischen Argumentationsgang sollen ver- 
dachtsbezogene Arbeitsformen als »suspicion work« eingeordnet werden. 

Erste empirisch abgesicherte Hinweise auf Formen der Verdachtsarbeit fin- 
den sich bereits bei Glaser und Strauss (1965) in ihrer Studie zu Sterbeverläufen 
chronisch kranker Patienten. „Suscpicion context“ (ebd.: 39) gilt als der Versuch 
von Patienten, geschlossene Bewusstheitskontexte des medizinischen Personals 
und Angehöriger zum baldigen Sterben infrage zu stellen und mit entsprechenden 
Strategien und Interaktionen sich zu einem „realistischen“ Bild des eigenen 
Krankheitszustandes vorzuarbeiten. Hier sind es Patienten, die aufgrund ihres 
schlechten Gesundheitszustandes dem Verdacht einer Täuschung durch das Kran- 
kenhauspersonal nachgehen. In kinderschutzbezogenen Arbeitskontexten zeigt 
sich eine Umkehr der motivationalen Grundlage solcher Verdächtigungen. Gegen- 
über Verdachtsbildungen, die von Patienten ausgehen, geht es im Untersuchungs- 
feld Kinderschutz explizit um berufliche Formen der Verdachtsbearbeitung. Ge- 
messen an dieser Studie besteht der Ertrag der vorgelegten Forschungsarbeit in der 
Aufklärung der beruflichen Seite der Verdachtsarbeit. Bislang fehlte hierfür eine 
systematische und berufsübergreifende Vergleichsperspektive, auch wenn sich 
vereinzelte Forschungsbemühungen durchaus mit Verdacht und Verdächtigungen 
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in beruflichen Kontexten beschäftigten (vgl. exemplarisch Ricken 1992; Soeffner 
1989; Reichertz 2007). 

Um aber den Verdachtsbegriff aus dem engen Kontext zumeist ordnungsnor- 
mierender Perspektiven herauszuheben, eignen sich überdies berufssoziologische 
Einbettungen, um Verdachtsarbeit als neue Formen sozialer Kontrollmechanis- 
men beruflicher Tätigkeiten zu verstehen. Berufsgruppen galten in der Professi- 
onsforschung seit jeher als Instanzen sozialer Kontrollen (vgl. Parsons 1958) oder 
als Entrepreneurs moralischer Bewertungen und Normvermittlung (vgl. Becker 
1963) sowie als generelle Antwort auf neue gesellschaftliche Entwicklungen und 
Neuordnung (vgl. Bucher und Strauss 1972). Im Verdachtsbegriff sind Praktiken 
und Organisationsprinzipien solcher Normierungen ebenso eingeschlossen wie 
ihre Negation — die Abweichung. Professionen einseitig als Orte der Vertrauens- 
bildung, der Hilfebeziehung und Anerkennung lebensweltlicher Autonomiean- 
sprüche zu konzipieren, muss daher auch mit der Professionswirklichkeit kollidie- 
ren. Rückerinnerungen an Normierungsaufgaben professioneller Berufsgruppen 
können indessen zu einer kritischen Revision aktueller Theorieentwicklungen bei- 
tragen. Auf dem Hintergrund anerkennungstheoretischer Argumentationen müs- 
sen auch Verdacht und Verdächtigungen wie Fremdkörper professioneller Tätig- 
keiten erscheinen. 

Verdachtsbezogene Tätigkeiten können nämlich in Einklang gebracht wer- 
den zu sozialtheoretischen Grundpositionen interaktionistischer Handlungstheo- 
rien, wonach sich auch bessere und schlechtere Formen der Verdachtsarbeit ge- 
genüberstellen lassen. Disziplinären Vorbehalten zum Trotz sollen diese metho- 
dologischen Verankerungen im Rahmen handlungstheoretischer Diskussionen ab- 
schließend angesprochen werden. Insbesondere in beruflichen Kontexten fungie- 
ren Verdächtigungen als Perspektivenöffner des Verstehens, weil sich auch ihre 
Deutungen auf unterschiedliche Wirklichkeitsebenen bewegen. 


(1) Der Verdacht steht als Mittler zwischen manifesten Sinngehalten und latenten, 
darin verwobenen Bedeutungsschichten, die erst durch eine „Hermeneutik des 
Verdachts“ empirisch gehoben werden können (siehe dazu Bude 1994: 118). In 
Berufskontexten genügt es nicht, die Oberfläche der Dinge im Nachvollzug zu 
sichten, vielmehr nötigt die Verborgenheit der Gefährdungsspur, auch unsichtbare 
Bedeutungsschichten freizulegen bzw. interpretativ zugänglich zu machen. Mit 
der Annahme unterschiedlicher Wirklichkeitsebenen erzeugen Verdächtigungen 
gedankliche Komplexitätssteigerungen und multiple Wirklichkeiten. 


(2) Der Verdacht steht ebenso für die Bereitschaft, sich diesen widersprüchlichen 
Deutungen und Interpretationen auszusetzen; also im Verdachtsfall Deutungsan- 
gebote nicht gegenseitig auszuspielen, sondern Wahrnehmungs-, Deutungs- und 
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Handlungsroutinen bewusst auszumanövrieren. Die Spannungen, die sich in sol- 
chen Denkbewegungen niederschlagen, gilt es gleichberechtigt in Verdachtsbil- 
dungsprozessen auszuhalten. Für Ricoeur (1969) sind Vertrauen und Misstrauen 
beiderseits im Verdachtsbegriff eingeschlossen und erst ihre Spannungen zueinan- 
der vermitteln einen Eindruck von den komplexen Deutungs- und Handlungsan- 
forderungen, die hier mit beruflicher Verdachtsarbeit in Verbindung stehen kön- 
nen. Der »Konflikt der Interpretation« eröffnet einen Raum von Variationen, um 
einen „Text zu erlauben, so viel zu bedeuten, wie er eben kann“ (ebd.: 105). Einen 
Zweifel methodisch so zu kontrollieren, dass Prozesse vertrauenswürdiger Annä- 
herungen und misstrauischer Distanzierung sich abwechseln können, verbindet 
sich hier zu einer besonderen Denkanstrengung. Erst sie schafft die Vorausset- 
zung, Vorurteilsstrukturen anzufragen und nicht vorschnell einer Verdachtswirk- 
lichkeit Dominanz zuzusprechen. 


(3) Aber auch diese Spannungen müssen ausagiert werden, sonst blieben sie Dau- 
erreflexionen optionaler Deutungs- und Handlungsmöglichkeiten. Verdächtigun- 
gen sind so gesehen nur Provisorien, „bis die Erfahrungen bereichert sind, oder 
bis die Denkmethoden so geschärft sind, dass jene provisorischen Methoden durch 
definitive ersetzt werden können“ (Vaihinger 1924: 103). Verdachtsbezogene Ein- 
schätzungen besitzen demnach Hypothesencharakter, der zur Weiterbearbeitung 
drängt. 


(4) Prozesse und Dynamiken von Abklärungshandlungen sowie die Korrekturbe- 
dürftigkeit von Verdachtsurteilen lassen sich als berufliche Erfahrungsbildungs- 
prozesse beschreiben. Peirce ([1933]1980) hat nicht nur darauf hingewiesen, dass 
sich in Prozessen der Erfahrungsbildung Wahrnehmung-, Denk- und Handlungs- 
phasen ablösen, sondern auch, dass bei der Bewältigung praktischer Handlungs- 
probleme kreative Wege eingeschlagen werden können. Verdächtigungen lassen 
sich analytisch als Abduktionsprozesse beschreiben, weil sie auch oftmals ihren 
Ausgang in unstrukturierten Beobachtungen nehmen, gewissermaßen nur gefühls- 
mäßig wahrgenommen werden. Aus dem diffusen Gefühl des Verdachts heraus- 
zutreten und Verdächtigungen kognitiv einzuordnen, nötigt zum Abgleich konkre- 
ter Wahrnehmungen mit praktischen Vorerfahrungen und ihren Urteilsstrukturen. 
Im dritten Schritt diese Urteile wieder infrage zu stellen und sie empirischen Wirk- 
lichkeitskontrollen zu unterziehen, eröffnet handlungslogisch nicht nur die Chance 
zur abschließenden Problembewältigung, sondern auch die Chance zur erkennt- 
niserweiternden Erfahrungsbildung. Auch wenn Verdacht und Verdächtigungen 
der Semantik nach Vorurteilsstrukturen betonen, kann mit Blick auf solche Erfah- 
rungsbildungsprozesse auch das Gegenteil, nämlich das Neue und Unerwartete, in 
ihren Aufmerksamkeitsfokus rücken. 


292 Schlussbetrachtung: theoretische und empirische Texturen der Verdachtsarbeit 





Auffällig in den theoretischen Texturen der Verdachtsarbeit bleibt aber ihre 
bereits im Abduktionsbegriff sichtbar gewordene Einseitigkeit einer zumeist rein 
gedanklichen Tätigkeit. Die Spur (Derrida 1976), der Spurentext (Oevermann 
1985), das Spurenlesen (Sebeok und Umiker-Seboek 1982) wie auch die damit 
verbundene Aufklärungsarbeit (Reichertz 1991) stehen nicht nur im Sinnhorizont 
kriminalistischer Signaturen, sondern auch für einseitig Kognitive Arbeitsleistun- 
gen. Insbesondere im Bereich beruflicher Verdachtsarbeit steht nicht nur für den 
Kinderschutz damit zu vermuten, dass sich Berufsangehörige weiter von ihren Kli- 
enten, ihren Selbstkonzepten, ihren Autonomiehorizonten und milieuweltlichen 
Selbstverständlichkeiten distanzieren, sondern zunehmend in ihnen „Spurenträ- 
ger“ beruflicher Arbeitsprogramme sehen. Im Hinblick auf eine Krisenbewälti- 
gung, die im emphatischen Sinne des Wortes die Lebenswelten der Klienten aner- 
kennt, auch wenn gleichzeitig ein Verdacht mit im Raum steht, lässt sich diese 
distanzierte Form der Verdachtsarbeit auch kritisch reflektieren, aber wiederum 
auch als Indiz für neue Herausforderungen an fachliches Handeln lesen. 
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